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öſterreichiſchen Geſetze. 


Achter Band. — Zweile Abteilung. 


Selöfhußp. 





Wien, 1906. 
Manzfhe k. u. k. Hof-Derlags- und Univerfitäts-Budhandlung. 
I., Roblmarft 20. 


Geſetze 


betreffend den 


Feldſchutz 


allen ergänzenden und erläuternden 


Verordnungen 
mit Hinweiſung auf die einſchlägigen aus den 
Entfheidungen Des 
Berwaltungsgerichtshofes erfihflihen Kechtsgrundſätze. 





Elfte Auflage 
verbefjert, ergänzt und vermehrt 
bon 


JUDr. Rudolf Spötlif 


Minifterialfefretär im k. k. Aderbauminifterium. 





Wien, 1906. 


Manjſche k. u. k. Hof-Verlags- und Univerfitäts-Budhandlung. 
L., Kohlmarkt 20. 


Das Recht der Überfegung in andere Sprachen bleibt vorbehalten. 





HcT - 1m 


Buchdruderei ber Manzichen k. u. k. HofsVerlagd- und Univ.» Buchhandlung 
in Wien. 


Vorwort. 


Die Beſtimmungen über den Feldſchutz waren 
bisher mit den Vorſchriften über das Forſtweſen in 
einem Bande unſerer Tajchenausgabe der öfter- 
reichiſchen Geſetze vereint. 

Seit der letzten im Jahre 1897 veranſtalteten 
Auflage des Bandes „Forſtweſen und Feldſchutz“ 
haben ſich Geſetzgebung und Judikatur auf dieſen 
Gebieten ſo reich entwickelt, daß die bisherige Ver— 
einigung der Vorſchriften über den Feldſchutz mit 
denen über das Forſtweſen aufgegeben und dem 
Feldſchutze ein beſonderer Band unſerer Sammlung 
gewidmet werden mußte. 


Manzſchek. u. k. hof-Verlags— 
u. Aniverſitäüts-Buchhandlung. 
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J. Da3 zum Schuße der Landeskultur aufgeitellte 
Wachperjonale. 


Gefek 16. Anni 1872, 


betreffend die amtliche Stellung des zum Schutze einzelner 
Bweige ber Zandeskultur aufgeftellten Wachperſonales. 


(RGBl. Nr. 84.) 


81. Wird zum Schuße einzelner Zweige der Landes- 
fultur, wie der Land- und Forftwirtichaft, des Bergbaueg, 
der Jagd, der Fiſcherei oder anderer Wafjerberechtigungen, 
auf Grund von Landesgefegen, ein befonderes Wachperjonale 
au lan: jo haben in Anſehung der amtlichen Stellung der 
zu demfelben gehörigen Wachmänner (Aufſeher, Hüter ufm.), 
wenn dieſe durch die politiiche Bezirksbehörde in ihrem Amte 
bejtätigt und in Eid genommen find, ohne Unterjchied, ob fie 
in öffentlichen oder in Privatdienften jtehen, die nachfolgen- 
den Bejtimmungen infoweit in Anwendung zu fommen, als 
die den Wirkungsfreis der Wahmänner regelnden Anord- 
nungen nicht einſchränkende Verfügungen enthalten. 

(Für einige Länder bejtehen befondere Geſetze, welche die Be 
ftätigung und Beeidigung des Wachperſonales für die Landeskultur 
ernheitlih, nämlich für alle Zweige der Landeskultur regeln; dieſe 
bejonderen Gefege folgen unmittelbar nach diefem Neichsgejege. In 
ben anderen Ländern jind in diefer Richtung jene Vorichriften maß— 
gebend, welche, jofern e3 fih um das Wachperjonale für den Forſt 
und die Jagd handelt, in der Verordnung des Minifteriums be3 
Innern und der Zuftiz 1. Juli 1857, ROBL. Nr. 124 (abgedrudt in 
dem Bande „Forſtweſen“ diefer Sammlung) und fofern es jih um 
den Feldihug im engeren Sinne handelt, in den Feldſchutzgeſetzen 
enthalten find.) 

8 2. Die Wachmänner find, wenn fie in Ausübung 
ihres Dienftes handeln und hiebei das ihnen vorgejchriebene 
Dienſtkleid oder Dienjtzeichen tragen, als öffentliche Wachen 
anzujehen, und genießen die in den Gejegen gegründeten 


Gef. Sig. VII/2. Feldſchutzgeſetz. 1 


2 I. Feldſchutzperſonal. 


Rechte, welche den obrigfeitlichen Perſonen und Zivilwachen 
zulommen. 

Vgl. SS 68, 69, 70, 71, 72, 81, 82, 312, 313 und 314 St®. 
Das auf Grund des Geſetzes vom 16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84, 
im Wege der Landesgejeßgebung für einzelne Zweige der Landes— 
fultur eingeführte Wachperjonal fann nur unter der Vorausfegung - 
diefe3 Gejeges als Wache, beziehungsweife als eine unter dem 
Scußbereiche des $ 68 StG. geſtellte obrigfeitlihe Perſon augeſehen 
werden, d. h. nur dann, wenn e3 in Ausübung jeined Dienjtes mit 
den Attributen des Wachdienftes verjehen ift, nämlich das ihm vor« 
gejchriebene Dienftfleid oder Dienftzeichen trägt. (E. de3 OGH. vom 
5. Juni 1880, 3. 4605.) 

— Vorſchriften für das Dienſtzeichen folgen nach dieſem Reichs— 
geſetze. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über das von beeideten 
Staatsdienern in Bezug auf deren dienſtliche Wahr- 
nehmungen in Strafſachen abgelegte Zeu u finden aud) 
auf die gleichartigen Yeugenausjagen der Wachmänner Ans 
wendung. 

Val. 88 258 und 458, ſowie $ 453, Abf. 3 u” 3 460 der Straf 

prozeßordnung vom 23. Mai 1873, REBL. Nr. 119. 


8 3. Der Wachmann darf ——— nur zum 
Zwecke der Ablieferung an die zum weiteren Verfahren zu— 
ftändige Behörde, und nur unter folgenden Vorausſetzungen 
vornehmen: 


1. wenn der bei Berübung einer jtrafbaren Handlung 
an den Gegenjtänden feiner Beauffichtigung Betretene 


a) dem Wachmanne unbefannt ijt, oder innerhalb der 
Gemeinde oder der Gemeinden, in welchen fein Auf- 
ſichtsgebiet liegt, feinen Wohnfik hat, oder 

b) fich feiner dienjtlichen Aufforderung mwiderfegt, ihn be- 
jchimpft, oder ſich an ihm vergreift, oder 

c) einen bedeutenden Schaden verurjacht oder mit be= 
ſonderer Bosheit gehandelt hat. 


2. Wenn ein Unbefannter auf fremdem Grund und 
Boden oder in der Nähe von Gegenjtänden der Beauffich- 
tigung des Wahmannes unter Umftänden getroffen wird, 
welche den dringenden Verdacht erregen, daß er eine itraf- 
bare Handlung an den erwähnten Gegenjtänden verübt oder 
zu verüben verjucht habe. 

Die im Erlaffe des Finanzminifteriums 28. April 1864, 3. 9173 

enthaltene Erflärung, daß dem beeideten Forſt- und Jagdſchutz- 


Neichögefes 16. Juni 1872, 3 


perjonale da3 im $ 2 des Geſetzes zum Schutze des Hausrechtes 
27. Dt. 1862 (RGEBl. Nr. 88) näher normierte Recht zur jelb- 
ftändigen Vornahme von Hausdurchſuchungen zulomme, ift als nicht 
mehr zutreffend zu betrachten, weil da3 vorliegende Geſetz 16. Juni 
1872 bei Angabe der Marimalgrenzen der diefem Wachperjonale 
zuftehenden Befugnifje jenes Recht nicht erwähnt und weil fein Gefeß 
beiteht, welches — entjpredhend der Anforderung des 8 3 
des Geſetzes zum Schuße de3 Hausrechtes — ein Hausdurchjuchungs- 
recht diefer Organe zum Behufe der polizeilichen Aufficht regeln würde. 

84 MWenn eine Perjon, welche nad) $ 3 in Berwah- 

rung genommen werden darf, jich derjelben durch die Flucht 
entzieht, jo ijt der Wachmann berechtigt, dieſe Perſon auch 
über fein Auffichtsgebiet hinaus zu verfolgen und außerhalb 
desjelben fejtzunehmen. 

Dem zum Scuße einzelner Zweige der Landeskultur aufgeftellten 
Wachperſonale (Feld-, Forft-, Jagdſchutzperſonale ufw.), auf welches 
die Handel3minifterialerläjje 13. Nov. 1852, 3. 22011 HMV. Nr. 90 
und 27. Juni 1874, 3. 19119, Nr. 82, betreffend da3 Betreten ber 
Eijenbahnen durch die Sicherheit3- und Finanzorgane, nicht An— 
wendung finden, ift Derzeit im Sinne des 8 96 der Eijenbahnbetrieb3- 
ordnung 16. Nov. 1851, RGBl. Nr. 1 ex 1852, das Betreten der 
Bahnanlagen und da3 Überjchreiten des Bahnkörpers, außer an ben 
hiezu allgemein fejtgejegten Punkten, nicht gejtattet. Nachdem nun 
dieje Organe in Ausübung ihres Dienjtes, insbejondere wenn e3 ſich 
darum handelt, die Verübung einer ftrafbaren Handlung zu ver- 
hindern, oder den Übertreter zu verfolgen, oder ſolche Gegenftände 
aufzufuchen, weiche jich zur Verübung einer ftrafbaren Handlung 
eignen oder von einer ſolchen herrühren, in die Lage fommen können, 
die Bahnanlagen zu betreten und in diefer Richtung von Seite von 
Grundbejigern und Jagdinhabern wiederholt Anfuchen gejtellt worden 
jind, jo behält fi) das Handel3minifterium auf Grund de3 mit ben 
Minifterien des Innern und für Aderbau gepflogenen Einvernehmend 
bor, über jpezielle3 Erjuchen unter den von Fall zu Fall mit Berüd- 
jihtigung der Berfehräverhältnifie der betreffenden Bahnftrede und 
des Haftgejehes 5. März 1869, RGBl. Nr. 27, feitzuftellenden Be- 
dingungen zu gejtatten, daß die im Eingange erwähnten Aufjicht3- 
organe in Ausübung ihres Dienjtes die Bahnanlagen betreten und 
zur unmittelbaren Berhinderung einer Gefegübertretung oder bei 
Verfolgung eines Gefegübertreters die Bahn auch außerhalb der be- 
ftimmten Bahnübergänge überjchreiten. Das bezügliche Anfuchen 
haben die Dienftherren unmittelbar bei der betreffenden Eijenbahn- 
verwaltung anzubringen, welche dasfelbe in Begleitung ihrer Anträge 
an das Handel3minijterium vorzulegen hat. 

Sn jedem einzelnen Falle find die bezeichneten Aufficht3organe, 
für welche die befondere Erlaubnis erteilt wird, von Seite der Bahn- 
verwaltungen mit Zegitimationen zu verjehen, und ift das betreffende 
Bahnaufficht3perfonale genau zu informieren. Die Benübung ber 
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Bahn al3 Fußweg bleibt auch diejen Fer unterjagt (Erlaß des 
Handel3minifteriums 31. Dez. 1878, 3. 35834). 

Das Eijenbahnminifterium findet fich beftimmt, die dem Handels— 
minifterium laut deſſen Erlaß vom 31. Dez. 1878, 3. 35834, vor- 
behaltene und nunmehr dem Eijenbahnminifterium zuftehende Be— 
fugnis zur Erteilung der Bewilligung zum Betreten der Bahnanlagen 
duch das zum Schuge einzelner Zweige der Landesfultur aufe 
geitellte Wachperjonal (Felde, Forſt-, Jagdſchutzperſonal uf.) rück— 
fichtlich der kak öfterreihifhen Staatsbahnen und vom 
Staate betriebenen Brivatbahnen den Staatöbahndirektionen 
zu übertragen. Ber Ausübung diejer Befugnis find nachfolgende 
Grundfäge zu beadten: 1. Die Bewilligung zum Betreten der 
Bahnanlagen im Sinne de3 eingangs berufenen Erlajfes darf nur 
an die in diefem Erlafje erwähnten Organe und nur im Falle tat» 
fähhlichen Bedürfniſſes erteilt werden. 2. Zur Sicderftellung de3 
Arars hat der Dienftgeber de3 betreffenden Wachorganes mittel 
Reverſes, in welchen auch die Bedingungen und Vorjichtsmaßregeln 
aufzunehmen find, unter denen das Betreten der Bahn geitattet wird, 
die Bertretungsleiftung für alle Schadenerjäße zuzufichern, welche 
im Falle des PVerunglüdens diejes Wachorganes etwa feiten3 des 
Arars nad) dem Haftpflichtgejege zu leiften wären. Bei nicht zweifel— 
lojer Solvenz des Dienftgebers ift Bürgfchaft, unter Umftänden hypo— 
thefarifche Sicherftellung zu verlangen. Hinfichtlich der I. f. Wach— 
organe ijt von der Ausjtellung formeller - Haftungsreverfe abzujehen, 
und genügt die fchriftliche Zuficherung der Schadloshaltung durch 
die vorgejeßte Behörde der betreffenden Wachorgane. 3. Die im 
Nevers namentlich aufzuführenden Wahorgane find mit Legitima- 
tionen zu verjehen und müſſen diefe Legitimationen bei Übernahme 
mit der eigenhändigen Unterjchrift an der vorgejehenen Stelle ver- 
fehen werden. Auf der Rückſeite der Legitimation find die fpeziellen 
Vorſichtsmaßregeln und Bedingungen anzugeben, unter welchen die 
Bahn betreten werden darf. Die Legitimation muß dem Bahn- 
aufiicht3perfonal auf Verlangen jederzeit vorgewiejen werben, und 
müſſen ji die Wachorgane den Weijungen des Bahnauffichts- 
perjonales unbedingt fügen. Die Legitimationen können im Bedarfs— 
falle auch doppeljpradhjig aufgelegt werden. 4. Die Legitimationen 
find nebjt der zugehörigen Juxta bei der Staat3bahndireltion aus— 
zuftellen, müfjen die Unterichrift des Staatsbahndireftors oder eines 
feiner Stellvertreter tragen und mit dem Trodenftempel der Staats— 
bahndireftion abgejtempelt werden. Die Legitimationen find genau 
in Evidenz zu halten und haben eine fortlaufende Numerierung zu 
erhalten. Bon der erfolgten Ausftellung einer Legitimation find bie 
zuftändigen Bahnaufficht3organe jeweilig mit dem Auftrage in 
Kenntnis zu fegen, ftrenge darüber zu wachen, daß die gejtellten 
Bedingungen feitend der Berechtigten genau eingehalten werden, 
widrigenfall® die erteilte Bewilligung zu widerrufen ift. Die von der 
bejtandenen Generaldireftion der öjterr. Staatäbahnen oder ben 
Direktionen der verftaatlihten Bahnen ausgeftellten Legitimationen 
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treten hiedurch außer Kraft und find eventuell durch folche ber 
Staat3bahndireftion zu erfegen. (Erlaß des Eifenbahnminifteriums 
vom 10. September 1898, 3. 6280.) 

Siehe auch Punkt 3 der öfterr.-Jächfishen Konvention vom Jahre 
1855, weiter unten. 

85. Den auf friiher Tat betretenen Perjonen fünnen 
die von der jtrafbaren Handlung herrührenden, jowie Die 
zur Berübung derjelben bejtimmten Sachen abgenommen 
werden. 

Die Pfändung von Eifekten, die nicht Tatwerkzeuge oder Produkte 
des Frevels find, bilden feinen Alt der Dienftverrichtung des Schuß- 
perſonales. (E. des OGH. vom 14. Dez 1885, 3. 10041.) 

86. Auch außer dem Falle der Betretung auf frifcher 
Zat, ijt der Wachmann berechtigt, ſolchen Perſonen, melde 
dringend verdächtig erjcheinen, eine jtrafbare Handlung an 
den Gegenjtänden feiner Beauffichtigung verübt zu Haben 
oder vorzubereiten, diejenigen Sachen abzunehmen, welche 
allem Anjcheine nach von Berübung einer joldhen ftrafbaren 
—— herrühren, oder hiezu beſtimmt ſind, falls die 

itnahme dieſer Gegenſtände nicht gerechtfertigt wird. 

8 7. Die durch einen Wachmann in Verwahrung ge— 
genommenen Perjonen, jowie die abgenommenen Saden, 
jind jofort der zur Übernahme derjelben berufenen Behörde 
zu übergeben, injoweit nicht durch bejondere Geſetze etwas 
anderes angeordnet ilt. 

In Anjehung der in Verwahrung genommenen Per— 
jonen darf die im $ 4 des Geſetzes 27. Oft. 1862, Nr. 87, 
RGB. zur Ablieferung an die für das weitere Verfahren 
zuftändige Behörde bejtimmte Frijt von adhtundvierzig Stun— 
den in feinem Falle überjchritten werden. 

Bol. da3 Geſetz vom 27. Okt. 1862, RGBl. Nr. 87, zum Schuße 
der perjönlichen Freiheit, dann 8 177 des Gejekes vom 23. Mai 
1873, RGBl. Nr. 119, betreffend die Einführung einer Straf- 
prozefordnung. 

8 8. Die bereits bejtehenden Anordnungen über das 
zum Schuße einzelner Zweige der Landesfultur aufgejtellte 
Wacperjonale werden durch das gegenwärtige Gefe nicht 
berührt. 

89 Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes find Die 
Minijter des Innern, der Juſtiz und des Aderbaues be- 
auftragt. 


6 1. Feldfchußperfonal. 
Vorſchriften 


betreffend die Beſtätigung und Beeidigung des zum Schutze 
der Landeskultur aufgeſtellten Wachperſonales. 


(Siehe Bemerkung zum $ 1 de3 vorſtehenden Reichsgeſetzes 
16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84.) 


Galizien. 


Gefek 4. September 1592, 


betreffend die Erfordernifje gut Beltätigung und Beeidigung 
für das zum Schuße der Landesfultur bejtellte öffentliche 
Wacperjonal 


(LGBl. Nr. 74.) 


8 1. Die Beitätigung und Beeidigung als öffent» 
lihe Wache im Sinne des NReichsgejeßes 16. Juni 1872, 
Nr. 84 RGBl., erfolgt ohne Unterfchied, ob der Wad- 
mann bloß für den Schuß einzelner oder für jenen mehrerer 
Bweige der Landeskultur (Forſt-, Jagd-, Feldihuß, dem 
Schutze der Filcherei und anderer Waſ el ngen ujm.) 
bejtellt ijt, für den Wachdienjt zum Schutze der Landes- 
fultur überhaupt. 

82. Für den Wachdienſt zum Schute der Landes- 
kultur fann derjenige bejtätigt und beeidigt werden, welcher: 
1. das Staatsbürgerrecht in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern bejigt, und 2. das 20. Lebens— 
jahr zurüdgelegt hat. 

8 3. Perſonen, welche wegen eines Verbrechens oder 
wegen der Übertretung des Diebitahles oder der VBeruntreus 
ung, der Teilnehmung an denjelben oder des Betruges oder 
wegen der im $ 1 des Gejehes 28. Mai 1881, Wr. 47 
RGBl., oder im $ 1 des Geſetzes 25. Mai 1883, Nr. 78 
RGBl., angeführten Vergehen, beziehungsweije Übertretun= 
gen verurteilt worden find, dürfen während der im Geſetze 
15. November 1867, Nr. 131 RGBT., feſtgeſetzten Zeitdauer 
für den öffentliden Wachdienjt weder bejtätigt noch be— 
eidigt werden. 

8 4. Die Beitätigung und Beeidigung ijt —— Per⸗ 
ſonen zu verweigern, welche infolge körperlicher oder geiſtiger 
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Gebrechen, ſowie wegen nachgewiejener Unfittlichfeit, oder 
infolge eines vollfommenen Mangels an Bertrautheit mit 
den Rechten und Pflichten einer öffentlichen Wache zum Wach— 
dienjte ungeeignet erjcheinen, ferner auch: ſolchen, die nicht 
vollfommen vertrauenswürdig find. 

85. Die für den öffentlichen Wachdienſt bejtätig- 
ten und beeidigten Perjonen verlieren im Falle des Ein- 
tretens eines der im $ 3 angeführten Ausjchliegungsgründe 
die durch die Bejtätigung und Beeidigung erlangten Rechte 
einer öffentlichen Wache und können Ddiejelben vor Ablauf 
des im $ 3 bezeichneten Zeitraumes nicht wieder erwerben. 

Im Falle einer der im $ 4 angeführten Umjtände erjt 
nad erfolgter Beeidigung eintritt oder befannt wird, fünnen 
die durch die Bejtätigung und Beeidigung erlangten Rechte 
dem Wachorgane jeitens der politifchen Bezirksbehörde auf 
immer oder zeitweije entzogen werden; in beiden Fällen iſt 
die Legitimation einzuziehen ($ 10). 

S6. Das für den Schuß der Landesfultur beeidete 
Wachorgan verliert die ihm in dieſer Eigenfchaft zuftehenden 
Rechte weder durch eine Veränderung in der Rerfon des 
Dienſtgebers, noch durch die Beſtellung für ein anderes 
Schutzgebiet. 

87. Ein durch feinen Dienſtgeber vom Wachdienſte 
entferntes Wachorgan darf die Rechte einer öffentlichen 
Wache nicht ausüben. Wird jedoch das Wachorgan für den 
Wachdienſt abermals bejtellt, jo bedarf es zur Wieder- 
erlangung jener Rechte feinerlei Beftätigung und Beeidi- 
gung, jondern nur der nach $ 11 dieſes Geſetzes erjtatteten 
Anzeige an die zuftändige politijche Behörde. 

88. Über die Zuläfjigfeit der Bejtätigung und der 
Beeidigung einer öffentlichen Wache, ſowie über den Verluft 
und die Entziehung der durch die Beeidigung erworbenen 
Nechte Hat jene politische Bezirksbehörde zu erkennen, in 
deren Sprengel das dem Wacorgane zugemwiefene Schuß- 
gebiet Liegt. 

Sit jedoch dieſes Schußgebiet in den Sprengeln mehrerer 
politijcher Bezirksbehörden gelegen, jo ift zur Fällung diejer 
Erkenntniſſe jene politijche Bezirfsbehörde zuftändig, in deren 
Sprengel das Schugorgan als folches feinen Wohnfit haben 
wird. 

89. Gegen diejes Erkenntnis fann von demjenigen, 
welchem die politijche Bezirfsbehörde die Betätigung und Be- 
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eidigung verweigert, oder die Rechte einer öffentlichen Wache 
entzogen hat ($ 5) binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Zu— 
ftellung an, die Berufung an die politiihe Landesbehörde 
——— werden. Eine weitere Berufung findet nicht 
tatt. 

8 10. Die Beeidigung des Wachorganes hat nad) der 
im Unhange A enthaltenen Eidesformel zu erfolgen. 

Dem beeidigten Wachorgane iſt eine nad dem im 
Unhange B enthaltenen Formulare auszuftellende Legiti- 
mation auszufolgen. 

8 11. Die die Wachorgane beftellenden Dienjtgeber find 
bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe von 1 bis 20 fl. ver- 
pflichtet, jede Beränderung im Stande ihres beeidigten Wach— 
perjonales, ſowie hinfichtlich der demſelben zugewieſenen 
Schußgebiete der betreffenden politifchen Bezirksbehörde unter 
Vorlage der Legitimation binnen vier Wochen anzuzeigen. 

Die angezeigten Beränderungen find in der XLegiti- 
mation von der politiihen Bezirksbehörde erjichtlich zu 
maden. 

8 12. Die politifchen Bezirksbehörden haben über alle 
bejtätigten und beeidigten in ihrem Sprengel den Wachdienjt 
ausübenden Perjonen genaue Vormerke zu führen und in 
fteter Evidenz zu halten. 

13. Die mit den Beitimmungen diejes Geſetzes in 
Widerjpruc jtehenden Borjchriften treten außer Wirfjam- 
feit, unbejchadet jedoch der durch die Beeidigung für den 
Wachdienſt in Gemäßheit der bisherigen Vorfchriften er- 
erlangten Rechte. 

Die in Gemäßheit der bisherigen Vorjchriften für den 
Schuß einzelner Zweige der Landeskultur bereits bejtätigten 
und beeidigten Wachorgane können, wenn fie in der Folge 
für den Schuß anderer Zweige oder für ein anderes Schuß- 
gebiet bejtellt werden follen, nur in Gemäßheit der Bejtim- 
mungen dieſes Geſetzes für den Wachdienjt zum Schuße der 
Zandesfultur überhaupt bejtätigt und beeidigt werden. 

Ebenjo können diejelben auch ohne Veränderung hin- 
ſichtlich des Schubdienjtes oder des Schußgebietes über Ver— 
langen der Dienjtgeber nochmals in Gemäßheit der Bejtim- 
mungen dieſes Geſetzes für den Wachdienſt zum Schuße der 
Landeskultur bejtätigt und beeidigt werden. 

8 14. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes betraue ch 
Meinen Uderbauminijter und Meinen Minijter des Innern. 
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Anhang A. 
A. Eidesformel. 


Ich — den mir jeweils übertragenen Schutz der 
Landeskultur in dem mir jeweils zugewieſenen Schutzgebiete 
tets mit möglichſter Sorgfalt und Treue auszuüben, alle 
iejenigen, welche die meinem Schutz anvertrauten Rechte 
und Gegenſtände auf irgend eine Weiſe zu ſchädigen trachten 
oder wirklich beſchädigen ohne perſönliche Rückſicht gewiſſen— 
haft anzuzeigen, nach Erfordernis in geſetzmäßiger Weiſe 
zu pfänden oder feſtzunehmen, keine Unſchuldigen fälſchlich 
anzuklagen oder zu verdächtigen, jeden Schaden möglichſt 
hintantzuhalten und die verurſachten Beſchädigungen nach 
meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen anzugeben und abzu— 
ſchätzen, ſowie deren Abhilfe im geſetzlichen Wege zu ver— 
langen, mich den mir obliegenden Pflichten ohne Wiſſen 
und Genehmigung meiner Vorgeſetzten oder ohne unvermeid— 
liche Verhinderung niemals zu entziehen und über das mir 
anvertraute Gut jederzeit Rechenſchaft zu geben. So wahr 
mir Gott helfe! 

(Von dem Abdrucke des Formulares B wird hier Umgang ge— 

nommen.) 


Görz Gradiska. 


Gefek 15. Februar 1896, 


betreffend die Erforderniſſe zur Beſtätigung und Beeidigung 
für das zum Schutze der Landeskultur beſtellte Wachperſonal. 


(LGBl. Nr. 10.) 


8 1. Die Beftätigung und Beeidigung als öffentliche 
Wache im Sinne des Neichsgejehes vom 16. Juni 1872, 
Nr. 84 RGBl., erfolgt — ohne Unterjchied, ob der Wachmann 
bloß für den Schuß einzelner oder für jenen mehrerer Zweige 
der Landesfultur (Forſt-, Jagd-, Feldſchutz, den Schuß der 
Fiſcherei und anderer Wajjerberechtigungen) bejtellt ift — 
für den Wachdienft zum Schuße der Landesfultur überhaupt. 

82, Für den Wacdienjt zum Schuße der Landes- 
fultur fann derjenige bejtätigt und beeidigt werden, welcher 

1. die Staatsbürgerjchaft in den im Reichsrate ver- 
tretenen Königreihen und Ländern beſitzt, 
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2. das 20. Lebensjahr zurücdgelegt Hat, und hinficht- 
lich deſſen 

3. die politiſche Bezirksbehörde ſich durch entſprechen— 
des Befragen die Überzeugung verſchafft hat, daß derſelbe 
mit den Rechten und Pflichten einer öffentlichen Wache hin— 
reichend vertraut iſt. 


83. Die im $ 2 unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Erfordernifje werden erjegt durch die vor dem 1. Juli 1889 
gemäß der Verordnung vom 16. Jänner 1850, RGBl. 

rt. 63, oder durch die jeither gemäß der Verordnung vom 
11. Februar 1889, Nr. 23 RGBl. mit gutem Erfolge ab- 
gelegte Staatsprüfung für Forjtwirte oder für den Forſt— 
ſchutz- und techniſchen Hilfsdienst, beziehungsmweije durch die 
gemäß der SS 27 und 49 der leßterwähnten Berordnung 
eintretende Befreiung von der Ablegung dieſer Prüfungen. 

An Stelle der Vdg. 11. Februar 1889, RGBl. Nr. 23, ift jetzt 

die MB. vom 3. Februar 1903, RGBl. Nr. 30 getreten. 

In gleicher Weife werden die bezeichneten Erfordernifje 
erjeßt durch die vor dem 1. Juli 1889 gemäß der früheren 
Vorjchriften oder durch die jeither gemäß der Berordnung 
14. Juni 1889, Nr. 100 RGBL., mit gutem Erfolge abge- 
legte Prüfung aus dem Jagdweſen, beziehungsweije für den 
Jagd- und Jaggdſchutzdienſt. 

Die Vdg. 14. Juni 1889, RGEBl. Nr. 100 wurde ſeither durch 

die MV. vom 3. Februar 1903, RGEBl. Nr. 31 abgeändert. 

8 4 Perſonen, welche wegen eines Verbrechens oder 
wegen der Übertretung des Diebitahles oder der Beruntreus- 
ung, der Teilnehmung an denjelben oder des Betruges oder 
wegen der im $ 1 des Gejehes vom 28. Mai 1881, Wr. 47, 
RGBl., oder im $ 1 des Gejeßes vom 25. Mai 1883, Nr. 78 
RGBl., angeführten Vergehen, beziehungsweije Übertretuns 
gen verurteilt worden find, Dürfen während der im Gejeße 
vom 15. November 1867, Nr. 131 ROGBL., fejtgefetten Zeit- 
dauer für den öffentlichen Wachdienjt weder bejtätigt noch 
beeidigt werden. 


8 5. Die Beltätigung und Beeidigung kann Perfonen 
verweigert werden, welche folche geiftige oder Förperliche 
Eigenschaften bejiten, die zur Ausübung des öffentlichen 
Wachdienjtes ungeeignet machen. 

Die Beftätigung und Beeidigung fann ferner auch wegen 
ſolcher fittlicher Fehler verweigert werden, welche den damit 
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Behafteten als nicht volllommen vertrauenswürdig er— 
icheinen Tajjen. 

86. Die für den öffentlihen Wachdienſt bejtätigten 
und beeidigten Perjonen verlieren im Falle des Eintretens 
eine der im $ 4 angeführten Ausſchließungsgründe Die 
durch die Beitätigung und Beeidigung erlangten Nechte einer 
öffentlihen Wache kraft des Geſetzes und können Ddiejelben 
vor Ablauf des im $ 4 bezeichneten Zeitraumes nicht wieder 
erwerben. 

Im Falle einer der im $ 5 angeführten Gründe, wegen 
welcher die Bejtätigung und Beeidigung vermweigert werden 
fann, erjt nach erfolgter Bejtätigung und Beeidigung ein- 
tritt oder befannt wird, können die durch die Bejtätigung 
und Beeidigung erlangten Rechte einer öffentlichen Wache 
wieder entzogen werden. 

Sn beiden Fällen ijt die Legitimation ($ 11) ein- 
zuziehen. 

57. Die mit der erfolgten Beftätigung oder Beeidigung 
für den Schuß der Sandestuktur verbundenen Rechte einer 
öffentlichen Wache werden, injolange feiner der im $ 6 
bezeichneten Fälle eintritt und das Wachorgan nicht aufhört, 
für dieſen Schugdienft bejtellt zu fein, weder durch eine 
Veränderung in der Perjon des Dienjtgebers, noch durch 
die Bejtellung für ein anderes Schußgebiet berührt. 

S8 Wenn ein zum Schußge der Landeskultur bejtelltes 
Wachorgan ohne Eintritt eines der im $ 6 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Fälle aufhört, für diefen Schußdienjt bejtellt zu 
zu jein, jo erlöfchen auch die mit der Bejtätigung und Be— 
eidigung verbundenen Rechte einer öffentlichen Wache. 

Wird jedoch das Wachorgan für diefen Schußdienjt aber- 
mal3 bejtellt jo bedarf e3 zur Wiedererlangung jener Rechte 
feiner neuerlichen Bejtätigung und Beeidigung, jondern nur 
der Anzeige ($ 12) an die gemäß $ 9 dieſes Geſetzes zu— 
ftändige politifche Bezirksbehörde. 

Hat hiebei ein urjprünglid auf Grund des $ 2, 3.3 
dieſes Geſetzes bejtätigte® und beeidigtes Wachorgan den 
Wachdienſt durch längere Zeit unterbrochen, fo fann die poli- 
tiihe Bezirksbehörde in der im $ 2, 3. 3 Diejes Gejehes 
bezeichneten Weiſe vorgehen, um jich die Überzeugung von 
der fortdauernden Eignung des Wachorganes zu verjchaffen. 
Gewinnt die politifche Bezirksbehörde diefe Überzeugung 
nicht, fo Fann fie dem Wachorgane die Ausübung des Wach— 


12 I. Feldſchutzperſonal. 


dienjtes8 bis zu der gemäß des $ 2, 3. 3 Diejes Geſetzes 
erfolgten Dartuung feiner Eignung unter vorläufiger Ein- 
ziehung der Legitimation ($ 11) unterjagen. 

8 9. Über die Zuläfjigfeit der Bejtätigung und der 
Beeidigung, ſowie über den Verluſt oder die Entziehung 
der durch die Bejtätigung und Beeidigung erworbenen Rechte 
- und über die Unterjuchung der einjtweiligen Ausübung des 

Wacdienftes hat jene politiſche Besirksbehörde zu erfennen, 
in deren Sprengel das dem Wachorgan zugemiefene Schuß- 
gebiet Liegt. 

sit jedoch dieſes Schußgebiet in den Sprengeln mehrerer 
politifcher Bezirksbehörden gelegen, jo ift zur Fällung 
diefer Erfenntnifje jene politifche Bezirksbehörde zuftändig, 
in deren Sprengel das Schukorgan in Diefer genfchat 
jeinen Wohnſitz Dat oder zu nehmen haben wird. 

8 10. Gegen dieſes Erfenntnis fann von demjenigen, 
der zur Beltätigung und Beeidigung nicht zugelaffen wird, 
oder dem die hiemit verbundenen echte aberfannt werden 
oder die einjtweilige Ausübung derjelben unterjagt wird, 
binnen vierzehn Tagen vom Tage der Zuftellung an bei 
der politifchen Bezirkfsbehörde die Berufung an die politifche 
Zandesitelle eingebradjt werden. — Eine weitere Berufung 
findet nicht jtatt. 

8 11. Die Beeidigung des Wachorganes hat nad) der 
im Anhange A enthaltenen Eidesformel zu erfolgen. 

Dem bejtätigten und beeidigten Wachorgane iſt eine 
Legitimation auszufolgen, welche nad dem im Anhange B 
enthaltenen Formulare auszuftellen ift. 

8 12. Die Beiteller der Wachorgane find bei Ber- 
meidung einer Ordnungsitrafe von 5 bis 50 fl. verpflichtet, 
jede Veränderung im Stande ihres bejtätigten und be- 
eidigten Wachperjonals, jowie Hinfichtlich der demjelben zu— 
gewiejenen Schußgebiete der fompetenten politijchen Be— 
zirtsbehörde unter Vorlage der Legitimation binnen vier 
Wochen anzuzeigen. 

Die angezeigten Veränderungen find in der Legitima- 
tion von der politifchen Bezirfsbehörde erjichtlich zu machen. 

S 13. Die politifchen Bezirfsbehörden haben über 
alle bejtätigten und beeidigten, in ihrem Sprengel den 
Wachdienſt ausübenden Perſonen genaue Wormerfe zu 
führen und in jteter Evidenz zu halten. 

$ 14. Die mit den Beltimmungen dieſes Geſetzes in 
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Widerſpruch ftehenden Vorſchriften treten außer Wirkſam— 
feit, unbejchadet jedoch der durch die Bejtätigung und Be— 
eidigung für den Wachdienjt in Gemäßheit der bisherigen 
Vorſchriften erlangten Rechte. 

Die in Gemähpeit der bisherigen Vorſchriften für den 
Schuß einzelner Zweige der Landesfultur bereits bejtätigten 
und beeidigten Wachorgane fönnen, wenn fie in der Folge 
für den Schuß anderer Kufturziveige oder für ein anderes 
Schußgebiet bejtellt werden jollen, nur in Gemäßheit der 
Beitimmungen dieſes Geſetzes für den Wachdienjt zum 
Schutze der Landesfultur überhaupt bejtätigt und beeidigt 
werden. 

Ebenſo können fich dieſelben aucd ohne Veränderung 
hinjichtlih des Schugdienjtes oder des Schußgebietes über 
Verlangen der Dienjtgeber nochmal® in Gemäßheit der 
Beitimmungen dieſes Geſetzes der Betätigung und Beeidi- 
gung für den Wachdienſt zum Schuge der Landesfultur 
überhaupt unterziehen. 

8 15. Mein AUderbauminijterium und Mein Minijter 
des Innern find mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes betraut. 


A. Eidesformel. 


Sch ſchwöre, den mir jeweils übertragenen Schuß der 
Zandesfultur in dem mir jeweils zugewiejenen Schuß 
gebiete jtet8 mit möglichjter Sorgfalt und Treue aus— 
zuüben, alle Diejenigen, welche die meinem Schuße ans 
vertrauten Rechte und Gegenjtände auf irgend eine Weife 
zu ſchädigen tradhten oder wirklich bejchädigen, ohne perſön— 
lihe Rückſicht gewiſſenhaft anzuzeigen, nad) Erfordernis 
in gefegmäßiger Weile zu pfänden oder fejtzunehmen, feine 
Unſchuldigen fälſchlich anzuflagen oder zu verdäcdhtigen, jeden 
Schaden möglichjt Hintanzuhalten und die verurjachten Be— 
Ihädigungen nad) meinem beiten Wijjen und Gemijjen 
anzugeben und abzujhäßgen, jowie deren Abhilfe im geied- 
fihen Wege zu verlangen, mid den mir obliegenden 
Pflichten ohne Willen und Genehmigung meiner Vorge— 
feßten oder ohne unvermeidliche Verhinderung niemals zu 
entziehen und über das mir anvertraute Gut jederzeit 
rn zu geben. 

So wahr mir Gott helfe! 

(Bon dem Abdrude de3 Formulares B wird hier Umgang ge 

nommen.) 
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Iſtrien. 

Geſetz vom 30. Houenber 1901, 
wirham für die Marfgrafihaft Sitrien, betreffend die Er- 
fordernijje zur Beftätigung und Beeidigung für das zum 

Schutze der Yandesfultur bejtellte Wacdyperjonal. 

(LGBL. Nr. 10 ex 1902.) 

$ 1. Die Bejtätigung und Beeidigung als öffentliche 
Wache im Sinne des Neichsgejeges vom 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, erfolgt — ohne Unterſchied, ob der Wach— 
mann bloß für den Schuß einzelner oder für jenen mehrerer 
Zweige der Landeskultur (Forſt-, Jagd», Feldſchutz, den 
Schuß der Filcherei und anderer Wajjerberechtigungen) be= 
ftellt ift — für den Wachdienſt zum Schutze der Landes- 
fultur überhaupt. 

2, Für den Wachdienſt zum Schuße der Landes- 
fultur kann derjenige bejtätigt und beeidigt werden, 
welcher: 

1. die Staat3bürgerjchaft in den im Reichsrate ver- 
tretenen Königreichen und Ländern bejißt, 

2. das 20. Lebensjahr surüdgelegt hat, und Hinficht- 
fi deſſen 

3. die politifche Bezirksbehörde ſich über voran— 
gegangenes Befragen die Überzeugung verſchafft hat, daß 
derſelbe mit den Rechten und Pflichten einer öffentlichen 
Wache hinreichend vertraut iſt. 

3. Die im $ 2 unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Erfordernifje werden erjegt durch die vor dem 1. Juli 
1889 gemäß der Verordnung vom 16. Jänner 1850, 
RGBl. Nr. 63, oder durch die jeither gemäß der Ver— 
ordnung dom 11. Februar 1889, RGBl. Nr. 23, mit 
utem Erfolge abgelegte Staatsprüfung für Forftwirte oder 
* den Forſtſchutz und techniſchen Hilfsdienſt, beziehungs— 
weiſe durch die gemäß der 88 27 und 49 der letzt— 
erwähnten Verordnung eintretende Befreiung von der Ab— 
Ablegung dieſer Prüfungen. 

An Stelle der Vdg. 11. Februar 1889, RGEBl. Nr. 23, iſt jetzt 

die MB. vom 3. Februar 1903, ROBL. Nr. 30 getreten. 

Sn gleicher Weije werden Die bezeichneten Erforder- 
nijje erfcht durch die vor dem 1. Juli 1889, gemäß 
der früheren Vorſchriften oder durch Die feither gemäß 
der Berordnung vom 14. Juni 1889, RGBl. Nr. 100, 
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mit gutem Erfolge abgelegte Prüfung aus dem Jagdweſen, 
beziehungsweiſe für den Jagd- und ——— 

Die Vdg. 14. Juni 1889, RGEBl. Nr. 100 wurde ſeither durch 

die MB. vom 3. Februar 1903, RGEBl. Nr. 31 abgeändert. 

8 4 Berjonen, welche wegen eines Verbrechens oder 
wegen der Übertretung des Diebſtahls oder der Verun— 
treuung, der Zeilnehmung an denjelben oder des Be— 
truges oder wegen der im $ 1 de3 Gejeßes vom 28. Mai 
1881, RGBl. Nr. 47, oder im 8 1 des Geſetzes vom 
25. Mai 1883, RGBl. Nr. 78, angeführten Vergehen, 
beziehungsmweife Üübertretungen verurteilt worden find, 
Dürfen während der im Gejege vom 15. November 1867, 
RGBl. Nr. 131, fejtgefegten Zeitdauer für den öffentlichen 
Wachdienſt weder bejtätigt noch beeidigt erden. 

8 5. Die Beftätigung und Beeidigung kann Perſonen 
bermweigert werden, welche ſolche körperliche oder geijtige 
Gebrehen Haben, die fie zur Ausübung des öffentlichen 
Wachdienſtes ungeeignet macden. 

Die Betätigung und Beeidigung kann ferner aud 
Perjonen verweigert werden, welche nicht vollfommen ver- 
trauenswürdig find. 

86. Die für den öffentlichen Wachdienft bejtätigten 
und beeidigten Perfonen verlieren im Falle des Ein- 
tretend eines der im $ 4 angeführten Nusjchließungs- 
ründe die durch die Betätigung und Beeidigung er- 
angten Rechte einer öffentlihen Wache kraft des Gejebes 
und können diejelben vor Ablauf des im $ 4 bezeidh- 
neten Zeitraumes nicht wieder erwerben. 

Sm Falle einer der im $ 5 angeführten Gründe, 
wegen welcher die Bejtätigung und Beeidigung verweigert 
werden kann, erjt nach erfolgter Beltätigung und Be— 
eidigung eintritt oder befannt wird, fünnen die durch Die 
Beitätigung und Beeidigung erlangten Rechte einer öffent- 
fihen Wache wieder entzogen werden. 

Sn beiden Fällen ijt die Legitimation ($ 11) ein- 
ziehen. 

87. Die mit der erfolgten Betätigung und Be- 
eidigung für den Schuß der Landesfultur verbundenen 
Rechte einer dffentlihen Wache werden, infolange feiner 
der im $ 6 bezeichneten Fälle eintritt und das Wad- 
organ nicht aufhört, für dieſen Schußdienjt bejtellt zu 
jein, weder durch eine Veränderung in der Perjon des 
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Die Beftätigung und Beeidigung fann ferner aud 
aus folhen Gründen verweigert werden, melde den Be— 
treffenden als nicht vollfommen vertrauenswürdig er- 
ſcheinen laſſen. 

86. Die für den öffentlichen Wachdienſt beſtätigten 
und beeidigten Perſonen verlieren im Falle des Ein— 
tretend eines der im $ 4 angeführten Ausſchließungs— 
gründe die durch die Betätigung und Beeidigung er— 
langten Rechte einer öffentlihen Wache kraft des Geſetzes 
und fönnen diejelben vor Ablauf des im $ 4 bezeich- 
neten Zeitraumes nicht mieder erwerben. 

Sm Falle einer der im $ 5 angeführten Gründe, 
wegen welcher die Bejtätigung und Beeidigung vermweigert 
werden fann, erjt nad erfolgter Bejtätigung und Be— 
eidigung eintritt oder befannt wird, können die durch Die 
Beitätigung und Beeidigung erlangten Rechte einer öffent- 
lihen Wache mieder entzogen werden. 

In beiden Fällen ijt die Legitimation ($ 11) ein- 
zuziehen. 

87. Die mit der erfolgten Bejtätigung und Be— 
eidigung für den Schuß der Landesfultur verbundenen 
Rechte einer öffentlihen Wache werden, infolange Feiner 
der im $ 6 bezeichneten Fälle eintritt und das Wach— 
organ nicht aufhört, für Ddiefen Schußdienjt bejtellt zu 
fein, weder durch eine Veränderung in der Perjon des 
Dienjtgebers, noch durch die Bejtellung für ein anderes 
Scußgebiet berührt. 

8. Wenn ein zum Schuße der Landesfultur be— 
ftellte8 Wachorgan ohne Eintritt eines der im $ 6 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Fälle aufhört, für dieſen Schugdienft 
beftellt zu fein, fo erlöfchen auch die mit der Beltätigung 
— Beeidigung verbundenen Rechte einer öffentlichen 

ache. 

Wird jedoch das Wachorgan für dieſen Schutzdienſt 
abermals beſtellt, ſo bedarf es zur Wiedererlangung jener 
Rechte keiner neuerlichen Beſtätigung und Beeidigung, 
ſondern nur der Anzeige ($ 12) an die gemäß $ 9 dieſes 
Geſetzes zuftändige politiiche Bezirksbehörde. 

Hat hHiebei ein urjprünglid auf Grund des 82, 
3. 3 dieſes Geſetzes bejtätigtes und beeidigtes Wach— 
organ den Wachdienjt Durch längere Zeit unterbrocden, 
jo kann Die politifche Bezirksbehörde in der im $ 2, 
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hen Bezirksbehörde die Berufung. an die politiiche Landes— 
heit eingebradht werden. Eine weitere Berufung findet 
nicht ftatt. 

8 11. Die Beeidigung des Wachorganes hat nad 
der im Anhange A enthaltenen Eidesformel zu erfolgen. 

Dem bejtätigten und beeidigten Wachorgane ijt eine 
Legitimation auszufolgen, welche nad) dem im Anhange B 
enthaltenen Formulare auszujtellen iſt. 

8 12, Die Bejteller der Wacorgane find bei Ver— 
meidung einer Ordnungsjtrafe von 10 bis 100 K ver- 
pflichtet, jede Veränderung im Stande ihres bejtätigten 
und beeidigten Wachperjonals, ſowie hinſichtlich der dem— 
jelben zugemwiejenen Schußgebiete der betreffenden politi- 
jchen Bezirfsbehörde unter Vorlage der Legitimationen 
binnen vier Wochen anzuzeigen. 

Die angezeigten Veränderungen find in der XLegiti- 
mation von der politifhen Bezirfsbehörde erſichtlich zu 
machen. 

8 13. Die politiſchen Bezirksbehörden haben über 
alle bejtätigten und beeidigten, in ihrem Sprengel den 
Wachdienſt ausübenden Perfonen, genaue WBormerfe zu 
führen und in jteter Evidenz zu halten. 

8 14. Alle mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
im Widerſpruch ſtehenden Vorſchriften treten außer Wirk— 
Maris unbefchadet jedoch der durch die Beitätigung und 

eeidigung für den Wachdienit in Gemäßheit der bis- 
herigen en erlangten Rechte. Die in Gemäß- 
heit der bisherigen Vorſchriften für den Schuß einzelner 
Zweige der Landesfultur bereits bejtätigten und beeidigten 
Wachorgane können, wenn fie in der Folge für den Schuß 
anderer Zmweige oder für ein anderes Schußgebiet bejtellt 
werden follen, nur in Gemäßheit der Bejtimmungen diejes 
Geſetzes für den Wachdienſt zum Schuge der Landeskultur 
überhaupt bejtätigt und beeidigt werden. 

Ebenjo fönnen fich Ddiejelben auch ohne Veränderung 
Allan des Schußdienftes oder des Schußgebietes über 

erlangen der Pienjtgeber nochmal in Gemäßheit der 

Beitimmungen dieſes Gejeßes der Beſtätigung und Be— 
eidigung für den Wachdienſt zum Schube der Landes- 
fultur überhaupt unterziehen. 

8 15. Mein Aderbauminifter und Mein Minijter 
des Innern find mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes betraut. 
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Beeidigung für den Wachdienſt in Gemäßheit der bis- 
herigen Vorſchriften erlangten Rechte. Die in Gemäß- 
—* der bisherigen Vorſchriften für den Schutz einzelner 
weige der Landeskultur bereits beſtätigten und beeidigten 
Wachorgane können, wenn ſie in der Folge für den Schutz 
anderer Zweige oder für ein anderes Schutzgebiet beſtellt 
werden ſollen, nur in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes für den Wachdienſt zum Schutze der Landeskultur 
überhaupt beſtätigt und beeidigt werden. 

Ebenſo können ſich dieſelben auch ohne Veränderung 
hinſichtlich des Schutzdienſtes oder des Schutzgebietes über 
Verlangen der Dienſtgeber nochmals in Gemäßheit der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes der Beſtätigung und Be— 
eidigung für den Wachdienſt zum Schutze der Landes— 
kultur überhaupt unterziehen. 

8 15. Mein Ackerbauminiſter und Mein Miniſter 
des Innern find mit dem Bollzuge diejes Geſetzes betraut. 


Eidesformel. 


(Die Eidesformel ift gleichlautend mit jener beim Geſetz für 
Galizien; von dem Abdrude de3 Formulare B wird hier Umgang 


genommen.) 
Vorſchriften 


betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schutze der 
Landeskultur beſtellten und beeideten Wachorgane. 


Böhmen. 
Gefek 21. Februar 1885. 


(LOB. Nr. 41.) 

8 1. Die für den Walde, Feld-, Fiſcherei- oder Jagdſchutz in 
Böhmen gemäß des Forſtgeſetzes 3. Dez. 1852, des Fagdgefeges 1. Juni 
1866, des Feldſchutzgeſetzes 12. Oft. 1875, des Waſſerrechtsgeſetzes 
28. Aug. 1870 und des Geſetzes, betreffend einige Maßregeln zur 
Hebung der Fijcherei, 9. Oft. 1883 bejtellten und beeideten Wachorgane 
haben jih zur Kennzeichnung diefer ihrer Eigenſchaft ausſchließlich 
jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches im Anhange zu diefem Gefeße 
beichrieben ift. Auf dem Dienſtzeichen felbft dürfen andere, al3 bie 
in der Beichreibung enthaltenen Embleme nicht angebracht werben. 

Die beeideten Wachorgane find verpflichtet, bei Ausübung ihres 
Wachdienſtes das Dienftzeichen auf der linken Bruftfeite zu tragen, und 
ift die Außerachtlaſſung diefer Verpflihtung von den politifhen Bes 
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hörden nad) Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, 
RGBl. Nr. 198, zu beftrafen. 

Die Beftrafung ift von der Behörde von Amts wegen zur Kenntnis 
bes Dienftherrn des betreffenden Wachorganes zu bringen. 

Den Wachorganen bleibt e3 unbenommen, nebjt diefem Dienft- 
zeihen auch noch andere zur Sennzeichnung ihrer Dienftherren 
dienende Embleme zu tragen. 

8 2. Berfonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienfte 
ftehen, dürfen fich des für diefe Organe vorgejchriebenen Dienftzeichens 
($ 1 und Anhang) in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nad) dem all- 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von den politischen Behörden 
nah Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. 
Nr. 198, zu betrafen. 

8 3. Diejes Gefeg tritt drei Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; noch innerhalb dieſer drei Monate ift in jedem 
politifchen Bezirke die Bejchreibung des hiemit vorgejchriebenen Dienft- 
zeichen3 zu verlautbaren. 

(Diefe Verlautbarung erfolgte mit Statthalterei-fundmadhung 

2. Oft. 1885, 3. 8843, LOB. Nr. 42, welcher aud) die Abbildung 
des Dienftzeichens beigegeben ift.) 
4. Mit dem PVollzuge dieſes Geſetzes find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minijter de3 Innern betraut. 


Anhang. 
Befhreibung des Dienſtzeichens. 

Das Dienftzeichen ift aus weißem Metall verfertigt, von ovaler 
Form, 75 mm lang und 65 mm breit; in der Mitte des Ovals be- 
findet ji ein 6 cm hoher böhmifcher Wappenlömwe, berfelbe ift von 
einem 15 mm breiten Bande ring3 umgeben. 

Auf dem Bande find in erhabenen Xettern, von innen zu lefen, 
Iinf3 vom Löwen die Worte „Priseznä strä2“ und recht3 von demijelben 
die Worte „Beeidete Wache”, oberhalb und unterhalb des Löwen aber 
ein Ornament angebradt. 


Bukowina. 
Gefek 29. Mai 1887. 


(LEBE. Nr. 17.) 


8 1. Das zum Schuge einzelner Zweige der Landeskultur, wie 
ber Land» und Forftwirtichaft, de3 Bergbaues, der Jagd, der Fifcherei 
oder anderer Waſſerberechtigungen aufgeftellte und von der politischen 
Bezirksbehörde beeidete Wachperjonale hat ſich zur Kennzeichnung diefer 
feiner Eigenfchaft ausjchließlich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 
im Nachhange zu diefem Geſetze von der politiichen Landesbehörde ein- 
vernehmlich mit dem Landesausfchuffe im Verordnungswege bejtimmt 
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und bejchrieben werden wird und welches auf folche Weije getragen 
werben joll, daß es leicht bemerft werden kann. Auf dem Dienftzeichen 
felbft dürfen andere in der Befchreibung nicht angegebene Embleme 
nicht angebracht werden. 

Nebſt diefem Dienftzeichen fünnen auch andere zur Kennzeichnung 
des —— oder des Kulturzweiges dienende Embleme angebracht werden. 

8 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpflichtet, bei Aus- 
übung ihres Wachdienftes das Dienſtzeichen in der bei Feititellung dei 
felben ($ 1) vorzufchreibenden Weije zu tragen; die Außeraditlaffung 
dieſer Verpflichtung ift von der politifhen Behörde nad) Maßgabe der 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu beftrafen 
und die Beitrafung zur Kenntnis des Dienſtherrn des betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

8 3. Perſonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienſte 
ftehen, dürfen fich des für diefe Organe vorgefchriebenen Dienftzeicheng 
in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen diejes Verbote3 find, wenn fie nicht nach dem all» 
gemeinen Strafgefege zu ahnden wären, von der politiichen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu beftrafen. 

8 4 Die Vorjchriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 
erwähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Diefes Gefeß tritt jechd Monate nach feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb diejer ſechs Monate ift in jedem politijchen 
Bezirke die Beichreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

86. Mit dem Bollzuge diejes Gejeges find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minifter des Innern betraut. 


Verordnung des k. k. Landespräfidenten für die 
Bukowina 25. Oktober 1887, 3. 10859, 
(LGBl. Nr. 28.) 


Auf Grund des $1 des Geſetzes 29. Mai 1887 wird nad) gepflogenem 
Einvernehmen mit dem Landesausichuffe nachſtehendes verordnet: 

Das Dienftzeichen für da3 Landeskulturwachperjonale beiteht in 
einer Armbinde in der Breite von 81/, cm, der mittlere Horizontale 
Streifen von 61/; em Breite it von brauner, der obere und untere 
Streifen von je 1 cm Breite von grüner Farbe. 

Auf der Armbinde befindet fich das (nach der, der Verordnung 
beigefügten Zeichnung auszuführende) 8 cm hohe und 6 cm breite Schild 
aus lichtgelbem Tombakmetall, den kaiſerlichen Doppeladler im Mittel- 
felde des Landeswappens enthaltend, und bi8 zur halben Höhe von einem 
Eichenfranze aus gleichem Metall umgeben. 

Die Armbinde ift am Linken Oberarme auf dem oberften Kleidungs— 
ftüücle mit dem Adler nach auswärt3 und etwas nad) vorne zu tragen. 
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Dalmatien. 
Gefek 29. Mai 1887, 


(LGB. Nr. 28.) 


8 1. Das zum Schuße einzelner Zweige der Landeskfultur, wie 
der Land» und Forftwirtichaft, de3 Bergbaues, der Jagd, der Filcherei 
oder anderer Wajferberechtigungen aufgeftellte und von der politischen 
Bezirksbehörde beeidete Wachperſonale hat jich zur Kennzeichnung diejer 
lag; Eigenschaft ausschließlich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 

Nahhange zu diefem Gejege von der politifchen Landesbehörde im 
era beſtimmt und bejchrieben werden wird. 

Auf dem Dienftzeichen jelbit dürfen andere in der Befchreibung 
nicht angegebene Embleme nicht angebracht werden. 

Die Landes», Gemeinde» und Privatwachen haben auf dem Dienft- 
zeichen da3 Wappen des Königreiches Dalmatien zu tragen. 

Nebit diefem Dienftzerchen können auch andere zur Kennzeichnung 
des Dienftes oder des Kulturzmweiges dienende Embleme getragen werden. 

S 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find Derprlichtet, bei Aus⸗ 
übung ihres Wachdienftes das Dienftzeichen in der bei Feſtſtellung des— 
jelben ($ 1) vorzuichreibenden Weife zu tragen. 

Die Außeradhtlafjung diejer Verpflichtung ift von der politischen 
Behörde nach Maßgabe der Minifterialverordnung 30. September 1857, 
RGBl. Nr. 198, zu beftrafen, und die Beitrafung zur Kenntnis des 
Dienjtherrn de3 betreffenden Wachmannes zu bringen. 

. Berjonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienite 
ftehen, dürfen ſich des für diefe Organe vorgeſchriebenen Dienftzeichens 
in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nad) dem all— 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von der politischen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu beftrafen. 

Ss 4 Die PVorichriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 
erwähnten Wacdorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Diejes Geſetz tritt ſechs Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkjamfeit; innerhalb diejer ſechs Monate ift in jedem politischen 
Bezirke die Bejchreibung de3 Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem Vollzuge diefes Gejeges jind Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minijter de3 Innern betraut. 


Kundmachung der k. k. dalmatinifchen Statt- 


balterei 31. Oktober 1887, 3. 20362. 
(LGBl. Nr. 34.) 
Das im $ 1 des Gejehes 29. Mai 1887 erwähnte Dienftzeichen 
der zum Schutze der Landeskultur beftellten und beeideten Wachorgane 


beite&t in einer Armbinde in der Breite von 8!1/, cm und von dunfel- 
blauer Farbe. 
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Auf diefer Armbinde befindet ſich (nah) Muſter der, der Kund— 
machung beiliegenden Zeichnung) der faiferlihe Doppeladler aus Licht» 
gelbem Tombalmetall, im Mittelfelde da3 Landeswappen enthaltend und 
bis zur halben Höhe von einem Eichenfranze aus gleichem Metalle 
umgeben. 

Die Armbinde ift am linfen Oberarm auf dem oberjten Kleidungs- 
ftüde mit dem Adler nach auswärts und etwas nach vorne zu tragen. 


Kundmachung der k. k. dalmatinifchen Statt: 


balterei 18. September 1889. 
(LGEBl. Nr. 14.) 

Zur bejonderen Kennzeichnung der zum Schuße der Forftwirtichaft 
beitellten und beeideten Wachorgane (Waldhüter) wird im Sinne des 
legten Abſatzes des $ 1 des Landesgejeßes 29. Mai 1887 hiemit be» 
ftimmt, daß diefe Organe nebſt dem mit der Statthalterei-fundmadhung 
31. Oft. 1887, 3. 20362, LOB. Nr. 34, für die zum Schuße der 
Landesfultur überhaupt beftellten und beeideten Wachorgane feſtgeſetzten 
Dienftzeichen (Armbinde) auch noch ein jpezielled Emblem zu tragen 

ben 


Dieſes fpezielle Emblem bejteht in einem Eichenblatte mit furzem 
Stiele auf einem fleinen Aſte aus lichtgelbem Tombafmetall und ift 
38 mm lang und 12 mm breit. 

Diejes Emblem iſt an fichtbarer Stelle vorne an der Kopfbededung, 
und zwar in aufrechter Stellung zu tragen. 


Galizien. 
Gefek 29. Mai 1887. 


(LEBT. Nr. 42.) 


8 1. Die zum Schuße verſchiedener Zweige der Landeskultur, wie 
der Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Fifcherei 
oder anderer Wafjerberechtigungen aufgejtellten und von der politifchen 
Bezirksbehörde beeideten Wachmänner haben ſich zur Kennzeichnung 
diejer ihrer Eigenschaft jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches im 
Nahhange zu dieſem Geſetze von der politischen Landesbehörde im 
Verordnungsmwege beftimmt und befchrieben werden wird. 

Auf dem Dienftzeichen jelbjt dürfen andere in der Befchreibung 
nicht angegebene Embleme nicht angebracht werden. 

Nebit diefem Dienftzeichen können auch andere zur Kennzeichnung 
des Dienftes oder des Kulturzweiges dienende Embleme getragen werben. 

8 2. Die beeideten Wachmänner (8 1) find verpflichtet, bei Aus- 
übung ihres Wachdienftes das Dienftzeihen in der bei Feititellung des— 
felben (8 1) vorzujchreibenden Weife zu tragen. 

Die Außeradhtlafjung diefer Verpflichtung ift von der politischen 
Behörde nad) Maßgabe der Minifterialverordnung 30. September 1857, 
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RGBl. Nr. 198, zu beitrafen, und die Beitrafung zur Kenntnis de3 
Dienftherrn des betreffenden Wachmannes zu bringen. 

8 3. Berfonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienite 
ftehen, dürfen fich des für dieje Organe vorgejchriebenen Dienftzeichens 
in feinem Falle bedienen. 

übertretungen diejes Verbotes jind, wenn jie nicht nad) dem all» 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von der politischen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu beftrafen. 

8 4 Die Vorichriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 
erwähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Diefes Gejeg tritt jechs Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb diejer ſechs Monate ift in jedem politischen 
Bezirke die Beichreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem Bollzuge diefes Gejeges find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minijter des Innern betraut. 


Verordnung der k. k. galiziichen Statthalterei 
28. November 1887, Nr. 67265. 


(LGBl. Nr. 65.) 


In Ausführung der 88 1 und 2 des Landesgejehes für Galizien 
29. Mai 1887 wird nach Einvernehmung des galiziihen Landes 
ausfchuffes auf Grund des Erlafjes des k. f. Aderbauminifteriums 
8. Juni 1887, Nr. 7775, nachſtehendes verordnet: 


Art. I (zu $ 1 des Geſetzes). 


Als Dienftzeichen wird eine Tuch-Armbinde mit einem an der- 
jelben angebrachten Schilde aus Meſſingblech bejtimmt. 

Dieſe Armbinde beiteht aus drei zujammengenähten Gtreifen, 
deren breiterer mittlerer aus dunfelblauem Tuche 8 cm, und die beiden 
äußeren aus rotem QTuche je 2-5 cm breit jein follen. 

Der Meijingblehichild befteht aus einem Dval im Ausmaße von 
10-5 und 8-4 cm, auf welchem inmitten das Landeswappen ausgeprägt 
ift, und am Rande eine den betreffenden Landeskulturzweig, für welchen 
das Wachorgan bejtellt ift, näher bezeichnende Aufjchrift angebracht 
werden darf. 

(Vorjtehende Verfaſſung diejes legten Abjabes de3 Art. I wurde 

mit der Statthaltereiverordnung 4. Mai 1888, 3. 21285, LEBT. 
Nr. 54, nachträglich feitgejegt.) 


Art. II (zu $ 2 des Geſetzes). 


Das Dienftzeihen ilt von den Wachorganen auf dem oberiten 
Kleidungsftüde mit dem Schilde nad) auswärts? am linken Oberarme 
zu tragen. 





54 1. Feldfchußperfonal. 


Öfterreich unter der Enns. 
Gefet 29. Mai 1887, 


(LGBL. Nr. 42.) 


8 1. Das zum Schuße einzelner Zweige der Landesfultur, wie 
der Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, ber Jagd, der Yilcherei 
oder anderer Wafjerberechtigungen aufgeftellte und von der politiichen 
Bezirköbehörde beeidete Bachperionale hat fich zur Kennzeichnung dieſer 
feiner Eigenschaft ausſchließlich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 
im Nachhange zu diefem Geſetze von der politifchen Zandesbehörde im 
Berordnungsmwege bejtimmt und bejchrieben werden wird. 

Auf dem Dienftzeichen felbjt dürfen andere in der Beſchreibung 
nicht angegebene Embleme nicht angebradjt werden. 

Nebit diefem Dienftzeichen können auch andere zur Kennzeichnung 
de3 Dienjtes oder des Kulturzweiges dienende Embieme getragen werben. 

8 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpfiichtet, bei Aus“ 
übung ihres Wachdientes das Dienitzeichen in der bei Feititellung des— 
jelben ($ 1) vorzufchreibenden Weiſe zu tragen; die Außeraditlaffung 
diefer Verpflichtung ift von der politischen Behörde nad) Maßgabe ber 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu bejtrafen 
und die Beitrafung zur Kenntnis des Dienjtherrn des betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

3. Perſonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienjte 
ftehen, dürfen jich des für dieje Organe vorgeschriebenen Dienjtzeichens 
in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nad) dem all« 
gemeinen Strafgejeße zu ahnden wären, von der politiichen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu betrafen. 

8 4. Die Vorſchriften, weiche die Kennzeichnung der im $ 1 er- 
wähnten Wacorgane bisher geregelt haben, treten a Kraft. 

8 5. Diejes Gefeß tritt ſechs Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb diejer ſechs Monate ift in jedem politifchen 
Bezirke die Beichreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem PBollzuge dieje3 Gefeges find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minijter des Innern betraut. 


Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzog: 
tume Oſterreich unter der Enns 22, Juli 1887, 
3. 38348. 

(LSB. Nr. 46.) 


In Ausführung der Beſtimmungen des $ 1 des Geſetzes 29. Mai - 
1887, betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schuße der Landes- 
kultur bejtellten und beeideten Wachorgane, wird nachſtehendes verordnet: 


Vorſchriften betr. die äußere Kennzeichnung ufw. 47 


Auf der Armbinde befindet ſich der Faiferliche Doppeladler aus 
lichtgelbem Tombakmetall, im Mittelfelde das Landeswappen enthaltend 
und bi3 zur halben Höhe von einem Eichenfranze aus gleichem Metalle 
umgeben. | 

Die Armbinde ift am linfen Oberarme auf dem oberjten Kleidungs- 
ftüde, mit dem Adler nad) auswärt3 und etwas nach vorne zu tragen. 


Iſtrien. 
Gefek 29. Mai 1887. 


(LIEB. Nr. 21.) 


8 1. Da3 zum Schuge einzelner Zweige der Landes- und Forft- 
kultur, fowie der Land» und Forftwirtichaft, de3 Bergbaues, der Jagd, 
der Fiſcherei oder anderer Waſſerberechtigungen aufgeftellte und von der 
politifchen Bezirlsbehörde diesfall3 beeidete Wachperjonale hat fich zur 
Kennzeihnung feiner bezüglihen Amtseigenſchaft ausjchließlic des 
Dienitzeihens zu bedienen, welches im Nachhange zu dieſem Gejeße 
bon der politiichen Landesbehörde im Verordnungswege bejtimmt und 
bejchrieben werden wird. Außer diefem Dienftzeichen, auf welchem 
andere in der Beſchreibung nicht angegebene Embleme nicht angebracht 
werden dürfen, find andere zur Kennzeichnung des Dienſtes oder des 
Kulturzweiges dienende Embleme zuläffig. 


8 2. Das obbezeichnete Perjonale ($ 1) ift verpflichtet, bei Aus— 
übung jeines Dienjtes das genannte Dientzeichen in der Weiſe zu tragen, 
wie jelbe3 in der im vorhergehenden $ 1 erwähnten politifchen Ber- 
ordnung vorgejchrieben wird, und zwar bei Vermeidung einer im Sinne 
der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, von der 
politiichen Behörde zu verhängenden Strafe, welche Behörde hievon 
dem Dienftherrn der beftraften Wache Kenntnis geben wird. 

8 3. Berfonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienſte 
ftehen, dürfen fich des für diejelben vorgejchriebenen Dienftzeichens 
in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nad) dem all- 
gemeinen Strafgejeße zu ahnden wären, von der politifchen Behörde nad) 
Maßgabe der im $ 2 bezogenen Minifterialverordnung zu bejtrafen. 

8 4. Die Vorfchriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 er- 
wähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten * Kraft. 

3 5. Dieſes Geſetz tritt ſechs Monate nad) ſeiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb desſelben Zeitraumes iſt in jedem politiſchen 
Bezirke die Beſchreibung des Dienſtzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem Bollzuge dieje3 Geſetzes find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minifter des Innern betraut. 
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8 5. Dieſes Gefeß tritt ſechs Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb diefer ſechs Monate ift in jedem politischen 
Bezirke die Befchreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

86. Mit dem Bollzuge diejes Gejeges find Mein Aderbau- 
miniftes und Mein Minijter des Innern betraut. 


Verordnung des E, k. Statthalter im Herzog: 
tume Salzburg 29. November 1887, 3. 8461. 


(LSB. Nr. 8.) 


In Ausführung der Beftimmungen des 8 1 des Geſetzes 29. Mai 
1887, betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schuße der Landes« 
fultur bejtellten und beeideten Wachorgane, wird nachſtehendes verordnet: 

Das Dienftzeichen, welches alle zum Schuße der einzelnen Zweige 
der Landesfultur, wie der Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, 
der Jagd, der Fiſcherei oder anderer Waſſerberechtigungen aufgeftellten 
und von der politiichen Bezirk3hehörde beeideten Wachorgane bei Aus 
übung ihres Wachdienftes zu tragen verpflichtet find, hat aus orhdiertem 
Tombafmetalle zu bejtehen, ift von ovaler Form, 75 mm lang und 
56 mm breit; in der Mitte des Dvales befindet ji der faiferliche 
Doppeladler, in dejjen Mittelfeld das falzburgiiche Landeswappen. Der 
kaiſerliche Doppeladler ijt fait bi zur halben Höhe von einem Eichen- 
franze aus gleihem Metalle umgeben. 

Oberhalb des Dvales (Schildes) befindet fich die Kaiſerkrone, 
unterhalb des Ovales ein Spruchband, worauf die Worte „Beeidete 
Wache” zu lejen find. 

Dieſes Dienftzeihen iſt auf dem oberjten Kleidungsftüde an der 
linken Bruftjeite zu tragen, und wird mit der eingelöteten Sicherheits“ 
nabel befeitigt. 

Dasſelbe ift nur bei den politiichen Behörden I. Inſtanz um ben 
Anſchaffungspreis zu beziehen. 


Schlejien. 
Gelek 29. Mai 1887. 


(LGEBl. Nr. 33.) 


8 1. Das zum Schuße einzelner Zweige der Landesfultur, wie 
ber Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Fiſcherei 
oder anderer Wafferberehtigungen aufgeftellte und von der politifchen 
Bezirksbehörde beeidete Wachperfonale hat jich zur Kennzeichnung diejer 
feiner Eigenfchaften ausschließlich des vorgejchriebenen Dienſtzeichens 
zu bedienen. 

Das Dienftzeihen hat da3 Landeswappen ohne Infchrift zu ent- 


Vorſchriften betr. die äußere Kennzeichnung uſw. 57 


ten; e3 wird im Nachhange zu diefem Gejege von der politifchen 
ndesbehörde im Verordnungswege näher bejtimmt oder bejchrieben 
werden. 

Auf dem PDienftzeichen ſelbſt dürfen andere in der Bejchreibung 
nicht angegebene Embleme nicht angebradht werden. 

Nebit diefem Dienftzeichen können auch andere zur Kennzeichnung 
bes Dienftes oder des Kulturzmweiges dienende Embleme getragen werben. 

8 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpflichtet, bei Aus 
übung ihres Wachdienftes das Dienftzeichen in der bei Feititellung des— 
felben ($ 1) vorzufchreibenden Weiſe zu tragen; die Außerachtlaſſung 
biefer Verpflichtung ift von der politischen Behörde nad) Maßgabe der 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu beftrafen 
und die Beitrafung zur Kenntnis des Dienſtherrn des betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

8 3. Berfonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienfte 
ftehen, dürfen fich des für dieje Organe vorgejchriebenen Dienftzeicheng 
in feinem Falle bedienen. 

übertretungen dieje3 Verbotes find, wenn fie nicht nach dem all- 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von der politifchen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu beitrafen. 

8 4. Die Vorſchriften, welche die Kennzeichnung der im 8 1 ew 
mwähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Diejes Gejeß tritt jech3 Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkjamfeit; innerhalb diejer jehs Monate ift in jedem politischen 
Bezirke die Beichreibung des Dienftzeichens ($ 8) zu verlautbaren. 

86. Mit dem PVollzuge diefes Gejeges jind Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minifter des Innern betraut. 


Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von 
Schlefien 12. Juli 1887, 3. 7790, 
(LGBl. Nr. 34.) 

In Gemäßheit des Geſetzes 29. Mai 1887 wird für das zum 
Schuße einzelner Zweige der Landeskultur, wie der Land» und Forft- 
wirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Filcherei und anderer Wafjer- 
berechtigungen aufgeftellte und von der politifhen Bezirksbehörde be» 
eidete Wachperfonale nachitehend bejchriebenes Dienſtzeichen feitgeftellt: 

Das Dienftzeichen befteht in einem länglichrunden, 75 mm langen 
und 65 mm breiten Metallfchilde, enthält das jchlefiiche Landeswappen 
ohne jede Inſchrift und wird auf der linfen Seite der Bruft getragen. 


Verordnung des k. k. Landespräfidenten in Schlefien 
vom 12. Juni 1903, 3. 13978, 


mit welcher die Kundmachung vom 12. Juli 1887, 3. 7790, 26. u. 
VBl. Nr. 34, betreffend die Bejchreibung des Dienſtzeichens zur Kenn— 
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zeichnung der zum Schutze der Landeskultur bejtellten und beeideten 
Wachorgane, abgeändert, beziehungsweife ergänzt wird. 


(LGBl. Nr. 39.) 


Die auf Grund des 8 1 des Gefehes vom 29. Mai 1887, 
LG.u. VBl. Nr. 33, erlaffene Kundmahung vom 12. Juli 1887, 3.7790 
LS. u. VB. Nr. 34, betreffend die Beſchreibung des Dienitzeicheng 
zur Kennzeichnung der zum Schuße der Landeskultur bejtellten und 
beeideten Wachorgane, wird dahin abgeändert, beziehungsmeije ergänzt, 
daß den Organen de3 Jagd- und Forſtſchutzdienſtes gejtattet wird, ſich 
in Ausübung de3 Dienftes anjtatt de3 in obiger Kundmachung bes 
ichriebenen großen Dienftzeichens eines Heineren Dienftzeichens zu be— 
dienen, welches am Hute oder im oberjten Knopfloche an der linken 
Geite zu tragen it. 

Diejes Heine Dienftzeichen hat aus einem länglich-runden, 30 mm 
fangen und 23 mm breiten, lichtgrauen matten Metalljchilde zu bes 
ftehen, welcher lediglich das ſchleſiſche Landeswappen ohne jede Inſchrift 
zu enthalten hat. 


Steiermark. 
Geſetz 29. Mai 1887. 


(LGBl. Nr. 39.) 


8 1. Das zum Schuße einzelner Zweige der Landeskultur, wie 
der Lande und Forftwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Filcherei 
oder anderer Wafferberechtigungen aufgeftellte und von der politifchen 
Bezirksbehörde beeidete Wachperjonale hat ſich zur Kennzeichnung diefer 
feiner Eigenſchaft ausichließlich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 
im Nachhange zu dieſem Gejege von der politifchen Landesbehörde im 
Verordnungsmwege beftimmt und bejchrieben werden wird. Auf dem 
Dienftzeichen felbft dürfen andere, in der Bejchreibung nicht angegebene 
Embleme nicht angebracht werden. 

Nebit diefem Dienftzeichen können auch andere zur Kennzeichnung 
de3 Dienftes oder des Kulturzweiges dienende Embleme getragen werden. 

8 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpflichtet, bei Aus 
übung ihres Wachdienftes das Dienftzeichen in der bei Feſtſtellung des— 
jelben ($ 1) vorzufchreibenden Weife zu tragen; die Außerachtlaſſung 
diejer Verpflichtung ift von der politiichen Behörde nach Maßgabe ber 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGEBl. Nr. 198, zu beitrafen 
und die Beftrafung zur Kenntnis des Dienftheren des betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

8 3. Perſonen, welche nicht ala beeidete Wachorgane im Dienfte 
ftehen, dürfen fich des für diefe Organe vorgejchriebenen Dienftzeicheng 
in feinem Falle bedienen. 

übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nach dem all» 
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gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von ber politijchen Behörde nad) 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu beitrafen. 

8 4. Die Vorjchriften, welche die Kennzeichnung der im 8 1 er 
mwähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Dieſes Gefeg tritt jeh3 Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit; innerhalb diefer jeh3 Monate iſt in jedem politifchen 
Bezirke die Bejchreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem Bollzuge diefes Gejeges find Mein Aderbau- 
minijter und Mein Minifter des Innern betraut. 


Berordnung des k. k. Statthalters in Steiermark 
5. Auguſt 1887. 
(LEBE. Nr. 40.) 

Das im Sinne des Gejeges 29. Mai 1887 für die zum Schuße der 
Landeskultur beeideten Wachorgane feitgejtellte Dienftzeichen iſt aus 
Pakfongmetall geprägt und verjilbert, daher von weißer Farbe. Die 
Gejtalt desjelben bildet ein Oval und beträgt im Längendurchſchnitt 
83 mm und in der Breite 69 mm. 

E3 enthält folgende Embleme: 

In der Mitte befindet ih auf erhobenem Wappenfhilde der 
fteierifiche Panther, ober dem Wappenfchilde in der Mitte ein Tannen— 
baum, rechts ein Weidenſtrauch, linf3 ein Eichenzweig, unter dem 
Wappenſchilde in der Mitte ein Hirſchkopf mit Geweih, recht3 und links 
davon je ein Fild. 

Rechts vom Wappenſchilde ift oben ein Apfel mit einem Baum— 
zweig, in der Mitte eine Melone und unten eine Weintraube mit Laub 
dargeſtellt. 

Links vom Wappenſchilde iſt eine Getreidegarbe mit Ähren ab— 
gebildet. 

Die Befeſtigung des Dienſtzeichens geſchieht mittels eines rück— 
wärts angelöteten flachen 1 cm breiten Metallhakens. 

Diejes Dienjtzeichen ift an der linken Bruftfeite am Node, und 
falls jich eines Überrodes bedient wird, am leßteren auf eine voll— 
fommen und leicht jichtbare Weiſe zu tragen. 

Diefes Dienftzeichen it nur bei den potitiichen Behörden I. In— 
ftanz um den Anſchaffungspreis zu beziehen. 


Tirol. 


Gelfek 29. Mai 1887, 
(LGBl. Nr. 31.) 


5 1. Das zum Schuße einzelner Zweige der Landesfultur, wie 
der Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Filcherei 
oder anderer Waiferberechtigungen aufgeftellte und von der politijchen 
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Bezirksbehörde beeidete Wachperjonale hat ſich zur Kennzeichnung dieſer 
feiner Eigenſchaft ausjchlieglich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 
im Nachhange zu diefem Gejege von der politiichen Yandesbehörde im 
Verordnungswege bejtimmt und bejchrieben werden wird. Auf dem 
Dienftzeichen ſelbſt dürfen andere in der Beſchreibung nicht angegebene 
Embleme nicht angebradjt werden. 

Neben diefem Dienjtzeichen können aud) andere zur Kennzeichnung 
de3 Dienſtes oder des Kulturzweiges dienende Embleme getragen werden. 

8 2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpflichtet, bei Aus— 
übung ihres Wachdienſtes das Dienjtzeichen in der bei Feſtſtellung des— 
ſelben ($ 1) vorzufchreibenden Weife zu tragen; die Außeradtlaffung 
diefer Verpflichtung ift von der politischen Behörde nach Maßgabe der 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu beitrafen 
und die Beltrafung zur Kenntnis des Dienjtherrn de3 betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

8 3. Perſonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienſte 
ftehen, dürfen fich des für dieſe Organe vorgefchriebenen Dienftzeichens 
in feinem Falle bedienen. 

übertretungen dieſes Verbote3 find, wenn fie nicht nach dem all» 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von der politijchen Behörde nad 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
zu bejtrafen. 

8 4. Die Vorjchriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 er- 
wähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Dieſes Gefeß tritt ſechs Monate nach feiner Kundmachung 
in Wirkjamfeit; innerhalb diefer ſechs Monate ift in jedem politifchen 
Bezirke die Bejchreibung des Dienftzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

6. Mit dem Vollzuge diejfes Gejeges find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minifter de3 Innern betraut. 


Erlaß des k. k. Statthalters 6. Auguft 1887, 
3. 15727, 
an fämtliche k. k. Bezirtshauptmannfchaften in Tirol und Vorarlberg. 


Nach den Landesgejeben 29. Mai 1887, LEBI. Nr. 31 und 32 
(j. Vorarlberg), hat fich das zum Schuge einzelner Zweige der Landes» 
fultur, wie der Land» und Foritwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, 
der Fiicherei oder anderer Wajjerberehtigungen, aufgejtellte und von 
der politiichen Behörde beeidete Wachperſonale zur Kennzeichnung dieſer 
Eigenschaft eines von der politischen Landesbehörde im Verordnung» 
wege zu beitimmenden Dienſtzeichens zu bedienen. 

Dieſes Dienftzeichen hat demnach zu bejtehen aus einem faijerlichen 
Doppeladler aus lichtgelbem Tombalmetall, im Mittelfelde das Landes— 
wappen enthaltend, und bi3 zur halben Höhe von einem Eichenfranze 
aus gleihem Metalle umgeben. Am unteren Ende des Schildes be- 
findet fi ein Band, auf welchem eine Inſchrift, z. B. Forftwache 
(Guardia forestale) u. dgl., angebracht werden kann. 


Vorſchriften betr. die außere Kennzeichnung ufw. 61 


Das Dienftzeichen iſt an einer Armbinde in der Breite von 81/,cm 
(der mittlere horizontale Streifen 61/, cm von brauner, der obere und 
untere Streifen von je lcm Breite von grüner Farbe) am linfen Ober 
arme zu tragen. 


Dorarlberg. 
Gefek 29. Mai 1887. 


(LGBl. Nr. 32.) 


8 1. Da3 zum Schuge einzelner Zweige der Landeskultur, wie 
der Land» und Forftwirtichaft, des Bergbaues, der Jagd, der Fiſcherei 
oder anderer Wafferberehtigungen aufgeitellte und von der politijchen 
Bezirksbehörde beeidete Wachperjonale hat jich zur Kennzeichnung diefer 
feiner Eigenſchaft ausschließlich jenes Dienftzeichens zu bedienen, welches 
im Nachhange zu diefem Gefege von der politifhen Zandesbehörde im 
Berordnungsmwege bejtimmt und bejchrieben werden wird. Auf dem 
Dienftzeichen jelbjt dürfen andere in der Befchreibung nicht angegebene 
Embleme nicht angebracht werden. 

Neben diefem Dienjtzeichen können aud andere zur Kennzeichnung 
des Dienjtes oder des Kulturzmeiges dienende Embleme getragen werden 
(j. Statthalterei-Erlaß 6. Auguſt 1887, 3. 15727, oben ©. 60). 

2. Die beeideten Wachmänner ($ 1) find verpflichtet, bei Aus— 
übung ihres Wachdienjtes das Dienjtzeichen in der bei Feſtſtellung des— 
jelben ($ 1) vorzujchreibenden Weife zu tragen; die Außerachtlaſſung 
diefer Verpflichtung ift von der politiichen Behörde nad) Maßgabe der 
Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu bejtrafen 
und die Beltrafung zur Kenntnis des Dienjtheren de3 betreffenden 
Wachmannes zu bringen. 

8 3. Perſonen, welche nicht al3 beeidete Wachorgane im Dienfte 
ftehen, dürfen fich des für diefe Organe vorgejchriebenen Dienftzeicheng 
in feinem Falle bedienen. 

Übertretungen dieſes Verbotes find, wenn fie nicht nach dem all» 
gemeinen Strafgejege zu ahnden wären, von der politijchen Behörde nad) 
Maßgabe der Minijterialverordnung 30. Sept. 1857, RGEBl. Nr. 198, 
zu beftrafen. 

8 4. Die Vorichriften, welche die Kennzeichnung der im $ 1 er 
wähnten Wachorgane bisher geregelt haben, treten außer Kraft. 

8 5. Diejes Gejeß tritt ſechs Monate nad) feiner Kundmachung 
in Wirfjamfeit; innerhalb diejer ſechs Monate ift in jedem politischen 
Bezirke die Beichreibung des Dienitzeichens ($ 1) zu verlautbaren. 

8 6. Mit dem Vollzuge diejes Gejeges find Mein Aderbau- 
minifter und Mein Minifter des Innern betraut. 

(Hinfichtlich der Beichreibung des Dienftzeichens fiehe den un« 

mittelbar vor diefem Gejege abgedrudten Erlaß der Statthalterei 
Innsbruck vom 6. Auguft 1887, 3. 15727.) 
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II. Feldſchutzgeſetze. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 


Verordnung der Minifterien des Innern und der 
Juſtiz 30. Jänner 1860, 
(RGBl. Nr. 28.) 


(Diefe Verordnung gilt nunmehr, allerdings modifiziert durch die be» 
züglihen Landesgefege, betreffend die Erjordernijje zur Bejtätigung 
und Beeidigung für das zum Schutze der Landeskultur bejtellte Wach- 
perjonal (jiehe weiter oben), nur nod) für Niederöfterreid, Ober- 
öfterreih, Salzburg, da jie in den anderen Ländern durch die 
weiter unten folgenden Feldſchutzgeſetze außer Kraft gejegt worden ift.) 

Um die Hintanhaltung und Entdedung der Bejchä- 
digungen oder widerrechtlichen Eingriffe, welchen das Feld— 
gut ausgejeßt ift, zu erleichtern, und dem dringenden Be- 
dürfnifje eines Schußes des Feldbaues eine wirkſame Ab- 
hilfe zu gewähren, wird auf Grund der, von Sr. f. k. Apo— 
ſtoliſchen Majeftät mit allerhöchiter Entſchließung 28. Jänner 
1860 erteilten Ermächtigung, die Bejtellung eines beeideten 
Forftihußperjonales (Feldhüter, Flurwächter) gejtattet, und 
zur Regelung des Inſtitutes der für den Feldſchutzdienſt be- 
eideten Feldhüter oder Flurwächter, fowie des Berfahreng 
über Feldfrevel, verordnet, wie folgt: 

8 1. Unter Feldgut werden alle Gegenjtände be- 
griffen, melde mit dem Betriebe der Land- und Feld— 
wirtjchaft im meitejten Sinne im unmittelbaren Zujammen- 
hange jtehen, injfolange fie jich auf offenem Felde befinden. 

E3 find daher ebenjowohl die Grundjtücde jelbjt, mie 
Üder, Wiejen, Gärten, Weingärten, Objtbäume und Pflan- 
zungen aller Art, Preßhäuſer, Heuftadeln, Bienenhäufer, 
Feldhütten, Zäune, Heden, Alleen, Filchteiches, Be- und 
Entmwäfjferungsanlagen, Dämme, Wajjerwerfe und Lei— 
tungen, Feldwege und Stege, Feldbrunnen uſw. zum Feld— 

ute zu rechnen, als auch alle noch nicht eingebrachten 
rüchte und Saaten, Heu- und Fruchtichober, die auf dem 
Felde zurüdgelafjenen landwirtſchaftlichen Geräte und Werk— 
zeuge, das Zug- und Weidevieh, der Dünger ujm. 

Üüberdie3 find in Niederöfterreich durch das Geſetz vom 
29. Jänner 1905, LGBL. Nr. 67, einige Arten der Alpenblumen und 
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in Salzburg burd das Gejeß vom 17. Februar 1886, L6Bl. Nr. 18, 
die Pflanze Edelweiß unter bejonderen Schuß geitellt: 


Geſetz vom 29. Jänner 1905, LOB. Nr. 67, für Nieder- 
öfterreich, betreffend den Schuß einiger Arten der Alpenblumen. 

8 1. Hinfichtlich folgender Pilanzen, und zwar: 

a) Edelweiß (Gnaphalium Leontopodium), 

b) de3 Ktohlröschens (Nigritella angustifolia, beziehungsmweife nigra 

und rubra), 

c) des Frauenjchuhes (Cypripedium Calceolus), 

d) der Aurikel (Primula Auricula), 

e) der Kervenitendel (Ophrys)arten 
iſt da3 Ausheben und Ausreißen jamt Wurzel und Knollen ſowie das 
Feilhalten und der Verkauf bewurzelter oder mit Knollen verjehener 
Eremplare verboten. 

Zu wiſſenſchaftlichen Zwecken kann das Ausheben und 

Ausreißen der unter die Beſtimmung dieſes Geſetzes fallenden Pflanzen 
ſamt Wurzeln oder Knollen bewilligt werden. Dieſe Bewilligung wird 
für das Gebiet eines politiſchen Bezirkes von der betreffenden politiſchen 
Bezirksbehörde, für mehrere politiſche Bezirke von der Statthalterei 
erteilt. 

Ss 3. Auf Pflanzen der bezeichneten Arten, welche im Wege 
ber Gartenfultur gezogen werden, findet diefe3 Gejeß feine Anwendung. 

Wer im Beige ſolcher Pflanzen betreten wird, hat deren Pro» 
venienz durch ein Gectifitet der Gemeinde zu ermweijen, in welcher ſich 
die betreffende Gartenfultur befindet. 

S 4. Die Übertretung der Vorſchrift de3 $ 1 wird von der 
politifchen Behörde mit Geldjtrafen von 2 bi3 20 K und im Wieder- 
holung3falle mit 50 K beftraft. Auch ift der Berfall der Pflanzen aus 
zujprechen. 

Die Geldftrafen fließen in den Armenfonds jener Gemeinde, inner- 
halb welcher die Betretung erfolgte. 

Im Falle der Uneinbringlichfeit der Gelditrafe iſt diefe in bie 
entjprechende Arreftitrafe umzumandeln. 

8 5. Das Geſetz vom 14. Oktober 1901, LG. u. VB. Nr. 67, 
betreffend den Schuß des Edelweiß (Gnaphalium Leontopodium), tritt 
außer Wirkſamkeit. 

8 6. Mit dem Vollzuge diefes Gejeges find die Minifter des 
Aderbaues und des Innern beauftragt. 


Geſetz vom 17. Februar 1886, L6Bl. Nr. 18, für Salzburg, 
betreffend den Schuß der Pflanze Edelweiß: 

8 1. Das Ausheben der Pflanze Edelweiß mit Wurzeln ift 
unterjagt. 

Ebenio ijt da3 Feilhalten und der Verkauf, ſowie jede fonjtige Ver— 
äußerung der mit Wurzeln verjehenen Edelmweißpflanzen verboten. 

Die politiiche Landesbehörde fann das Ausheben einzelner folcher 
Pflanzen famt Wurzeln zu wifjenfchaftlichen Zmweden, jowie dem Eigen- 
tümer de3 Grundes zu feinem Gebrauche gejtatten. 
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8 2. Die Übertretung der Borjchriften des $ 1 ijt von den 
politiichen Behörden an Geld mit 5 fl. bi3 50 fl. und im Wieder» 
holungsfalle bis zu 100 fl. zu bejtrafen. Auch iſt der Verfall der 
ausgehobenen Pflanzen auszujprechen. 

Die Gelditrafen fließen in den Gemeindearmenfonds de3 Tatortes. 

Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldjtrafe ijt diefe in bie 
entiprechende Arreftitrafe umzuwandeln. 

8 3. Dieſes Gejeg tritt mit dem Tage feiner Kundmachung in 
Wirkſamkeit. 

8 4. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Meine Miniſter 
des Aderbaues und des Innern beauftragt. 

Hinjihtlih der Bienenftöde gelten für Niederöfterreich über- 
die3 noch derzeit die Vorjchriften des ah. Patentes vom 8. April 
1775, GS. v.%.1774—1776, 7.8d., ©. 204, Nr. 1680. (E. des OGH. 
vom 18.Nov. 1885, 3.13084, Zeitjchrift f. Verwaltung 1886, ©. 137.) 

Die Feldichugverordnung vom 30. Jänner 1860, RGBl. Nr. 28, 
behandelt lediglich Verlegungen der Sicherheit des Feldgutes und bes 
ſchränkt ſich ausjchließend auf Verlegungen und Beichädigungen des 
fremden Feldgutes. Beichädigungen de3 eigenen Feldgutes, wenn 
fie auch infolge des Miteigentum3 möglicherweife mit einer Rechts» 
verlegung verbunden find, fallen feinesweg3 unter die Beftimmungen 
des Feldſchutzgeſetzes. (Entjcheidung des Minifteriums des Innern 
En — mit dem Ackerbauminiſterium vom 29. Auguſt 1869, 

. 11027. 


8 2. Auf den Feldſchutzdienſt fünnen nur jene Feld— 
hüter oder Flurwächter beeidet werden, melde: 

a) entweder von einer Gemeinde zur Überwachung des 
Teldgutes aller oder einzelner, in der Gemeindegemar- 
fung gelegenen Fluren oder 

b) von dem Beſitzer eines größeren Guts- oder Wirtſchafts— 
fomplere3 zur Überwachung feines Feldgutes beitellt 
werden. 

In dem letzteren Falle muß der Beſitzſtand in der Regel 
mindejtens fünfzig Hektar an dem Feldbaue gemidmeten 
Grundjtüden betragen; ausnahmsmeife fann jedoch aud 
den Befigern von Realitäten, welchen dieſen Umfang nicht 
erreichen, die Bewilligung von der politijchen Behörde des 
Bezirkes erteilt werden, wenn nad den perfönlichen Ber- 
hältnijfen und den übrigen Umjtänden eine entjprechende 
Beobadhtung der in dieſer Verordnung enthaltenen Vor— 
ihriften mit Grund erwartet werden fann. 

Die Umrechnung in metrifches Maß erfolgte durch MB. 17. April 
1876, RGBl. Nr. 65. Mit Zirkularerlaß de3 Minifteriums des 
Innern 7. April 1867, 3. 1442 MF., wurde erklärt, daß unter der 
im 8 2 bezeichneten Bedingung die Beltellung von TFeldhütern aud) 
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für mehrere kleinere Grundbejiger oder Konjortien derjelben, wenn 
ihr Grundbejig zufammen 100 och (jegt 50 ha) umfaßt, ohne 
Anjtand bewilligt werden könne. Die Beitimmungen dieſes Minifterial« 
erlaffes wurden verlautbart in Niederöfterreicd) mit der Statthalterei- 
Kundmachung vom 13. Mai 1867, L6Bl. Nr. 16, in Oberöſterreich 
mit der GStatthalterei-fundmahung vom 29. April 1867, L6Bl. 
Nr. 18 und in Salzburg mit dem Erlajje der Landesregierung vom 
16. April 1867, LEBL. Nr. 16. 

8 3. Der aus dem Gemeindeverbande ausgejchiedene, 
vormals herrſchaftliche ‚größere‘ Grundbejiß, welcher ein 
eigenes Gutsgebiet bildet, ijt im Sinne diejer Verordnung 
einer Gemeinde gleich zu halten, und der Borjtand des 
Butögebietes hat alle jene Rechte und Pflichten, welche 
nad diejer Verordnung dem Gemeindevorjtande zufommen 
oder obliegen. 

Im Berfolge diefer Verordnung wird der Gemeinde- 
vorjteher und der Vorſtand des jelbjtändigen Gutsgebietes 
mit der gemeinjchaftlihen Benennung „Ortsvorſtand“ be= 
zeichnet. 

Der 8 3 ift derzeit nicht mehr praftiih, da in den Kronländern, 
in denen die Minifterialverordnung vom 30. Jänner 1860, RGEBl. 
Nr. 28, nod) in Wirkſamkeit ift, Gutsgebiete nicht mehr bejtehen. 

S 4. Die Vornahme der Beeidigung auf den Feldſchutz— 
dient jteht der unterjten politijchen Behörde des Bezirkes 
zu, und fann nur über Berlangen des Dienjtherrn, bezie- 
ungsmweije Beitellers des zu beeidenden Feldhüters oder 

lurwächters erfolgen. 

Der Eid ijt nad) der (am Schlufje befindlichen) Eides- 
formel abzunehmen. 

Die die Beltätigung und Beeidigung des Wachperjonales ber 
treffenden Beltimmungen der vorliegenden, nur nod) für Nieder- 
öſterreich, DOberöfterreih und Salzburg geltenden Minijterial- 
verordnung vom 30. Zänner 1860, RGEBl. Nr. 238, find durch die 
Vorſchriften der oben abgedrudten Gejege vom 22. Nov. 1901, 
LGBl. Nr. MO (Niederöfterreich), 11. Februar 1891, LGBI. Nr. 11 
(Oberöfterreich) und 6. März 1899, LGBL. Nr. 3 (Salzburg) außer 
Kraft gejegt worden. 

8 5. Jedem auf den Feldſchutzdienſt Beeideten ift eine 
ichriftliche Bejtätigung des geleijteten Eides zu erfolgen, 
melche nebjtbei den Namen des Bejteller® und die genaue 
Beichreibung des Umfanges des, dem Feldhüter oder Flur— 
mwächter zugewiejenen Überwachungsbezirkes zu enthalten hat. 
Diefe Beitätigung hat dem beeideten Feldhüter oder Flur— 
mwächter zur malen zu dienen. 


Gef. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 5 
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8 6. Für den Feldfchußdienit dürfen von den poli- 
tiijhen Behörden nur Perſonen von unbejcholtenem Be— 
nehmen, welche das zwanzigjte Lebensjahr zurücigelegt haben, 
‚in Eid und Pflicht genommen mwerden. 

(Siehe Anmerkung bei $ 4.) 

8 7. Berfonen, welche wegen eines Verbrechens, eines 
aus Gemalttätigfeit gegen die Perſon eines anderen ver- 
übten Bergehens oder einer folchen Übertretung, ferner 
eine3® aus Gewinnſucht entjpringenden, oder der öffent- 
lihen GSittlichkeit zumiderlaufenden Vergehens oder einer 
übertretung dieſer Art ſchuldig erkannt, oder bloß megen 
Unzulänglichfeit der Beweismittel freigejprochen worden find, 
endlich Perſonen, welche megen einer anderen Gejeßes- 
übertretung zu einer mwenigitens ſechsmonatlichen Freiheits— 
ftrafe verurteilt worden find, dürfen für den Feldſchutzdienſt 
nicht in Eid und Pflicht genommen mwerden. 

(Siehe Anmerfung bei $ 4.) 

5 8 Die Zulaffung zur Beeidigung kann wegen 
Schwäche des Wahrnehmungs- und Erinnerungsvermögeng, 
wegen Hanges zur Trunfenheit, zum Spiele, Raufhändeln 
und Erzefjen, wegen Verdachtes der Bejtechlichfeit oder des 
Schleihhandels, überhaupt wegen ſolcher phyfiichen und mo— 
ralijchen Gebrechen verweigert werden, die nad) dem Dafür— 
halten der Behörden zur Ausübung des Feldſchutzdienſtes 
mit dem Rechte einer obrigfeitlichen Perjon und Zivilmache 
minder geeignet, oder ganz unfähig maden. 

(Siehe Anmerkung bei 8 4.) 

8 9. Das auf den Feldſchutzdienſt beeidete Perfonale 
wird in der Ausübung diejes Dienftes als öffentliche Wache 
angefehen und genießt in Ddiefer Beziehung alle in den 
Gefegen gegründeten Rechte, welche den obrigfeitlichen Per- 
fonen und Zivilwachen zufommen. 

Val. 88 68, 69, 70, 71, 72, 81, 82, 312, 313 und 314 des 

Strafgeſetzes. 

Die mit Berufung auf ihren Dienſteid abgegebenen Aus— 
agen der beeideten Feldhüter oder Flurwächter über Tat— 
Nr oder Umftände, die ſich auf die Ausübung ihres 
Dienjtes beziehen und die fie bei Ausübung desjelben 
wahrgenommen haben, find nach Maßgabe des 8 426, 
lit. ce der Strafprozekordnung 29. Juli 1853 bemeisfräftig. 

Dal. 88 258 und 458, ſowie 453, Abſ. 3, und 460 der gegen- 

märtigen Strafprozeordnung 23. Mat 1873, RGEBl. Nr. 119. 
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8 10. Damit das für den Feldichugdienjt beeidete 
Perjonale erfannt und als öffentliche Wache geachtet werden 
fönne, hat es im Dienfte ein Armjchild zu tragen, dejjen 
bezeichnende Form zur öffentlichen Kenntnis des Bezirkes zu 
bringen iſt. 

©. die oben abgedrudten Borjchriften über die Kennzeichnung 
de3 Wachperionales. 

Für den Tatbeitand des Verbrechens der öffentlichen Gemwalttätig- 
feit nad $ 81 StG. und inäbejondere für die Erijtenz des obrig- 
feitlichen Charafter® der als öffentlihe Wache anzufehenden und 
zufolge de3 $ 9 der Minifterialverordnung vom 30. Jänner 1860, 

. Nr. 38, unter den Schußbereih de3 $ 68 StG. geftellten 
beeideten Weldhüter und Flurhüter ift das Tragen bes vor- 
gejchriebenen Abzeichend (Armjchildes) unenticheidend, weil die dies- 
bezügliche Vorſchrift des $ 10 der zitierten Verordnung lediglid) 
vorficht3halber und zu dem Zmwede das Tragen des Abzeichens dem 
beeideten Feldihußperfonale zur Pfliht macht, damit e3 al3 öffent- 
lihe Wade von jedermann gefannt und geachtet werde, ohne daß 
jedoch die Unterlaffung diefer VBerpflihtung den Verluſt bes geieß- 
lihen Schußes des $ 68 St®. zur Folge haben könnte (Entfcheidung 
De Gerichts- und Kaffationshofes vom 5. Juni 1880, 

Zugleich iſt das beeidete Feldſchutzperſonale befugt, im 
Dienjte ein kurzes Geitengewehr zu tragen, von melchem 
jedoh nur im Falle gerechter Notwehr Gebraudy gemacht 
werden darf. 

8 11. Die für den Feldſchutzdienſt beeideten Perſonen 
verlieren im Falle des Eintrittes eines der im $ 7 feit- 
geitellten Ausjchliegungsgründe die durch die Beeidigung 
erlangten Rechte einer obrigkeitlihen Perjon und Zivil- 
wache fraft des Geſetzes. 

Übrigens kann nad) Maßgabe der Beitimmungen des 
8 8 megen eingetretener phyſiſcher oder moralifcher Ge- 
brechen auf Verluſt diefer Rechte erfannt werden. 

8 12. Die zur Beeidigung für den Feldſchutzdienſt be- 
rufenen politiichen Behörden ($ 4) haben auch über die Zu— 
lafjung der Eidesablegung und über den Berluft der mit 
der Beeidigung erworbenen Rechte ($ 11) zu erfennen. 

Gegen dieje Erfenntnifje findet das Rechtsmittel des 
Rekurſes jtatt. 

8 13. Jedermann ijt gehalten, den dienftlihen Auf- 
forderungen des beeideten Feldſchutzperſonales Folge zu 
leiften, wogegen dasfelbe ſich aller gejeßmwidrigen Vorgänge 
bei jtrenger Verantwortung zu enthalten hat. 

5* 
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8 14. Wenn eine Perjon bei Verübung eines Feld— 
diebjtahles oder einer anderen Bejchädigung des Feldgutes 
betreten wird, jo iſt diejelbe, wenn fie unbefannt ijt, oder 
feinen fejten Wohnfiß hat, fejtzunehmen. 

Andere Perjonen dürfen nur dann fejtgenommen wer— 
den, wenn fie ich der dienjtlichen Aufforderung des beeideten 
—— — widerſetzen, es beſchimpfen, oder ſich 
an ihm vergreifen, oder bedeutende Beſchädigungen verübten. 

8 15. Iſt eine Perſon, welche nach Zulaſſung des 
$ 14 feſtgenommen werden darf, von dem Orte, an welchem 
jie auf der Tat betreten wurde, entflohen, fo fann fie von 
dem beeideten Feldichußperjonale verfolgt und auch außerhalb 
der Grenzen des Auffichtsgebietes fejtgenommen werden. 

über die Befugnis des Feldſchutzperſonales zum Betreten der 

Bahnanlagen vgl. die Anmerkung bei $ 4 des Gejeßes vom 16. Juni 
1872, RGBl. Nr. 84. 

S 16. Das beeidete Feldſchutzperſonale Hat den bei 
Verübung eines elddiebjtahles oder einer anderen Be— 
Ihädigung des Feldgutes Betretenen die entwendeten Gegen- 
jtände, fomwie die zur Verübung des Diebjtahles oder Frevels 
verwendeten Werkzeuge abzunehmen. 

Es ijt demjelben gejtattet, aud) den, der VBerübung eines 
Feldfrevels dringend verdäctigen Perjonen, wenn fie auf 
fremdem Grunde betreten werden, die gewöhnlich zur Ge— 
winnung der Bodenprodufte verwendeten Werkzeuge, falls 
jie deren Mitnahme nicht zu rechtfertigen vermögen, ab- 
zunehmen. 

Ss 17. Jede fejtgenommene Perſon muß ohne Verzug 
dem Ortsvorjtande zur weiteren Stellung vor die fompetente 
Behörde eingeliefert werden. 

Die abgenommenen Gegenjtände und Werkzeuge find 
gleichfall8 ohne Verzug dem Ortsvorjtande zu übergeben, 
welcher fie dem Beichädigten, wenn er befannt ijt, jogleich 
gegen Empfangsbejtätigung zu erfolgen hat. 

Sit der Beſchädigte unbefannt, jo hat der Ortsvorſtand 
wegen deſſen Ausforſchung das Geeignete zu verfügen und 
jedenfalls die Vorjorge zu treffen, daß die abgenommenen 
Gegenjtände, wenn fie dem Berderben unterliegen, zum 
Behten des noch nit ermittelten Beſchädigten verwertet 
erden. 

Die aus einem Felddiebjtahle oder Flurenfrevel her- 
rührenden Gegenjtände oder der dafür erzielte Erlöß ver- 
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fallen dem Ortsarmenfonde, wenn der unbefannte Eigen- 
tümer deren Ausfolgung binnen der vom Tage des be- 
gangenen Frevels zu berechnenden Friſt von einem Jahre 
nicht begehrt. 

Demjelben Fonde verfallen auch die abgenommenen 
Werkzeuge, wenn nicht von der fompetenten Behörde die 
Rüdjtellung derfelben wegen ungerecdhtfertigter Beſchlagnahme 
ausgejprodhen wird. 


8 18. Wird das Feldgut durch Tiere bejchädiget, fo 
hat das beeidete Feldſchutzperſonale die Privatpfändung 
für den Bejchädigten zu vollziehen ($ 1321 des allgemeinen 
bürgerlihen Gejegbuches). 

Gewaltſamer Widerftand gegen eine vom beeideten Feldhüter vor- 
genommene Pfändung eines im Schaden betretenen Tieres iſt darum, 
weil jener da3 Tier auf fremdes Gebiet verfolgte, nicht ftraflos. 
(E. des OGH. vom 30. Jänner 1884, 3. 13478.) 

Diefe Pfändung hat von Seite des von der Gemeinde 
beftellten Feldjchugperjonales dann zu unterbleiben, wenn 
die Bejhädigung durch die zu der Gemeindeherde gehörigen 
und einem von der Gemeinde bejtellten Hirten zur Über— 
wachung anvertrauten Tiere gejchieht. 


8 19. Das von einer Gemeinde oder von dem Beſitzer 
eines jelbjtändigen Gut3bezirfes ($ 9) bejtellte beeidete Feld: 
ichußperfonale hat das gepfändete Vieh ohne Verzug dem 
DOrtsvorjtande zu übergeben, welcher hievon ſowohl den 
Eigentümer des gepfändeten Viehes, wenn Ddiejer befanni 
ift, al8 auch den Beichädigten und Ddiejen letzteren insbe- 
jondere mit dem Bedeuten jogleich zu verjtändigen hat, daß 
er fein Recht auf den Schadenerjaß binnen acht Tagen 
geltend zu machen habe, mwidrigens das gepfändete Wieh 
dem ſich meldenden Eigentümer zurüdgejtellt werden würde. 

Der Ortsvorjtand hat über die Höhe der Entſchädigung 
zwijchen dem Bejchädigten und dem Cigentümer des ge- 
pfändeten Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln, 
und ijt im Falle, wenn beide Parteien ihm unterjtehen, und 
feine Abfindung zu jtande fommt, berechtigt, die Sicher- 
jtellungsfumme fejtzujfeßen, gegen deren Erlag das ge- 
pfändete Vieh dem Eigentümer noch vor der behördlichen 
Entjcheidung über den Schadenerjat ausgefolgt wird (K 1322 
des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches). 

Sit der Beichädigte zugleich Vorſtand des jelbjtändigen 
qutsherrlichen Gebietes, jo ijt derjelbe verpflichtet, binnen 
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acht Tagen entweder mit dem Eigentümer des Viehes fich 
abzufinden, oder feine nn ram Ag bei der Be— 
hörde anhängig zu machen, widrigenfalls das gepfändete Vieh 
zurüdgejtellt werden muß. 

Die Bejtimmung des R 19, Abj. 3, ift derzeit nicht mehr aktuell. 

Bol. Anmerkung bei $ 3 
20. Das von den, im $ 2 unter b angeführten 
Privatperjonen bejtellte beeidete Teldjchußperjonale hat das 
gepfändete Vieh ohne Verzug feinem Pienjtherrn zu über— 
geben, und gleichzeitig dem Ortsvorſtande die gejchehene 

Pfändung anzuzeigen. 

Der bejhädigte Dienjtherr hat ji binnen acht Tagen 
entweder mit dem Eigentümer des Viehes abzufinden, oder 
jeine Entjchädigungsanfprüche bei der Behörde anhängig zu 
machen, mwidrigenfall® das gepfändete Vieh zurüdgejtellt 
werden muß. 


8 21. Das beeidete Feldjchußperjonale hat alle von 
ihm entdedten Felddiebjtähle und jonjtigen Bejchädigungen 
des Feldgutes jelbjt dann, wenn der Täter unbefannt ift, zur 
Kenntnis feines Dienſtherrn zu bringen, und zwar das bon 
einer Gemeinde oder einem jelbjtändigen Gutsgebiete be— 
jtellte Berfonale zur Kenntnis des Ortsvorjtandes, und das 
von Privaten bejtellte Perjonale zur Kenntnis feines Be- 
jteller38 und gleichzeitig des Ortsvorſtandes. 


8 22, Der Ortsvorftand ijt verpflichtet, von allen zu 
jeiner Kenntnis gebrachten Berlegungen der Sicherheit des 
Feldgutes die Bejchädigten, ſoweit fie befannt find, unge- 
jäumt in Kenntnis zu jeßen, und Diejenigen Berlegungen, 
welche in dem allgemeinen Strafgejege vorgejehen find, ohne 
Verzug der Strafbehörde anzuzeigen. 

Das von Privaten bejtellte beeidete Feldjchußperjonale 
oder dejjen Dienftherr iſt verpflichtet, derartige nad) dem 
allgemeinen Strafgeſetze zu behandelnde Verlegungen des 
Feldgutes unmittelbar der Strafbehörde anzuzeigen. 


8 23. Ulle, wie immer gearteten Verleßungen oder 
Beſchädigungen des Feldgutes, welche nicht unter die Be— 
ſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes fallen, werden 
als Feldfrevel erklärt, über welche von der kompetenten 
Behörde das Verfahren nur auf Verlangen des Beſchädigten 
oder auf die unmittelbare Anzeige eines auf den Feldſchutz 
heeideten Individuums einzuleiten iſt. 
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Das AYuftizminijterium hat an die Oberftaatsanwaltjchaften den 
Erlaß vom 25. April 1904, 3. 4472 (abgedrudt im Verordnungs- 
blatt des Juſtizminiſteriums, XX. Jahrgang 1904, ©. 200 u. If.) 
folgenden Inhaltes gerichtet: 

Bei Prüfung der behufs Begnadigung Jugendlicher vorgelegten 
Anträge find dem Juftizminifterium Berurteilungen wegen Dicb- 
ftahles an Feldgut und Waldeigentum zur Kenntnis gefommen, die 
zu Bedenken Anlaß geben. 

So jehr einerfeit3 die Grundbeiiger eines Schutzes ihres Eigen— 
tums bedürfen, fo darf andrerjeit3 diefer Schuß nicht überjpannt 
werden; e3 dürfen nicht Handlungen al3 Diebftahl behandelt werden, 
die bei einer jachgemäßen Gefegesauslegung nur als Feld- oder 
Forftfrevel zu ahnden find. 

Nach der für Nieder- und Oberöſterreich, Salzburg und Steier— 
mark (für Steiermark iſt feither ein eigenes Feldſchutzgeſetz —— 
geltenden Verordnung vom 30. Jänner 1860, RGBl. Nr. 28, be— 
trejfend da3 Verfahren über Feldfrevel, den in den übrigen — 
reichen und Ländern erlaſſenen beſonderen Feldſchutzgeſetzen und dem 
Forſtgeſetze vom 3. Dezember 1852, RGBl. Nr. 250, ſind Ver— 
letzungen und Beſchädigungen des Feldgutes und Waldeigentums, 
die nicht unter die Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes 
fallen, als Feld-, rückſichtlich Forſtfrevel zu beſtrafen. Hieraus 
ergibt ſich das Bedürfnis einer Abgrenzung gegenüber dem Straf— 
geſetze, welche nad) dem Geijte der Geſetzgebung nur dahin getroffen 
werden kann, daß am Feldgute oder Waldeigentume verübte Ent» 
wendungen ald Feld- oder FForitirevel dann zu behandeln find, wenn 
fie lediglich ein geringes Wertobjelt umfafjen. Ob dieje ihrer Natur 
nach relative Vorausfegung gegeben fei, muß ſelbſtverſtändlich von 
Fall zu Fall beurteilt werden. 

So hat der k. k. Kaſſationshof in der diebiihen Wegnahme von 
Bodenftreu in geringem Werte, in dem unbefugten Einjammeln wild 
twachjender Erdbeeren, deren Verwertung fi) der Grundeigentümer 
nicht vorbehielt, in der Aneignung von Wiejengras im Werte von 
40 h, in der Aneignung einer geringen Zahl Apfel vom Baume nur 
Forſt-, rüdjichtlih Feldfrevel erkannt. (Emtfcheidungen vom 
18. Oftober 1877, 3. 8243, 16. Oftober 1894, 3. 12251, Sammlung 
Nr. 1851, vom 22. November 1898, 3. 15811, Sammlung Nr. 2288, 
und vom 15. Dezember 1903, 3. 17808.) 

In einzelnen Fällen fann überdies die Erwägung von Bedeutung 
fein, ob der Beichuldigte in dem Bewußtfein handelte, fich ein 
fremdes Gut anzueignen, da3 einen Sachwert repräfentiert. 

Die Staatsanwaltichaften, beziehungsweije die ftaatsanwaltichaft- 
lihen Organe bei den Bezirkägerichten werden Anzeigen, in denen 
e3 fih um die Aneignung von Bodenerzeugniffen geringen Wertes 
handelt, au diefen Geſichtspunkten zu prüfen und die Abtretung 
jolher Anzeigen, die nur Feld» oder Forſtfrevel betreffen, an bie 
zuftändigen Behörden zu beantragen haben, al3 welche fich bei Forſt— 
frevel und in dem Geltungsgebiete der Verordnung vom 30. Jänner 
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1860, RGBl. Nr. 28, auch bei FFeldfrevel die politifchen Behörden 
und bei Feldfrevel in den übrigen Königreichen und Ländern je nach 
den Beltimmungen der befonderen Feldſchutzgeſetze teil die politischen 
Behörden, teil3 die Gemeindevorftehungen darjtellen. (Gegenüber der 
Weilung de3 letzten Abſatzes diefes Erlafjes ift feitzuhalten, daß in 
Gemäßheit der weiter unten bei $ 25 abgedrudten ah. Entjchließung 
vom 21. Dezember 1866 die Unterfuhung und Beitrafung der Feld- 
frevel im Geltungsgebiete der Minifterialverordnung vom 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, an die durch die Gemeindeordnungen dazu 
bejtimmten Organe übergegangen ift.) 

Das Feldſchutzgeſetz 30. Jänner 1860 kann, al3 gegen wider- 
rechtliche Eingriffe in das Feldgut gerichtet, nicht dazu herangezogen 
werden, um die rechtlichen Beziehungen zwiſchen den Jagdpächtern 
und den Grundbeſitzern ihres Jagdgebietes zu regeln (VGH. 17. Mai 
1879, 3. 934). 

Der Eigentümer eines Grundſtückes kann zu Schutzvorkehrungen 
gegen Beſchädigung durch fremde Tiere, insbeſondere zur Abwehr 
des weidenden Viehes, nicht verhalten werden (BGH. 21. März 1878, 
3. 310, 2. Dez. 1887, 3. 2858). Die Gemeinde ift nicht berechtigt, 
einen Grundbejiger nad) der Gemeindeordnung zur Zaunherftellung 
gegen da3 Eindringen des Weideviehes zu verhalten (WGH. 28. Nov. 
1889, 3. 3202). 

Zum Zwecke der Verhütung von Forſt-, Jagd-, Fiſch- und Feld- 
freveln an den Landesgrenzen murden mit den Nachbarftaaten 
Preußen, Bayern und Sachſen bejondere Übereinfommen abgefchloffen : 

1. Die Minifterialerflärung vom 21. März 1842 über das zwiſchen 
Ofterreich und Preußen abgejchloffene Übereinfommen zur wirkſamen 
Verhütung der Forſt-, Jagd», Fiſch- und TFeldfrevel an der gegen- 
feitigen Landesgrenze, fundgemadt mit SHoffanzleidefret vom 
28. April 1842, Pol. GS. 70. Bd., Nr. 54, ©. 157, und erneuert 
durch die Minifterialerflärung vom 24. Jänner 1848, Hoflanzlei- 
defret vom 8. Februar 1848, Pol. GS. 76. Bd., Nr. 12, ©. 31; 

2. das Hoffanzleidefret vom 14. Mai 1844, 3. 13969, Pol. GS. 
72. Bd. Nr. 64, ©. 110, betreffend die Erneuerung de3 zwiſchen 
Ofterreih und Bayern gefchloffenen Übereinfommens wegen Ber- 
hütung der Forſt-, Jagd», Fiſch- und Feldfrevel an der beider- 
feitigen Landesgrenze; 

3. die Minifterialerflärung vom 2. Dftober 1855, NGBL. Nr. 176, 
über die zwiſchen der öfterreichifchen und ſächſiſchen Negierung zu 
möglichiter Verhiitung der Forft-, Jagd», Fiſcherei- und Feldfrevel 
in dem beiderfeitigen Gebiete abgefchlofjene Übereinkunft. 

Hieher gehört aud die Kundmahung der Statthalterei Zara 
vom 11. Oktober 1889, LEBT. Nr. 13, betreffend die Beftimmungen 
behuf3 eines reziprofen Vorgehens bei Forjt-, Weide» oder Feld- 
freveln, welche in Dalmatien einerjeit3 oder im Dffupationsgebiete 
(Bosnien und Herzegowina) andrerjeit3 durch Angehörige des Nach— 
barlande3 begangen werden, jomwie die Kundmachung der Statthalterei 
Zara vom 7. Jänner 1902, L6Bl. Nr. 3, betreffend die Be- 
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ftimmungen eines reziprofen Vorgehens bei Forjt-, Weide- und 
TFeldfreveln, melde in Dalmatien einerjeit3 oder in Kroatien— 
Slawonien andrerjeit3 durch Angehörige des Nachbarlandes begangen 
werden. Siehe weiter unten. 

8 24. Die Feldfrevel find nach Verhältnis der Mil- 
derungs- oder Erjchwerungsgründe in der Regel mit einer 
Geldſtrafe von fünfundzwanzig Kreuzern big vierzig Gulden 
ö. W. oder mit einer Wrreititrafe bis zur Dauer von 
acht Tagen, oder mit jenen Strafen zu ahnden, welche die in 
einzelnen Kronländern in Wirkſamkeit jtehenden feldpolizei- 
lihen Verordnungen für bejtimmt bezeichnete “eldfrevel 
feſtſetzen. 

Uber die Verwendung der Geldſtrafen enthält die Feldſchutz- 
verordnung ſelbſt keine Beſtimmung. Mit dem Erlaſſe des Mini— 
ſteriums des Innern vom 8. Oktober 1860, 3. 26473 (kundgemacht 
in Tirol mit der Statthaltereiverordnung vom 31. Oktober 1860, 
LGEBl. Nr. 80), wurden die Strafgelder dem Landeskulturfonds zu— 
gewiejen. Siehe auch den bei $ 25 abgedrudten Erlaß de3 Mini- 
fterium3 des Innern vom 7. April 1867, 3. 1442/MF. Nah $ 1 
des III. Teiles der faiferlichen Verordnung vom 21. September 1899, 
RGBl. Nr. 176, ift die mit dem Gefege vom 2. Auguft 1892, 
RGBl. Nr. 126, feftgeitellte Kronenwährung vom 1. Jänner 1900 
angefangen die ausjchließliche gejegliche Landeswährung. 

S 25. Die Unterjuchung und Bejtrafung der Feldfrevel 
jteht der politifchen Behörde des Bezirkes zu, in melchem 
fie begangen wurden. Das dabei zu beobadhtende Berfahren 
ift dur die Verordnung des Minifterium des Innern 
5. März 1858, RGBl. Nr. 34, geregelt. 

Sn Gemäßheit der ah. Entſchließung vom 21. Dezember 1866 

und des Erlajjes des Minifteriums des Innern vom 7. April 1867, 
3. 1442/M5., ift die Unterfuhung und Beitrafung der Feldfrevel 
jowie die FFeititellung des Schadenerjages nad) Maßgabe der Ge- 
meindeordnungen vorzunehmen. 

Diejer in Niederöſterreich mit der Statthalterei-Rundmahung 
vom 13. Mai 1867, LGBL. Nr. 16, in Oberöfterreich mit der 
Statthaltereisfundmahung vom 29. April 1867, LEBT. Nr. 18 
und in Salzburg mit dem Landesregierungserlafje vom 16. April 
1867, L6Bl. Nr. 16, verlautbarte Minifterialerlaß lautet: 

„Da nach Art. V des allgemeinen Gejetes vom 5. März 1862, 
RGBl. Nr. 18, die Flurenpolizei in den jelbitändigen Wirfungstreis 
der Gemeinden fällt, jo haben Se. f. u. k. Apoſtoliſche Majeftät 
anläßlich einer die Minifterialverordnung vom 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, betreffenden Verhandlung mit ah. Entichliegung vom 
21. Dezember 1866 anzuordnen geruht, dahin zu wirken, daß die 
Unterfuchung und Beftrafung der Feldfrevel an die durch die Ge— 
meindeordnnung dazu beftimmten Organe ohne Verzug übergehe, und 
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daß legteren zu diefem Behufe die erforderlichen Anweiſungen erteilt 
werden. In Vollzug diejer ah. Weifung wird die ..... be⸗ 
auftragt, das Nötige einzuleiten, damit die Unterſuchung und Be— 
ſtrafung der Feldfrevel ſowie die damit zuſammenhängende nach 
8 26 des obigen Geſetzes der politiſchen Bezirlsbehörde als Straf— 
behörde obgelegene Feſtſtellung des Schadenerſatzes künftighin von 
den in der ah. Entſchließung bezeichneten Gemeindeorganen nad) 
Maßgabe der Gemeindeordnungen und ber fonftigen Beitimmungen 
des Feldichußgefeges vorgenommen werden. Dabei werden die Ge- 
meindevorjteher rüdfichtlich des Berjahrens auf die Verordnung des 
Minifteriums des Innern vom 5. März 1858, RGBl. Nr. 34, 
und darauf aufmerfjam zu machen fein, daß auch in diefen Straf» 
fällen das Strafrecht fowie die in das Straferfenntnis aufzunehmende 
Feſtſtellung des Schadenerjages dem Gemeindevorjteher in Gemein- 
ihaft mit zwei Gemeinderäten zujtehe, und die infolge der Ver— 
ordnung de3 Minifteriums de3 Innern vom 8. Dftober 1860, 
3. 26473, für den Landesfulturfonds bejtimmten Strajgelder für 
Feldfrevel an die vorgejeßte politische Bezirksbehörde abzuführen 
Ku worüber die allenjall3 für nötig erachtete Weifung von Seite 
en & zu erteilen fein wird.“ 

ee Gemeindevorftehung al3 Strafbehörde I. Inſtanz jteht eine 
Berufung gegen abändernde Straferfenntnijfe nicht zu. (Entſcheidung 
de3 Minifteriums des Innern vom 6. Yuli 1869, 3. 8565.) 

Die oberjte Entjcheidung und Erledigung der Refurje und Ad— 
miniftrativverhandlungen in Feldpolizeiangelegenheiten jteht dem 
Aderbauminifterium mit der Beichränfung zu, daß die Entſcheidung 
in legter Inſtanz bezüglich der Straf» oder Übertretungsfälle im 
Wirkungsfreiie des Minifteriums3 des Innern verbleibt (Kunde 
machung de3 Aderbauminifteriums 14. Yebr. 1889, RGBl. Nr. 22). 


5 26. Das Erkenntnis hat auch den zu Teijtenden 


Scadenerjag feitzujtellen, und im Falle dritte Perfonen, 
welchen eine Mitjchuld nicht zur Laſt fällt, aus dem Feld— 
frevel Nußen gezogen haben, wie bei Bejchädigungen durch 
Abweiden u. dgl. auch zu bejtimmen, inwiefern dieje Per— 
fonen dem Bejchädigten Erſatz zu leijten haben. 


Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perjonen be= 
ngen wurden, haftet jede derjelben für den ganzen Scha— 


a 
* zur ungeteilten Hand (88 1301 und 1302 des all— 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuches). 


Da der Erſatz eines verübten Feldfrevels nach dem Werte bemeſſen 
werden muß, den die Feldfrüchte zur Zeit des verübten Feldfrevels 
hatten, kann der Beſchädigte nicht verhalten werden, ſich mit dem 
Erſatze des Schadens in natura zu begnügen, falls in dem bezüglichen 
Straferfenntnijfe der Schadenerſatz rechtskräftig in Geld zuerkannt 
wurde. (Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 7. Auguſt 1875, 
3. 6754.) Wenn wegen eines Feldfrevels von der Verwaltungs— 
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behörbe ein Straferfenntni3 nicht gefällt wurde, ift diefe Behörde 
gemäß $ 26 der Minifterialverordnung vom 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, auch nicht in der Lage und nicht kompetent, auf 
Scabenerjag zu erkennen. (Entfcheidung des Aderbauminijteriums 
vom 27. Zuli 1876, 3. 7807.) 


8 27. Bei Beichädigungen des Feldgutes durch Tiere 
haftet der Eigentümer für den Schadenerjag, es mag eine 
Pfändung vorgenommen fein oder nicht, und zwar auch 
dann, wenn die Tiere mit anderen in einer Herde vereinigt 
und einem Hirten anvertraut waren. 

Wenn bei Bejchädigungen, welche durch eine gemein- 
ichaftliche Herde geſchehen, die Tiere, Durch welche die Be— 
Ihädigung verurſacht wurde, oder deren Eigentümer nicht 
ermittelt find, jo haften die Eigentümer aller in der Herde 
befindlichen Tiere dem Beſchädigten für den Schadenerjaß zur 
ungeteilten Hand, unter fi aber tragen fie dazu nur 
nad Gattung und Zahl des Viehes bei, welches ein jeder 
von ihnen zur Zeit der Beichädigung in der gemeinjchaftlichen 
Herde gehabt hat. 

Wenn der Feldfrevel nicht mit Wiffen und Willen des Eigen- 
tümer3 ber in unbefugter Weide betretenen Tiere verübt wurde, 
fann dieſer nicht geftraft, jondern nur zum Schadenerjage verhalten 
werden. Die Strafe kann nur über den Hirten al3 unmittelbaren 
Frevler verhängt werden. (Entjcheidung des Minifteriums des Innern 
vom 5. Mai 1870, 3. 3770.) Wenn bei Erjaganfprücen für Be- 
ihädigung des Feldgutes durch Tiere der ordentliche Rechtsweg be- 
treten wird, haben die Beftimmungen der Minifterialverordnung vom 
30. Zänner 1860, RGEBl. Nr. 28, nicht zur Anwendung zu gelangen; 
der Schadenerjaganfprucd) ift vielmehr im geriht3ordnungsmäßigen 
Berfahren zu erweiſen, und obliegt dann dem Beſchädigten ber 
Beweis eines prinzipiellen Verſchuldens des Tiereigentümers. (Urteil 
des Oberlandesgerichtes Wien vom 14. Oftober 1874, 8. 14113.) 


8 28. Der zuerfannte Schadenerjag, welcher wegen 
Armut des Schuldigen nicht eingetrieben werden fann, iſt 
von der Behörde über Begehren des Beſchädigten in Arbeits— 
tage umzuwandeln, wobei der in der Gemeinde des Be— 
Ichädigten übliche Taglohn zum Maßjtabe zu dienen hat. 

Verweigert der Schadenerjaßpflichtige dem Bejchädigten 
die Leiſtung dieſer Arbeitstage, jo ijt über denjelben ein 
bierundzwanzigjtündiger Arrejt verſchärft mit Faſten zu ver— 
hängen, was bei fortdauernder Weigerung in Zwiſchen— 
räumen von drei Tagen fo lange wiederholt werden fann, 
bi8 der Schadenerjag geleijtet mwird. 
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8 29. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
jonale berufen. 

überjteigt der Schaden nad) dem Dafürhalten des be- 
eideten Feldhüters fünf Gulden ö. W., jo hat er jogleich 
die Abſchätzung desjelben durch bejonders beeidete Schäß- 
leute bei dem Ortsvorſtande zu begehren, und Teßterer 
ift verpflichtet, die Schäßung fogleich vornehmen zu laſſen, 
und über den Schäßungsbefund eine jchriftliche Beſcheinigung 
dem beeideten Feldhüter zu erfolgen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch die 
beeideten Schäßleute kann in allen Feldfrevelfällen ſowohl 
von dem Beichädigten, als auch vom Erjaßpflichtigen beim 
Ortsvorjtande binnen acht Tagen, vom ZBeitpunfte des be- 
gangenen oder entdedten TFeldfrevel3 an gerechnet, begehrt 
werden. 

Zur Schäßung des durch Feldfrevel angerichteten Schadens jind 
bon den Gemeindevorjtänden die bei den Gerichten bejtellten und 
beeideten Schäßleute zu verwenden. Sollten joldhe nicht oder nicht 
in genügender Anzahl vorhanden fein, jo haben die politijchen Be— 
hörden über Anjuchen der Gemeinde Schäßleute zu diefem Ende zu 
ftellen und zu beeidigen (Erlaß des Minifteriums des Innern 
16. Aug. 1870, 3. 3989, verlautbart in Tirol mit der Statt» 
halterei-ftundmadhung vom 24. Aug. 1870, LGBL. Nr. 68). 

S 30. Durch Verjährung erlifcht Unterfuhung und 
Strafe der eldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
raten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
juhung gezogen worden ijt. 

Die aus einem durch Verjährung erlojchenen Feld— 
frevel hHerrührenden Schadenerjaßanfprüce jind auf dem 
Zivilrechtswege auszutragen. 

S 31. Die zur Beeidigung berufenen politijchen Be— 
hörden Haben über alle in ihrem Bezirke befindlichen, auf 
den TFeldjchußdienjt beeideten Perjonen genaue Vormerfe 
zu führen und in jteter Evidenz zu erhalten. 

Die Pienjtherren oder deren Stellvertreter find bei 
Vermeidung einer Ordnungsitrafe von zwei bis zehn Gul— 
den ö. W. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
ihre8 auf den Feldſchutzdienſt beeideten Dienjtperjonales 
innerhalb einer Friſt von längſtens ſechs Wochen zur 
Kenntnis der betreffenden politifchen Behörde zu bringen. 
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Beilage zum $ 4. 
Eidesformel für das Forftfchußgperfonale. 


Sch ſchwöre, das meiner Auffiht anvertraute Feldgut ftet3 mit 
möglichfter Sorgfalt und Treue zu überwachen und zu beichügen, alle 
Diejenigen, welche dasjelbe auf irgend eine Weife zu beichädigen trachten 
oder wirklich beichädigen, ohne perjönlihe Rüdfiht gewiſſenhaft an— 
zuzeigen, nad) Erfordernis in gejegmäßiger Weife zu pfänden oder 
feftzunehmen, feinen Unfchuldigen fälſchlich anzuklagen oder zu ver— 
dächtigen, jeden Schaden möglichjt hintanzuhalten und die verurjachten 
Beihädigungen nad) meinem beiten Wifjen und Gewiſſen anzugeben 
und abzujchägen, ſowie deren Abhilfe im gejeglihen Wege zu ver- 
fangen, mich den mir aufliegenden Pflichten ohne Wilfen und Gr 
nehmigung meiner Borgefeßten oder ohne unvermeidliche Verhinderung 
niemal3 zu entziehen und über dad mir anvertraute Gut jederzeit 
gehörig Rechenſchaft zu geben. 


So wahr mir Gott helfe! 


Kal. preuß. Minifterialerflärung 


über die zmwijchen Hfterreich und Preußen abgejchlofjene Übereinkunft 
zur Verhütung von Forſt-⸗, Jagd-, Fiich- und Feldfreveln an den gegen 
feitigen Landesgrenzen, ddo. 21. März 1842, fundgemadt mit Hof- 
fanzleidefret vom 28. April 1842, Pol. GS. Bd. 70, Nr. 54, ©. 157. 


Die k. preußifche Staatsregierung übernimmt gegen die k. E. öjter- 
reichifche Staatäregierung zur wirkffamen Verhütung der Forſt-, Jagd», 
Fiſch- und Feidfrevel an der gegenjeitigen Landesgrenze die Verpflichtung, 
nachfolgende Beftimmungen genau zu beobachten und zu handhaben: 

1. Berpflichtet jich die f. preußische Staatsregierung, die Forft-, 
Jagd⸗, Fiſch- und Feldfrevel, welche ihre Untertanen auf f. k. öfter- 
reichiſchem Gebiete verübt haben möchten, jobald fie davon Kenntnis er— 
hält, nach denjelben Geſetzen zu unterjuchen und zu betrafen, nad) welchen 
fie unterfucht und beftraft werden würden, wenn fie im Inlande begangen 

worden wären. 
2. Von allen Behörden und ihren Organen foll zur Entdedung 
der Frevler alle mögliche, den inländiichen Gejegen entiprechende Hilfe 
geleitet, und die Unterfuchung und Beftrafung der Forft-, Jagd», Fiid- 
und Feldfrevel immer jo jchleunig vorgenommen werden, als e3 nur 
immer tunlich fein wird. 

3. Die Einziehung des Betrages der Strafe, fall3 eine Geldftrafe 
verhängt wird, und der etwa jtattgehabten Unterjuchungsgebühren ſoll 
demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurteilte Frevler wohnt, 
und in welchem da3 Erkenntnis ftattgefunden hat, und nur ber Betrag 
be3 Schadenerjages und ber Pfandgebühren an die betreffende Kaſſe bes- 
jenigen Staated abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt 
worden it. 
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4. Den Protokollen und Abſchätzungen, die zur Konſtatierung des 
von den Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen 
verübten Frevels von den hiezu in jedem Lande kompetenten Perſonen 
aufgenommen wurden, iſt jener Glaube von der zur Aburteilung ge— 
eigneten Behörde beizumeſſen, welchen die Geſetze den Protokollen der 
inländiſchen Beamten beilegen. 

5. Gegenwärtige Erklärung ſoll vorderhand auf die Dauer von 
drei Jahren zu gelten haben und gegen eine gleichlautende im Namen 
der k. k. öſterr. Staatsregierung ausgefertigte ausgewechſelt, ſohin im 
ordentlichen Wege kundgemacht werden. 

(Vorſtehende Erklaͤrung wurde gegen eine übereinſtimmende Er- 
klärung der k. k. öfterr. geheimen Haus⸗, Hof- und Staatskanzlei 
21. März 1842 ausgewechſelt; weitere am 25. Jänner 1848 aus 
gewechfjelte Erklärungen der eben genannten Kanzlei 24. Jänner 1848 
und des k. preußijchen Minifteriums der Auswärtigen vom 15. bed 
jelben Monates erflärten den Fortbeitand der Übereinkunft ihrem 
ganzen Inhalte nad) bis zum Ablaufe von fech3 Monaten nad) der 
von Seiten der einen oder der anderen Regierung etwa erfolgenben 
Kündigung. Hievon gefchah die Kundmachung mit dem Hoffanzlei« 
defrete vom 8. Februar 1848, Pol. GS. Bd. 76, Nr. 12, ©. 31.) 


Hoffanzleidefret 14. Mai 1844, 3. 13969, 
Pol. GS. Bd. 72, Nr. 64, ©. 110, 


betreffend das Übereintommen zwiſchen Öfterreih und Bayern megen 
Verhiitung der Forft-, Jagd-, Fiſch- und Feldfrevel an ber beider» 
feitigen Landesgrenze. 


Laut einer Gröffnung der f. f. geheimen Haus», Hof- und Staat3- 
fanzlei an die hochlöbl. vereinigte Hoffanzlei ift zwischen der k. k. öfter- 
reihiichen und der k. bayerifchen Regierung da3 im Jahre 1839 auf 
die Dauer von drei Jahren befchloffene Übereinfommen megen gegen- 
feitiger Verhütung der Forſt-, Jagd», Fiſch- und Feldfrevel an ber 
gegenjeitigen Landesgrenze im minifteriellen Wege mit nachfolgenden 
Beltimmungen erneuert werben: 

1. Berpflüchtet fich die k. k. öfterreichiiche Regierung, die Forfte, 
Jagd-⸗, Fiſch- und Feldfrevel, welche ihre Untertanen auf bem k. baye- 
rischen Gebiete verübt haben, fobald fie davon Kenntnis erhält, nad) 
denjelben Gejegen zu unterfuchen und zu betrafen, nach welchen fie 
unterfucht und beftraft werden würden, wenn fie im Inlande begangen 
worden wären. 

2. Die mwechjelfeitig berufenen Behörden oder Perjonen haben die 
Trevel, welche in ihrem Amtsbezirfe durch Angehörige des anderen 
Staates verübt worden find, in gejeglicher Form zu fonftatieren und bie 
hierüber aufgenommenen Protokolle nebit den etwa gepfändeten Gegen- 
ftänden derjenigen heimatlichen Behörde des Frevlers zuzuftellen, welche 
über die Beitrafung zu erfennen fompetent tft. 
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Den Protofolfen und Abichägungen, die zur Konftatierung des 
von den Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen 
verübten Frevels von den hiezu in jedem Lande fompetenten PBerjonen 
aufgenommen werden, iſt jener Glaube von der zur Aburteilung ge» 
eigneten Behörde beizumeſſen, welchen die Gejege den Protofollen der 
inländifchen Beamten beilegen. 

4. Die eingehobenen Geldftrafen und etwaigen Unterfuhungs 
gebühren bleiben demjenigen Staate, mo das Erkenntnis gejchöpft 
worden ift, nur der Betrag des Schadenerjages und der Pfandgebühren 
fommt an die betreffende Kaffe jenes Staates abzuführen, in welchem 
der Frevel ftattgefunden hat. 

5. Den unterfuchenden und ftrafenden Behörden in beiden Staaten 
wird zur Pflicht gemacht, die Unterfuchhung und Beitrafung der Frevel 
in jedem einzelnen alle fo fchleunig vorzunehmen, als es nur immer 
tunlich fein wird. 

6. Die aburteilenden Behörden find verpflichtet, die in den ver— 
fchiedenen Inftanzen erfolgenden Erfenntniffe derjenigen Behörde mit- 
zuteilen, in deren Amtsbezirk der Frevel verübt worden it. 

7. Diejes Übereinfommen hat auf unbeftimmte Zeit in Kraft und 
Wirkſamkeit zu verbleiben und für den Nüdtritt von demfelben wird 
eine vorgängige dreimonatliche Auflündigung bedungen. 


Minifterialerflärung 2. DE. 1855, 


über die zwiſchen der Ffaif. öfterreichiichen und der k. ſächſiſchen Re— 
gierung zu möglichjter Verhütung der Forſt-, Jagd-, Fiſch- und Feld» 
frevel in dem beiderjeitigen Gebiete abgejchlojiene Übereinkunft. (Aus— 
gewechjelt zu Wien am &. Oft. 1855 gegen eine gleichlautende k. ſächſiſche 
Erflärung, ddo. 31. Auguft 1855. — RGBl. Nr. 176 ex 1855.) 


Zwiſchen der kaiſ. öfterreichifchen und der k. ſächſiſchen Regierung 
ift zu möglichjter Verhütung der Forft-, Jagd», Fiſcherei und Feldfrevel 
in dem beiderjeitigen Gebiete nachftehende Übereinkunft getroffen worden: 

1. Die beiderfeitigen Regierungen verpflichten ſich, die Forft-, 
Sagde, Fiſcherei- und Feldfrevel, welche ihre Untertanen auf dem 
jenfeitigen Gebiete verübt haben möchten, nad) denjelben Geſetzen zur 
Beltrafung zu ziehen, nach welchen dies gefchehen würde, wenn fie im 

Inlande verübt worden wären. 

2. Bon allen Behörden und deren Organen foll zur Entdedung 
der Frevler jede mögliche, den inländiſchen Gejegen entiprechende Hilfe 
geleiftet und die Unterfuchung und Beitrafung der Forft-, Jagd-, 
Fiſcherei- und Feldirevel fo fchleunig vorgenommen werden, ald e3 
nur immer tunfich jein wird. 

Namentlich) haben die zur Einleitung der ftrafrechtlichen Ver— 
folgung wegen dergleichen Frevel bejtellten Organe ihre Tätigkeit den 
in dem Gebiete de3 anderen Staates von Angehörigen ihres Bezirkes 
berübten Freveln, jobald fie zu deren Kenntnis gelangen, ebenfo zu 
widmen, ald wenn diefelben innerhalb de3 ihnen angewiejenen Bezirkes 
verübt worden wären. 


80 II. Feldſchutzgeſetze. 


3. Die zur Verhütung und Anzeige folcher Frevel verpflichteten 
Forft-, Jagd- und fonjtigen Auffichtsbeamten, Diener und Wachen, 
fowie insbeſondere die Polizeibeamten und die Gendarmerie der fon« 
trahierenden Staaten follen befugt fein, bei Verfolgung eines ſolchen 
Frevlers oder der Gegenjtände und Spuren der Tat ſich in das Gebiet 
be3 anderen Staates zu dem Zwecke zu begeben, um bei den bortigen 
Drtsvorftänden oder Behörden die Ermittlung des Tatbeitandes und 
des Täter3 und die zur Sicherung des Beweiſes erforderlichen Maß— 
regeln, fowie, den Umftänden nad, die einjtweilige Bejchlagnahme ber 
entwendeten Gegenftände und die Felthaltung ber Täter zu beantragen. 

Anträgen diefer Art follen die Ortsvorftände und Behörden jebes 
ber fontrahierenden Teile in derfelben Weile genügen, wie ihnen dies 
bei vermuteten oder entdedten Freveln der gedachten Art in ihrem 
eigenen Diftrifte zufteht und obliegt. Auch können die obigen Beamten 
und Organe de3 einen Teile durch Requijition ihrer vorgejegten Be— 
hörde von Seite der zuftändigen Behörde des anderen Teiles auf- 
gefordert werden, entweder vor leterer oder der kompetenten Behörbe 
— eigenen Landes die auf den Frevel bezüglichen Umſtände aus— 
zuſagen. 

4. Die Strafe, falls eine Geldſtrafe verhängt wird, und die Unter- 
fuhungstoften follen demjenigen Staate verbleiben, in welchem das Er- 
fenntnis gejprochen worden ift; der Betrag des Schadenerjaßes und ber 
Pfandgebühren aber an das betreffende Gericht desjenigen Staates 
abgeführt werben, in welchem der Frevel verübt worden ift. 

5. Den Protofolfen und Abſchätzungen, die zur Konftatierung des 
von den Angehörigen de3 einen Staated in dem Gebiete des anderen 
verübten Frevels von den hiezu in jedem Lande fompetenten Perjonen 
aufgenommen worden jind, ift von der zur Aburteilung zuftändigen 
Behörde berjelbe Glaube beizulegen, welchen die Gejege den Protokollen 
der inländifchen Behörden beilegen. 

6. Gegenmwärtige Übereinkunft hat auf unbeftimmte Zeit in Kraft 
und Wirkſamkeit zu verbleiben und für den Rüdtritt von derſelben wird 
eine borgängige breimonatliche Auffündigung bedungen. 


B. Beſondere landesgeſehliche Beſtimmungen. 
Böhmen. 
Geſetz vom 12. Oktober 1875, 


LGBl. Nr. 76, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 


I. Bon dem Feldgute und dem Feldfrevel, 


8 1. Das Feldgut wird unter den befonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes geitellt. 
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Für die Anwendung dieſes Gejeßes werden unter Feld— 
gut das offene Feld und alle darauf befindlichen, mit dem 
Betriebe der Landwirtichaft im Zufammenhange jtehenden 
Gegenjtänden und Borrichtungen verjtanden. 

Es find daher ebenjowohl die Grundjtüde jelbjt, mie 
Ader, Wieſen, Weiden, Gärten, Weingärten, als auch Objt- 
bäume und Pflanzungen aller Art, Bienenjtöde, Preßhäuſer, 
Objtdörren, Brechhäufer, und jonftige zur Flachs-und Hanf- 
bereitung bejtimmte Vorrichtungen, Feldhütten, Zäune, 
Heden, Fifchteiche, Fiſchbehälter und Anlagen für Fünjtliche 
Fiſchzucht, Bewäſſerungsz- und Entmäfjerungsanlagen, 
Damme, Wafjerwerfe und Leitungen, Feldbrunnen, Feldwege, 
Stege, Waſſerfurchen ufmw., desgleichen alle noch nicht ein— 
gebradhten Früchte und Saaten, Heu- Stroh» und Frucht— 
ichober, die auf dem Felde zurüdgelajjenen landwirtjchaft- 
lihen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weidevieh, 
der Dünger ufw. zum Feldgute zu rechnen. 

Ein aufgelaffener Friedhof kann in Gemäßheit des Hoffanzlei- 
befrete3 vom 24. Jänner 1785, Gef. of. IL, Bd. 10, ©. 833, 
als Wieje und Garten benügt und ſomit al3 Feldgut im Sinne des 
Feldfchußgefeges betrachtet werden. (Entjcheidung des Minifteriums 
des Innern im Einvernehmen mit dem Aderbauminijterium vom 
2. Mai 1882, 3. 4604.) 

8 2. Als Feldfrevel werden alle Beihädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diefem Geſetze 
enthaltenen oder auf Grund Ddiejes Geſetzes von der poli— 
tiihen Behörde (Bezirksbehörde, Gemeindeausihuß) zum 
Schutze des Feldgutes erlafjjenen bejonderen Verbote beitraft, 
foferne dieſe Bejchädigungen oder die Übertretungen diejer 
Verbote nicht der Behandlung nad) dem allgemeinen 
Strafgejege oder nad bejonderen, für den Schuß anderer 
Zweige der Landesfultur, namentlich der Wajjerrechte, oder 
für die Handhabung der Straßenpolizei erlafjenen Geſetze 
und Vorſchriften unterliegen. 

Beichädigungen an ftädtifhen Anlagen find in Böhmen nicht 
al3 Feldfrevel, fondern als Übertretungen der Straßenpolizei- 
ordnung zu ftrafen. (Entjcheidung des Minifteriums de3 Innern 
vom 27. März 1877, 3. 18284 ex 1876.) 

8 3. Insbeſondere mwerden als Yeldfrevel erklärt: 
a) Das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 

Gärten, auf Adern und Wieſen, fowie auf allen anderen 

durch Einfriedung, Gräben und Grenzfurdhen, VBerbots- 
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tafeln oder andere fennbare Warnungszeichen als ab- 
gejperrt bezeichneten Grundſtücken; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Reifen der Trauben oder anderer TFeld- oder 
Baumfrüchte über Verfügung des Gemeindevorjtehers 
abgejperrt und durch Verbotstafeln oder andere kenn— 
bare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Befeitigen oder Bejchädigen von Einfrie> 
dungen, Offnen der Sperrvorricdhtungen an denselben 
und Befeitigen oder Unkenntlichmachen der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die unbefugte Eröffnung von Fußſtegen oder Feld— 

wegen; 

das unbefugte Abbrechen oder Abjchneiden von Stäm— 

men, ten, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann Ab— 

jtreifen von Laub und Bäumen oder Nugungsfträuchern, 
wie auch jede wie immer geartete jonjtige Beſchädigung 
von Bäumen oder Sträuchern, dann das Ausreißen von 

Baumpfählen; 

das unbefugte Abjchneiden oder Abreifen von Getreide- 

ähren, Schotten oder Pflanzen jeder Art, dann Ab— 

ichneiden oder Abreißen des Graſes an Wegen oder 

Feldrainen; | 

g) das unbefugte Bleihen an KRainen, Dämmen und 

fremdem Grunde überhaupt, dann das unbefugte Auf- 

jammeln oder Graben von Knochen, Hadern oder Dün— 
geritoffen in Gärten oder auf Adern, Wiejen oder Wei- 
den und das unbefugte Graben von Erde, Sand, 

Schotter, Steinen, fowie Auffammeln von Laub und 

abgefallenen reifen oder unreifen Früchten auf frem— 

den Grundftüden; 

das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 

Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 

Grundjtüde oder auf Wege; 

i) der unbefugte Gebrauch fremder Heuftadeln, Feldhütten 
oder auf dem Felde belafjener Geräte und Werkzeuge, 
jowie das Verſtecken, Verſchleppen oder Beichädigen der 
leßteren; 

k) das unbefugte Ummerfen oder Auseinanderfjtreuen von 
Erd- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streuhaufen, 
Heu-, Stroh- und Fruchtichober, ſowie das Beſchädigen 
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der am Felde befindlichen Vorrichtungen zum Trodnen 

des Futters; 

1) das eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren. 

S 4. Die eigenmächtige Einackerung, Umgrabung oder 
ſonſtige Bejhädigung gemeinjchaftlicher N eldivege oder Fuß— 
ftege, Verrüdung oder Befeitigung der Grenzzeichen, dann 
Abaderung oder Abgrabung von fremdem Grunde ijt, info- 
ferne fie nicht jtrafgerichtlich geahndet wird, als Feldfrevel 
zu bejtrafen. 

Das Anzünden von Stoppelfeldern und Düngerhaufen 
ift unbedingt unterjagt. 

8 5. Außerhalb gejchloffener oder jonjt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht frei belafjen werden. 

Wenn bejondere Ortsverhältnifje Ausnahmen von diejer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde- 
ausjchuffe bemilligt werden. 

8 6. Das Weiden von Vieh außerhalb gejchlofjener 
oder eingefriedeter Pläße ijt nur unter geeigneter Aufficht 
geitattet. 

Die Stridweide ift verboten. 

Das Weiden von Grundftüden, die von einem jo 
geringen Umfange oder von einer jolchen Lage find, daß von 
denjelben ein Übertritt des Viehes auf femde Grundjtüde 
oder eine Bejchädigung des fremden Feldgutes Durch das 
Weidevieh überhaupt mit Grund zu beforgen ift, wird nur 
dann gejtattet, wenn das Vieh in angemejjener Weiſe 
an feite Gegenjtände angebunden wird (Pflodmweide). 

Der Eigentümer eine Grunditüdes kann zu Schußvorkehrungen 
gegen Befchädigung durch fremde Tiere, insbeſondere zur Abwehr des 
weidenden Viehes nicht verhalten werden (VGH. 21. März 1878, 
3. 310, 2. Dez. 1887, 3. 2858 und 28. Nov. 1889, 3. 3202). 

8 7. Auf Grundftüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchlofjen find, daß dadurd das Austreten des Viehes 
———— wird, iſt jede Weide zur Nachtzeit verboten. 

8 8. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derfelben darf nur bei Tageszeit ftattfinden. 

Als Tageszeit im Gegenfage zur Nachtzeit im Ginne 
dieſes Geſetzes iſt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nad; Sonnenuntergang anzujehen. 

8 9. Wenn die zur Weide führenden Wege von folder 
Beichaffenheit find, dag eine Bejchädigung fremden Feldgutes 
Durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen ijt, jo 

6* 
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darf das Vieh nicht anders als gefoppelt oder an Gtriden 
geführt zur Weide gebracht werden. 

8 10. Die politische Bezirksbehörde kann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältnifje zum Schutze des Feldgutes das 
Berbot erlajjen, daß der Durchtrieb fremder Liehherden 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder 
Fluren führenden Straßen oder Wegen nicht anders als 
unter Aufficht eines vom Gemeindevorjteher zu beftellenden 
und vom Biehtreiber nad) einem von der politifchen Be- 
zirf3behörde bejtätigten Tarife zu entlohnenden Begleiters 
jtattfinde. 

8 11. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet befonderer Rechtstitel nur 
bei ausdrüdlicher Zujtimmung des betreffenden Grundbe- 
ſitzers gejtattet. 

Dies gilt namentlid” auch bezüglih der Weide auf 
fremden Brad und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 12. Die Nachlefe in Gärten, Objtanlagen, Wein- 
bergen oder auf Adern und Wiejen ijt zur Nachtzeit ($ 8) 
unbedingt verboten, fonjt aber nur mit Einwilligung des 
betreffenden Grundbeſitzers gejtattet. 


II. Strafdeflimmungen. 


8 13. Der Feldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
1—40 fl. oder im Falle der Uneinbringlichfeit mit einer 
Urreftitrafe von 6 Stunden bis zu acht Tagen geahndet. Die 
Gelditrafen Den in den Armenfonds jener Gemeinde, in 
deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 

In jedem Urteile, Durch welches eine Gelditrafe verhängt 
wird, ijt zugleich die Freiheitsftrafe zu bejtimmen, welde 
im Falle der Uneinbringlichfeit an deren Stelle zu treten 
hat. Hiebei fann für einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arreft 
bis 24, niemal3 aber unter 6 Stunden erfannt werden. 

Nah 8 1 des III. Teiles der faif. Verordnung vom 21. Sep 

tember 1899, RGBl. Nr. 176, ift die mit dem Gejege vom 2. Auguft 
1892, RGBl. Nr. 126, feftgeitellte Kronenwährung vom 1. Jänner 
1900 angefangen al3 ausschließliche gejeglihe Landeswährung an 
Stelle der bisherigen öjterreichifchen Währung getreten und jind 
gemäß $ 5 des III. Teiles der zitierten faif. Verordnung bie in 
den bejtehenden Geſetzen oder Vorſchriften enthaltenen, auf öfter- 
reichiiche Währung fich beziehenden Beftimmungen vom 1. Yänner 
1900 an nad) dem im Geiege vom 2. Auguft 1892, RGBl. Nr. 126 
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aufgejtellten Wertverhältniife, nach welchem ein Gulden öfterreichifcher 
Währung gleich zwei Kronen und ein Kreuzer öfterreichifcher Währung 
* zwei Hellern zu rechnen iſt, in der Kronenwährung zu ver— 
e . 
8 14. Diefe Strafbeftimmungen erleiden jedoch die in 
den nacjtehenden 88 15 und 16 bezeichneten Ausnahmen. 
8 15. Die Übertretung der in den 88 5—12 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durc Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Berbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
jtrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden. 


Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejelmit 1fl.— fr. 
er ar ARD ——— —— elle 


" .»n " Schwein mit — 30 " 
nn n n iege mit — | 30 „ 
„nn n haf mit oe 
„nn n Gans mit — 10 n 


"„ nn»  „ anderen fFederviehes . . . — 


Dieſe Strafſätze ſind, wenn das Vieh abſichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundſtück getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 8) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Verdoppelung tritt auch dann ein, wenn die Über- 
tretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, najjen 
oder durchbrüchigen Wiejen oder auf folhen Grundftüden 
jtattfand, welche durch Einfriedung, Verbotstaſeln oder antere 
ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a und b ijt, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 kr., wenn fie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Stüd Trage oder Zugtier, dann die im $ 3, lit. e bezeichnete 
Veihädigung von Bäumen oder Nußungsjträuhern am 
Stamme mit 2 fl. für jeden Baum oder Straud, das Ab— 
jtreifen von Laub, jowie das Abbrechen, oder jonjtige Ver— 
legen von Ajten, Zweigen, Blüten oder Früchten mit 1 fl. 
für jeden Baum oder Straud, das Ausreigen von Baum— 
pfählen mit 1 fl. für jeden Pfahl zu bejtrafen. 

Bei Eintritt befonders rüdjihtswürdiger Umftände fann 
auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf weniger 
al3 auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diejer Beträge 
erfannt merden. 
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In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge jich ergebende Geldjtrafe für denſelben Straffall den 
Gejamtbetrag von 40 fl. überfchreiten. 

8 16. Benn ein Feldfrevel durd Kinder, Dienftleute 
oder Hirten anläßlich einer ihnen mangelhaft aufgetragenen 
Verrichtung oder infolge der Unfähigkeit, diefe VBerrichtung 
ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen wird, ift der Auf- 
traggeber ohne Unterjchied, ob die genannten Perſonen jelbjt 
einer Strafbehandlung unterzogen wurden oder nicht, wegen 
unterlaffener pflichtmäßiger Objorge mit demfelben Geld- 
betrage zu bejtrafen, welcher auf die von dieſen Perſonen 
begangene Übertretung gejeßt ift. 

Diefe Beſtimmung hat namentlich auch dann Anwendung 
zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes 
nicht genau befannt gegeben wurden. 

Außerdem haftet für den zugefügten Schaden der Auf- 
traggeber nady Maßgabe des $ 1315 des allgemeinen bür- 
gerlichen Gejeßbuches. 

8 17. Der Feldfrevler hat, abgejehen von der ver— 
wirkten Strafe, jedenfall3 für den verurfadten Schaden 
Erjaß zu Teijten. 

Bei Teldfreveln, melde von mehreren Berjonen be— 
gangen wurden, haftet jede für den zugefügten Schaden nad) 
Maßgabe der 88 1301 und 1302 des allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuches. 

II. Bom Feldſchutzperſonale. 

$ 18. Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
jind Feldhüter (Flurwächter) zu bejtellen und als ſolche in 
Eid zu nehmen. 

Sn der Regel ijt jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund- 
jtüde ein beeidetes Feldjchußperfonale in entjprechender An— 
zahl zu beitellen. 

Die Koften für das von der Gemeinde bejtellte Yeld- 
ihußperfonale find im Sinne der Gemeindeordnung don den 
Befigern der feiner Überwachung anvertrauten Grundjtüde 
nah Maßgabe ihrer Grundjteuer zu tragen. Die Gemeinden 
fönnen hiebei auch jene Feldhüter für das gejamte Ge— 
meindegebiet bejtellen, welche bereits von einzelnen Be— 
jißern als jolhe aufgenommen find. 

Die Beftimmung des $ 18, Abi. 3 des böhm. Feldſchutzgeſetzes hat 

nur die Frage der Bededung der Koſten für das von ber Gemeinde 
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zum Schuge des Feldgutes bejtellte Berjonale zum Gegenjtande und 
greift daher auf die Bededung der Kojten für die Bejorgung des 
Waldſchutzes über fremde Wälder durch Gemeindeorgane nicht Platz. 
BGH. 21. Sept. 1904, 3. 9818.) 

Mit Genehmigung der politifhen Bezirksbehörde fünnen 
zwei oder auch mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Gemarkungen zu beaufjichtigenden Grundjtüde einen gemein- 
ſchaftlichen Feldhüter bejtellen, injoferne damit der beab- 
fihtigte Schuß des Feldgutes genügend gefichert erjcheint. 

Die politiiche Bezirksbehörde kann nad Einvernehmung 
de3 Bezirksausschufjes jene Gemeinden, Hinjichtlic welcher 
nad) den örtlichen oder jonjtigen Verhältnijjen die Bejtellung 
eines &emeindefeldihußperjonals ſich für die Sicherung 
des Feldgutes als entbehrlich darjtellt, von diejer Bejtellung 
entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für einen be= 
ftimmten Teil desjelben auf bejtimmte oder unbejtimmte 
Beit entheben. 

Die Beitellung von Flurwächtern it eine der Gemeinde rüdjichtlich 
aller in ihrem Gebiete gelegenen Grundjtüde auferlegte Bilicht, deren 
Einſchränkung nur injoferne eintritt, al3 ein nad) dem Geſetze hiezu 
berechtigter Grundbejiger die Bejorgung des Feldſchutzdienſtes nad) 
Vorſchrift des Geſetzes felbit übernimmt und die Gemeinde hievon 
verftändigt; hat ein Grumdbefiger dieje Berjtändigung verabjäumt 
und dadurd die Gemeinde veranlaßt, bei der Beitellung von Feld— 
hütern auch auf feinen Beſitz Bedacht zu nehmen, jo bleibt er zur 
Tragung ber Kojten mit verpflichtet. — Wenn gegen den Gemeinde» 
befhluß auf Einholung einer Umlage zur Bedeckung der Koften für 
da3 von der Gemeinde bejtellte Feldſchutzperſonale und gegen bie 
Nepartition derjelben auf die beteiligten Grundbeſitzer ungeachtet 
erfolgter öffentlicher Kundmahung nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben worden find, jo fann der Konfurrenzpflichtige den ihm zus 
geitellten Zahlungsauftrag im Berufungswege nur injoferne ans» 
fechten, al3 eine Überjchreitung der gejeglich gejtatteten Höhe der 
Umlage oder eine unrichtige Repartition ftattgefunden hat. (BGH. 
3. Oft. 1879, 8. 1470.) 

S 19. Einzelne oder mehrere Beliter von zufammen 
mindejtens 50 Hektaren (86°/,, n. ö. Zoch) zum Feldgute 
gehöriger Grundjtüde können für Diejelben ein eigenes 
beeidetes Yeldjchußperfonale bejtellen, wobei es feinen Unter- 
ſchied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in derjelben Ge— 
meinde gelegen jind oder nicht, fall nur ihre Vereinigung 
zu einem Überwachungsfompflere feine örtlichen Hindernijje 
entgegenjtehen. 

Die Beftimmung des $ 19, Abi. 1 de3 böhm. Feldſchutzgeſetzes 

ftatuiert eine von den Beltimmungen de3 $ 18 dieſes Gejeges ganz 
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unabhängige Befugnis für den einzelnen Grundbejiger, von welcher 
derjelbe nach feinem Gutdünfen aucd dann Gebrauch machen kann, 
wenn ſchon die Gemeinde ihrer im $ 18 dieſes Geſetzes normierten 
Verpflihtung Rechnung tragend, einen Feldhüter für das ganze 
Gemeindegebiet bejtellt hat und es hat die nad) $ 19 von dem ein«- 
zelnen Grundbejiter nad) Vorjchrift des Gejeges ſelbſt übernommene 
Bejorgung des Feldſchutzdienſtes und die Verftändigung der Gemeinde 
hievon jeine Befreiung von der ihn fraft des $ 18, Abi. 3 bes 
treffenden Beitragspflicht zur Folge. (BGH. 21. Sept. 1904, 3.9818.) 

Zur Beitellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
jonale3 auf einem da3 obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundfomplere bedarf es einer bejonderen Bewilligung 
der politiihen Bezirfsbehörde, welche nur aus triftigen 
Gründen verweigert werden fann. 

Derjelben bejonderen Bewilligung bedarf die Bejtellung 
eines eigenen beeideten Feldſchutzperſonales zur über- 
wachung von Feld- und Baumfrücten. 

S 20. Der bejtellte Feldhüter ift von der politischen 
Bezirfsbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er gilt 
fohin als öffentlie Wade im Sinne des Geſetzes vom 
16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84. 

Diefe Beftätigung und Beeidigung kann nur über Ber- 
langen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid ijt nad) der beiliegenden Eidesformel abzugeben. 

Durh das Feldſchutzgeſetz iſt für Böhmen die Minijterialver- 

ordnung 30. Fänner 1860, RGB. Nr. 28, außer Kraft gejeht 
worden; es find daher die Flurwächter, auch wenn fie in Privat- 
dienften ftehen, von der politifchen Bezirksbehörde nicht, wie früher, 
bloß zu beeidigen, fondern ausdrüdtich im Amte zu bejtätigen (BGH. 
3. Oft. 1879, 3. 1470). 

Ss 21. Die Bejtätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangel3 der phyſiſchen Tauglichkeit oder der Vertrauens— 
mwürdigfeit von der politifchen Bezirfsbehörde verweigert 
erden. 

S 22. Für den Feldihuß dürfen nur Perſonen be— 
jtätigt und beeidet werden, welche das zwanzigſte Lebens- 
jahr zurücdgelegt haben. 

Auch das für den Forjt- oder Jagdſchutz beeidete Per- 
fonale kann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und Hiefür in 
Eid genommen werden. 

8 23. Jedem für den Feldichuß Beeideten ift ſeitens 
der politifhen Bezirfsbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 20) zu erfolgen, mwelche zugleich auch den 
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Namen des Beitellers und die genaue Angabe des dem Feld- 
hüter zur Überwachung zugewiejenen Gebietes zu ent— 
halten Hat. 

Allfällige Änderungen des Überwachungsgebietes hat 
der Beiteller unvermweilt * politiſchen Bezirksbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Beſcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldihußdienjt eines anderen Bejtellers hat der Feldhüter 
die Bejcheinigung der politifchen Bezirksbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben Dagegen unter 
Berufung des bereit3 beim Antritte des früheren Dienftes 
geleijteten Eides eine neue, den geänderten Berhältnijfen 
entjprechende Bejcheinigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Beicheinigung iſt von der politischen 
Zandesitelle fejtzufegen und in dasjelbe der Inhalt des 
Geſetzes vom 16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84, und des gegen- 
mwärtigen Gejeges im Auszuge aufzunehmen. 

S 24. Treten bezüglich eines jchon beeideten Tyeld- 
hüters ſolche Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 21 
jeiner Beeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die 
politijche Bezirfsbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon 
fraft einer gerichtlihen Aburteilung auf Grund des Straf— 
gejeßes eingetreten wäre, hinfichtlich des allfälligen Wider- 
rufes der Bejtätigung im Amte ($ 20) und Einziehung der im 
$ 23 erwähnten Bejcheinigung zu erkennen. 

8 25. Der im Amte bejtätigte und beeidete Feldhüter 
ift verpflichtet, in Ausübung des Dienftes das von der poli= 
tiichen Bezirksbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
macende Dienjtzeichen zu tragen. 

(S. oben Geje 21. Febr. 1885, LOB. Nr. 41.) 

Derjelbe ijt zugleich befugt, im Dienfte ein Seitengewehr 
zu tragen, von welchem jedoch nur im äußerſten Falle ge- 
rechter Notwehr Gebrauch gemacht werden darf. 

8 26. Hinfichtlich der ämtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtlich der Glaubwürdigkeit 
feiner abgelegten Zeugenausſage, dann der Befugnifje des- 
ee in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 

erfonen, welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer ſolchen Handlung dringend verdächtig 
ericheinen, ferner hHinfichtlih der Abnahme der von der 
jtrafbaren Handlung hHerrührenden, fowie der zur Ber- 
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übung derjelben bejtimmten Saden, endlich hinfichtlich der 
Verpflichtung zur Übergabe Ddiejer Saden, fowie der in 
Verwahrung genommenen Perſonen an die zuftändige Be- 
hörde — find die Bejtimmungen des Gejeßes vom 16. Juni 
1872, RGBl. Nr. 84, mahgebend. 

27. Wenn das Grundjtüd durch Vieh bejichädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, fall dieſelbe 
nit vom Beſchädigten jelbjt bereit3 vorgenommen wurde, 
auch in Abmwefenheit des legteren für denjelben über fo viele 
Stüde Viehes, als zur Entſchädigung hinreicht, zu voll- 
ziehen ($ 1331 ABGB.). 

Die Pfändung hat von Seite des von der Gemeinde 
beitellten Feldhüter8 dann zu unterbleiben, wenn die Be— 
Ihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehüteten Vieh— 
ftüde geſchehen ift. 

Kann die Pfändung von Federvieh nicht gejchehen, jo 
ift es ſolchen Feldhütern, welche gleichzeitig dem für den 
Forft- oder Jagdſchutz beeideten Perjonale angehören, ge= 
jtattet, dasjelbe zu töten, worauf bei der Bejtrafung der 
Frevler angemeſſene Rückſicht zu nehmen ijt. 

Mit Rüdficht auf örtliche Verhältniſſe kann bejonders 
vertrauenswürdigen Feldhütern, welche nicht zu Diejen Kate— 
— gehören, von der politiſchen Bezirksbehörde das gleiche 

echt eingeräumt werden. 

Das getötete Vieh iſt an Ort und Stelle für den Eigen— 
tümer desſelben zurückzulaſſen und dem Gemeindevorſteher 
ſofort hievon die Anzeige zu erſtatten. 

8 28. Der Feldhüter iſt verpflichtet, jeden wahrge— 
nommenen Feldfrevel ohne Unterſchied, ob der Täter bekannt 
iſt oder nicht, unverweilt zur Kenntnis des Gemeindevor— 
ſtehers und im Falle des 8 19 auch zur Kenntnis ſeines 
Dienſtherrn zu bringen. 

8 29, Der Feldhüter hat die nad) Maßgabe der SS 5 
und 6 des Gefehes 16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen Sachen und Werkzeuge 
fofort dem Gemeindevorfteher zu übergeben. 

Wenn Viehftüce durch einen von der Gemeinde bejtellten 
Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer dieſelben ohne Ver— 
zug dem Gemeindevorjteher zu übergeber. 

Der nah $ 19 beitellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Viehſtücke unverzüglich feinem Dienftherrn zu übergeben und 
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gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gefchehene Pfändung 
anzuzeigen. 

8 30. Die politifche Bezirksbehörde Hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vormerk 
zu führen und jelben in jteter Evidenz zu erhalten. 

Die Beiteller des Feldjchußperjonales ($ 19) find bei 
Vermeidung einer Ordnungsjtrafe von 2 bis 10 fl. ver- 
pflichtet, jede Veränderung in dem Stande des von ihnen 
beitellten beeideten Feldſchutzperſonales innerhalb der Friſt 
bon längjtens 14 Tagen zur Kenntnis der politifchen Be— 
zirtsbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfaßren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Diebörden. 

8 31. Die Durchführung des Verfahrens aus Anlaß 
borfommender Feldfrevel, beziehungsmeife die Unterſuchung 
und Bejtrafung derjelben jteht dem Gemeindevorjteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejehesübertreiung be— 
gangen wurde. 

Diefes Strafreht wird nad Vorſchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorjteher in Gemeinschaft mit zwei 
Beijigern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirkungstreife 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt es ſich überhaupt um einen eldfrevel, rückjichtlich 
deifen der nach obiger Regel kompetente Gemeindevorjtand 
befangen erjcheint, jo ſteht das Strafverfahren in erjter In— 
ſtanz der politijchen Bezirksbehörde zu. 

8 32. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Bejchädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des beeiveren 
Teldhüters ftatt. 

8 33. Der Gemeindevorjteher ift verpflicgtet, von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Verletzungen der Sicherheit des 
Feldgutes den Beihädigten ungejäumt in Kenntnis zu feßen 
und insbejondere diejenigen Verlegungen, melde der Be— 
handlung nad dem allgemeinen Strafgejege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

34. Der Gemeindevorjteher hat die ihm nad $ 29 
vom FFeldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel herrühren- 
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den Saden, wenn der bejhädigte Eigentümer derjelben be- 
befannt iſt, diefem leßteren auszufolgen. 

Sit der Beichädigte nicht befannt, jo Hat der Gemeinde- 
borjteher wegen dejjen Ermittlung das erforderliche zu ver— 
anlafjen und die gedachten Gegenjtände einftweilen zu ver— 
wahren, oder fall diejelben dem Verderben unterliegen, zu 
Gunſten des nicht befannten Bejchädigten zu verjteigern, oder 
jonjt entjprechend zu bermerten. 

Wenn der Beſchädigte, ungeachtet deſſen Ermittlung ein- 
geleitet worden ijt, fich zur Übernahme der Sachen, bezie- 
Hung3weife deren Wertes binnen drei Monaten vom Beit- 
punkte des begangenen Feldfrevel3 nicht gemeldet Hat, fo ift 
der Erlös der zu verjteigernden Sachen an den Armenfonds 
des Drtes, gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigen- 
tümer der Sache lieh A der Berjährungszeit etwa zu— 
jtehenden Anjprüche abzugeben. 

8 35. Aus Anlaß der nad) $ 29 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Viehjtüde an den Gemeindevorjteher hat der- 
ſelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten Viehes, 
wenn diejer befannt ijt, als auch den Bejchädigten und diejen 
legteren insbejondere mit der Aufforderung jogleich zu ver— 
ftändigen, daß er feinen Anſpruch auf den Schadenerjag 
längjtens binnen acht Tagen von der Pfändung geltend zu 
machen habe, mwidrigenfall® das gepfändete Vieh dem ji 
meldenden Eigentümer zurüdgejtellt werden müßte. 

Wurde dieſer Anjpruh von Seite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Friſt geltend gemacht, fo Hat der 
Gemeindevorjteher über die Höhe der Entjchädigung zwiſchen 
dem Beichädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln und im 
Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von dem 
Beichädigten die Klage nach $ 1321 ABGB. vor den Richter 
gebracht ift, zur Sicherjtellung des Schadenerjages den 
Betrag fejtzufegen, gegen deſſen Erlag das gepfändete Vieh 
dem Eigentümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung des 
Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen ift ($ 1322 
ABGB.). 

8 36. Die Beſtimmung des 8 35 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch auf 
den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten eines 
bejchädigten Dienftherrn durch deſſen beeidigten Yeldhüter 
erfolgt ift. 
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8 37. Der Gemeindevorjteher hat über jeden einzelnen 
nah $ 32 zur Unterjuhung gelangenden Fall eines Feld— 
— ohne Verzug die Sicherſtellung des Tatbeſtandes und 

ie Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und falls 
zwiſchen dem Beſchädigten und dem Beſchuldigten ein Ver— 
gleich über den Schadenerſatz nicht zu ſtande kommt, zugleich 
auch den Betrag des letzteren mit Rückſicht auf die an den 
Beſchädigten nach 8 34 ausgefolgten, vom Feldfrevel her— 
rührenden Sachen mittels Schätzung feſtzuſtellen. 

8 38. Zur Schätzung des durch einen Feldfrevel ver— 
urfahten Schadens ijt zunädjt das beeidete Feldſchutz— 
perjonale berufen. 

überfteigt aber der Schade nad) dem Dafürhalten des 
Teldhüters 5 fl., fo hat der Gemeindevorjteher die Ab- 
— desſelben durch einen beeideten Schätzmann ohne 

erzug zu veranlaſſen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durd einen 
beeideten Shägmann hat auch fonjt in allen Feldfrevelfälfen 
u gejchehen, jobald diejelbe von dem Bejchädigten oder vom 

rſatzpflichtigen begehrt mird. 

8 39. Infoweit die Schäßung nicht nad) $ 38 durch 
das beeidete Feldichußperfonale vorgenommen wird, hat ſich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtsziwede bejtellten 
und beeideten Schäßmänner zu bedienen; jind ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, fo hat die politijche Bezirksbehörde 
über Erfuhen der Gemeinde Schägmänner für eldfrevel- 
angelegenheiten befonders zu bejtellen und dieſelben ent- 
weder jelbjt zu beeiden oder durch einen hiezu Abgeordneten 
beeiden zu lajjen. 


8 40. Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Anſpruch 
über den Schadenerjaß fejtzuftellen, welcher dem Beichädigten 
auf Grund feines etwaigen diesfälligen Vergleiches mit dem 
Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen Schäßung 
gebührt, wenn dieje den Betrag von 15 fl. nicht überfteigt, 
oder wenn ihre Richtigkeit von dem Berurteilten nicht be= 
ftritten wird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von 15 fl. über- 
fteigenden Schäßung bejtritten, fo ift der Schade im Straf— 
erfenntnifje bloß bis zum Betrage von 15 fl. zuzuſprechen 
und der Beichädigte mit feinem Mehranfprud auf den Bivil- 
rechtsweg zu vermeijen. Ä | 
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Zugleich ift über die Perjon des Erjagpflichtigen im 
Sinne der 88 16 und 17 zu erkennen und im Falle dritte 
Perſonen, welchen eine Mitſchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nugen gezogen haben, wie bei Bejchädigungen 
durch Abweiden u. dgl., weiters zu bejtimmen, inivieferne 
diefe Perfonen innerhalb der im erſten Abſatze in Anfehung 
de3 Betrages gezogenen Grenzen dem Beichädigten Erſatz zu 
leiften haben. 

(S. Bemerkung zum $ 39 des Feldfchußgejeges für Mähren.) 

S 41. Mit dem Straferfenntniffe ijt dem Schuldigen 
auch der Erſatz der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor- 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des gepfän- 
deten Viehes, dann für die allfällige Schäßung des Schadens 
durch beeidete Schäßleute aufgelaufen jind, aufzuerlegen. 

S 42, Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
zur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Beichädigte den 
Erjaß des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und die 
Koften des Strafverfahrens gededt find, dem Eigentümer 
zurückzuſtellen. 

Treten dieſe Vorausſetzungen nicht ein, ſo ſind die 
Werkzeuge, falls nicht dem Beſchädigten ein Anſpruch darauf 
zuſteht, zu Gunſten des Armenfonds für verfallen zu er— 

ären. 


8 43. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politijche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirkungs— 
freifes unmittelbar unterjteht (Bezirksbehörde, Landesitelle). 

Die Berufung ijt binnen acht Tagen, vom Tage der 
Kundmahung, beziehungsmweife Zujtellung des angefochtenen 
Erfenntnifjes gerechnet, beim &emeindevorjteher jchriftlich 
oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnijje findet eine 
meitere Berufung nicht jtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politifchen Bezirksbehörde 
al3 erjter Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des meiteren 
Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 

8 44. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuchung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage de3 begangenen Frevels nicht in Unter- 
fuhung gezogen worden ift. 
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Die Schadenerjaganfprüche aus einem wegen Verjährung 
nicht in Unterjuchung gezogenen Feldfrevel fünnen auf dem 
Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Schlußbeflimmungen. 


S 45. Die in diefem Geſetze, insbefondere in den 
88 11, 12, 18 und 19 desjelben bezüglich der Grundbefiter 
normierten Rechte und Verbindlichkeiten gelten auch hin- 
fichtlich der Pächter und Nutznießer des Feldgutes. 

S 46. Mit dem Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen Vorſchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, injomweit leßtere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlidy die Verordnung 
der Minijterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

S 47. Mit dem Bollzuge dieſes Gejehes find der Ader- 
buminijter und der Minijter des Innern beauftragt. 


Eidesformel für das Feldfchußperfonale. 


Sch ſchwöre, das meiner Aufficht anvertraute Feldgut ftet3 mit 
möglichjter Sorgfalt und Treue zu überwachen und zu bejchüßen, alle 
diejenigen, welche dasjelbe auf irgend eine Weije zu beichädigen trachten 
oder wirklich bejchädigen, oder einen Feldfrevel überhaupt begehen, 
one perjönlihe Rüdjicht gewiſſenhaft anzuzeigen, nad) Erfordernis 
in gejegmäßiger Weife zu pfänden oder feitzunehmen, feinen Un— 
fhuldigen fälſchlich anzuklagen oder zu verdädtigen, jeden Schaben 
möglichſt hintanzuhalten und die verurjachten Bejchädigungen nad 
meinem beiten Wiſſen und Gemifjen anzugeben und abzufchägen, fowie 
deren Abjtellung im gejeglihen Wege zu verlangen, mich den mir auf- 
erlegten Pflichten ohne Wiffen und Genehmigung meiner Vorgefegten 
oder ohne unvermeidliche Verhinderung niemals zu entziehen und über 
da3 mir anvertraute Gut jederzeit gehörig Rechenſchaft zu geben. 


So wahr mir Gott helfe! 
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Bufomina. 


Gele vom 5. Auguſt 1875, 
LIEB. Nr. 21, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
Il. Bon dem Feldgute und dem Feldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den ya Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes gejtellt. Für die Anwendung des 
ne werden unter Feldgut alle Gegenjtände verjtanden, 
welche mit dem Betriebe der Land- und Yeldwirtichaft im 
weitejten Sinne im unmittelbaren oder mittelbaren Zu— 
jammenhange jtehen, injolange fie ſich auf offenem Felde 
befinden. Es find daher ebenſowohl die Grundjtüde jelbit, 
wie Üder, Wiejen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume 
und Pflanzungen aller Art, Preßhäufer, Feldhütten, Zäune, 
Heden, Feldbrunnen, Feldmwege, Stege ufw. zum Feldgute 
zu rechnen, als auch alle noch nicht eingebradjten Früchte und 
Saaten, Heu-, Stroh- und Fruchtichober, die auf dem Felde 
zurüdgelafjenen landwirtichaftlihen Geräte und Werkzeuge, 
da3 Zug- und Weidevieh, der Dünger uf. 

8 2. Als Feldfrevel werden alle Bejchädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diefem Gejege 
enthaltenen oder auf Grund diejes Geſetzes von der politijchen 
Behörde (Bezirksbehörde), von dem Gemeindeausfchufje oder 
vom Vorjtande des Gutsgebietes zum Schuße des Feldgutes 
erlajjenen befonderen Verbote bejtraft, ſoferne dieſe Beihädi- 

ungen oder die Übertretungen dieſer Verbote nicht der 

ehandlung nad) dem allgemeinen Strafgejege oder nad) be— 
fonderen, für den Schuß anderer Zweige der Landeskultur, 
namentlich der Wafjerrechte, oder für die Handhabung der 
— —— erlaſſenen Geſetze und Vorſchriften unter— 
iegen. 

8 3. Insbeſondere werden als verboten erklärt: 

a) Das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum Anbaue 
bereit3 vorbereiteten Adern, ferner auf Wieſen zur 
Beit des Graswuchſes, endlich auf Grundjtüden jeder 
Urt, jobald diejelben durch Einfriedung, Berbotstafeln 
oder andere fennbare Warnungszeichen als abgejperrt 
bezeichnet find; 
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b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Teld- oder 
Baumfrüchte über Verfügung des Gemeindevorjtehers 
abgejperrt und Durch Verbotstafeln oder andere fennbare 
Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, ſowie das 
mutmillige Öffnen der Sperrvorrichtungen an denjelben 
und das Befeitigen oder Unkenntlichmachen der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmächtige Eröffnung von Fußſtegen oder Feld— 
megen; 

e) die eigenmäctige Einaderung, Umgrabung oder fonjtige 
Beihädigung gemeinſchaftlicher Feldwege oder Fußitege, 
Verrüdung oder Bejeitigung der Grenzzeihen, dann 
Ubaderung von fremdem Grunde; 

f) das unbefugte Abbrechen oder Abjchneiden von Stäm— 
men, Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann Ab— 
ftreifen von Laub von Bäumen oder Nußungsiträuden, 
jowie Ausreigen von Baumpfählen; 

g) das unbefugte Abjchneiden oder Abreifen von Getreide- 
ähren, Schotten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 
Adern, dann Abjchneiden oder Abreißen des Grajes an 
Wegen oder Yeldrainen; 

h) das unbefugte Aufjammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Auffammeln von 
Zaub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 

i) das unbefugte Ablagern oder Werfen von Gteinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unkraut auf fremde 
Grunditüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebraud) fremder Heuftadeln, Feldhütten 
oder auf dem Felde belafjener Geräte und Werkzeuge, 
jowie das Verjteden, Verjchleppen oder Bejchädigen der 
legteren; 

l) da3 mutmillige Ummerfen oder NAuseinanderftreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht» oder Gtreu- 
haufen, Heu=, Stroh- und Fruchtſchober; jowie das Be— 
Ihädigen der am Felde befindlichen fremden Borrich- 
tungen zum Trodnen des Futters. 

m) das eigenmädtige Abbrennen von Torfmooren. 


Gef. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 7 


— — 
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8 4. Außerhalb geſchloſſener oder ſonſt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht frei belafjen werden. 
Wenn bejondere Ortsverhältniffe Ausnahmen von Diejer 
Vorſchrift notwendig machen, fünnen folche vom &emeinde- 
ausjchujfe bewilligt werden. 

8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb gejchlofjener 
oder eingefriedeter Pläße ift nur unter Aufficht eines hiezu 
geeigneten Hirten gejtattet. Auf Weidepläßen, die von einem 
jo geringen Umfange oder von einer ſolchen Lage find, daß 
von denjelben ein Übertritt des Viehes auf fremde Grund- 
jtüde oder eine Beſchädigung überhaupt des fremden Feld— 
we durch das Weidevieh mit Grund zu bejorgen ift, muß 

a3 Vieh in angemejfener Weife mit Striden an fejte Gegen- 
ftände angebunden oder an Striden geführt werden (Strid- 
weide). 

(Siehe die Bemerkung zum 8 6 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Geiten fo 
eingejchloffen iger daß dadurch das Wustreten des ar 
verhindert wird, ift jede Weide (einjchließlich der Stridweide) 
zur Nachtzeit verboten. Mit Rüdjicht auf befondere Verhält- 
niſſe fann der Gemeindeausihuß Ausnahmen von dieſem 
Berbote für bejtimmte Weidepläße gejtatten. 

8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der Ein- 
trieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. Als 
Tageszeit im Gegenjaße zur Nachtzeit im Sinne dieſes Ge- 
jebes ift Die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang bis eine 
Stunde nad) Sonnenuntergang anzujehen. 

8 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von folcher 
Beichaffenheit find, da eine Beſchädigung fremden Feldgutes 
durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen ift, jo kann 
der Gemeindeausshuß das Verbot erlafjen, daß auf den von 
Thm bezeichneten Streden der Wege das Vieh anders als ge- 
nn oder an GStriden geführt nicht zur Weide gebracht 
werde. 

8 9. Die politifche Bezirfsbehörde fann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schube des Feldqutes das Ver— 
bot erlafjen, daß der Durchtrieb fremder VBiehherden zur 
Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder und Fluren 
führenden Straßen oder Wegen anders al3 unter Aufficht 
eines vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden und vom Vieh— 
treiber nad) einem behördlich bejtätigten Tarife zu entlohnen- 
den Begleiters ftattfinde. 
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8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremden Grunde ift, unbejchadet bejonderer Rechtätitel, nur 
bei ausdrüdliher Zuftimmung des betreffenden Grund- 
bejigers geftattet. Dies gilt auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brach- und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Yeldrainen. 

8 11. Die Nadjlefe in Gärten, Obftanlagen, Wein- 
bergen oder auf Adern und Wiefen ift zur Nachtzeit ($ 7) 
unbedingt verboten, fonjt aber nur mit Einwilligung des 
betreffenden Grundbeſitzers gejtattet. 


8 12, Für bejtimmte Teile des Gemeindegebietes, 
welche ausjchliegend oder zum großen Teile aus zujammen- 
hängenden Weingärten verjchiedener Bejiger bejtehen, kann 
der Gemeindeausfhuß im Einverfjtändnifje mit diejen Be- 
figern mittel3 ortSüblicher Kundmachung das Verbot erlajjen, 
daß mit der Weinlefe in dem betreffenden Gebiete vor dem 
bon dem Gemeindeausſchuſſe fejtgejegten Tage begonnen 
werde. Eine Ausnahme hievon hat der Gemeindevorjteher 
einzelnen Weingartenbefißern dann zu bewilligen, wenn die— 
felben fich bereit erflären, die Kojten der wegen der früheren 
Lefe in ihren Weingärten zum Schuße der übrigen Wein- 
gärten etwa erforderlichen bejonderen Uberwachungsmaß— 
regeln jelbjt zu bejtreiten. 

8 13. Inſoweit in den 88 4, 6, 8, 9, 12 dem Ge- 
meindeausfchujfe, beziehungsmweije dem Gemeindevorfteher ein 
befonderes Verfügungsrecht eingeräumt wird, wird dasjelbe 
hinfichtlich des Gutsgebietes vom Vorſtande des leßteren 
ausgeübt. 


II, Strafdeflimmungen. 


8 14. Der Feldfrevel wird mit einer Gelditrafe von 
einem bis vierzig Gulden oder mit einer Arreititrafe von 
ſechs Stunden bis zu acht Tagen geahndet. Dieje Bejtim- 
mung erleidet jedoch die in den nachfolgenden $$ 15 und 16 
bezeichneten Ausnahmen. 

(Siehe die Bemerkung zum 813 des Feldjchußgefeges für Böhmen.) 

8 15. Die Übertretung der in den 88 4 bis 11 ent- 
haltenen den Schuß gegen Schaden durch Vieh beziwedenden 
Anordnungen und Verbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
ftrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden: 


7* 
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Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejelmit 1fl. — kr. 
„nn n Rind oder Schwein mit. . — „50, 


ee. ee a .—, a 
nm " Schaf nv .. . — 20 ” 
nn n ” Gans n — * 10 


— „ „ anderen Federviehs mit. — „ 6, 

Die Strafſäbe ſind, wenn das Vieh abſichtlich der Weide 
wegen auf ein fremdes Grundſtück getrieben, oder wenn die 
Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, zu ver— 
doppeln. Eine Verdoppelung tritt auch dann ein, wenn Die 
übertretung auf bebauten dern, Gärten, Weingärten, an 
oder durchbrüchigen Wiefen oder auf folden Grundftüden 
jtattfand, welche durch Einfriedung, Verbotstafeln oder an- 
dere ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet —* Die 
übertretung des 8 3 lit. a und b ijt, wenn fie durch un— 
befugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an jeder 
Perſon mit fünfzig Kreuzern, wenn fie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit einem Gulden von 
jedem Stüd Trag- oder Zugtier, dann die im $ 3 lit. f 
bezeichnete Bejchädigung von Bäumen oder Nutzungs— 
fträudern am Stamme mit zwei Gulden für jeden Baum 
oder Straud, das Abſtreifen von Laub, fowie das Ab- 
brechen oder jonjtige Verlegen von Aſten, Zweigen, Blüten 
oder Früchten mit einem Gulden für jeden Baum oder 
Straud, das Ausreißen von Baumpfählen mit einem Gulden 
für jeden Pfahl zu bejtrafen. Bei Eintritt befonders rüd- 
jihtswürdiger Umftände kann auch auf geringere Einzel- 
beträge, jedoch nicht auf weniger, als auf die Hälfte des 
gejeglichen Ausmaßes diefer Beträge erfannt werden. In 
feinem Falle darf die aus der Summe der Einzelnbeträge 
ji) ergebende Geldjtrafe für denjelben Straffall den Ge— 
jamtbetrag von vierzig Gulden überschreiten. 

8 16. Wenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienftleute 
oder Hirten infolge mangelhaften ——— oder Unfähig— 
keit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, iſt der Auftraggeber, ohne Unterſchied, ob die genannten 
Perfonen jelbjt einer Strafbehandlung unterzogen wurden 
oder nicht, wegen unterlafjener pflihtmäßiger Obforge mit 
einer Gelditrafe bis zu zehn Gulden zu bejtrafen. Diefe 
Bejtimmung hat namentlich aud) dann Anwendung zu finden, 
wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes nicht genau 
befannt gegeben wurden. Die Auftraggeber aufzuerlegende 
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Strafe darf jedoch jenen Geldbetrag nicht überjteigen, welcher 
auf die von obigen Perjonen begangene Übertretung jelbjt 
gejegt ift. Für den zugefügten Schaden haftet der Auftrag- 
geber nad) Maßgabe des $ 1315 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches. 

8 17. Der Feldfrevler hat, abgeſehen von der ver— 
wirkten Strafe, jedenfall® für den verurſachten Schaden 
Erjag zu leijten. Bei Feldfreveln, welche von mehreren 
Perfonen begangen wurden, haftet jeder für den zugefügten 
Schaden nad) Maßgabe der 88 1301 und 1302 des all- 
gemeinen bürgerlichen Gejeßbuches. 


II. Bom Feldfhugperfonafe. 


8 18. Zum Schuße des Feldgutes gegen Feldfrevel find 
Feldhüter (Flurwächter) zu bejtellen und als ſolche in Eid zu 
nehmen. In der Regel ijt jede Gemeinde verpflichtet, für Die 
in ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund- 
jftüde, für melche von einzelnen Grundbeſitzern bejondere 
Teldhüter auf Grund des 8 19 nicht bejtellt wurden, ein 
gemeinjchaftliches beeidetes Feldſchutzperſonale in entjpre- 
chender Anzahl zu beitellen. Die gleihe Berpflichtung 
obliegt dem Gutsgebiete bezüglich der in feinem Bereiche 
befindlihen Grundjtüde. 

Die Koſten für das von der Gemeinde bejtellte Feld— 
ihußperfonale find im Sinne der Gemeindeordnung von den 
Befigern der feiner Überwachung anvertrauten Grundjtüde 
nad) Maßgabe des Flächenmaßes der leteren zu tragen. 
Mit Genehmigung der politifhen Bezirksbehörde können zwei 
oder mehrere Gemeinden oder Gutögebiete für die innerhalb 
ihrer Gemarfungen zu beauffichtigenden Grundjtüde einen 
gemeinfchaftlihen Feldhüter bejtellen, injfoferne damit der 
beabfichtigte Schuß des Feldgutes genügend gejichert erjcheint. 
Die politifhe Landesftelle fann nad) Einvernehmung des 
Landesausjchuffes jene Gemeinden, beziehungsmweije Gut3- 
gebiete, Hinfichtlich welcher nach den örtlichen oder fonjtigen 
orale Hr die Beitellung eines Gemeindefeldſchutzper— 
ſonales fich für die Sicherung des Feldgutes als entbehrlich 
darftellt, von dieſer Sad entweder für das ganze Ge- 
meindegebiet oder für einen bejtimmten Teil desjelben auf 
bejtimmte oder unbejtimmte Zeit entheben. 

(Siehe Bemerkungen zum $ 18 des Feldfchußgejetes für Böhmen.) 
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8 19. Einzelne oder mehrere Befiger von zujammen 
mindeftens fünfzig Heftaren (86°/,, n.=d. och) zum Yeld- 
gute gehöriger Grundftüde können für Diejelben ein 
eigenes beeidetes Feldſchutzperſonale bejtellen, wobei es feinen 
Unterjchied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in der— 
jelben Gemeinde gelegen find oder nicht, fall3 nur ihrer 
Vereinigung zu einem Überwadhungsfomplere feine örtlichen 
Hindernifje entgegenjtehen. Zur Befeftung eines eigenen 
beeideten Feldihußperjonales auf einem, das obige Aus— 
maß nicht enthaltenden Srundfomplere bedarf hr einer 
vorläufigen, befonderen Bewilligung der politijchen Bezirks⸗ 
behörde, welche übrigeng nur wegen etwaiger gegen die 
beabfichtigte Beftellung fprechenden triftigen Gründen ver- 
weigert werden kann. 

8 20. Der bejtellte Feldhüter ift von der politifchen 
Bezirksbehörde zu beftätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt ſohin als öffentlihe Wache im Sinne des Gejehes 
16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84. Diefe Beftätigung und 
Beeidigung fann nur über Verlangen de3 Beſtellers des 
Feldhüters erfolgen. Der Eid ijt nach der beiliegenden 
Eidesformel abzunehmen. 

(Siehe Bemerkung zum f: 20 de3 Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

S 21. Die Beltätigung und Beeidigung kann megen 
Mangel3 der phyfiichen Tauglichkeit oder der Vertrauens— 
mwürdigfeit von der politischen Bezirfsbehörde vermweigert 
werden. 

8 22. Für den Feldihuß Dürfen nur Perſonen be— 
jtätigt und beeidet werden, melde das zwanzigſte Lebens— 
jahr zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre 
Dienjtleiftung bezüglichen Geſetze und Verordnungen be— 
figen. Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete 
Perjonale fann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür 
in Eid genommen merden. 

5 23. Jedem für den Yeldihuß Beeideten ijt ſeitens 
der politiichen Bezirksbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Beltätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 20) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Beftelfe's und die genaue Angabe des dem 
seldhüter zur Überwachung zugemiejenen Gebietes zu ent- 
halten hat. Allenfällige Änderungen des Überwachungs 
biete hat der Beiteller unverweilt der politifchen Berirte- 
behörde behufs Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung 
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Br er Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in 
den Feldſchutzdienſt eines anderen Bejtellers hat der Yeld- 
hüter die Bejcheinigung der politiſchen Bezirksbehörde feines 
neuen Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen 
unter Berufung des bereit3 beim Antritte des — 
Dienſtes geleiſteten Eides eine neue, den geänderten Ver— 
ältniſſen entſprechende Beſcheinigung auszufolgen hat. Das 
ormulare der Beſcheinigung iſt von der politiſchen Landes— 
ſtelle feſtzuſetzen. 

8 24. Treten bezüglich eines ſchon beeideten Feld— 
hüters ſolche Umſtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 
jeiner Beeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die poli- 
tiſche Besirtöbehörde, —* er Amtsverluſt nicht ſchon kraft 
einer gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes 
eingetreten wäre, hinſichtlich be allfälligen Widerrufes der 
Beflätigung im Amte ($ 20) und Einziehung der im $ 23 
erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

8 25. Der im Amte bejtätigte und beeidete Feldhüter 
it verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli- 
tijchen Bezirfsbehörde zu bejtimmende und gehörig kund— 
zumachende Dienjtzeichen zu tragen. Derjelbe ijt zugleich 
befugt, im Dienſte ein furzes Seitengewehr zu tragen, von 
welcher Waffe jedoch nur im Falle gerechter Notwehr Ge— 
braud) gemacht werden darf. 

(©. oben Geſetz 29. Mai 1887, LGB. Nr. 17.) 

8 26. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtlic der Glaubwürdigkeit 
feiner abgelegten Zeugenausjage, dann der Befugnijje des— 
Kern in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 

erjonen, welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Teldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer folhen Handlung dringend verdächtig 
erjcheinen, ferner hinfidtlih der Abnahme der von der 
ftrafbaren Handlung herrührenden, ſowie der zur Verübung 
derjelben bejtimmten Saden, endlich hinſichtlich der Ber- 
pflichtung zur Übergabe diefer Saden, jowie der in Ber- 
mwahrung genommenen Perjonen an die zuftändige Behörde 
* die Beſtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, RG6Bl. 
r. 84, maßgebend. 

8 27. Wenn das Grundjtüd durch Vieh eh 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls diejelbe 
nicht vom Bejchädigten ſelbſt bereit vorgenommen murde, 
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in Abweſenheit des letzteren für denjelben über jo viele 
Stüd Viehes, ald zur Entſchädigung Hinreicht, zu vollziehen 
($ 1321 ABGB). Diefe Pfändung hat von Geite des von 
der Gemeinde beitellten Feldhüterd dann zu unterbleiben, 
wenn die Beichädigung durch die zur Gemeindeherde ge= 
hörigen und von einem von der Gemeinde beitellten Hirten 
gehüteten Viehſtücke gefchehen iſt. 

28. Der Feldhüter ift verpflichtet, jeden wahrge— 
genommenen Feldfrevel ohne Unterjchied, ob der Täter be- 
fannt ift oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feine Be— 
fteller3 zu bringen, und zwar der von der Gemeinde beitellte 
Feldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorjteher® und der 
bom Gutsgebiete oder nach 8 19 bejtellte Feldhüter zur 
Kenntnis feines Dienftherrn und gleichzeitig des Gemeinde- 
borjtehers. 

8 29. Der Feldhüter hat die nach Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen Sachen und Werk— 
kenge jofort dem Gemeindevorjteher zu übergeben. Wenn 

iehjtüde durch einen von der Gemeinde beitelften Feld⸗ 
hüter gepfändet wurden, hat letzterer dieſelben ohne Verzug 
dem Gemeindevorſteher zu übergeben. Der vom Gutsgebiete 
oder nach $ 19 beſtellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Viehſtücke unverzüglich ſeinem Dienſtherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Gemeindevorſteher die geſchehene Mändung 
anzuzeigen. 

8 30. Die politifche Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vor— 
merf zu führen und felben in jteter Evidenz zu —— 
Die Gemeindevorſteher und der Gutsgebietsvorſtand, be— 
ziehungsweiſe die Grundbeſitzer ($ 19) find bei Vermeidung 
einer Ordnunggjtrafe von zwei bis zehn Gulden zu Gunjten 
des Landesfulturfonds verpflichtet, jede Veränderung im 
dem Stande de3 von ihnen bejtellten beeideten Feldſchutz— 
perfonale3 innerhalb der Frijt von längitens vierzehn Tagen 
zur Kenntnis der politischen Bezirkfsbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 


8 31. In Bezug auf die Durchführung des Strafver- 
fahrende aus Anlaß vorkommender Feldfrevel entfällt Die 
Unterfcheidung, ob diefelben in der Gemeinde oder auf dem 
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Gutsgebiete begangen wurden. Die Unterfuchung und Be- 
jtrafung der Feldfrevel jteht dem Gemeindevojteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejegesübertretung be- 
gangen, beziehungsweife aus deren Gemarkung das Guts- 
gebiet ausgejchieden wurde. Diejes Strafreht wird in 
Städten mit befonderen Statuten vom Magijtrate, in allen 
anderen Gemeinden nad PVorjchrift der Gemeindeordnung 
vom Gemeindevorjteher in Gemeinjchaft mit zwei Beigeord- 
neten im übertragenen Wirfungsfreife ausgeübt. it jedoch 
der Bejiger des Gutsgebietes oder jein Gejchäftsführer eines 
eldfrevels, oder find die Organe einer Gemeinde Des 
Feldfrevels zum Nachteile einer anderen Gemeinde be- 
ihuldigt, oder handelt es fich überhaupt um einen Yeld- 
frevel, rüdfichtlich dejfen, der nach obiger Regel fompetente 
Gemeindevorjtand befangen erjcheint, jo jteht das Strafver- 
fahren in erjter Inſtanz der politifhen Bezirksbehörde zu. 
8 32, Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Bejchädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des be- 
eideten Feldhüters jtatt. 
8 33. Der Gemeindevorfteher ift verpflichtet, von allen 
gu feiner Kenntnis gebrachten Berlegungen der Sicherheit 
es Feldgutes den Beichädigten ungefäumt zur Kenntnis zu 
—— und insbeſondere diejenigen Verletzungen, welche der 
handlung nach dem allgemeinen Strafgeſetze unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 
8 34. Der Gemeindevorſteher hat die ihm nach 8 29 
vom Feldhüter übergebenen, von einem eldfrevel her- 
rührenden Saden, wenn der bejchädigte Eigentümer der- 
felben befannt ift, diefem letzteren auszufolgen. Iſt der Be— 
van nicht befannt, fo hat der Gemeindevorfteher wegen 
ejfen Ermittlung das rar zu veranlafjen und 
die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu verwahren, oder 
falls diefelben dem Verderben unterliegen, zu Gunjten des 
nicht befannten Bejchädigten zu verfteigern oder jonjt ent» 
Pen zu verwerten. Wenn der Bejchädigte, ungeachtet 
ejfen Ermittlung eingeleitet worden iſt, ſich zur über- 
nahme der Sachen, beziehungsweife deren Wertes binnen 
Sahresfrift vom Zeitpunfte des begangenen Feldfrevels nicht 
gemeldet hat, jo tjt der Erlös der zu verjteigernden Sachen 
an den Armenfonds des Ortes gegen Haftung der Ge— 
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meinde für die dem Eigentümer der Sachen innerhalb der 
Berjährungsfrift etwa zujtehenden Anfprüche —— 

8 35. Aus Anlaß der nach $ 29 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten PViehjtüde an den Gemeindevorjteher hat 
derjelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Viehes, wenn dieſer befannt ijt, al3 auch den Bejchädigten 
und dieſen leßteren insbejondere mit der Aufforderung ſo— 
gleich zu verftändigen, daß er feinen Anſpruch auf den 
Schadenerjaß längſtens binnen acht Tagen von der Pfän- 
dung geltend zu machen habe, widrigenfalls das gepfändete 
mig dem jich meldenden Eigentümer zurüdgejtellt werden 
müßte. 

Wurde dieſer Anſpruch von Geite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Frijt geltend gemadt, jo hat 
der Gemeindevorjteher über die Söhe der Entſchädigung 
zwijchen dem Bejchädigten und dem Eigentümer des ge— 
pfändeten Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln 
und im Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber 
bon dem Bejchädigten die Klage nad) $ 1321 allgemeinen 
bürgerlichen Gefegbuches vor den Richter gebradt ijt, zur 
Sicherſtellung des Schadenerfaßes den Betrag feitzujegen, 
gegen dejjen Erlag das gepfändete Vieh dem Eigentümer 
noch vor rechtsfräftiger Beendigung des Verfahrens über den 
Feldfrevel auszufolgen iſt ($ 1322 ABGB.). 

8 36. Die Beitimmung des $ 35 und das dafelbjt 
Era ng Einjchreiten des Gemeindevorjtandes finden auch 
auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten 
eines bejchädigten Dleukheren durch dejjen beeidigten Feld— 
hüter erfolgt ift. 

3 37. Der Gemeindevorfteher hat über jeden einzelnen 
nad) $ 32 zur Unterſuchung gelangenden Fall eines Feld— 
frevels ohne Verzug die Sicheritellung des Tatbejtandes und 
die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, falls 
zwiſchen dem Bejchädigten und dem Beichuldigten ein Ver— 
gleih über den Schadenerfaß nicht zu jtande kommt, zu— 
gleich auch den Betrag des letzteren mit Nüdficht auf Die 
an den Beſchädigten nach $ 34 ausgefolgten, vom Feldfrevel 
herrührenden Sachen mittels Schäßung feitzuftellen. 

8 38. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urfachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
jonale berufen. überjteigt aber der Schaden nad) dem 
Dafürhalten des Feldhüters fünf Gulden, jo hat der Ge— 
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meindevorſteher die Abſchätzung desſelben durch einen be— 
eideten Schätzmann ohne Verzug zu veranlaſſen. Die Vor— 
nahme der Schätzung des Schadens durch einen beeideten 
Schätzmann kann auch ſonſt in allen Feldfrevelfällen ſowohl 
von dem ——— als auch vom Erſatzpflichtigen beim 
Gemeindevorſteher begehrt werden. 

8 39. Inſoweit die Schätzung nicht nach 8 38 durch 
das beeidete Feldſchutzperſonale vorgenommen wird, hat ſich 
der Gemeindevorſteher hiezu der für Gerichtszwecke be— 
ſtellten und beeideten Schätzmänner zu bedienen; ſind ſolche 
Schätzmänner nicht vorhanden, ſo hat die politiſche Bezirks— 
behörde über Erſuchen der Gemeinde Schätzmänner für 
Frevelangelegenheiten beſonders zu beſtellen und dieſelben 
entweder ſelbſt zu beeiden oder durch einen eigenen Abge— 
ordneten beeiden zu laſſen. 

40. Mit dem Straferkenntniſſe iſt auch der Aus— 
pruch über den Schadenerſatz zu verbinden, welcher dem 
eſchädigten: 

a) auf Grund ſeines etwaigen diesfälligen Vergleiches mit 
dem Feldfrevler, oder 

b) auf Grund der vorgenommenen Schätzung gebührt, 
wenn dieſe den Betrag von fünfzehn Gulden nicht 
überſteigt, oder 

c) wenn bei einer den Betrag von fünfzehn Gulden über- 
fteigenden Schäßung deren Richtigkeit von dem Verur— 
teilten nicht bejtritten wird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von fünfzehn 
Gulden überfteigenden Schäßung beitritten, jo ift der Schade 
im Straferfenntnifje bloß bis zum Betrage von fünfzehn 
Gulden zuzufprechen und der Bejchädigte mit feinem Mehr- 
anſpruche auf den Zivilrechtsweg zu verweiſen. 

Zugleich iſt über die Perjon des Erjaßpflichtigen im 
Sinne der 8$ 16 und 17 zu erfennen und im Falle dritte 
Perſonen, welchen eine Mitjchuld nicht zur Laft fällt, aus 
dem Feldfrevel Nuten gezogen haben, wie bei Beichädigung 
durch Abweiden u. dgl., weiters zu bejtimmen, Inwieferne 
diefe Perſonen, innerhalb der im erjten Abſatze in An— 
fehung des Betrages gezogenen Grenzen, dem Bejchädigten 
Erjaß zu leiſten Babes 

Siehe Bemerkung zum 8 39 de3 Feldfchußgefeges für Mähren.) 

41. Mit dem Straferfenntniffe iſt dem Schuldigen 
auch der Erfah der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor- 
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nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge- 
pfändeten Biehes, dann für die allfällige Schätung des 
Schadens burg beeidete Schäßleute aufgelaufen jind, auf— 
zuerlegen. 


8 42, Die aus Anlaß des Feldfreveld3 abgenommenen, 
ur Verübung der ftrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Krebfer gehörigen Werkzeuge find, wenn der Bejchädigte den 
Erſatz des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und Die 
Kojten des Strafverfahrens gededt find, fofern der Wert 
diejer Sachen den Betrag von fünf Gulden nicht überjteigt 
und zudem geringer ijt, al3 der zuerfannte Schadenerjaß, 
zu Gunſten des Armenfonds für verfallen zu erflären. Treten 
diefe Borausfegungen nicht ein, jo find die Werkzeuge, 
falls nicht dem Beichädigten ein Anſpruch darauf zujteht, 
dem Eigentümer zurüdzuftellen. 


8 43. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politifche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirkungs- 
freifes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Landesitelle). 
Die Berufung ift binnen acht Tagen, vom Tage der Kund— 
machung, beziehungsmeije Zujtellung des —— Er⸗ 
kenntniſſes gerechnet, beim ge ichriftlich oder 
mündlich einzubringen. Gegen zwei gleichlautende Erfennt- 
niffe findet eine meitere Berufung nicht ftatt. Wenn das 
Strafverfahren der politiihen Bezirfsbehörde al3 erjter 
Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des weiteren Rechtszuges 
die allgemeinen diesfälligen Beitimmungen. 

8 44. Die Gelditrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen murde, 
beziehungsmweife bei welcher das betreffende Gutsgebiet be- 
jteht ($ 31). Im Falle der Nichteinbringlichfeit ift Die 
Gelditrafe in Arreftitrafe umzumandeln. Hiebei fann für 
einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arrejt bis vierundzwanzig, 
niemal® aber unter ſechs Stunden erfannt werden. 


8 45. Durch die Verjährung erlifcht ——— und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo— 
naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter— 
ſuchung gezogen worden iſt. Die Schadenerſatzanſprüche aus 
einem wegen Verjährung nicht in Unterſuchung gezogenen 
re fünnen auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht 
werden. 
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V. Bon der Außerkraftfegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
juge diefes Geſetzes. 

8 46. Mit dem Tage der Wirkfamfeit dieſes Gejehes 
treten alle bisherigen Borjchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, injomweit leßtere im gegenwärtigen Gejeße ihre 
Regelung gefunden haben und namentlich die Verordnung 
der Minijterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 47. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der Ader- 
bauminifter und der Minifter des Innern beauftragt. 


Die Eidesformel wie oben für Böhmen. 


Dalmatien. 


Gefek vom 13. Februar 1882, 
LIEB. Nr. 18, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 


Il. Bon dem Feldgute und dem Feldfrenel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
de3 gegenwärtigen Geſetzes geitellt. Für die Anwendung 
diejes Gejeges werden unter Feldgut alle Gegenjtände ver- 
ftanden, welche mit dem Betriebe der Land- und Forjtwirt- 
fchaft im meitejten Sinne im unmittelbaren oder mittelbaren 
Zuſammenhange jtehen, infolange fie ſich auf offenem Felde 
befinden. Es find daher ebenjowohl die Grundjtücde felbit, 
die Acker, Wieſen, Weiden, Gärten, Weingärten, Maulbeerz, 
Dliven-, Objtbäume, Pflanzungen und Pflanzen aller Art, 
Bienenjtöde, Vorrichtungen zum Preſſen der Oliven und 
anderer Früchte, Preßhäufer, Feldhütten, Zäune, Heden 
und Steineinfriedungen, ferner Fijchteiche, Fiichbehälter und 
Anlagen für fünftliche Fischzucht, Be- und Entmwäjjerungs- 
anlagen, Dämme, Waſſerwerke und Leitungen, Feldbrunnen, 
Zränfen und Wajjerbeden, Feldwege, Stege uſw. zum Feld- 
ute zu rechnen, als auch alle noch nicht eingebradten 
rüchte, Saaten und Samenförner, Heu=, Stroh- und Frudt- 
ichober, Zweige, Rebenjeglinge und Nebenpfähle, die auf 
dem Felde zurüdgelajjenen landwirtichaftlichen Geräte und 
Werkzeuge, das Zug- und Weidevieh, der Dünger ujm. 
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8 2, Als Feldfrevel werden alle Beſchädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem Ge— 
fee enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
fompetenten a. (Bezirkfsbehörde, Gemeinderat) zum 
Schutze des Feldgutes erlafjenen bejonderen Verbote be— 
ftraft, fofern Ddiefe Bejchädigungen oder die Übertretungen 
diefer Verbote nicht der Behandlung nad dem allgemeinen 
Strafgefege oder nach bejonderen, ir den Schuß anderer 
Zweige der Landesfultur, namentlich der Wafjerrechte oder 
für die Handhabung der Straßenpolizei erlafjenen Geſetze 
und Vorjchriften unterliegen. 

(In Betreff der von Dalmatien im Okkupationsgebiete [Bosnien 
und Herzegowina] oder von Angehörigen dieje3 Gebietes in Dal- 
matien begangenen Feldfrevel ſiehe Statthalterei-fundmahung 
11. Oft. 1889, LGB. Nr. 18; in Betreff der von PDalmatinern 
in Sroatien-Slawonien oder von Angehörigen diejes Gebietes in 
Dalmatien begangenen Feldfrevel ſiehe Statthalterei-Rundmahung 
7. Zänner 1902, L6Bl. Nr. 3, weiter unten.) 

8 3. Insbeſondere werden als verboten erflärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum An— 
baue bereit3 vorbereiteten Adern, ferner — Wieſen 
int Beit des Grasmuchfes, endlich auf Grundftüden jeder 

rt, fobald diejelben durch Einfriedung, Verbotstafeln 
oder andere fennbare Warnungszeichen als abgejperrt 
bezeichnet find; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, melde zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld- oder 
Baumfrüchte über Berfügung des Gemeindevorjtehers 
oder Ortsrichters (Capovilla) abgejperrt und durch 
Verbotstafeln oder andere fennbare Zeichen als ver- 
botene Wege bezeichnet find; 

c) dad unbefugte DBefeitigen von Einfriedungen, ſowie 
das mutwillige Öffnen der Sperrvorrichtungen an den- 
jelben und das Bejeitigen oder Unkenntlichmachen der 
Verbotstafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmäcdtige Eröffnung von fremden YFußjtegen 
oder Feldwegen; 

e) die eigenmädhtige Einaderung, Umgrabung oder fon- 
ftige Bejhädigung gemeinfchaftlicher Feldwege oder Fuß- 
jtege, VBerrüdung oder Befeitigung der Örenzzeichen, 
dann Abarbeitung von fremdem Grunde; 
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f) das unbefugte Abbrechen oder Abſchneiden von 
Stämmen, Äjten, Zweigen, Blüten oder Früdten, dann 
AUbjtreifen von Laub von Bäumen oder Sträuchern, 
fowie das Ausreißen von Baum- und Rebenpfählen; 
das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Getreide- 
ähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 

Ädern, dann Abjchneiden oder Abreißen des Graſes 

an Wegen oder Feldrainen; 

das unbefugte Auffammeln oder Graben von Knochen, 

Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 

Wiejen oder Weiden und das unbefugte Graben von 

Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Aufſammeln von 

Laub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 

auf fremden Grundjtüden und das Ausführen von 

Dünger aus fremden Grundjtüden; 

das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 

Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 

Srundftüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebraud fremder Heujtadeln, Feld— 
hütten oder auf dem Felde belafjenen Geräte und Werf- 
zeuge, jowie das Verjteden, Berjchleppen oder Be— 
jhädigen der Ießteren; 

1) das mutmillige Ummerfen oder Auseinanderjtreuen 
fremder Erd» oder Düngerhaufen, Frucht» oder Streu— 
haufen, Heu, Stroh- und Fruchtſchober; 

m) da3 eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren und 


8 


h 


u 


— * 
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n) das Jagen auf Privatgrundſtücken ohne ausdrückliche 

Zuſtimmung des betreffenden Grundbeſitzers. 

8 4. Außerhalb geſchloſſener oder ſonſt eingefriedeter 
Plätze darf kein Vieh ohne Aufſicht frei belaſſen werden. 
Wenn beſondere Ortsverhältniſſe Ausnahmen von dieſer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde— 
rate bewilligt werden. 

8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb geſchloſſener 
oder eingefriedeter Plätze iſt nur unter Aufſicht eines hiezu 
eeigneten Hirten geſtattet. Auf Weideplätzen, die von einem 
geringen Umfange oder von einer ſolchen Lage ſind, 
daß von denſelben ein Übertritt des Viehes auf fremde 
Grundſtücke oder eine Beſchädigung überhaupt des fremden 
Feldgutes durch das Weidevieh mit Grund zu beſorgen iſt, 
muß das Vieh in angemeſſener Weiſe mit Stricken an 
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fefte Gegenjtände gebunden oder an Striden geführt werden 
(Stridweide). 

(Siehe Bemerkung zum $ 6 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Seiten jo 
eingejchloffen find, daß dadurd das Austreten des Viehes 
— wird, iſt jede Weide (einfchließlich der Strick— 
weide) zur Nachtzeit verboten. Mit Rüdjicht auf bejondere 
Verhältniffe kann der Gemeinderat Ausnahmen von diejem 
Berbote für bejtimmte Weidepläße gejtatten. 

8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. 
Als Tageszeit im Gegenjage zur Nachtzeit im Sinne a 
Geſetzes ift die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang bis 
eine Stunde nad Sonnenuntergang anzufehen. 

8 8. Wenn die zur Weide Hoßrenben Wege von folcher 
Beichaffenheit find, daß eine Beſchädigung fremden Feld— 
gutes Durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen 
ift, jo kann der Gemeinderat das Verbot erlajjen, daß 
auf den von ihm bezeichneten Streden der Wege das Vieh 
nicht ander3 als gefoppelt oder an Striden geführt zur 
Weide gebradjt werde. 

8 9. Die politifche Bezirksbehörde kann mit Rüdjicht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schutze des Teldgutes Das 
Verbot erlafjjen, daß der Durchtrieb fremder Kiehherden 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Weingärten, 
Felder oder Fluren führenden Straßen oder Wegen anders 
als unter Aufficht eines vom Gemeindevorjteher oder Orts— 
richter zu bejtellenden und vom Biehtreiber nad) einem 
behördlich bejtätigten Tarife zu entlohnenden Begleiters 
ftattfindet. 

8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh 
auf fremdem Grunde ijt unbejchadet befonderer Rechtstitel 
nur bei ausdrüdlicher dem Gemeindeamte vorläufig ange- 
meldeter Zuftimmung des betreffenden Grundbejigerd ge— 
jtattet. Dies gilt namentlich auch bezüglich der Weide auf 
——— Wieſen und Brach- oder Stoppelfeldern, Oliven-, 

ein- oder Obſtpflanzungen, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nachleſe in Gärten, Obſtanlagen, Wein— 
bergen und Dlivenpflanzungen oder auf Adern und Wiejen 
ift zur Nachtzeit ($ 7) unbedingt verboten, jonjt aber nur 
mit Einmilligung des betreffenden Grundbefigers gejtattet. 
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8 12. Der Gemeindevorjtand erläßt nach Einvernehmen 
der Beſitzer der größeren Weinfelder mitteld ortsüblicher 
Kundmahung das Verbot, daß mit der Weinlefe in dem 
betreffenden Gebiete vor bejtimmten Tagen begonnen werde. 
Eine Ausnahme Hievon hat der Gemeindevorjtand einzelnen 
Beingartenbejigern dann zu bemilligen, wenn Diejelben 
bereitwillig find, die Koften der wegen früherer Leje in 
ihren Weingärten zum Schutze der übrigen Weingärten 
etwa erforderlihen bejonderen Üüberwachungsmaßregeln 
jelbjt zu bejtreiten. 


Il, Strafdeflimmungen. 


8 13. Der Feldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
1 bis 40 fl. geahndet ($ 49). Diefe Bejtimmung erleidet 
jedoch die in den nachfolgenden 88 14 und 15 bezeichneten 
Ausnahmen. 
(Siehe Bemerkung zu 8 13 des Feldfchußgejeges für Böhmen.) 
8 14. Die Übertretung der in den $$ 4 bis 10 ent- 
— —— den Schutz gegen Schaden durch Vieh bezweckenden 
nordnungen und Verbote iſt in der Regel mit einer Geld— 
ſtrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden: 


für je ein Stück Rind, Pferd, Maultier oder&jelmit Ufl. — kr. 


„nn nn» Biege, Schwein oder Hund mit . — „50, 
nn nm [2 Schaf — — Be u —— " 
re yo ONE ei Sen en Er il, 
"nn Amderen Federviehe -. . . ..— „5, 


Dieje Strafſätze find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide mwegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen twurde, 
zu verdoppeln. Eine Verdopplung tritt auch dann ein, 
wenn die Übertretung auf bebauten Adern, Gärten, Wein- 
gärten, nafjen oder durchbrüchigen Wiejen oder auf ſolchen 
Srundftüden jtattfand, welche durch Einfriedung, Verbots— 
tafeln oder andere ortsübliche Zeichen als abgejperrt be- 
zeichnet ſind. 

Die Übertretungen des $ 3 lit. aud b find an jeder 
Perjon mit 50 fr. und mit 1 fl. von jedem Stüd Trag- 
oder Zugtier; Diejenigen des $ 3 lit. £ mit je 1 fl. zu 
bejtrafen. Bei Eintritt beſonders rüdjicht3würdiger Um— 
jtände kann aud auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht 
weniger al3 auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diejer 


Geſ. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 8 


114 II. Feldſchutzgeſetze. 


Beträge erfannt werden. In feinem alle darf die aus der 
Summe der Einzelnbeträge fich ergebende Geldjtrafe für den- 
jelben Straffall den Gejamtbetrag von 40 fl. überjchreiten. 

8 15. Wenn ein Feldfrevel dur Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten infolge mangelhaften an oder Unfähig- 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ijt der — eber ohne Unterſchied, ob die ge— 
nannten Perſonen ſel einer Strafbehandlung unterzogen 
wurden oder nicht, wegen unterlaſſener pflichtmäßiger Ob— 
org mit einer Geldjtrafe bis zu 10 fl. zu bejtrafen. Dieje 

ejtimmung hat namentlid aud dann un zu 
finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes 
nicht genau befannt gegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf je- 
doch jenen Geldbetrag nicht überjteigen, welcher auf die von 
obigen Perſonen begangene übertretung jelbjt gejegt iſt. 
Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber nad 
Mafgabe des $ 1315 des ABGB. 

5 16. Wurde der Feldfrevel durch Viehmeide begangen, 
haftet im Sinne der Kundmachung de3 dalmatinijchen 
Guberniums 3. März 1836, 3. 3416 (Landesgejeßfamm- 
lung 8. 29), der Eigentümer des Viehes für den Erjaß des 
vorgefommenen Schadend. Bei eldfreveln, melde von 
mehreren Perſonen begangen wurden, haftet jeder für den 
zugefügten Schaden nad) Maßgabe der 88 1301 und 
1302 des ABGB. 

S 17. Auf Grundlage der Kundmachung des dalma- 
tiniihen Guberniums 3. März 1836, 3. 3416 (Xandes- 
ejegjammlung Nr. 29) ijt im Falle der Bejchädigung des 
Kefdgutes durch Tiere nicht ermittelter Eigentümer oder 
durch nicht ermittelte Perjonen, nad folgenden Bejtim- 
mungen vorzugehen: 

1. Wenn das Feldgut dur Tiere bejchädigt worden 
ift, deren Eigentümer innerhalb acht Tagen von der Zu— 
ügung des Schaden an nicht ermittelt find, fo haftet für 
en — die Gemeindefraktion, wo die Beſchädigung 
ſtattfand, vorbehaltlich ihres Regreßrechtes auf das etwa 
angehaltene Vieh. 

2. Wenn das Feldgut durch Perſonen beſchädigt worden 
iſt und der Gemeindevorſteher oder Ortsrichter die Täter 
ſamt den ſie überführenden Beweisumſtänden nicht inner— 
halb acht Tagen von der Zufügung des Schadens an er— 


Dalmatien. 115 


mittelt, jo haftet für den Schadenerjaß die Gemeindefraftion, 
mo die Beichädigung jtattfand, vorbehaltlich des Regreſſes 
gegen die etwa jpäter ermittelten Täter. 

Auch) die zu einer ftädtiichen Gemeinde gehörige Gemeindefraftion 

t für den durch Feldfrevel verurſachten Schaden aufzufommen. 
BGH. 19. Zuni 1897, 3. 3490.) 

Der im Falle der Beichädigung de3 Feldgutes durch nicht er- 
mittelte Perjonen dem Bejchädigten gegen die Gemeindefraftion 
gemäß $ 16 der Gubernialfundmadhung vom 3. März; 1836, Prov. 
GS. Nr. 29, beziehungsweiſe des 8 17, Punkt 2 des Feldjchuß- 
gejeßes für Dalmatien zuftehende Schadenerfaganfpruh kann nicht 
von bem Beweiſe abhängig gemacht werden, daß die Bejchädigung 
bo3haftermweife erfolgte. (Erlaß des NAderbauminifteriums vom 
14. Zänner 1905, 3. 33969 ex 1904.) 


II. Bom Feldſchutzper ſonale. 


8 18. Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
fönnen eigens hiefür beeidete Feldhüter (Flurenmwächter) be- 
ftellt werden. 

Zur Beitellung folder Wachorgane find berechtigt: 

1. Die Gemeinde, und zwar zur Beauffichtigung aller 
oder eines Teiles der im Gemeindegebiete gelegenen Fluren 
oder Kulturen oder audh nur behinmiter odenprodufte 
auf die Dauer ihrer Reife und Ernte. 

2. Der Befiger eines mindeſtens 15 Hektar umfafjenden 
Birtihaftsfompleres, wenn diejer aus einem oder mehreren 
zujammenhängenden Stüden bejteht. 

Die politifche Bezirksbehörde fann ferner, wenn nad 
den perjönlichen und fonjtigen Berhältnifjen eine genaue 
Befolgung der in diefem Geſetze enthaltenen Anordnungen 
zu erwarten ijt, die Bejtellung folder Wachorgane geftatten: 

a) mehreren zur gemeinfchaftlichen Beftellung des Yeld- 
ihuße3 vereinigten Grundbejigern, wenn ihre Gründe 
in einer oder in mehreren angrenzenden Steuerge- 
meinden zufammen mindejtens 30 Hektar betragen; 

b) den einzelnen Befigern eines Wirtſchaftskomplexes 
unter 15 SHeltar; 

c) einem einzelnen Grundbejiger oder mehreren zur Be- 
ftellung des Feldſchutzes vereinigten Grundbejigern, ohne 
Rüdficht auf die Ausdehnung der betreffenden Grund- 
ftüde, wenn der Feldihuß für bejtimmte Produfte 
auf die Dauer der Reife und Ernte derjelben bejtellt 
werden foll. 


8* 
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8 19. Im Falle des 8 18, 8. 1, fteht die Entjcheidung 
über die Bejtellung von Yeldhütern überhaupt, dann die 
Seftfeßung ihrer Anzahl und ihres Lohnes dem Gemeinde- 
rate nad Einvernehmung der Ortsfonvofate zu. Die Er— 
nennung dieſer Feldhüter erfolgt ſeitens des Gemeindevor— 
ſtandes. Die politiſche Bezirksbehörde iſt berechtigt, die Zahl 
ſolcher Feldhüter zu beſchränken, falls dieſelbe erachten 
ſollte, daß die Anzahl derſelben das Bedürfnis einer Ge— 
meinde überſteigt. Gegen dieſe Beſchränkungen kann der 
Rekurs binnen acht Tagen an die Statthalterei ergriffen 
werden, welche hierüber im Einvernehmen mit dem Landes— 
ausſchuſſe entſcheidet. 

20. Im Falle als die Gemeinden von dem ihnen 
laut 8 18, 3. 1 zuſtehenden Rechte trotz der eingetretenen 
Notwendigkeit eines Feldſchutzes keinen den Umſtänden an— 
gemeſſenen Gebrauch machen ſollten, iſt es der Statthalterei 
einverſtändlich mit dem Landesausſchuſſe vorbehalten, nach 
Anhörung des Gemeinderates für eine oder mehrere Ge— 
meindefraktionen oder Gemeinden oder für ganze Bezirke 
die Beſtellung einer beſtimmten Anzahl von Feldhütern an— 
zuordnen und zu dieſem Behufe nötigenfalls auch die Ent— 
lohnung derſelben mittels Zuſchlägen zu den Gemeindeum— 
lagen feſtzuſetzen. Dieſelben Behörden entſcheiden auch ein— 
vernehmlich nach Anhörung des Gemeinderates über das 
Einſchreiten einer Fraktion oder Gemeinde um Entlaſſung 
aus ökonomiſchen oder anderen Rückſichten der auf Grund— 
lage ſolcher Anordnung beſtellten Feldhüter. 

5 21. Der Feldhüter iſt über Anſuchen des Beſtellers 
bon der politifchen Bezirkfsbehörde zu beftätigen und zu 
beeiden, im Falle des $ 20 aber von Amts wegen in Eid 
zu nehmen. Er gilt fohin als J— Wache im Sinne 
des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84. Der Eid iſt 
nach der beiliegenden Eidesformel abzunehmen. 

S 22, Die Bejtätigung und Beeidigung kann megen 
Mangels der phyſiſchen Tauglichfeit oder der Vertrauens— 
mwürdigfeit von der politifhen Bezirfsbehörde verweigert 
werden. Gegen dieſes Erfenntnis fann der Refurs binnen 
14 Tagen an die GStatthalterei ergriffen werden. 

5 23. Für den Feldſchutz dürfen nur Perſonen be- 
jtätigt und beeidet werden, melde das zwanzigſte Lebens— 
jahr zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre 
Dienftleiftung bezüglichen Gefege und Verordnungen beſitzen. 
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Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz oder den Schuß 
der Fiſcherei beeidete Perfonale kann zugleich für den Feld- 
ihuß bejtellt und hiefür in Eid genommen werden. 

8 24, Jedem für den Feldſchutz Beeideten iſt feitens 
der politifchen Bezirfsbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Beftätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 21) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Bejteller3 und die genaue Angabe des dem 
Teldhüter zur Überwachung zugemwiejenen Gebietes zu ent- 
halten Hat. Alffällige Änderungen des Überwachungsgebietes 
hat der Beiteller unvermweilt der politiichen Bezirfsbehörde 
behuf8 Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzu— 
zeigen. Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldſchutzdienſt eines anderen Beſtellers hat der Feldhüter 
die Befcheinigung der politifhen Bezirfsbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen, unter 
Berufung des bereit3 beim Antritte des früheren Dienjtes 
geleijteten Eides, eine neue den geänderten Verhältniſſen 
entjprechende Beicheinigung auszufolgen hat. Das Formulare 
nun Beicheinigung ift von der politifchen Landesitelle fejt- 
zujeßen. 

8 25, Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
aan Umjtände ein, welche in Gemäßheit des 8 22 feiner 

eeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die politische 
Bezirksbehörde, falls der Amtsverluft nicht Schon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein- 
etreten wäre, hinſichtlich des allfälligen Widerrufes der 
ejtätigung im Amte ($ 21) und Einziehung der im 
$ 24 erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

3 26. Der im Amte bejtätigte und beeidete Yeldhüter 
ift ‚verpflichtet, in Ausübung des Dienſtes das von dem 
Gemeindevorjtande zu bejtimmende und I fundzu- 
machende Dienftzeichen zu tragen. Derjelbe iſt zugleich be- 
fugt, im Dienfte eine ein- oder zweiläufige Feuerwaſſe 
und ein furzes Seitengemwehr zu tragen, von welchen Waffen 
jedoh nur im Falle gerechter Notwehr und zu dem im 
Schlußabfate des 8 28 bezeichneten Zwecke Gebraud gemacht 
werden darf. 

(S. oben Gejeß 29. Mai 1887, LEB. Nr. 28.) 

8 27. Hinfichtlich der ämtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtlich der Glaubmwürdigfeit 
jeiner abgelegten Zeugenausjage, dann der Befugnijje des— 
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elben in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 
erfonen, welche bei Berübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten ftrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer folhen Handlung dringend verdächtig 
erjcheinen, ferner Hinfichtlich der Abnahme der von der 
jtrafbaren Handlung herrührenden, fowie der zur Ver— 
übung derfelben bejtimmten Saden, endlich Hinfichtlich der 
Berpflichtung zur Übergabe diefer Sachen, fowie der in 
Verwahrung genommenen Berfonen an die zujtändige Be— 
re find die Beftimmungen des Gejeges 16. Juni 1872, 
GB. Nr. 84, maßgebend. 

8 28. Wenn das Grundftüd durch Vieh beichädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls Ddiejelbe 
nicht vom Beichädigten felbjt bereitS vorgenommen wurde, 
in Abmefenheit des letzteren für denfelben über fp viele 
Stüde Viehes, al3 zur Entſchädigung Hinreicht, zu vollziehen 
(8 1321, ABGB.). Diefe Pfändung hat von Geite des 
von der Gemeinde bejtellten Feldhüters dann zu unter- 
bleiben, wenn die Beihädigung durch die zur Gemeindeherde 
ehörigen und von einem von der Gemeinde bejtellten 
Sirten gehüteten Viehſtücke gefchehen ift. Kann die Pfändung 
von Biegen, Schweinen, Hunden (mit Ausnahme von dem 
einem Jäger nachfolgenden Kagdhunde) und Federvieh nicht 
geichehen, jo ijt e8 dem Feldhüter gejtattet, — zu 
erſchießen, worauf bei der Beſtrafung der Frevler ange— 
meſſene Rückſicht zu nehmen kommt. Das getötete Vieh 
iſt an Ort und Stelle für den Eigentümer desſelben 
zurückzulaſſen. 

8 29, Der Feldhüter iſt verpflichtet, jeden wahrge— 
nommenen Feldfrevel, ohne Unterfchied, ob der Täter be- 
fannt ift oder nicht, unverweilt zur Kenntnis feines Be— 
jteller3 zu bringen, und zwar der von der Gemeinde be- 
jtellte Feldhüter zur Kenntnis des ——— oder 
Ortsrichters und der von Privaten beſtellte Feldhüter zur 
Kenntnis ſeines Dienſtherrn und gleichzeitig des Gemeinde— 
vorſtehers oder Ortsrichters. 

8 30. Der Feldhüter hat die nach Maßgabe der 88 5 
und 6 des re 16. Suni 1872, RGBl. Wr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen Saden und Werf- 
zeuge fofort dem Gemeindevorjteher oder Drtsrichter zu 
übergeben. Dasfelbe gilt von den Viehjtüden, welche durch 
einen von der Gemeinde bejtellten Feldhüter gepfändet 
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werden. Der von Privaten bejtellte Feldhüter hat die ge— 
pfändeten Biehjtüde unverzüglih feinem Dienjtherrn zu 
übergeben und gleichzeitig dem Gemeindevorjteher oder Orts» 
richter die gejchehene Pfändung anzuzeigen. 

5 31. die Feldhüter find für jeden durch ihre Dienſtes— 
vernachläſſigung entjtandenen Schaden verantwortlich. Jeder 
bon der Gemeinde bejtellte Weldhüter, welcher feinen 
Pflichten nicht nachkommt, kann in folhen Fällen, die nicht 
ſchon unter die Bejtimmungen der 88 22 und 25 fallen, 
mit einer PDisziplinarftrafe von 1 bis 5 fl. belegt oder 
zeitlich vom Dienſte fuspendiert oder entlafjen werden. Dieje 
Disziplinarftrafen an Geld und die zeitliche Suspendierung 
vom Dienjte werden vom Gemeindevorjtande verhängt, wo— 

egen der Rekurs binnen acht Tagen gegen die Disziplinar- 
rufe an Geld an die politijche Bezirfsbehörde und gegen 
die Suspendierung an den Gemeinderat offen fteht. Die 
ſtrafweiſe Dienftentlajfung fteht dem Gemeinderate zu, wo— 
gegen nach $ 103 der FE an den Landes- 
ausſchuß refurriert werden fann. Die Entlafjung von Privat- 
eldhütern jteht ihren Bejtellern ohne Zulaſſung eines 
efurjes jederzeit zu, und unterjtehen diejelben gleichfalls 
der in den 88 22 und 25 begründeten Einflugnahme der 
politifhen Bezirfsbehörde auf ihre Belafjung im Amte. 

S 32, Die Feldhüter haben, jomweit die Zeit und die 
Ortlichkeit der ihrer Aufjicht anvertrauten Gebiete es zu- 
lafjen, ſich gegenjeitig Aſſiſtenz zu leiſten, bejonders in 
Fällen von Widerjeglichkeiten feitens der Feldfrevler. Die 
f. £. Gendarmerie hat die beeideten Feldhüter zu unter- 
ftügen, wie es auch die Dorfwachen zu tun haben, welchen 
ſchon kraft ihres Dienftes der Feldſchutz obliegt. 

33. Dort, wo feine eigenen Forſtſchutzorgane be— 
jtehen, fann den Feldhütern unter Beobachtung der für den 
Forftihug beftehenden VBorfchriften auch die Überwachung 
der Gemeinde» oder Privatwälder übertragen werden. Zu 
anderen ihren Übliegenheiten fremden Dienjtleiftungen 
dürfen die Feldhüter als folche nicht verwendet werden. 

8 34. Die politiiche Bezirkfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vor— 
merf zu führen und felben in jteter Evidenz zu erhalten. 
Der Gemeindevorjteher, beziehungsmweije die Grundbejiger 
$ 18, 8. 2) find bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe 
von 2 bis 10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem 
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Stande des von ihnen bejtellten beeideten Feldſchutzper— 
jonales innerhalb der Frijt von längſtens 14 Tagen zur 
Kenntnis der politifchen Bezirfsbehörde zu bringen und den 
Teldhütern bei der Guspendierung oder Entlaffung das 
Dienjtzeihen ($ 26) abzunehmen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 


8 35. Die Durhführung des Verfahrens aus Anlaß 
borfommender Feldfrevel, beziehfungsmeife die Unterſuchung 
und Bejtrafung derjelben fteht dem Gemeindevorfteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gefegübertretung be- 
gangen mwurde. Diejes Strafrecht wird nach Vorſchrift der 
Gemeindeordnung vom Ir weg in Gemeinschaft 
mit zwei Beijigern im übertragenen Wirfungsfreife aus- 
geübt. Das Verfahren erfolgt nach den für die der Judi— 
fatur der politifchen Behörden übermiefenen Übertretungen 
allgemeinen geltenden Vorjchriften. Sind jedoch die Organe 
einer Gemeinde des Sefbfreneis um Nachteile einer an- 
deren Gemeinde befchuldigt, oder —* es ſich überhaupt 
um einen Feldfrevel, rückſichtlich deſſen der nach obiger 
Regel kompetente Gemeindevorſtand befangen erſcheint, ſo 
wie auch im Falle als der Gemeindevorſteher oder ein 
Mitglied des Gemeindevorſtandes des Feldfrevels beſchuldigt 
wird, ſo ſteht das Strafverfahren in erſter Inſtanz der 
politiſchen Bezirksbehörde zu. In Betreff der Haftung der 
Gemeindefraktion für den Erſatz auf Grund des 8 17 hat 
nach Maßgabe des $ 51 gleichfalls die politiſche Bezirks— 
behörde zu erkennen. 


8 36. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Beichädigten oder 
Gefährdeten oder die unmittelbare Anzeige des beeideten 
Feldhüters jtatt, wobei es feinen Unterjchied macht, ob 
dieſes Verlangen oder die Anzeige an den Gemeindevor— 
jteher oder den Ortsrichter gerichtet wurde. Der Ortsrichter 
und beziehungsmweife feine Adjunkten Haben den Gemeinde- 
vorjteher bei dem Berfahren über Yeldfrevel nach den all- 
gemeinen Bejtimmungen der Gemeindeordnung und ins- 
bejondere durch die Vornahme jener Amtshandlungen zu 
unterjtügen, welche ihnen Durch dieſes Geſetz (8 37—44) 
aufgetragen werden. 
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8 37. Der Gemeindevorjteher oder Ortsrichter iſt ver— 
pflichtet, von allen zu feiner Kenntnis gebradten Ver— 
legungen der Sicherheit des Feldgutes den Beichädigten 
ungejäumt in Kenntnis zu jeßen und insbejondere Die- 
jenigen Berlegungen, melde der Behandlung nad dem 
Strafgefege unterliegen, ohne Verzug der Strafbehörde zur 
weiteren Amtshandlung anzuzeigen. Ä 

8 38. Der Gemeindevorjteher oder Ortsrichter hat das 
ihm nah $ 30 vom Feldhüter übergebene, von einem 
Feldfrevel herrührende Feldgut, wenn der beſchädigte Eigen- 
tümer desjelben befannt ijt, diefem letzteren auszufolgen. 
Sit der Bejchädigte nicht befannt, jo hat der Gemeindevor- 
jteher oder Drtsrichter wegen dejjen Ermittlung das Er- 
forderliche zu ——— und die betreffenden Gegenſtände 
einſtweilen zu verwahren, oder, falls dieſelben dem Ver— 
derben unterliegen, zu Gunjten des nicht befannten Be— 
ihädigten zu verjteigern, oder jonjt entjprechend zu ver— 
werten. Wenn der Bejchädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung 
eingeleitet worden ijt, ji) zur Übernahme der Sachen, be- 
ziehungsweife deren Wertes binnen Jahresfriſt vom Zeit» 
punfte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, fo 
ift der Erlös der zu verfteigernden Saden, wenn er 5 fl. 
nicht überjteigt, an den Armenfonds des Ortes gegen 
Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der Saden 
innerhalb der Verjährungszeit etwa zuftehenden Ansprüche 
abzugeben; überjteigt der Erlös dieſen Betrag, fo ift 
er an die politiihe Bezirksbehörde zur weiteren Verfügung 
einzufenden. 

39. Aus Anlaß der nad) $ 30 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Biehjtüde an den Gemeindevorjteher oder 
Ortsrichter Hat derjelbe hievon ſowohl den Eigentümer des 
——— Viehes, wenn dieſer bekannt iſt, als auch den 

eſchädigten und dieſen letzteren insbeſondere mit der Auf— 
forderung ſogleich zu verſtändigen, daß er ſeinen Anſpruch 
auf den Schadenerſatz längſtens binnen acht Tagen von der 
Pfändung geltend zu machen habe, widrigen Falls das ge— 
pfändete Vieh dem ſich meldenden Eigentümer zurückgeſtellt 
werden müßte. Wurde dieſer Anſpruch von Seite des Be— 
ſchädigten innerhalb der bezeichneten Friſt geltend gemacht, 
jo hat der Gemeindevorjteher oder Ortsrichter über Die 
Höhe der Entihädigung zwijchen dem Beichädigten und dem 
Eigentümer des gepfändeten Biehes ein gütliches über- 
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einfommen zu vermitteln und im Falle feine Abfindung zu 
jtande fommt, wohl aber von dem Beſchädigten die Klage 
um Schadenerſatz vor die fompetente Behörde gebradt iſt, 
zur Sicherſtellung des Schadenerjages den Betrag feitzu- 
jegen, gegen dejjen Erlag das gepfändete Vieh dem Eigen— 
tümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung des Verfahrens 
über den Feldfrevel auszufolgen ift. 

8 40. Die Beitimmung des $ 39 und das dafelbjt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjteherd oder Orts— 
richter8 finden audh auf den Fall Anwendung, wenn Die 
Pfändung zu Gunjten eines en Dienftherrn durch 
deffen beeideten Feldhüter erfolgt ift. 

8 41. Der Gemeindevorfteher oder Ortsrichter Hat über 
jeden einzelnen nad $ 36 zur Unterfuchung gelangenden 
Tall eines Feldfrevel3 fofort die Sicherjtellung des Tat— 
beftandes und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen 
und falls zwiſchen dem Bejchädigten und dem Bejchuldigten 
nit etwa ſchon ein Bergleih über den Schadenerjah — 
ſtande gekommen iſt, die Schätzung ohne Verzug nach d 
Beſtimmungen dieſes se (88 42 und 43) und mit 
Rüdfiht auf den Wert der nach $ 38 dem Beſchädigten 
bereit3 ausgefolgten Saden vornehmen zu Tajjen. 

42, Zur Schäßung des durch einen Yeldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
ſonale berufen und diesfalls der Ausſpruch auch nur eines 
einzigen Feldhüters genügend. Die Vornahme der Schätzung 
des &h adens durch die beeideten Schäßleute kann ſonſt in 
allen Fefbfreveifäfien jowohl von dem Bejchädigten als 
auh vom Erjaßpflichtigen beim Gemeindevorjteher oder 
Ortsrichter begehrt werden. Sollte die Schäßung durch be— 
eidete Schäßleute verlangt mwerden, jo find von dem Be— 
gehrenden die bezüglichen Koften vorzufchießen. 

8 43. Zur Schäßung, infomweit diefelbe nicht nach Maß— 
gabe des $ 42 durch das beeidete Feldſchutzperſonale vor= 
genommen wird, hat fich der Gemeindevorjteher oder Orts— 
tichter zweier von den Gerichten für Gerichtszwecke be— 
ftellten und beeideten Schäßleute zu bedienen. Können Die 
zwei Schäßleute jich über die Bemejjung des Schadens nicht 
einigen, jo hat der Gemeindevorjteher oder Ortsrichter einen 
dritten Schätzmann zu bejtimmen, melcher innerhalb der 
durch die Befunde der vorerwähnten zwei Sadverjtändigen 
gegebenen Grenzen zu entjcheiden hat. In Fällen oder 
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Orten, wo folhe Schäßleute nicht, oder nicht in genügender 
Anzahl vorhanden find, hat die politische Bezirksbehörde 
über Vorſchlag des Gemeindevorjtandes für joldye Schäßungen 
taugliche ——— von gutem Leumunde und unbeſcholtener 
Aufführung als Schätzleute a enge zu bejtellen und die- 
jelben entweder felbjt zu beeiden, oder durch einen Abge— 
ordnneten beeiden zu lafjfen. Gegen die Weigerung der 
Bezirksbehörde, die vorgejchlagenen Perſonen zu beitellen, 
fteht dem Gemeindevorjtande der Rekurs an die Statthalterei 
als letzte Inſtanz binnen 14 Tagen vom Empfange des 
abichlägigen Bejcheides offen. Die Namen der beeideten 
Schägleute find zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

5 44. Ulle vom Ortsrichter für die Beurteilung der 
Tat gefammelten Behelfe und insbejondere das Schäßung$- 
protofoll ſamt dem Nachweiſe der etwaigen Auslagen Kir 
die Pfändung und Verpflegung des Viehes und für Die 
Entlohnung der zum Abtriebe aufgebotenen Perſonen, ſowie 
der Koſten für die Schäbung find ohne Verzug dem Ge— 
meindevorjteher zu übermitteln. 

8 45. Der Gemeindevorjtand hat mit dem Straf- 
erfenntniffe auch den Ausſpruch über den Schadenerjah zu 
verbinden, welcher dem Beſchädigten auf Grund jeines 
etwaigen diesfälligen Vergleiches mit dem eldfrevler oder 
auf Grund der vorgenommenen Schäßung gebührt. Zugleich 
ift über die Perfon des Erjaßpflichtigen im Sinne der $$ 15 
und 16 zu erfennen und im alle dritte Perſonen, welchen 
eine Mitihuld zur Lajt fällt, aus dem Feldfrevel Nußen ge— 
zogen haben, wie bei Bejchädigungen durch Abmweiden u. dal., 
meiterd zu beftimmen, inwiefern dieſe Perjonen dem Be— 
ihädigten Erſatz zu Teijten haben. 

8 46. Mit dem Straferfenntnifje ift dem Schuldigen 
auch der Erſatz der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
pfändeten Biehes, dann für die allfällige Schäßung des 
Schadens durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, 
aufzuerlegen. 

47. Die aus Anlaß des Feldfreveld abgenommenen, 
zur Berübung der ftrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Beſchädigte 
den Erfaß des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und 
die Koſten des Strafverfahrens gededt find, dem Eigen— 
tümer zurüdzuftellen. Treten dieſe Vorausjegungen nicht 
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ein, jo find die Werkzeuge, fall nicht dem Beſchädigten 
ein Anſpruch darauf zufteht, zu Gunjten des Armenfonds 
für verfallen zu erflären. 

8 48. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Ge— 
meindevorjtandes geht an die politijche Behörde, welcher 
die betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wir- 
fungsfreifes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Landes— 
ftelle). Die Berufung iſt binnen acht Tagen, vom Tage 
der Kundmachung, beziehungsmweife Zuftellung des ange 
fochtenen Erfenntnijjes gerechnet, beim Gemeindevorjteher 
ihriftlich oder mündlich einzubringen. Gegen zwei gleidj- 
lautende Erfenntnifje findet eine weitere Berufung nicht 
jtatt. Wenn das Gtrafverfahren der politiſchen Bezirks— 
behörde al3 erjte Inſtanz zujteht, jo gelten bezüglich des 
weiteren Rechtszuges die allgemeinen Diesfälligen Be— 
ftimmungen. 

S$ 49. Die Geldjtrafen fließen in den Gemeindefonds 
zu Feldpolizeizweden. Im Falle der Nichteinbringlichkeit ift 
die Geldjtrafe in Arrejtjtrafe oder in Arbeitstage zu ge— 
meinnüßigen Zweden umzuwandeln. Hiebei wird für einen 
Strafbetrag von 5 fl. auf Arreſt von 24, niemal3 aber 
unter 6 Stunden für mindere Strafbeträge erfannt werden. 
Der ortsüblihe Tagelohn ift einem Tage Arbeit gleich- 
zuhalten. 

8 50. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage de3 begangenen Frevels nicht in Unter 
juchung gezogen worden ijt. Die Schadenerjaganfprüche aus 
einem wegen Verjährung nicht in Unterfuchung gezogenen 
Bee können auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht 
werden. 

8 51. In den im $ 17 bezeichneten Fällen ift in 
Betreff des Schadenerfaganipruches auf Grundlage der Kund- 
machung de3 dalmatinifchen Guberniums 3. März 1836, 
3. 3416 (LGSlg. 1836, Nr. 29) nad folgenden Bejtim- 
mungen vorzugehen. 

ar. auch) die Bemerkung zum $ 17.) 

1. Der Schadenerjaganjprucd gegen die Gemeindefraf- 
tion auf Grund des $ 17 ijt vom Bejchädigten bei der 
politiichen Bezirfsbehörde geltend zu machen, und zwar 
innerhalb einer unerjtredbaren fortlaufenden Frijt von acht 
Tagen nah Ablauf der in jenen Paragraphen für die Er- 
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mittlung des Eigentümers des Biehes ($ 17, 3. 1) und 
— — für die Ermittlung des Frevlers ($ 17, 3.2) 
gegebenen Frijten. Hat jedoch im Yalle des $ 17, 3. 1 und 2 
ein Strafverfahren nad dieſem Geſetze oder nad) dem 
allgemeinen Strafgefege gegen bejtimmte Perſonen jtatt- 
efunden, jo beginnt die oberwähnte für die Erhebung des 
Sadenerfapanipruces gegen die Gemeindefraftion offene 
Friſt vom Tage der Zujtellung an den Bejchädigten des 
politifhen oder gerichtlihen Erfenntnifjes, womit die Ange- 
Ihuldigten freigejprocdhen oder von dem Berfahren abge- 
ftanden wurde. 

(Mit Novelle 29. Dez. 1891, LEBI.Nr.3 ex 1892 iſt eine Richtig- 

ftellung des Eroat. jerbiichen Tertes des vorftehenden Abfates erfolgt.) 

2. Die politiſche Bezirfsbehörde fpricht den auf Grund 
de3 8 17 angeſprochenen Schadenerjaß aus, welcher dem 
Beihädigten gebührt, einjchließli der im $ 46 erwähnten 
Auslagen. Bezüglich des meitern Rechtszuges gelten die 
allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. Gegen zwei gleich- 
lautende Erfenntnijje findet eine weitere Berufung 
nicht ftatt. 

3. Wenn auf Grund des $ 17 die Berpflichtung zum 
Schadenerſatze einer Gemeindefraftion auferlegt worden ijt, 
hat die politifche Bezirkfsbehörde zu veranlafjjen, daß der 
Gemeindevorjtand den auferlegten Betrag auf die Familien 
der Gemeindefraftion zu gleichen Teilen aufteile. Der Aus— 
weiß über die vorgenommene Aufteilung iſt in der Ge- 
meindefraftion zu verlautbaren und jeder Betroffene fann, 
innerhalb 14 Tagen von der Verlautbarung an, den Rekurs 
an die politijche Bezirfsbehörde, welche jodann endgültig 
entjcheidet, ergreifen. 

4. Über das von der Gemeindefraftion auf Grund des 
8 17 auf das angehaltene Vieh oder gegen die nachträg— 
fi ermittelten Täter geltend gemachte Regreßrecht Hat Die 
politijche Bezirfsbehörde zu entjcheiden, wobei die Schluß- 
bejtimmungen des Abfages 2 ebenfall® Anwendung finden. 

8 52, Der Gemeindevorjteher hat über die angezeigten 
und abgeurteilten Frevler vierteljährig ein Verzeichnis der 
politiihen DBezirksbehörde vorzulegen und darin zugleich 
den Strafvollzug auszumeijen. 

8 53. Wenn der Gemeindevorjteher oder Ortsrichter 
die pünftliche und genaue Erfüllung der ihm durch Ddiejes 
Geſetz auferlegten Bffichten verabjäumt, hat die politische 
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Bezirföbehörde gegen denfelben, beziehungsmweije gegen die 
Gemeinde, nah den Beitimmungen der Gemeindeordnung 
betreffend die Berabfäumung von Pflichten in den Ge— 
ihäften des übertragenen Wirfungsfreifes vorzugehen. 


V. Bon der Auferfraftfehung der älteren Borfhriften und dem Bol- 
juge diefes Gefehes. 

8 54. Mit dem Tage der Wirkſamkeit diejes Geſetzes 
treten alle bisherigen Lorihriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit legterer im gegenwärtigen Geſetze feine 
Regelung gefunden hat, und namentlih die Kundmadhung 
des dalmatinifhen Guberniums 30. April 1844 (8LG&lg. 
Nr. 46) und die dalmatinifchen Landesgefehe 8. September 
1867 (2GB. Nr. 20) und 10. Oftober 1868 (LEBT. Nr. 11) 
außer Kraft. 

8 55. Mit dem Vollzuge diefes Geſetzes find der Ader- 
bauminijter und der Minikter des Innern beauftragt. 


Eidesformel für das Feldfchußperfonale, 


Ich ſchwöre, da3 meiner Aufficht anvertraute Feldgut ftet3 mit 
möglichiter Sorgfalt und Treue zu überwachen und zu beichlügen, alle 
diejenigen, welche dasſelbe auf irgend eine Weife zu bejchädigen trachten 
oder wirklich beichädigen, ohne perſönliche Rüdjicht gewijjenhaft an— 
zuzeigen, nad) Erfordernis in gejegmäßiger Weife zu pfänden oder feft- 
zunehmen, feinen Unjchuldigen fälſchlich anzuffagen oder zu verbächtigen, 
jeden Schaden möglichſt hintanzuhalten, und die verurjadhten Bejchädi- 
gungen nad) meinem beiten Wiſſen und Gemifjen anzugeben und ab— 
zuſchätzen, ſowie deren Abhilfe im gejeglichen Wege zu verlangen, mich 
den mir aufliegenden PBilihten ohne Wiljen und Genehmigung meiner 
Vorgejeßten, oder ohne unvermeidliche Verhinderung niemals zu ent— 
ziehen, und über das mir anvertraute Gut jederzeit gehörig Rechenſchaft 
zu geben. 

So wahr mir Gott Helfel 


Kundmachung der dalmatinifchen Statthalterei 
11. Oktober 1889, 3. 18033, 
betreffend die Beitimmungen behufs eines reziprofen Vorgehens bei 
Forft-, Weide» oder Feldfreveln, welche in Dalmatien einerjeit3 oder 
im Okkupationsgebiete (Bosnien und die Herzegowina) andrerſeits durch 
Angehörige des Nachbarlandes begangen werden. 
(LGBl. Nr. 18.) 


Anfolge Erlaifes des f. f. Minifteriums des Innern 26. Auguft 
1889, Nr. 16100, werden hiemit die von der f. f. Regierung mit dem 
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f. u. f. gemeinfamen Minijterium (in Angelegenheiten Bosnien3 und 
der Herzegowina) vereinbarten Bejtimmungen über das Vorgehen in 
jenen Fällen, in welchen Forſt-, Weide» oder Feldfrevel von dalmatini— 
fchen Zandesbewohnern auf bosnijch-herzegomwiniichem Gebiete, oder von 
bosnijch-herzegomwinifhen Zandesbewohnern auf dalmatiniſchem Gebiete 
verübt werden, mit dem Beifügen fundgemadt, daß dieſe Beftimmungen 
mit 1. Nov. 1889 in Kraft zu treten haben. 


Beftimmungen 


behuf3 eines reziprofen Vorgehens bei Yorft-, Weide» oder Feldfreveln, 

welche in Dalmatien einerjeit3 oder im Dffupationsgebiete (Bosnien 

und die Herzegowina) andrerjeits durch Angehörige des Nachbarlandes 
begangen werden. 


1. Forft-, Weide- und Feldfrevel, welche von dalmatinifchen Landes— 
bewohnern auf bosnijcheherzegomwinifchem Gebiete oder von Bewohnern 
Bosniens und der Herzegowina auf dalmatiniihem Gebiete verübt 
werden jollten, find nad) denjelben gejeglihen Vorſchriften der Unter- 
fuhung und Beltrafung zu unterziehen, nad) weldhen dies gejchehen 
würde, wenn foiche jtrafbare Handlungen auf Dalmatinifchem, beziehungs« 
weiſe auf bosniſch-herzegowiniſchem Gebiete verübt worden wären. 

2. Bon allen hiezu kompetenten Behörden und Organen ber 
beiderjeitigen oberwähnten Gebiete joll zur Entdedung der Frevler jede 
mögliche, den eigenen Gefegen entjprechende Hilfe geleiltet und bie 
Unterfuhung und Beftrafung der Forſt-, Weide- und Weldfrevel fo 
ichleunig vorgenommen werden, als e3 nur immer tunlid fein wird. 

Die in Bosnien und der Herzegowina gemeindeamtlich beitellten, 

bon der zuftändigen politifchen Behörde beeideten Feldhüter find als 
öffentliche Wache im Sinne des $ 68 StG. anzujehen. Das Tragen 
eines Dienjtzeichens iſt für diejelben nicht vorgefchrieben. (Ent— 
a Oberften Gerichtshofes vom 7. Februar 1891, 3. 10720 
ex 1890. 

Namentlich) haben die zur Einleitung der Strafverfolgung wegen 
jolher Frevel bejtellten Behörden und Organe ihre Tätigkeit den, im 
anderen Gebiet3territorium von Angehörigen ihres Bezirkes verübten 
Freveln, jobald fie zu deren Kenntnis gelangen, ebenjo zu widmen, ala 
wenn diejelben innerhalb ihres eigenen Amtsbezirkes verübt worden 
wären. 

3. Die zur Verhütung und Anzeige folder Frevel verpflichteten 
Beamten, Organe und Wachen, ſowie in3bejondere die Gendarmerie 
follen befugt jein, bei Verfolgung eines ſolchen Frevlers oder der Gegen- 
ftände und Spuren der Tat fi in das jenjeitige Gebiet zu dem Zwecke 
zu begeben, um bei den dortigen Ort3vorjtänden oder Behörden bie 
Ermittlung des Tatbejtandes und de3 Täter3 und die zur Sicherung 
des Beweiſes erforderlihen Mafßregeln, jowie den Umftänden nad 
bie einftweilige Bejchlagnahme der entwendeten Gegenftände und bie 
Feſthaltung der Täter zu beantragen. 
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Anträgen diefer Art jollen die Ort3vorftände und Behörden in 
derjelben Weije genügen, wie ihnen dies bei vermuteten oder entdedten 
Freveln der gedachten Art in ihrem eigenen Bezirke zufteht und obliegt. 
Auch können die obigen Beamten, Organe ujw. des einen Territoriums 
durch Requifition ihrer vorgejegten Behörde von Seite der zuftändigen 
Behörde des anderen Teiles aufgefordert werden, entweder vor leßterer 
oder vor der fompetenten Behörde ihres eigenen Landes bie ihnen be- 
fannten, auf den Frevel bezüglichen Umftände auszujagen. 

4. Die Strafe, fall3 eine Geldftrafe verhängt wird, und die Unter- 
ſuchungskoſten follen demjenigen Gebiete verbleiben, in welchem das Er- 
fenntni3 geſprochen wurde; der Betrag de3 Schadenerjages und ber 
Piandgebühren aber an die betreifende Behörde desjenigen Territoriums, 
in welchem der Frevel verübt worden ijt, abgeführt werden. 

' Urreftitrafen werden von der erfennenden Behörde in Vollzug 
gefegt. 

Den Protofollen und Abichägungen, die zur Konftatierung de3 
von den Angehörigen de3 einen Landes auf jenfeitigem Gebiete verübten 
. Sreveld von den hiezu in jedem Lande kompetenten Perjonen auf- 
genommen worden jind, ift von der zur Aburteilung zuftändigen Bes 
hörde derjelbe Glaube beizulegen, welchen die Gejege den Protokollen 
der heimifchen Behörden beilegen. 


Kundmachung der k. k. dalmatinifchen Statt- 
balterei vom 7. Jänner 1902, 3. 23664-IX, 


betreffend die Beſtimmungen behuf3 eines reziprofen Vorgehens bei 

Forft-, Weide» oder Feldfreveln, welche in Dalmatien einerjeit3 oder 

in Kroatien-Slawonien andrerjeit3 durch Angehörige des Nachbarlandes 
begangen werben. 


(LSB. Nr. 3.) 


Infolge Erlafjes des f. f. Minifteriums des Innern vom 27. Juli 
1901, 3. 3021, werben hiemit die von der k. f. Statthalterei mit ber 
königlich kroatiſch-ſlawoniſchen Landesregierung vereinbarten Beſtim— 
mungen über das Vorgehen in jenen Fällen, in welchen Forſt-, Weide- 
oder Feldfrevel von dalmatinischen Landesbewohnern auf kroatiſch- 
flawonijchem Gebiete oder von kroatiſch-ſlawoniſchen Landesbewohnern 
auf dalmatinijhem Gebiete verübt werden, mit dem Beifügen kund— 
gemacht, daß diefe Beftimmungen mit dem 1. Februar 1902 in Kraft 
zu treten haben. 


Beftimmungen 


behuf3 eines reziprofen Vorgehen bei Forft-, Weide» oder TFeldfreveln, 

welche in Dalmatien einerjeit3 oder in Kroatien-Slawonien andrerjeit3 
durch Angehörige des Nachbarlandes begangen werben. 

1. Horft-, Weide- und Feldfrevel, welche von dalmatinijchen Landes- 

bewohmern auf kroatiſch-ſlawoniſchem Gebiete oder von Bewohnern 

Kroatien-Slawoniens auf dalmatinischem Gebiete verübt werden follten, 
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find nach denjelben gejeglichen Vorjchriften der Unterjuhung und Bes 
ftrafung zu unterziehen, nach welchen dies gejhehen würde, wenn folche 
ftrafbare Handlungen auf dalmatinijchem, beziehungsmweife auf kroatiſch— 
flawonifchem Gebiete verübt worden wären, ohne Rüdjicht auf die 
gefeglichen Vorjchriften und Beftimmungen, welche in jenem Gebiete 
gelten, in welchem die Übertrefung begangen wurde. 

2. Bon allen hiezu fompetenten Behörden und Organen der 
beiderjeitigen oberwähnten Gebiete joll zur Entdedung der Frevler jede 
mögliche, den eigenen Geſetzen entjprechende Hilfe geleiftet und Die 
Unterfuhung und Beftrafung der Forſt-, Weide- und Feldfrevel jo 
jchleunig vorgenommen werben, als es nur immer tunlich jein wird. 

Namentlich Haben die zur Einleitung der Strafverfolgung wegen 
folder Frevel bejtellten Behörden und Organe ihre Tätigfeit den, im 
anderen Gebietäterritorium von Angehörigen ihres Bezirkes verübten 
Freveln, jobald ſie zu deren Kenntnis gelangen, ebenjo zu widmen, al3 
wenn biejelben innerhalb ihres eigenen Amtsbezirfes verübt worden 
wären. 

3. Die zur Verhütung und Anzeige jolcher Frevel verpflichteten 
Beamten, Organe und Wachen, jowie insbejondere die Gendarmerie 
ſollen befugt fein, bei Verfolgung eines ſolchen Frevlers oder der Gegen- 
ftände und Spuren der Tat ji) in das jenjeitige Gebiet zu dem Zwecke 
zu begeben, um bei den dortigen Ort3voritänden oder Behörden bie 
Ermittlung des Tatbeftandes und des Täterd und die zur Sicherung 
des Beweiſes erforderlihen Maßregeln, jowie den Umjtänden nad) 
die einftweilige Bejchlagnahme der entwendeten Gegenftände und bie 
Telthaltung der Täter zu beantragen. 

Anträgen diefer Art jollen die Ort3vorjtände und Behörden in 
derjelben Weije genügen, wie ihnen dies bei vermuteten oder entdedten 
Treveln der gedachten Art in ihrem eigenen Bezirke zufteht und obliegt. 
Auch können die obigen Beamten, Organe ufiv. des einen Territoriums 
durch Requijition ihrer vorgejegten Behörde von Seite der zuftändigen 
Behörde des anderen Teiles aufgefordert werden, entweder vor legterer 
oder vor der fompetenten Behörde ihres eigenen Landes die ihnen be— 
kannten, auf den Frevel bezüglichen Umftände auszujagen. 

4. Die Strafe, fall3 eine Geldftrafe verhängt wird, und die Unter» 
ſuchungskoſten follen demjenigen Gebiete verbleiben, in welchem das Er- 
fenntnis gejprochen wurde; der Betrag des Schadenerjages und ber 
Pfandgebühren aber an die betrejfende Behörde desjenigen Territoriums, 
in welchem ber Frevel verübt worden iſt, abgeführt werden. 

Ürreftitrafen werden von der erfennenden Behörde in Bollzug 
geſetzt. 

5. Den Protokollen und Abſchätzungen, die zur Konſtatierung des 
von den Angehörigen des einen Landes auf jenſeitigem Gebiete verübten 
Frevels von den hiezu in jedem Lande kompetenten Perſonen auf— 
genommen worden ſind, iſt von der zur Aburteilung zuſtändigen Be— 
hörde derſelbe Glaube beizulegen, welchen die Geſetze den Protokollen 
der heimiſchen Behörde beilegen. 


Gef. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 9 
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Galizien. 
Gefek vom 17. Iuli 1876, 


LGBl. Nr. 28 
über den Schuß des Feldgutes. 
Il. Bon dem Feldgufe und Feldfrevel. 


$ 1. Unter Feldgut werden alle Gegenfjtände begriffen, 
melde mit dem Betriebe der Landwirtſchaft im meiteren 
Sinne im unmittelbaren oder mittelbaren Zufammenhange 
jtehen, infolange fie fih auf offenem Felde befinden. 

8 2. Ule Beichädigungen des Feldgutes und über- 
tretungen der in dieſem Gefege enthaltenen oder auf Grund» 
lage desjelben von der hiezu berufenen Behörde erlaffenen 
Verbote werden al3 Feldfrevel erklärt und find als jolche, 
fall3 fie nicht unter die Beſtimmungen des allgemeinen 
Strafgefeßes oder anderer jpezieller Gejege fallen, zu be- 
ftrafen. 

S 3. Insbeſondere wird als verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten, auf Adern und —— ſo wie auf allen durch 
Einfriedung, Gräben und Grenzfurchen, Verbotstafeln 
oder andere kennbare Warnungszeichen als abgeſperrt 
bezeichneten Grundſtücken; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit des 
Reifens der Feld- oder Baumfrüchte über Verfügun 
des gutsherrſchaftlichen Gebietes abgeſperrt, und 7— 
Verbotstafeln oder andere kennbare Zeichen als ver— 
botene Wege bezeichnet ſind; 

c) das unbefugte Beſeitigen oder Beſchädigen von Einfrie— 
dungen, Offnen der Sperrvorrichtungen an denſelben 
und das Beſeitigen oder Unkenntlichmachen der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen; 

d) die eigenmächtige Eröffnung von Fußwegen oder Feld— 


wegen; 

e) die eigenmächtige Einackerung, Umgrabung oder ſonſtige 
Beſchädigung gemeinſchaftlicher Feldwege oder Fußwege 
Verrückung oder Beſeitigung der Grenzzeichen, dann 
Abackerung und Abgrabung von fremdem Grunde, oder 
das Einmähen in fremde Gründe; 
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f) das unbefugte Abbrechen oder Abjchneiden von Stäm- 
men, Üften, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann 
Abftreifen von Laub von Bäumen oder Nutzungs— 
fträuchern, fowie Ausreigen von Baumpfählen; 

g) das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Getreide- 
ähren, Schotten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 
Adern, dann Abfchneiden oder Abreißen des Grajes an 
Wegen oder Feldrainen; 

h) das unbefugte Auffammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerſtoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie YAuffammeln von 
Zaub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 

ji) das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 
Grundjtüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebrauch fremder Heuftadeln, Feldhütten, 
oder auf dem Felde belafjener Geräte und Werkzeuge, 
jowie das Berjteden, Verjchleppen oder Bejchädigen der 
legteren; 

l) da8 mutmwillige Ummerfen oder Wuseinanderjtreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht» oder Streu- 
haufen, Heus, Stroh und Fruchtſchober, ſowie das 
Beichädigen der am Felde befindlichen fremden Vor— 
richtungen zum Trodnen des Futters; 

m) dag Anmaden von Feuer auf fremdem Grunde; 

n) die mutwillige Bejchädigung oder Verunreinigung frem- 
der Filchbehälter und Reſervoirs, Anlagen für fünjtliche 
Fiihzucht, dann von Feldbrunnen, injoferne eine ſolche 
Beihädigung oder Verunreinigung nicht nad) den ge— 
jeglichen Beitimmungen über das Wafjerrecht der de 
jtrafung durch die politifchen Behörden unterliegt; 

0) das unbefugte Schwämmen oder Tränfen von Haus- 
tieren in fremden Wäjjern; 

p) die mutmwillige Verunreinigung oder Beichädigung von 
Leinwand auf der Bleiche. 

(Lit. n) erhielt obige Faſſung duch die Novelle 10. Juni 1892, 

LOB. Nr. 44.) 

8 4. Einen eldfrevel begeht auch derjenige, der auf 
feinem Grundjtüde ein euer anmacht, falls aus demjelben 
eine Gefahr für das fremde Eigentum erwachſen fann. 


9* 
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8 5. Die Belaffung und das Weiden der Haustiere in 
ungejchlofjenen oder nicht eingefriedeten Orten ijt nur unter 
gehöriger Aufficht geitattet. 

(Siehe Bemerkung zum $ 6 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 6. Auf Weidepläßen, welche entweder fo Klein oder 
derart gelegen find, daß auch bei einer Aufficht die gegründete 
Beforgnis einer Beichädigung des fremden Eigentumes durch 
Weiden der Haustiere eintritt, find diefe am Gtride zu 
meiden, oder an fejte Gegenftände anzubinden. 

87. In Ortſchaften, wo dies nötig erjcheint, und ins— 
befondere in jolchen, wo zur Nachtzeit häufig Schäden an= 
gerichtet werden, kann die politische Bezirfsbehörde die Nacht» 
weide unterjagen. 

8 8. Wenn die zum Weideplage führenden Wege derart 
find, daß beim Viehauftriebe die Beſchädigung fremden 
Eigentumes mit Grund beſorgt wird, kann der Gemeinderat, 
beziehungsweiſe der Gutsgebie svorſtand, das Verbot erlaffen, 
daß über die zu bezeichnenden Wegjtreden das Bieh nicht 
ander als nur unter Beobachtung der nötigen Vorſichts— 
maßregeln zur Weide getrieben werde. 


8 9. Die politiche Bezirksbehörde kann zum Zwecke 
des Feldſchutzes, in Berüdfichtigung der Ortsverhältnijje an— 
ordnen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden bei Nacht— 
zeit, auf Straßen und Wegen, welche fich längs nicht ein 
gefriedeter Acker und Felder Hinziehen, nur unter Aufficht 
eines vom Gemeinde-, beziehungsmweife vom Gebietsvorjtande, 
beitellten Treibers erfolge. 

Der Führer der Herde hat diefen Treiber nad) dem von 
der Gemeindeobrigfeit, beziehungsweise dem Gebietsvorftande, 
fejtgejeßten und von der politifchen Bezirfsbehörde beftätigten 
Tarif zu entlohnen. 


8 10. Der Durchtrieb durch fremde Gründe, gleichwie 
die Belaffung und das Weiden des Viehes auf denjelben ohne 
befonderen Rechtstitel oder ausdrüdliches Zugejtändnis des 
Eigentümers iſt verboten. Dieſe Vorjchrift bezieht ſich ins— 
bejondere auf das Weiden des Biehes auf Brad und 
Stoppelfeldern, nicht minder auf Feldwegen und Feldrainen. 


8 11. Die Nachleſe kann nur mit Einwilligung des 
Grundeigentümer3 quögeübt werden, bei Nachtzeit ijt fie 
dagegen unbedingt verboten. 
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HU, Strafdeffimmungen. 


8 12, Jeder eldfrevel, bezüglich dejfen in den nad 
folgenden Paragraphen ein befonderes Strafausmak nicht 
fejtgeftellt it, unterliegt einer Geldjtrafe von einem bis 
vierzig Gulden. 

(Siehe Bemerkung zum 8 13 des Feldfchuggefeges für Böhmen.) 

Z 13. Wer auf einem fremden Grunde reitet oder fährt 
($ 3 lit. a), verfällt in eine Strafe von einem Gulden von 
einem jeden Stüd Vieh. 

8 14. Wer auf den im 8 3 lit. a bezeichneten Grund- 
jftüden herumgeht, oder die nach 8 3 lit. b verbotenen Feld— 
wege betritt, unterliegt einer Gelditrafe von 50 Kreuzern. 

8 15. Wer die im $ 5 bis 10 enthaltenen Borjchriften 
ya beachtet, verfällt in eine Gelditrafe nach folgender 

are: 


von einem Stüd Borftenvnih -. . » ». .. 1. — kr. 
— = „ SHomih . . 22.2.2. ,60 , 
u „ Pferd, Ejel oder Maulefel —, 50, 
— EIBEE: BIERE nn re a ae BO, 
„ einem Schafe -. -. . 2» 2... —, 2, 
„  n  Stüd Säugeferfel . . . . — „1, 
u „ Gans oder Truthahn . . .».— „10, 
„m „ anderen Tederrihed . — „ du 


S 16. Das im vorigen Paragraphen für die über- 
tretungen der 88 5 bis 10 feitgefegte Strafausmaß ift zu 
verdoppeln, wenn der Feldfrevel begangen wurde: 

a) abjichtlich; 

b) unter Umjtänden, welche die Entdedung des Täters 
erjchweren, insbejonders während der Nachtzeit; 

c) auf bebauten und befäeten Adern, Gärten, naffen oder 
durchbrüchigen Wiefen oder auf Grundftüden, welche 
durch Einfriedung, Verbotstafeln oder andere ortsübliche 
Beichen als abgejperrt bezeichnet find; 

d) wenn der Feldfrevler fchon einmal innerhalb einer 
‚Sahresfrift wegen Feldfrevel bejtraft wurde. 


S 17. Das Verderben oder die Beſchädigung von 
fremden, auf privaten oder öffentlichen Grundftüden, 3. 8. 
bei Straßen, gepflanzten Bäumen oder Nutzungsſträuchern 
am Stamme ift mit zwei Gulden für jedes Stüd zu be- 
ſtrafen. 
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8 18. Das mutmillige Abbrechen oder fonftige Verlegen 
von Äſten, das Abjtreifen von Früchten, Blüten oder Laub, 
das Berderben der Baumförbe, das Ausreißen oder ver⸗ 
derben von Baumpfählen ſind mit einem Gulden für jeden 
Baum, Strauch, Pfahl oder Baumkorb zu beſtrafen. 

g 19. Bei Eintritt bejonders rüdjichtswürdiger Um— 
ftände können die in den 88 13, 14, 15, 17 und 18 feft- 
gejegten Straffäße bis auf die Hälfte erniedrigt werden. 

0. Die Summe der für denjelben Straffall auf 
erlegten Geldjtrafen darf nicht den Gejamtbetrag von vierzig 
Gulden überjteigen. 

21. Der zur Verübung des Feldfrevels Auftrag» 
gebende iſt jo zu bejtrafen, als hätte er felbjt Die * 
tretung begangen. 

Derjenige aber, welcher den Feldfrevel durch einen 
mangelhaften Auftrag oder durch Erlaſſung eines Auftrages 
an eine zum ordnungsmäßigen Vollzuge unfähige Perſon 
verurſachte, „sie mit einer Geldjtrafe bis zu fünf Gulden zu 
bejtrafen. In feinem Falle darf aber die Gelditrafe jenen 
Geldbetrag überjteigen, welcher auf die Übertretung ſelbſt 
geſetzt it. 

8 22, Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perjonen 
begangen mwurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden 
nad Maßgabe der 5 1301 und 1302 des allgemeinen bür- 
gerlihen Gejeßbuches. 

8 23. Der Feldfrevfer hat abgefehen von der vermwirkten 
Strafe für den zugefügten Schaden Erſatz zu Teijten. 


II. Bom Zeldſchutzperſonale. 
(Zu diefem Abfchnitte vgl. das nachgefolgte Geſetz 4. Sept. 1892, 
LOB. Nr. 74, oben.) 

Zum Schutze des Feldgutes gegen Yeldfrevel 
find Tängjtens binnen einem Jahre nad) Kundmachung dieſes 
Geſetzes Feldhüter zu bejtellen und als ſolche in Eid zu 
nehmen. 

Jede Gemeinde ijt verpflichtet, zum Schuße des in ihrem 
Gebiete gelegenen Feldgutes (für deſſen Überwachung nicht 
von den Grundbejigern jelbjt nad) Maßgabe des $ 27 vor- 
geforgt wird), ein gemeinjchaftliches beeidetes Feldſchutz— 
perjonale in entfprechender Anzahl zu bejtellen. 

Die gleiche Verpflichtung Liegt dem Gutsgebiete bezüglich 
der in feinem Bereiche befindlichen Grundjtüde ob. 
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Mehrere Gemeinden oder Gutsgebiete, wie auch das 
Butsgebiet mit der Gemeinde, fünnen mit Bewilligung der 
politiichen Bezirfsbehörde einen gemeinjchaftlihen Feldhüter 
beitellen. 

8 25. Die politifche Landesitelle fann einvernehmlich 
mit dem Landesausſchuſſe die Gemeinden und Gutsgebiete 
wegen bejonderer örtlicher VBerhältnifje von der Bejtellung 
des Feldſchutzperſonales für das ganze Gebiet oder für einen 
bejtimmten Teil desjelben entheben. 


8 26. Die Koften für das von der Gemeinde beftellte 
Feldſchutzperſonale find von den Befigern der feiner Über— 
wachung anvertrauten Grundjtüde nah Maßgabe der von 
ihnen Diefür zu zahlenden Grundjteuern zu tragen. 

(Siehe Bemerkung zum $ 18 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 27. Einzelne oder mehrere Bejiter von zujammen 
mindejtens 50 Hektar Flächenmaß enthaltenden, zum Yeld- 
gute gehörigen zufammenhängenden Grundfompleres können 
für dieſes ein eigenes beeidetes Feldſchutzperſonale bejtellen, 
mobei es feinen Unterjchied macht, ob die betreffenden Grund- 
jtüde in derjelben Gemeinde gelegen find oder nicht. Die Be- 
jtellung eigener Feldhüter für Grundflächen, welche die ob- 
bejtimmte Anzahl von Hektaren nicht umfajjen, bedarf der 
vorläufigen Bewilligung von Seite der politifchen Bezirks— 
behörde. 

8 28. Die politijche Bezirfsbehörde Hat auf Vorftellung 
des zur Beitellung des Feldhüters Verpflichteten das Feld- 
Ihußperjonale zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Erfüllt 
eine Partei dieſe Verpflichtung in der im $ 24 fejtgeftellten 
Friſt nicht, jo hat die politifche Bezirksbehörde einen aber- 
maligen Termin fejtzufeßen, welcher aber einen Monat nicht 
überjchreiten darf, und hat nach Ablauf diejer Friſt einen be- 
eideten Feldhüter auf Kojten des Säumigen von Amts wegen 
zu bejtellen, welcher diejes Amt fo lange zu verjehen hat, bis 
der Verpflichtete einen anderen tauglichen Feldhüter der poli- 
tiihen Bezirksbehörde zur Eidabnahme wird vorgejtellt 
haben, und Diejelbe ihn bejtätiget. 

(Siehe Bemerkung zum 8 20 des Feldfchußgejeges für Böhmen.) 

8 29. Das beeidete Feldſchutzperſonale gilt als öffent» 
fihe Wache im Sinne des Gejetes 16. Juni 1872, RG6Bl. 
Nr. 84. Jedem Feldhüter ift der Eid nach der beiliegenden 
Eidesformel abzunehmen. 
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8 30. Für den Feldfhug kann derjenige nicht betellt 
werden, welcher das zwanzigite Lebensjahr nicht zurückgelegt 
hat, oder die genügende phyſiſche Eignung nicht befigt, oder 
nicht vertrauensmwürdig tft. 

8 31. Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete 
Perfonale kann zugleich für den Feldſchutz beftellt und hiefür 
in Eid genommen werden. 

8 32, Jedem für den Feldſchutz Beeideten ift feitens 
der politifchen Bezirfsbehörde zu feiner Legitimation eine die 
genaue Angabe des ihm zur Überwadhung zugemiejenen Ge- 
bietes enthaltende Bejcheinigung zu erfolgen. 

Allfällige Änderungen in dem, dem Feldhüter zuge- 
twiejenen Überwachungsgebiete find unvermweilt der politiichen 
Bezirksbehörde behufs Berichtigung der erwähnten Befchei- 
nigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldihusdienft eines anderen Beftellers hat der Feldhüter 
feine Bejcheinigung der zuftändigen politiichen Bezirf3behörde 
vorzulegen, welche demjelben unter Berufung auf den bereits 
beim Antritte des früheren Dienjtes geleijteten Eid eine 
neue, den geänderten Verhältniffen entiprechende Bejchei- 
nigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Beicheinigung iſt von der politifchen 
Bezirksbehörde feſtzuſetzen. 

S 33. Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
ſolche Umjtände ein, welche feiner Beeidigung entgegenge- 
ftanden wären, fo hat die politifche Bezirfsbehörde, falls der 
Umt3verluft nicht jchon kraft einer gerichtlichen Aburteilung 
auf Grund de3 Strafgeſetzes eingetreten iſt, Die erteilte 
Bejtätigung zu widerrufen und Die ausgefolgte Bejcheinigung 
einzuziehen. 

34. Der beeidete Feldhüter ift verpflichtet, in Aus— 
übung des Dienftes ein von der politischen Bezirfsbehörde 
für die Feldhüter in ihrem Bezirke vorzufchreibendes Dienit- 
zeichen zu tragen. 

(S. oben Geſetz 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 42.) 

3 35. Das Feldihußperjonale ift befugt, ein Geiten- 
gewehr zu tragen, von welchem jedoh nur im Falle der 
Notwehr Gebrauch gemacht werden kann. 

8 36. Das Gefeh 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, 
enthält die Beſtimmungen hinfichtlich der amtlichen Stellung 
des beeideten Feldhüters und namentlich Hinfichtlich der 
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Glaubwürdigkeit feiner abgelegten Zeugenausfagen, dann 
des DBefugnijjes Ddesjelben in Bezug auf die Berhaftung 
und Verfolgung von Perjonen, welche bei Verübung eines 
Teldfrevels betreten wurden, oder einer folhen Handlung 
verdächtig erjcheinen und endlich Hinjichtlich des Befugnifjes 
zur Pfändung. 

Ss 37. Die politifche Bezirksbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Yeldhüter eine Vor— 
merfung zu führen, und felbe in fteter Evidenz zu erhalten. 
Die Gemeindevorjteher und der Borjtand des Gutsgebieteg, 
beziehungsmeife die im $ 27 erwähnten Grundbejiger find 
bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe von 2—10 fl. ver- 
pflichtet, jede Veränderung in dem Stande des von ihnen be- 
ftellten beeideten Feldjchußperjonales innerhalb der Frift von 
längjtens vierzehn Tagen zur Kenntnis der politifchen Be— 
zirksbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 

8 38. Die Unterfuchung und Bejtrafung der ſowohl 
in der Gemeinde als auch auf dem bei diefer Gemeinde be- 
jtehenden Gutsgebiete begangenen Feldfrevel wird vom Ge— 
meindevorjteher in Gemeinjchaft mit zwei Beifitern im über- 
tragenen Wirkungsfreife ausgeübt. 

Unter Beftrafung ift nicht bloß die Strafverhängung, ſondern aud) 
die GStrafvollftredung zu verjtehen. Die Verfällung zum Schaden— 
erjage bildet einen integrierenden Teil des Straferkenntnifjes wegen 
Feldfrevels. Der Gemeindevorjteher genießt daher den Schuß des 
$ 81 des Strafgejeßes auch bei Pfändungen, welche er zum Zwecke 
der SHereinbringung eines mit einem Feldftraferfenntnijfe zu— 
gejprochenen Schabenerfaßes vornimmt. (Entjcheidung des Oberſten 
Gerichtshofes vom 23. Nov. 1891, 3. 10157.) 

8 39. Fit der Eigentümer oder Vorfteher des Guts— 
gebiete3 oder eine der gemäß $ 38 zur Unterfuchung und 
DBeitrafung berufenen Perjonen jelbjt des Feldfrevels be- 
jchuldigt, oder ijt eine der letzteren Perfonen dur einen 
Feldfrevel bejhädigt worden, jo jteht das Strafverfahren in 
erjter Inſtanz der politijchen Bezirfsbehörde zu. 

S 40. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
über Anzeige des beeideten Feldhüters oder auf Verlangen 
des Beichädigten jtatt. 

8 41. Jeden wahrgenommenen Feldfrevel hat der von 
der Gemeinde bejtellte Feldhüter dem Gemeindevorfteher zur 
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Kenntnis zu bringen, und der vom Gutsgebiete oder von 
den im $ 27 erwähnten Perjonen bejtellte Feldhüter zur 
Kenntnis feines Dienjtherrn und gleichzeitig des Gemeinde- 
vorjtehers. 

8 42, Der Gemeindevorjteher ijt verpflichtet, von jeder 
Berlegung der Sicherheit des Feldgutes den Bejchädigten un- 
gefäumt in Kenntnis zu jegen, diejenigen Berlegungen aber, 
welche der Behandlung nad dem allgemeinen Strafgejehe 
unterliegen, der Strafbehörde anzuzeigen. 

S 43. Wenn das Grundjtüd durch Vieh bejchädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls dieſelbe 
nit vom Befchädigten ſelbſt bereitS vorgenommen wurde, 
auch in Abweſenheit des leßteren für denjelben über jo viele 
Stüde Viehes als zur Entjchädigung Hinreicht, zu vollziehen 
($ 1321 ABGB.). Diefe Pfändung Hat von Seite Des 
von der Gemeinde bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, 
wenn die Bejchädigung durch die zur Gemeindeherde ge— 
hörigen und von einem von der Gemeinde bejtellten Hirten 
gehüteten Biehjtüde gejchehen iſt. 

Kann die Pfändung von Federvieh nicht gejchehen, fo 
ift den Feldhütern gejtattet, dasjelbe zu töten, worauf bei der 
Beitrafung der Frevler angemejjene Rüdjicht zu nehmen it. 

Die ————— einer Feuerwaffe iſt dazu nur jenen 
Feldhütern geſtattet, welche gleichzeitig dem für den Forſt— 
und Jagdſchutz beeideten Perſonale angehören, oder jenen 
beſonders vertrauenswürdigen Feldhütern, welchen von der 
politiſchen Bezirfsbehörde das Recht zum Tragen einer 
Feuerwaffe eingeräumt wird. 

Das getötete Vieh iſt an Ort und Gtelle für den 
Eigentümer desjelben zurüdzulajjen, und iſt dem Gemeinde- 
vorjteher jofort hievon die Anzeige zu erjtatten. 

S 44. Wenn Haustiere durch einen von der Gemeinde 
beitellten Yeldhüter gepfändet werden, hat er diejelben dem 
Gemeindevorjteher, der vom Gutsgebiete oder von den im 
$ 27 bezeichneten PBerfonen beitellte Feldhüter aber feinem 
Dienjtherrn zu übergeben, und überdies dem Gemeindevor- 
fteher die gejchehene Pfändung anzuzeigen. Mit den dem 
Feldfrevler abgenommenen Saden hat er in gleicher Weiſe 
zu verfahren. 

8 45. Das gepfändete Vieh ijt ſogleich auszufolgen, 
fall3 der Eigentümer einen zur Sicherjtellung des Schaden- 
erfates ausreichenden Geldbetrag erlegt. Die Höhe des Geld- 
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betrage3 hat, wenn fein gütliches Übereinfommen zu ftande 
fommt, der Gemeindevorjteher feitzujegen. 


8 46. Der Gemeindevorfteher hat von der Pfändung 
des Viehes oder jonjtiger Gegenjtände ſowohl den Eigen- 
tümer als den Bejchädigten, Ddiejen leßteren insbejfondere 
mit der Aufforderung jogleich zu verjtändigen, daß er feinen 
Anſpruch auf den Schadenerja binnen acht Tagen vom Tage 
der Pfändung geltend zu machen habe, widrigenfall® das 
gepfändete Vieh oder die Sache dem fich meldenden Eigen- 
tümer zurüdgejtellt werden müßte. 


Ss 47. Iſt der Eigentümer des gepfändeten Biehes 
nicht befannt, und meldet er fich, ungeachtet dejjen Aus- 
forſchung eingeleitet wurde, nicht binnen dreißig Tagen vom 
Zeitpunkte der Pfändung, jo iſt der Bejchädigte berechtigt, 
die Verwertung des gepfändeten Viehes vom Gemeindevor- 
fteher zu verlangen. Der erlangte Kaufpreis ijt vor allem 
zur Bejtreitung des zugejprochenen Schadenerfates und der 
Koften des Verfahrens bejtimmt, der übrig bleibende Betrag 
ift an die politische Bezirksbehörde zur weiteren Verfügung 
einzufenden. 

8 48. Die von einem Feldfrevel herrührenden Sachen 
find dem rechtmäßigen Eigentümer fogleih auszufolgen. 
Sit der Eigentümer nicht befannt, jo hat der Gemeinde- 
porjteher die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu verwahren, 
oder falls Ddiejelben dem Verderben unterliegen, zu ver— 
werten. Wenn der rechtmäßige Eigentümer, ungeachtet deſſen 
Ausforſchung eingeleitet worden ift, fich binnen Jahresfrijt 
nicht gemeldet hat, jo ijt der Erlös der veräußerten Sachen 
an die politifche Bezirksbehörde zur weiteren Verfügung ein— 
zujenden. 

8 49, Der Gemeindevorjteher hat über jeden einzelnen 
nah $ 38 zur Unterfuchung gelangenden Fall eines Feld- 
frevels ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbeftandes und 
die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen, und nötigen 
Falles aud die Abſchätzung des Schadens anzuordnen. Er 
hat ferner zwijchen beiden Parteien ein gütliches Überein- 
fommen zu vermitteln und im Falle feine Abfindung zu 
jftande fommt, das Erkenntnis zu fällen, und den Betrag 
des Schadenerjabes feitzujtellen, wobei auch der Wert der 
an den Beichädigten nach $ 48 ausgefolgten Sachen berüd- 
ſichtigt werden ſoll. 
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8 50. Zur Schäßung des durch Feldfrevel verurfadhten 
Schadens ijt zunächjt das beeidete Feldſchutzperſonale berufen. 
überjteigt aber der Schaden nah dem Dafürhalten des 
Teldhüters 5 fl., jo hat der Gemeindevorfteher die Ab- 
Ihäßung desjelben durch einen beeideten Schätzmann zu ver— 
anlajjen. 

8 51. Die politiſche Bezirkfsbehörde hat für jede Ge- 
meinde die Schäßmänner für Yeldfrevelangelegenheiten be— 
fonders zu bejtellen, und diefelben in Eid zu nehmen. 

8 52. Der Gemeindevorjtand beziehungsmweije die poli- 
tiiche DBezirfsbehörde hat dem Schäßmanne für Die jedes- 
malige Verwendung eine entjprechende Vergütung zuzu— 
ſprechen. 

8 53. Über das Strafverfahren iſt die Verordnung 
des Miniſteriums des Innern 5. März 1858, RGBl. 
Nr. 34, maßgebend. 

Mit dem Strafurteile ijt auch zu verbinden: 

1. Die Angabe der erjatpflichtigen Perjonen; 

2. der Ausſpruch über den Schadenerjag, welcher dem 
Beichädigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Ver— 
gleiches mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorge- 
nommenen Schäßung gebührt; 

3. zugleich ift dem Schuldigen der Erjaß der Auslagen, 
welche aus Anlaß der Vornahme der Pfändung und für die 
Verpflegung des gepfändeten Viehes, dann für die Schäßung 
des Schadens Durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, 
aufzuerlegen. 

— Bemerkung zum $ 39 des Feldſchutzgeſetzes für Mähren.) 

Wenn der Bejchädigte einen den Betrag von 
15 fl. Kbeieneiten Schadenerjag verlangt, jo fann im 
Straferfenntnifje bloß über den Schadenerjaß bis zum Be- 
trage von 15 fl. abgefprochen werden, und der Beichädigte 
ift mit feinem Mehranfprudhe auf den Zivilrechtsweg zu 
bermeijen. 

S 55. Die zur Verübung der jtrafbaren Handlung 
verwendeten Werkzeuge dienen vor allem zur Sicherjtellung 
des Bejchädigten; wenn aber der zugefügte Schaden und die 
Koſten des Strafverfahrens gededt find und die Gelditrafe 
berichtigt wurde, jo find die dem Schuldigen eigentümlichen 
Werkzeuge demfelben zurüdzujtellen. 

8 56. Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge- 
meindevorjtandes geht an die politiiche Bezirksbehörde. Die 
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Berufung iſt binnen adt Tagen vom Tage der Kund— 
madung, beziehungsweife Zujtellung des angefochtenen Er- 
fenntniftes gerechnet beim Gemeindevorjteher fchriftlich oder 
mündlich einzubringen. Wenn das Strafverfahren der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde als erjte Inſtanz zufteht, jo gelten 
bezüglich des weiteren Nechtszuges die allgemeinen Dies- 
fälligen Bejtimmungen. Gegen zwei gleichlautende Erfennt- 
nijje findet eine weitere Berufung nicht ftatt. 


8 57. Die Geldſtrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 
Sn Fällen der Nichteinbringlichkeit ijt die Gelditrafe in 
Arreitjtrafe von vierundzwanzig Stunden bis zehn Tagen, 
oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Sweden umzuwandeln. 
Hiebei fann für einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arreſt bis 
bierundzwanzig, niemals aber unter ſechs Stunden erfannt 
werden. Der ortsüblihe Taglohn iſt einem Tage Arbeit 
gleichzujtellen. 

Der $ 57 des Feldſchutzgeſetzes für Galizien ordnet die Um— 
wandlung der Geldjtrafen in Arrejt nicht im vorhinein (in eventum), 
fondern erjt für den Fall der Nichteinbringlichkeit an, ſetzt alſo 
voraus, daß vorerft Schritte zur Hereinbringung der Gelditrafen 
bom Gemeindevorfteher erfolglos unternommen worden feien. (Ent— 
fcheidung de3 Oberſten Gericht3- und Safjationshofes vom 23. Nov. 
1891, 3. 10157.) 


8 58. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und 
Strafe der TFeldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worden ijt. Die Schadenerfaganjprüde aus 
einem wegen Berjährung nicht in Unterjuchung gezogenen 
Feldfrevel können auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht 
werden. 

Die nachträgliche Berichtigung de3 polnifchen und ruthenifchen 

Tertes de3 vorjtehenden $ 58 erfolgte durch Geſetz 17. Dez. 1878, 
LGBl. Nr. 2 ex 1879. 


8 59. Die Wirkfamfeit dieſes Geſetzes beginnt mit 
dem dreißigſten Tage nad) Verlautbarung dieſes Gejeßes und 
treten von diefem Tage an alle bisherigen Vorſchriften in 
Angelegenheit des Feldichußgejeges, injomweit letztere im gegen— 
wärtigen Geſetze ihre Regelung gefunden haben und nament- 
lih die Verordnung der Minikterien des Innern und der 
Juſtiz 30 Sänner 1860, RGEBl. Nr. 28, außer Kraft. 
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8 60. Mit dem Bollzuge dieſes Gejeges find der 

Uderbauminijter und der Minifter des Innern beauftragt. 

(In Betreff der Eidesformel jiehe oben das Geſetz vom 4. Sept. 
1892, LGBL. Nr. 74.) 


Hörz und Gradiska. 
Gefek vom 18. März 1876, 


LGBl. Nr. 11, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I. Bon dem Feldgute und dem Zeldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Gejeßes gejtellt. Für die Anwendung des 
Geſetzes werden unter Feldgut alle Gegenjtände verjtanden, 
welche mit dem Betriebe der Land- und TFeldwirtichaft im 
meitejten Sinne im unmittelbaren oder mittelbaren Zus 
fammenhange jtehen, injolange fie ſich auf offenem Felde 
befinden. Es jind daher ebenjowohl die Grundjtüde jelbit, 
wie Ader, Wieſen, Weiden, Gärten, Weingärten, dann Objt- 
bäume und Pflanzungen aller Art, Preßhäufer, Feldhütten, 
Zäune, Heden, Filchteiche, Filchbehälter und Anlagen für 
Fiichzucht, Vorrichtungen für Seiden- und Bienenzudt, Heu- 
jtadeln, Be- und Entwäjjerungsanlagen, Dämme, Wajjer- 
werke und Leitungen, Feldbrunnen, Viehtränken, Feldwege, 
Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, al3 auch alle noch nicht 
eingebrachten Früchte und Saaten, Heus, Stroh- und 
Sruchtfchober, die auf dem Felde zurüdgelafjenen landwirt— 
haftlichen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weidevieh, 
er Dünger ujw. 

8 2. Als Feldfrevel werden alle Beihädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diefem Ge— 
fee enthaltenen, oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
politifchen Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeinderat) zum 
Schutze des Feldgutes erlafjenen befonderen Verbote beitraft, 
foferne dieſe Bejhädigungen oder die Übertretungen Diejer 
Verbote nicht der Behandlung nach dem allgemeinen Straf- 
geiebe oder nach bejonderen für den Schuß anderer Zweige 
er Zandesfultur, namentlich der Wafjerrechte, oder für die 


Görz und Gradiska. 148 


Handhabung der Straßenpolizei erlaſſenen Geſetze und Vor— 
ſchriften unterliegen. 
8 3. Insbeſondere wird ein Feldfrevel begangen: 

a) Durch unbefugtes Gehen, Lagern, Reiten, Fahren, in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum Anbaue 
bereit8 vorbereiteten Adern, auf Wiejen, endlich auf 
Srundjtüden jeder Art, jobald Ddiejelben durch Ein- 
friedung, Verbotstafeln oder andere fennbare War- 
nungszeihen als abgefperrt bezeichnet find; 

b) durch unbefugtes Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des NReifens der Trauben oder anderer Feld- oder Baum- 
Kine über Verfügung des Gemeindevorjteherd abge- 
perrt, und durch Berbotstafeln oder andere fenn- 
bare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

e) durch unbefugtes Bejeitigen von Einfriedungen, jowie 
durch mutwilliges Öffnen der Sperrvorrichtungen an 
denfelben und durch das Bejeitigen oder Unkenntlich— 
machen der Berbotstafeln oder Warnungszeichen ; 

d) durch unbefugte Eröffnung von Fußſtegen oder Feld» 
wegen; 

e) durch unbefugte Einaderung, Umgrabung oder fonftige 
Beihädigung gemeinfchaftlicher Feldwege oder Fußitege, 
Berrüdung oder Befeitigung der Grenzzeichen, dann 
AUbaderung von fremdem Grunde; 

f) durch unbefugtes Abbrechen oder Abjchneiden von Stäm- 
men, Aften, Zweigen, Pflüden von Blüten oder Früchten, 
dann Wbjtreifen von Laub von Bäumen oder Nubungs- 
fträuchern, jowie Ausreißen von Stüßpfählen der Ge- 
wächſe; 

g) durch unbefugtes Abſchneiden, Knicken oder Abreißen 
von Getreideähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von 
bebauten Ädern, dann Abſchneiden oder Abreißen des 
Graſes an Wegen oder Feldrainen; 

h) durch unbefugtes Auffammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerjtoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden, dann Graben von Erde, Sand, 
Schotter, Steinen, ſowie Auffammeln von Laub und ab- 
gefallenen reifen oder unreifen Früchten auf fremden 
Grundſtücken; 

i) durch unbefugtes Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unkraut auf fremde 
Grundſtücke oder auf Wege; 
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k) durch unbefugten Gebraud fremder Heujtadeln, Feld— 
hütten oder auf dem Felde belafjener Geräte urid Werf- 
zeuge, ſowie Berfteden, Berjchleppen oder Beichädigen 
der letzteren; 

I) durch mutmwilliges Ummerfen oder Nuseinanderftreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu— 
haufen, Heus, Stroh- und Fruchtfchober, fowie Be- 
Ihädigungen der am Felde befindlichen fremden Vor— 
—— zum Trocknen des Futters und der Feld— 


ü 
m) Su ——— Abbrennen von Torfmooren. 

8 4. Außerhalb geſchloſſener oder ſonſt eingefriedeter 
Plätze darf kein Vieh ohne Aufſicht frei belaſſen werden. 

Wenn beſondere Ortsverhältniſſe Ausnahmen von dieſer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde— 
rate bewilligt werden. 

5 5. Das Weiden von Vieh außerhalb geſchloſſener 
oder eingefriedeter Pläße ift nur unter Aufficht eines hiezu 
‚geeigneten Hirten gejtattet. 

Auf Weideplägen, die von einem p geringen Umfange 
oder von einer ſolchen Lage ſind, daß von denſelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundſtücke oder eine 
Veihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das 
Weidevieh mit Grund zu bejorgen tft, muß das Vieh in an— 
— Weiſe mit Stricen an fejte Gegenjtände ange— 
unden oder an Gtriden geführt werden (Stridmweide). 

Siehe Bemerkung zu $ 6 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Geiten fo 
eingejchloffen * dadurch das Austreten des Viehes 
Bruder wird, ijt jede Weide (einjchlieflich der Strickweide) 
zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rüdficht auf befondere Verhältniſſe kann der Ge— 
meinderat Ausnahmen von diefem Verbote für bejtimmite 
Weidepläge gejtatten. 

8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der Ein— 
trieb bon derjelben darf nur bei Tageszeit ftattfinden. 

Die Tageszeit beginnt im Sinne dieſes Geſetzes eine 
Stunde vor Sonnenaufgang und hört eine Stunde nad 
Sonnenuntergang auf. 

8 8, Wenn die zur Weide führenden Wege von ſolcher 
Beichaffenheit find, daß eine Beſchädigung fremden Feldgutes 
durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen ift, jo kann 
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der Gemeinderat das Verbot erlafjen, daß auf den von ihm 
bezeichneten Streden der Wege das Vieh nicht anders als ge- 
foppelt oder an Striden geführt zur Weide gebracht werde. 

8 9. Die politifche Bezirksbehörde kann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schuße des Feldgutes das 
Verbot erlafjen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder 
Zluren führenden Straßen oder Wegen nicht anders als 
unter Aufficht eines vom Bürgermeijter zu bejtellenden und 
vom Viehtreiber nad einem behördlich bejtätigten Tarife 
zu entlohnenden Begleiters jtattfinde. 


8 10. Da3 Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Nechtstitel nur 
bei Zuftimmung des betreffenden Grundbefigers gejtattet. 

Died gilt namentlich auch bezüglid) der Weide auf 
fremden Brad)- und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

Die nachjtehende Kundmachung de3 küſtenländiſchen Guberniums 

13. Juli 1844, 3. 7507, betreffend das Halten und Weiden von 
Biegen, ift urſprünglich nur für Iſtrien erlaffen, wurde aber jpäter 
auch auf Görz-Gradiska ausgedehnt und für diejes Gebiet durch 
die füftenländifche Statthalterei im Einvernehmen mit dem Landes— 
ausjchuffe unterm 28. Sept. 1870, 3. 9590, republiziert. Mit 
Erlaß des Aderbauminifteriums 24. Juni 1871, 3. 3139 (den Be» 
zirlsbehörden mitgeteilt mit Rundfchreiben der küſtenländiſchen Statt» 
halterei 6. Juli 1871, 3. 6638) wurde erflärt, daß die in Rebe 
jtehende Kundmachung vom Jahre 1844, „injoferne fie andere 
als forftpofizeiliche Beltimmungen trifft, duch den zweiten Abſatz 
des Kundmachungspatentes zum Forftgefege nicht aufgehoben fei; 
infoferne aber durch die Biegenmweide das Forſtgeſetz verletzt wird, 
3. B. in den 88 3, 4, 10, 60 u. dgl., find jelbitverjtändlich dieſe 
Baragraphe zur Anwendung zu bringen.” Die Kundmachung 13. Juli 
1844 [autet: 

„Das Halten der Ziegen ift von nun an in der Regel nur auf 
eigenem Grunde gejtattet, und der Durchtrieb von Ziegen auf öffent- 
lichen Straßen und Gemeindewegen durchaus unterfagt; von Den 
Gemeindeweiden jind die Ziegen durchgehends ausgejchlofjen, aus— 
genommen in jenen wenigen Gegenden, wo ſich die Gemeindegründe 
durchaus für fein anderes Vieh als für die Ziegen zur Weide eignen. 
Sn diefem Falle müfjen die Weidepläge als folche von der Gemeinde 
genau bezeichnet werden und bei dem Bezirkskommiſſariate al3 folche 
in Bormerfung fommen. — Die Art der Einfriedung dieſer Weide— 
pläte wird den Gemeinden überlajjen; jedenfall muß fie aber in 
der Art gejchehen, daß die Anrainer durch die Ziegen in feiner Weife 
beijchädigt werden können. Den Anrainern jteht e3 frei, ihre dies— 
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fälligen Bejchwerden bei dem Bezirf3fommifjariate und dem reis 
amte einzubringen und um Abhilfe zu bitten. Feder Ziegeneigen— 
tümer, dejjen Ziegen auf öffentlichen oder Gemeindewegen oder auf 
Gemeindegrund betreten werden, verfällt für jedes Stüd Ziegenvieh 
in eine Geldftrafe von Einem Gulden, wovon die Hälfte dem De- 
nımzianten und Ergreifer, die andere Hälfte den Ortsarmen zufällt, 
abgejehen von den Yolgen, welche der $ 1321 de3 ABGB. feitjegt. 
Sollte die Strafe aus dem Werte der Ziegen oder wegen Armut 
überhaupt nicht ganz einbringlicd) fein, jo it nach vorausgegangener 
Entfchädigung im Sinne des $ 1321 des ABGB. mit angemefjenem 
verjchärften Arrefte zu ftrafen. Wo ausfchließliche Gemeindesfiegen- 
weiden find, haben die Ziegen ftet3 dort zu bleiben, und nur in jenen 
bejonder3 feitgejegten Fällen, wo dies nicht tunlich ift, find die öffent» 
fihen und Gemeindewege namentlicd) zu bezeichnen, auf welchen das 
Biegenvieh befonders durchgetrieben werden darf. Im übrigen darf 
da3 Ziegenvieh auf öffentlichen und Gemeindewegen nicht frei ge» 
trieben, fondern muß geführt, getragen oder gefahren werden. Ge— 
meindeinjaffen, welche feinen Grundbefiß haben, ift da3 Halten der 
Ziegen verboten, außer in jenen Gegenden, wo ausjchließliche Ziegen- 
meiden find. In diefem Falle jedoch hat das Bezirkäfommijjariat 
diefen Gemeindeinjafjen eigene Lizenzen nad) Maßgabe de3 Bedarfes 
zu erteilen und hiebei ftrenge zu wachen, daß dadurd) fein Mißbrauch 
entftehe. Der bisherige Gebraud) des Eintriebes von fremdem Ziegen» 
vieh wird ſtrengſtens unterjagt und gegen die fremden Biegeneigen- 
tiimer im Betretungsfalle auf die obige Weife vorgegangen. Übrigens 
bleiben die Bezirfsfommijfariate und Gemeindeverwaltungen ver- 
pflichtet, jenen gleich bei den Einbruchsitationen den Eintrieb zu 
wehren. Die Gemeinden und die Bezirkskommiſſariate ſowie das 
— haben über die Befolgung dieſer Vorſchrift ſtrenge zu 
wachen.“ 


Ss 11. Die Nachleſe in Gärten, Obſtanlagen, Wein— 
bergen, oder auf Adern und Wieſen ift nur mit Einwilligung 


de3 betreffenden Grundbejigers gejtattet, zur Nachtzeit ($ 7) 
jedoch unbedingt verboten. 


12. In Gemeinden, in melden es Gründe mit 
Reben von beträcdhtlicher Ausdehnung gibt, hat der Gemeinde- 
tat nad) Einvernehmung der Bejiger den Tag ae 
und rechtzeitig befannt zu machen, vor welchem die Wein- 
lefe nicht jtattfinden darf. 

Eine Ausnahme hievon fann der Bürgermeifter ein- 
zelnen Bejigern bezüglich der frühzeitig reifenden Trauben- 
jorten, infolge eingetretener Clementarjhäden oder dann 
bewilligen, wenn fein Grund, eine Gefährdung der Sicher— 
heit des Feldgutes zu bejorgen, vorhanden ift. 
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H. Strafdeflimmungen. 


8 13. Die Feldfrevel werden mit einer Gelditrafe von 
1 bis 40 fl., oder mit einer Arrejtitrafe von ſechs Stunden 
bis zu acht Tagen geahndet. 

(Siehe Bemerkung zu $ 13 des TFeldichußgefeges für Böhmen.) 

Diefe Beftimmung erleidet jedoch die in den nad 
folgenden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 

8 14. Die Übertretung der in den 88 4 bis 10 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezmedenden 
Anordnungen und Verbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
ftrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden: 


für je ein Stüf Rind, Pferd, a, .. 


oder Ziege mit. . 1 fl. — kr. 
„ je ein Stüd Schwein mit . — „30, 
nn " Schaf mit. . — 20 " 
„nn on  Truthahn, Ente und Gans mit — „10° > 
— „ anderen FFederviehes mt . .— „ 5 „ 


Diefe Straffäge find, wenn das Vieh abfichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Berdopplung tritt auch dann ein, wenn die Über- 
tretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, naſſen 
oder durchbrüchigen Wiefen oder auf ſolchen Grundftüden 
ftattfand, welche durch Einfriedung, Berbotstafeln oder andere 
ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des 8 3 lit. a und b ift, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 Ffr., wenn jie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Trag- oder Zugtier, dann die im $ 3 lit. £ bezeichnete 
Beihädigung von Bäumen am Stamme oder von Nutzungs— 
ſträuchern an den Haupttrieben mit 2 fl. für jeden Baum 
oder Straud, das Abjtreifen von Laub, fowie das Abbrechen 
oder jonftige Verlegen von Äſten, Iwei en, Blüten oder 
Früchten mit 1 fl. für jeden Baum oder Strauch, das 
Ausreißen von GStübpfählen der Gewächſe mit 1 fl. für 
jeden Pfahl zu bejtrafen. 

Bei Eintritt befonders rüdfichtswürdiger Umftände kann 
auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf weniger 
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als auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diefer Beträge 
erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge jich ergebende Gelditrafe für denfelben Straffall den 
wre von 40 fl. überfchreiten. 

. Wenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienftleute 
oder — begangen wird, ſind auch die Eltern oder die 
geſetzlichen Vertreter der Kinder, beziehungsweiſe die be— 
treffenden Dienſtherren mit einer Geldſtrafe bis zu 10 fl. 
zu betrafen, wenn dieſen Perſonen gleichfalls ein Verfchulden 
zur Laſt gelegt werden fann, und zwar ohne Unterjchied, ob 
die unmittelbaren Übertreter einer Strafbehandlung unter- 
zogen werden oder nicht. 

Diefe Strafe darf jedocd jenen Geldbetrag nicht über- 
jteigen, welcher in dieſem Geſetze auf die Übertretung jelbjt 
geſetzt iſt. 

Die gedachten Perſonen haften überdies für den Schaden— 
erſatz ($ 1315 des ABGB.). 

8 16. Der Feldfrevler Hat, abgefehen von der ver- 
wirkten Strafe, zugleich für den verurjachten Schaden Erjaß 
zu leiſten. 

Bei —— welche von mehreren Perſonen begangen 
wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden nad 
Maßgabe der 88 1301 und 1302 des ABGB. 


II. Bom Seldfhutperfonafe. 


(Zu dieſem ——— vgl. das nachgefolgte Geſetz 16. Februar 
896, L6Bl. Nr. 10, oben. 

S 17. Zum ehube des Feldgutes gegen Feldfrevel 

jind Feldhüter (Flurwächter) zu bejtellen und al3 ſolche in 
id zu nehmen. 

Sn der Regel ift jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund— 
ftüde, für melde von einzelnen Grundbeſitzern bejondere 
Feldhüter auf Grund des $ 18 nicht bejtellt werden, ein 
gemeinjchaftliches beeidetes Feldſchutzperſonale in entipre- 
chender Anzahl zu beitellen. 

Die Koften für das von der Gemeinde bejtellte Feld— 
ſchutzperſonale find unter die beteiligten Beſitzer nach den 
Beitimmungen der Gemeindeordnung zu verteilen. 

Mit Genehmigung der politiihen Bezirfsbehörde fönnen 
zwei oder auch mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
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Gemarkungen zu beaufſichtigenden Grundſtücke einen gemein— 
ſchaftlichen Feldhüter beſtellen, inſoferne damit der beab— 
ſichtigte Schutz des Feldgutes genügend geſichert erſcheint. 

Die politiſche Landesſtelle kann nach Einvernehmung 
des Landesausſchuſſes jene Gemeinden, hinſichtlich welcher 
nach den örtlichen oder ſonſtigen Verhältniſſen die Beſtellung 
eines Gemeinde-Feldſchutzperſonales ſich für die Sicherung 
des Feldgutes als entbehrlich darſtellt, von dieſer Beſtellung 
entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für einen be— 
ſtimmten Teil desſelben, auf beſtimmte oder unbeſtimmte 
Zeit, entheben. 

(Siehe Bemerkungen zum 8 18 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 18. Einzelne oder mehrere Bejiter von zufammen 
mindejtens 50 Hektaren (86°/,, n. d. oc) zum Feldgute 
— Grundſtücke können für Era ein eigenes 
eeidetes Feldſchutzperſonale bejtellen, wobei es feinen Unter- 
jhied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in derjelben 
Gemeinde gelegen find oder nicht, fall3 nur ihrer Ber- 
einigung zu einem überwadungsftomplere feine örtlichen 
Hindernifje entgegenftehen. 

Bur Bejtellung eines eigenen geeigneten Feldſchutzper— 
jonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundfomplere, bedarf es einer vorläufigen bejonderen Be- 
willigung der politischen Bezirksbehörde, welche übrigens nur 
wegen triftiger Gründe verweigert werden fann. 

8 19. Der bejtellte Feldhüter ift von der politifchen 
Bezirksbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er gilt 
ſohin als öffentliche Wade im Sinne des Geſetzes 16. Juni 
1872, RGBl. Wr. 84. 

Diefe Beftätigung und Beeidigung fann nur über Ver- 
langen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid iſt nad) der beiliegenden Eidesformel abzu- 
nehmen. | 

(Siehe Bemerkung zum $ 20 des Feldichußgejeges für Böhmen.) 

8 20. Die Bejtätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyjiichen Tauglichkeit oder der Vertrauens- 
mwürdigfeit von der politiihen Bezirksbehörde verweigert 
werden. 

8 21. Für den Feldfhug Dürfen nur Perjonen be- 
- ftätigt und beeidigt werden, welche das zwanzigſte Xebensjahr 
Arge haben und die Kenntnis der auf ihre Dienſt— 
eiftung bezüglichen Geſetze und Verordnungen bejigen. 
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Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete Per— 
ſonale kann zugleich für den Feldſchutz beſtellt und hiefür 
in Eid genommen werden. 

8 22, Jedem für den Feldſchutz Beeideten iſt ſeitens 
der politiſchen Bezirksbehörde zu ſeiner Legitimation eine 
Beſcheinigung über die erfolgte Beſtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Beiteller® und die genaue Angabe des dem 
Teldhüter zur Überwachung zugemiejenen Gebietes zu ent» 
halten hat. 

Allfällige ——— des Überwachungsgebietes hat 
der Beiteller unverweilt der politijchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Beicheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldſchutzdienſt eines anderen Beſtellers hat der Feldhüter 
die Beſcheinigung der politiſchen Bezirksbehörde ſeines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demſelben dagegen unter 
Berufung des bereits beim Antritte des früheren Dienjtes 
geleijteten Eides, eine neue, den geänderten Berhältnifjen 
entfprechende Bejcheinigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Bejcheinigung ijt von der poli— 
tiſchen Landesſtelle fejtzufegen. 

Bol. die Beſtimmung des $ 12 Gef. 15. Febr. 1896, LEBE. Nr. 10, 

oben. 

8 23. Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
ſolche Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
Beeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die politifche 
Bezirksbehörde, fall der Amtsverluft nicht ſchon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgejehes einge- 
treten wäre, hinfichtlich des allfälligen Widerrufes der Be— 
jtätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 22 
erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

8 24. Der im Amte bejtätigte und beeidete Feldhüter 
ift verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli- 
tiihen Bezirksbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
machende Dienjtzeihen zu tragen. 

Derjelbe iſt zugleich befugt, im Dienjte ein furzes Seiten— 
gewehr zu tragen, von welcher Waffe jedoch nur im Falle 
gerechter Notwehr Gebrauch gemacht werden darf. 

(S. oben Geſetz 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 23.) 

8 25. Hinfichtlich der amtlichen Stellung de3 beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtlich der Glaubwürdigkeit 
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feiner abgelegten Zeugenausjage, dann der Befugnifje des- 
elben in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 
— welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten ſtrafbaren Handlung betreten wur— 
den, oder einer ſolchen Handlung dringend verdächtig er— 
ſcheinen, ferner hinſichtlich der Abnahme der von der ſtraf— 
baren Handlung herrührenden, ſowie der zur Verübung 
derſelben beſtimmten Sachen, endlich hinſichtlich der Ver— 
pflichtung zur Übergabe dieſer Sachen, ſowie der in Ver— 
wahrung genommenen Perſonen an die zuſtändige Behörde 
— ſind die Beſtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. 
Nr. 84, maßgebend. 

8 26. Wenn das Grundſtück durch Vieh nd 
wird, hat der Yeldhüter die Privatpfändung, falls tefetbe 
nit vom Beſchädigten jelbit bereit3 vorgenommen wurde, 
in Abweſenheit des leßteren für denjelben über fo viele 
Stüde Viehes, als zur Entſchädigung Hinreicht, zu vollziehen 
($ 1321 ABGB.). 

Die Pfändung hat von Seite des von der Gemeinde 
beitellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be— 
Ihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehüteten Vieh— 
jtüde geſchehen iſt. 

8 27. Der Feldhüter iſt verpflichtet, jeden mahrge- 
nommenen ?eldfrevel ohne Unterjchied, ob der Täter befannt 
ift oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feines Bejtellers zu 
aa und zwar der von der Gemeinde bejtellte Feldhüter 
zur Kenntnis des Bürgermeifters und der nad) $ 18 bejtellte 
Feldhüter zur Kenntnis feines Dienſtherrn und gleichzeitig 
de3 Bürgermeiiters. 

8 28. Der Feldhüter hat die nad) Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen Sachen und Werkzeuge 
jofort dem Bürgermeijter zu übergeben. 

Der nad) $ 18 beftellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Biehjtüde unverzüglich feinem Dienjtherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Bürgermeifter die gejchehene Pfändung an— 
zuzeigen. 

29. Die politifche Bezirfsbehörde Hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vormerk 
zu führen und jelben in fteter Evidenz zu erhalten. 
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Die Bürgermeijter, beziehungsmweife die Grundbefiger 
(8 18) find bei Vermeidung einer Ordnungsftrafe von 2 bis 
10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande des von 
ihnen bejtellten beeideten Feldſchutzperſonales innerhalb der 
Friſt von längjtens vierzehn Tagen zur Kenntnis der poli- 
tiſchen Bezirksbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Die Unterfuhung der Yeldfrevel fteht dem 
Bürgermeijter jener Gemeinde zu, in deren Gebiete die Ge- 
jeßesübertretung begangen wurde. 

Das Strafredht wird nad) Vorjchrift der Gemeindeord- 
nung vom Bürgermeifter in Gemeinjhaft mit zwei Ge— 
meindeabgeordneten im übertragenen Wirkungskreiſe aus- 
geübt. 

Sind jedoch diefe Organe des Feldfrevels zum Nachteile 
einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder handelt es fich über- 
haupt um Feldfrevel, rüdjichtlich deren die gedachten Organe 
befangen erjcheinen, jo jteht das Strafverfahren in erjter 
Inſtanz der politifchen Bezirfsbehörde zu. 

S 31. Der Bürgermeijter ijt verpflichtet, von allen zu 
feiner Kenntnis gebrachten Verlegungen der Sicherheit des 
Feldgutes den Bejchädigten ungefäumt in Kenntnis zu feßen 
und insbefondere diejenigen Verlegungen, welche der Be— 
handlung nad dem allgemeinen Strafgefeße unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

S 32, Der Bürgermeijter hat die ihm nad) $ 28 vom 
Feldhüter übergebenen von einem Feldfrevel herrührenden 
Sachen dem bejchädigten Eigentümer auszufolgen. 

Sit der Beichädigte nicht befannt, fo hat der Bürger— 
meijter wegen dejjen Ermittlung das Erforderliche zu ver— 
anlafjen und die gedachten Gegenjtände einftweilen zu ver— 
wahren, oder, falls diejelben dem Verderben unterliegen, zu 
Gunſten des nicht befannten Bejchädigten zu verfteigern, oder 
ſonſt entfprechend zu verwerten. 

Wenn der Beihädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung ein 
geleitet worden ijt, ji zur Übernahme der Sachen, be- 
ziehungsmweife deren Wertes, binnen Sahresfrift vom Zeit- 
punfte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet Hat, fo ift 
der Erlös der zu verjteigernden Sachen, wenn er nad) Abzug 
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der Kofterd 5 FL. nicht überfteigt, an den Armenfonds des 
Ortes, gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigen- 
tümer der Sachen innerhalb der Verjährunggzeit etwa zu— 
ftehenden Anfprüche, abzugeben; überjteigt der Erlös diejen 
Betrag, jo ijt er an die politifche Bezirfsbehörde zur weiteren 
Verfügung einzujenden. 

8 33. Aus Anlaß der nad) $ 28 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Biehjtüde an den Bürgermeihter hat diefer 
hienon ſowohl den are derjelben, wenn er befannt 
it, al3 auch den Bejchädigten und dieſen legteren insbejondere 
mit der Aufforderung jogleich zu verjtändigen, daß er jeinen 
Anjpruc auf den Schadenerjag längjtens binnen acht Tagen 
von der Pfändung geltend zu machen habe, widrigenfalls das 
gepfändete Vieh dem ſich meldenden Eigentümer zurüd- 
gejtellt werden müßte. 

Wurde Diefer Anſpruch von Seite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Frijt geltend gemacht, fo hat der 
Bürgermeifter über die Höhe der Entihädigung zwiſchen 
dem Beichädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln und im 
Talle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von 
dem Beichädigten die Klage nad $ 1321 ABGB. vor den 
Richter gebracht ijt, zur Sicherjtellung des Schadenerjaßes 
den Betrag feitzufegen, gegen deſſen Erlag das gepfändete 
Vieh dem Eigentümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung 
de3 Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen ijt ($ 1322 
ABOLB.). 

8 34. Die Beftimmungen des $ 33 finden auch auf 
den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten eines 
bejhädigten Dienſtherrn Durch dejjen beeidigten Feldhüter 
(8 28) erfolgt ift. 

8 35. Der Bürgermeifter hat über jeden angezeigten 
Tall eines Feldfrevels ohne Verzug die Sicherjtellung des 
Tatbejtandes und die Aufnahme der Beweismittel durch- 
zuführen und, falls zwischen dem Beichädigten und dem Be- 
en ein Vergleich über den Schadenerja nicht zu 
tande fommt, zugleich den Betrag des legteren mit Rüd- 
fiht auf die an den Bejchädigten nach $ 32 ausgefolgten 
Saden mittels Schäßung feitzuftellen. 

S 36. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldjchußper- 
fonale berufen. 
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überfteigt aber der Schade nad) dem Dafürhalten des 
Feldhüters 5 fl., fo hat der Bürgermeifter die Abſchätzung 
desjelben durch einen beeideten Schägmann ohne Verzug zu 
veranlafjen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schäßmann kann auch fonjt in allen Feldfrevel- 
fällen ſowohl von dem Bejchädigten, als aud) vom Erjaß- 
pflichtigen beim Bürgermeifter begehrt merden. 

Ss 37. Inſoweit die Schäßung nicht nad) $ 36 HE: 
das beeidete Feldjchußperfonale vorgenommen wird, hat fi 
der Bürgermeijter hiezu der für Gerichtsziwede bejtellten und 
beeideten Schätzmänner zu bedienen; jind ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, jo hat die politifche Bezirfsbehörde 
über Erjuchen der Gemeinde Schäßmänner für Frevel— 
angelegenheiten bejonder3 zu bejtellen und Diejelben ent» 
weder jelbjt zu beeiden, oder durch einen eigenen Abgeord— 
neten beeiden zu lafjen. 


8 38. Mit dem Gtraferfenntniffe ift auch der Aus— 
jpruch über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem 
Beichädigten auf Grund feines etwaigen Ddiesfälligen Ver— 
gleiches mit dem Weldfrevler oder auf Grund der vor— 
genommenen Schäßung gebührt, wenn dieje den Betrag von 
15 fl. nicht überjteigt, oder wenn ihre Richtigkeit von dem 
Berurteilten nicht bejtritten mird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von 15 fl. über- 
jteigenden Schäßung bejtritten, jo ijt der Schade im Straf— 
erfenntnijje bloß bis zum Betrage von 15 fl. zuzufprechen 
und der Bejchädigte mit feinem Mehranſpruche auf den Zivil- 
rechtsweg zu vermweijen. 

Zugleich iſt über die Perjon des Erjaßpflichtigen im 
Sinne der 88 15 und 16 zu erkennen und im Falle dritte 
Perfonen, welchen eine Mitjchuld nicht zur Laft fällt, aus 
dem Feldfrevel Nußen gezogen haben, wie bei Bejchädigungen 
durch Abmweiden u. Ddgl., mweiterd zu bejtimmen, inwiefern 
diefe Perſonen, innerhalb der im erjten Abjage in Anjehung 
des Betrages gezogenen Grenzen, dem Beichädigten Erjaß 
zu leijten haben. 

(Siehe Bemerkung zum 8 39 des Feldichußgejeßes für Mähren.) 


8 39. Mit dem Straferfenntniffe ijt dem Schuldigen 
auch der Erja der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
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pfändeten Biehes, dann für die Schäßung des Schadens 
durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, aufzuerlegen. 

8 40. Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
zur Verübung desjelben verwendeten, dem Frevler gehörigen 
Werkzeuge find, nachdem das Erfenntnis in Rechtskraft er— 
wachjen ijt, wenn der Bejchädigte den Erjaß des ihm zu— 
gefügten Schadens erhalten hat und die Klojten des Straf» 
verfahrens gededt jind, dem Eigentümer zurüdzuftellen. 

Sit Dies nicht der Fall, fo hat der Bürgermeijter die- 
jelben öffentlich zu verjteigern und den Erlös nad Abzug 
der Koſten und Befriedigung des beichädigten Eigentümers 
an den Frevler, und wenn dieſer unbelannt ijt oder ſich 
binnen drei Monaten nicht gemeldet hat, an den Armenfonds 
de3 Ortes abzugeben. 


$ 41. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Bürger- 
meijterd geht an die politifche Behörde, welcher die be— 
treffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirfungs- 
a unmittelbar unterjteht (Bezirksbehörde, Landes- 
ſtelle). 

Die Berufung iſt binnen acht Tagen vom Tage der 
Kundmachung des Erkenntniſſes, beziehungsweiſe, wenn die 
Zuſtellung desſelben bei der Kundmachung verlangt oder, im 
Falle der Kontumaz, von Amts wegen angeordnet wurde, 
vom Zuſtellungstage gerechnet, beim Bürgermeiſter ſchriftlich 
oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet eine 
weitere Berufung nicht ſtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politiſchen Bezirksbehörde 
als erjte Inſtanz zuiteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
NRechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 

8 42, Die Geldftrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel verübt wurde. 

‚Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ijt die Geldjtrafe in 
Arrejtitrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Hiebei kann für einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arreft 
bis vierundzwanzig, niemals aber unter ſechs Stunden er- 
fannt mwerden. Der ortsübliche Taglohn ijt einem Tage 
Arbeit gleichzuhalten. 

8 43, Durch die Verjährung erlifcht Unterfuchung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
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naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
juchung gezogen worden ift. 

Die Schadenerfaßansprüce aus einem wegen Verjährung 
nicht in Unterjuchung gezogenen Feldfrevel fünnen auf dem 
Bivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Außerfraftfegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

8 44. Mit dem Tage der Wirkfamfeit diejes Geſetzes 
treten alle bisherigen Borjchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, injoweit leßtere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben und namentlich die Berordnung 
der Minifterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 45. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der Ader- 
bauminifter und der Miniiter des Innern beauftragt. 

N Eidesformel f. oben Gejeh 15. Februar 1896, LEBT. 
2: 30; 


Gefek 18. Iuni 1879, 


gültig für Görz-Gradisfa, betreffend die Bienenzucht. 
(LGEBl. Nr. 13.) 


8 1. Die Ausübung der Bienenzucht fteht unter Beob— 
achtung der im gegenwärtigen Geſetze enthaltenen Vor— 
ichriften jedermann frei. 


8 2, Die Aufftellung von Bienen in einer weniger als 
zehn Meter betragenden Entfernung von einem frequenten 
öffentlichen Wege, einem fremden Wohnhaus, Stalle, Hof- 
raume oder Hausgarten ijt in der Regel nur dann geitattet, 
wenn die Bienen den Ausflug mwenigjtens drei Meter über 
den bezeichneten Srtlichfeiten haben, oder wenn zwiſchen 
diefen und dem Bienenjtande eine Mauer, eine Dichte 
Pflanzung oder ein ähnliches Scheidemittel in der Höhe 
bon wenigſtens Drei Meter bejteht. In Berüdjichtigung 
befonderer örtlicher Verhältniſſe kann der Gemeindevorjteher 
eine Verringerung der obigen Entfernung, jedoch nicht unter 
drei Meter, gejtatten, was in der Gemeinde fundzumaden ift. 


S 3. Der Bienenzüdhter fann die Bienen an verjchie- 
denen Orten innerhalb derjelben Stadtgemeinde, im Falle 
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der nachgewieſenen Notwendigkeit, nur mit Geſtattung des 
Gemeindevorſtehers aufſtellen, welcher dies in der Gemeinde 
zu verlautbaren hat. 

8 4. Wenn die einheimiſchen Bienenſtöcke durch ihre 
Zahl der Bienenzucht oder der Landwirtſchaft nachteilig 
werden, hat der Gemeindevorſteher über Verlangen der 
Beteiligten und nad Anhörung des Gutachtens der Sach— 
verjtändigen die Anzahl dieſer Bienenſtöcke zu befchränfen. 

8 5. Jene Bienen, welche aus fremden Gemeinden in 
eine Steuergemeinde lediglich zur Frühjahrs-, Sommer- 
oder Herbjtweide und nicht in der Abficht, jie bleibend da— 
felbjt zu belajjen, eingeführt werden (fremde Bienen), jind 
nad vorher eingeholter Erlaubnis des Gemeindevorftehers 
derart aufzuftellen, daß fie in allen Richtungen von den ein— 
heimischen und von den ſchon vorher eingeführten fremden 
Bienen in Dderjelben oder einer angrenzenden Steuerge— 
meinde in der Ebene mwenigitens 1200 Meter, und auf 
Anhöhen wenigjtens 1800 Meter entfernt find. Der Ge— 
meindevorjteher fann die oben angegebenen Entfernungen 
ausnahmsmweije um ein Drittel verringern, wenn im Hin— 
blid auf Lofalverhältniffe und auf die Menge der in der 
Gemeinde bereit3 vorhandenen einheimijchen und fremden 
Dienen ein Nachteil für dieſelben nicht zu befürchten jteht, 
oder wenn die beteiligten Bienenzüchter einer folhen Maß— 
regel zujtimmen. Der Gemeindevorjteher hat die auf Grund 
dieſes Paragraphen getroffenen Verfügungen in der Ge— 
meinde zu verlautbaren. 


8 6. Über Verlangen der beteiligten Landwirte hat der 
Gemeindevoriteher die Einfuhr von fremden Bienen zur Wan— 
derweide in die Gemeinde zu verbieten, wenn die ausnahms- 
weiſen Berhältniffe des Jahres befürchten laſſen, daß durch 
die Einfuhr fremder Bienen dem Weinbau oder der Objft- 
zucht in Dderjelben oder einer angrenzenden Gemeinde ein 
erheblicher Schaden erwachſe. Wenn dieſe Befürdtung in- 
folge Zerſtörung der zur Bienenmweide nötigen Blüten nad 
der bereits erfolgten Einfuhr eintritt, oder wenn der Scha— 
den bereits erjtanden ijt, hat der Gemeindevorjteher über 
Verlangen der Beteiligten zu verfügen, daß nad Maßgabe 
der Gefahr entweder alle oder ein Teil der vorhandenen 
fremden Bienen übertragen und, wenn notwendig, gänzlich 
aus der Gemeinde entfernt werden; diefe Verfügung hat ich 
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jedoch zunächſt auf jene Bienen zu erjtreden, welche jpäter 
al3 die übrigen eingeführt wurden. 

8 7. Die Gemeinden find berechtigt, für die Aufftellung 
von fremden Bienen im Gemeindegebiete ($ 5) eine Gebühr 
aufzuerlegen und einzuheben, welche jedoch nicht mehr als 
acht Kreuzer für jeden Bienenjtod und für jede einzelne 
Weideperiode betragen darf; diefe Gebühr iſt auf Verlangen 
de3 Bienenhälterd verhältnismäßig zu verringern, bezie- 
ziehungsweije zurüdazuftellen, wenn auf Grund des 86 die 
Entfernung der fremden Bienen vor Ablauf der Weideperiode 
angeordnet werden jollte. 

8 8. Zum Schuße der eigenen Bienen gegen raubende 
Bienen anderer Bienenzüchter bleibt e8 dem Inhaber der 
erjteren anheimgejftellt, die Urjachen der Beraubung, joweit 
jie in den eigenen Stöden Tiegen, felbjt zu befeitigen, außer 
dem aber nötigenfalls auch andere geeignete Vorkehrungen 
zu treffen; in feinem Falle aber ijt es ihm gejtattet, die 
raubenden Bienen abzufangen, zu bejchädigen oder zu töten. 

8 9. Hat ein Bienenhalter gegründeten Verdacht, daß 
feine Bienen auf Raub ausgehen und Hiebei abgefangen, 
vergiftet oder jonjtmwie getötet werden, fo fann er begehren, 
daß die von ihm zu bezeichnenden Stöde, wo nach feiner 
Unnahme das Abfangen oder Töten ftattfindet, bei Tagzeit 
ohne jeden vermeidlihen Aufſchub und insbejondere ohne 
vorzeitige Benachrichtigung des betreffenden Bienenhalters 
vom Gemeindevorjteher und einem Sacverjtändigen in 
jeinem Beijein unterfucht werden. Der Inhaber der zu unter— 
ſuchenden Bienenjtöde ijt in der Regel der Unterſuchung 
ebenfall3 beizuziehen; wenn dies aber ohne Aufichub der 
Unterfuhung oder ohne Gefahr ihrer Vereitlung nicht ge= 
ichehen fönnte, jo Hat der Gemeindevorjteher einen 
Hausgenofjen desjelben oder eine jonjt geeignete Perjon 
zur Vertretung feiner Intereſſen beizuziehen. Der Inhaber 
der unterjuchten Stöde, beziehungsweije fein Vertreter muß 
geftatten, daß erforderlichenfalls zur Klarjtellung des Sach— 
verhaltes die vom Stode abfliegenden Bienen mit pulveri- 
jierter Kreide bejtreut werden, und daß, falls offene Ge- 
füße mit Honig oder anderen füßen Subftanzen in den unter- 
ſuchten Stöden jelbjt oder in deren Nähe vorgefunden 
werden, davon auf Verlangen der Gegenpartei eine zur 
Prüfung Ddiefer Subjtanzen auf etwaigen Giftgehalt ge- 
nügende Menge entnommen werde. Das weitere Verfahren 
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in einem folhen Falle ift jodann, injomweit nicht das allge- 
meine GStrafgefeg zur Anwendung gelangt, nad) den in 
Betreff der Unterfuhung und Beltrafung der Feldfrevel 
geltenden Vorſchriften zu pflegen ($ 14). 

8 10. Die politiiche Bezirksbehörde hat nad Einver- 
nehmung der verjammelten Gemeindevorftände für den 
eigenen Amtsbezirk die nötige Anzahl von Sachverſtändigen 
zu bejtellen und zu beeiden, welche berufen find, bei den in 
Gemäßheit des gegenwärtigen Geſetzes vorzunehmenden 
Amtshandlungen ihr Gutachten abzugeben. In wichtigen 
Fällen find zwei Sachverjtändige, in minder wichtigen 
Fällen jedoh iſt nur ein Sachverſtändiger beizuziehen. 

8 11. Der Rekurs gegen die Entjcheidungen und Ver— 
fügungen des Gemeindevorjtehers geht an Die politifche 
Behörde, welcher die betreffende Gemeinde rüdjichtlich des 
übertragenen Wirfungsfreifes unmittelbar untergeordnet ijt 
(Bezirtsbehörde, Landesbehörde) und ijt innerhalb vier 
Tagen vom Tage der Zujtellung, beziehungsweije vom Tage 
der Hundmadhung in der Gemeinde beim Gemeindeamte 
chriftlich einzureichen oder zu Protofoll zu geben. In welchen 

ällen der Rekurs aufjchiebende Wirfung habe, wird durch 
die betreffenden allgemeinen Borjchriften beftimmt. Vor der 
Entjcheidung über Dr Rekurs fann die politiiche Behörde 
nötigenfall® das Gutachten anderer Sachverjtändiger ein- 
holen. 

8 12, Die nach diefem Gejege zu treffenden Entjchei- 
dungen und Verfügungen haben mit Bejchleunigung und in 
Dringlichkeitsfällen, wenn möglid, augenblidlih zu er- 
gehen. 

8 13. Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes er- 
lajfenen Anordnungen und Berbote find vom Gemeindevor- 
fteher unter Anwendung jener Mittel in Vollzug zu jegen, 
welche nach dem Geſetze der politiihen Behörden zur Aus— 
übung ihrer Erefutivgemwalt zu Gebote jtehen. 

8 14. üÜbertretungen dieſes Geſetzes, ſowie der auf 
Grund desfelben erlajjenen Verordnungen und ergangenen 
Verfügungen, ferner Beichädigungen an den Borrichtungen 
für Bienenzudt, an den Bienenvölfern und deren Erzeug- 
niffen, ohne Unterjchied, ob fich diefe Gegenftände auf offenem 
Felde befinden oder nicht, find, injoferne nicht das allgemeine 
Gtrafgefet zur Anwendung zu gelangen hat, nad dem Geſetze 
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18. März 1876 (LEBT. Nr. 11), betreffend den Schuß des 
Feldgutes, zu behandeln. 

15. In Betreff der Jnanfprudnahme eines fremden 
Grundes zur Aufjtellung einheimifcher oder fremder Bienen, 
der Berfolgung häuslicher Bienenſchwärme auf fremdem 
Grunde, der Zueignung eines fremden Schwarmes und der 
privatrechtlichen Beziehungen der Bienenhaltung überhaupt 

elten die Bejtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
Fetsbuches. 

8 16. Mit dem Tage der Wirkffamfeit des gegen- 
mwärtigen Geſetzes treten die bejtehenden Borjchriften über 
die Bienenzucht, injomweit jie Durch das gegenwärtige Ge— 
je geregelt werden, außer Kraft. 

8 17. Mit dem Vollzuge dieſes Gefeges find der Ader- 
bauminifter und der Minijter des Innern betraut. 


Gefehk 26. Mai 1896, 


betreffend den Schuß der Edelweißpflanzen (Gnaphalium 
Leontopodium). 


(LSB. Nr. 19.) 


8 1. Das Ausheben und Ausreißen der Edelweiß— 
pflanzen (Gnaphalium Leontopodium) jamt den Wurzeln, 
ſowie das Freihalten und der Verfauf derartiger bewurzelter 
Pflanzen find verboten. 

8 2, Eine Ausnahme hHievon bilden nur jene Fälle, 
two es jih um die Gewinnung diefer Pflanzen für wifjen- 
Ihaftliche Ziwede Handelt; in diefen Fällen muß jedoch Hiezu 
die Bewilligung der betreffenden politifchen Bezirksbehörde 
eingeholt werden. 

8 3. Auf Edelweißpflanzen, welche im Wege der Garten- 
fultur gezogen werden, findet dieſes Gejet nicht Anwendung. 
Wer in dem Beſitze ſolcher Pflanzen betreten wird, hat 
deren Provenienz durch ein Bertififat der Gemeinde zu er» 
weijen, in welcher fich die Edelmweißfultur befindet. 

4. Die Übertretungen der Vorfchriften des $ 1 werden 
bon den politifchen Behörden mit Geldbußen von 1 bi3 10 fl. 
und im Wiederholungsfalle bis 25 fl. beftraft. Auch ift der 
Verfall der Pflanzen auszufpreden. 

Die Gelditrafen fliegen in den Armenfonds jener Ge- 
meinde, innerhalb welcher die Betretung erfolgte. Im Falle 
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der Uneinbringlichkeit der Geldbuße iſt dieſe in die ent— 
ſprechende Arreſtſtrafe umzuwandeln. 
8 5. Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund— 
madhung in Wirkjamfeit. 
6. Mit dem — dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Ackerbaues und des Innern beauftragt. 


Iſtrien. 
Geſetz vom 28. Mai 1876, 


betreffend den Schuß des Feldgutes. 
LEBT. Nr. 18. 
Il. Bon dem Feldgute und dem SFeldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
de3 gegenwärtigen Geſetzes gejtellt. Für die Anwendung des 
Geſetzes werden unter Feldgut alle Gegenjtände verjtanden, 
welche mit dem Betriebe der Land» und Feldwirtſchaft im 
meiteften Sinne im unmittelbaren oder mittelbaren Zus 
fammenhange ftehen, infolange fie jich auf offenem Felde 
befinden. Es find daher ebenſowohl die Grundjtüde ſelbſt, wie 
Ader, Wiefen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume 
und Pflanzungen aller Art, Preßhäuſer, Feldhütten, Zäune, 
Heden, Filchteiche, Bienenjtöde, Filchbehälter und Anlagen 
für fünftlihe Fiſchzucht, Be- und Entmwäfjerungsanlagen, 
Dämme, Wafferwerfe und Leitungen, Feldbrunnen und 
Feldwege, Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, als auch alle 
noch nicht eingebradjten Früchte und Saaten, Heu-, Stroh— 
und Fruchtichober, die auf dem Felde zurücgelajienen land- 
wirtichaftlichen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weide- 
vieh, der Dünger uſw. 

8 2. Als Feldfrevel werden alle Bejchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diejem Gejeße 
enthaltenen oder auf Grund dieſes Gejetes von der politijchen 
Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeindeausſchuß) zum Schuße 
des Feldgutes erlaffenen bejonderen Verbote bejtraft, foferne 
diefe Bejchädigungen oder die Übertretungen dieſer Verbote 
nicht der Behandlung nad) dem allgemeinen Strafgejete oder 
nach befonderen, für den Schuß anderer Zweige der Landes- 
fultur, namentlich der Wafferrechte, oder für die Hand- 
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habung der Straßenpolizei erlajjenen Gejege und Vor— 
ſchriften unterliegen. 
3. Insbeſondere werden al3 verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren auf be- 
bauten oder zum Unbaue bereit3 vorbereiteten Adern, 
und auf Wiefen fowie auf Grundftüden jeder Art, jo- 
bald Diefelben durch Einfriedung, Berbotstafeln oder 
andere fennbare Warnungszeichen als abgejperrt be- 
ar find; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit des 
Reifens der Trauben oder anderer Feld» oder Baum- 
früchte über Verfügung des Gemeindevorjteherd abge- 
jperrt, und durch Verbotstafeln oder andere fennbare 
Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Befeitigen von Einfriedungen, — das 
mutwillige Offnen der Sperrvorrichtungen an denſelben 
und das Beſeitigen oder Unkenntlichmachen der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen; 

d) die eigenmächtige Eröffnung von Fußſtegen oder Feld— 
wegen; 

e) —— Einackerung, Umgrabung oder ſonſtige 
Beſchädigung gemeinſchaftlicher Feldwege oder Fußſtege, 
Verrückung oder Beſeitigung der Grenzzeichen, dann 
Abackerung von fremdem Grunde; 

f) das unbefugte Abbrechen oder Abſchneiden von Stäm— 
men, Üten, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann 
Abjtreifen von Laub von Bäumen oder Nubungs- 
fträuchern, jowie Ausreißen von Baum» und Reben- 


pfählen; 

g) das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Getreide- 
ähren, Schotten oder Pflanzen und Kräutern jeder Art 
von bebauten Adern, dann Abfchneiden oder Abreigen 
des Graſes an Wegen oder Feldrainen; 

h) das unbefugte Auffjammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, ſowie Auffammeln von 
Laub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 

i) das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 
Grundjtüde oder auf Wege; 
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k) der unbefugte Gebrauch fremder Heuftadeln, Feldhütten 
oder auf dem Felde belajjener Geräte und Werkzeuge, 
ſowie das Berfteden, Verjchleppen oder Beſchädigen der 
leßteren; 

l) das mutmwillige Ummerfen oder Nuseinanderftreuen 
fremder Erd» oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu- 
haufen, Heus, Stroh» und Fruchtichober, ſowie das 
Beihhädigen der am Felde befindlichen fremden Vorrich— 
tungen zum Trodnen des Wutters; 

m) das eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren. 


8 4. Außerhalb gejchlojfener oder fonjt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht frei belafjen werden. 

Wenn befondere Ort3verhältnifie Ausnahmen von dieſer 
Vorſchrift notwendig machen, können folde vom Gemeinde- 
ausjchuffe bewilligt merden. 

(Siehe da3 weiter unten abgebrudte Gejeß vom 11. Nov. 1883, 

LGBl. Nr. 11 ex 1884.) 

8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb gefchlofjener 
oder eingefriedeter Pläße ijt nur unter Aufjicht eines hiezu 
geeigneten Hirten geitattet. 

Auf Weidepläßen, die von einem fo geringen Umfange 
oder von einer folchen Lage find, daß von denjelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundjtüde oder eine 
Beihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das 
Weidevieh mit Grund zu bejorgen ift, muß das Vieh in an- 
gemejjener Weiſe mit Striden an feite Gegenftände ange- 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridmweide). 

(Siehe Bemerkung zum 8 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

N; 6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchlofjen find, dat dadurch das Austreten des Viehes 
verhindern: wird, iſt jede Weide (einjchliegli der Strid- 
mweide) zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rüdjiht auf befondere Verhältniffe kann der Ge- 
meindeausshußg Ausnahmen von Ddiefem Werbote für be- 
ftimmte Weidepläße gejtatten. 


8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der Ein- 
trieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. 

Als Tageszeit im Gegenſatze zur Nachtzeit im Sinne 
diefes Gejekes ijt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bi8 eine Stunde nad Sonnenuntergang anzujehen. 


11* 
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8 8, Wenn die zur Weide führenden Wege von —— 
Beſchaffenheit ſind, daß eine Beſchädigung fremden Feldgutes 
durch das getriebene Vieh mit Grund zu beſorgen iſt, ſo kann 
der Gemeindeausſchuß das Verbot erlaſſen, daß auf den von 
ihm bezeichneten Strecken der Wege das Vieh nicht anders 
als lag oder an Striden geführt zur Weide gebracht 
werde. 


8 9, Die politiſche Bezirksbehörde kann mit Rückſicht 
auf die Ortsverhältniſſe zum Schutze des Feldgutes das 
Verbot erlaſſen, daß der Durchtrieb fremder Liehherden 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder 
Fluren führenden Straßen oder Wegen nicht anders als 
unter Aufficht eines vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden 
und vom Biehtreiber nad einem von der Gemeindebehörde 
vorgejchlagenen und von der politifchen Bezirfsbehörde be— 
jtätigten Tarife zu entlohnenden Begleiters ftattfinde. 


$ 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Bieh 
auf fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Rechtstitel 
nur bei ausdrüdlicher Zuſtimmung des betreffenden Grund- 
befiger3 gejtattet. 

Dies gilt namentlih auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brach- und Gtoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

©. obige Bemerfung zum 8 4. 

8 11. Die Nachleſe in Gärten, Objtgärten, Weinbergen, 
Olpflanzungen, oder auf Adern und Wiefen ijt nur bei 
Tageszeit ($ 7) und mit Einwilligung des betreffenden 
Grundbefigers gejftattet. 


8 12. Für bejtimmte Teile des Gemeindegebietes, 
welche ausjchließlic; oder zum großen Teile aus zufammen- 
hängenden Weingärten verjfchiedener Beſitzer beftehen, kann 
der Gemeindeausihuß im Einverftändnijje mit dieſen Be— 
fißern mittel3 ortsübliher Kundmahung das Verbot er- 
lafjen, daß mit der Weinleje in dem betreffenden Gebiete vor 
— vom Gemeindeausſchuſſe feſtgeſetzten Tage begonnen 
werde. 

Eine Ausnahme hievon kann der Gemeindevorſteher 
einzelnen Weingartenbeſitzern bezüglich der frühzeitig rei— 
fenden Traubenſorten oder dann bewilligen, wenn gegen 
die frühere Leſe aus Rückſicht für die Eigentumsſicherheit 
keine Bedenken obwalten. 
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II. Strafdeffimmungen. 

8 13. Der eldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
einem bis vierzig Gulden oder mit einer Arreftjtrafe von 
ſechs Stunden bis zu acht Tagen geahndet. 

(Siehe die Bemerkung zum 8 13 des Feldichußgefeges für Böhmen.) 

Diefe Bejtimmung erleidet jedoch die in den nadjfol- 
genden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 


8 14. Die Übertretung der in den 88 4 bis 10 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Berbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
jtrafe nad) folgendem Ausmaße zu ahnden: 


für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejel mit 1 fl. — kr. 
nn" " Rind mit . :. :. 2 2 2 — 


"nn " Schwein mit . . RR RT 30 " 
a. er 
ee Schaf ME ee iz 
a rn an ÜBTE RE a ci 666 
* "nn » anderen Federviehes mt . .— „ 5, 


Diefe Straffäße find, wenn das Bieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Berdoppelung tritt auch dann ein, wenn die Über- 
tretung auf bebauten “Adern, Gärten, Weingärten, Ol— 
pflanzungen, naſſen oder durchbrüchigen Wiejen oder auf 
jolhen Grundjtüden jtattfand, welche durch Einfriedung, 
Berbotstafeln oder andere ortsübliche Zeichen als abgejperrt 
bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a und b ift, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perjon mit fünfzig Kreuzern, wenn fie aber durch un- 
befugtes Reiten oder Fahren verübt wurde, mit einem 
Gulden von jedem Stüd Trag- oder Zugtier, dann die im 
8 3, lit. £ bezeichnete Beihädigung von Bäumen oder 
Nußungsiträuhern am Otamme mit zwei Gulden 
für jeden Baum oder Straud, das Abjtreifen von Laub, 
jowie das Abbrechen oder jonjtige Verlegen von Üjten, 
Zweigen, Blüten oder Früchten mit einem Gulden für jeden 
Baum oder Strauch, das Ausreißen von Baum- und Wein- 
rebenpfählen mit einem Gulden für jeden Pfahl zu bejtrafen. 
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Bei Eintritt befonders rückſichtswürdiger Umjtände kann 
aud auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf weniger 
als auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diefer Beträge 
erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge fich ergebenden Geldjtrafe für denjelben Straffall den 
Gejamtbetrag von vierzig Gulden überjchreiten. 


8 15. Wenn ein FFeldfrevel durch Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ijt der Auftraggeber, ohne Unterjchied, ob Die genannten 
Perſonen felbjt einer Strafbehandlung unterzogen wurden, 
oder nicht, wegen unterlafjener pflichtmäßiger Objorge mit 
einer Gelbftrate bis zu zehn Gulden zu beitrafen. 

Diefe Bejtimmung hat namentlich auch dann Anmwen- 
dung zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weide- 
gebiete8 nicht genau befannt gegeben wurden. Die dem 
Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch jenen Geld- 
betrag nicht überjteigen, welcher auf die von obigen Perſonen 
begangene Übertretung jelbjt geſetzt ift. 

Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber 
nad; Maßgabe des 8 1315 ABGB. 


S 16. Der Feldfrevler Hat, abgejehen von der ver- 
wirkten Strafe, jedenfall3 für den verurſachten Schaden 
Erjaß zu Teijten. 

Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perjonen be= 
gangen wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden nad) 
Maßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 


II. Bom Zeldſchutzperſonale. 


(Zu diefem Abjchnitte vgl. das nachgefolgte Geſetz vom 30. Nov. 
1901, LG. Nr. 10 ex 1902, oben.) 

—— Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
ſind Feldhüter (Flurwächter) zu beſtellen und als ſolche in 
Eid zu nehmen. 

I der Regel ift jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grundftüde, 
für welche von einzelnen Grundbefigern befondere Yeld- 
hüter auf Grund des $ 18 nicht beftellt werden, ein gemein- 


ſchaftliches beeidetes Feldſchutzperſonale in entjprechender 
Anzahl zu beſtellen. 
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Die Kojten für das von der Gemeinde bejtellte Feld— 
ihußperfonale find von den Bejitern der feiner Überwachung 
anvertrauten Grundjtüde nad) Maßgabe der betreffenden 
Grundfteuer zu tragen. 

Mit Genehmigung der politifchen Bezirksbehörde können 
zwei oder aud; mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Gemarfungen zu beauffichtigenden Grundjtüde einen gemein- 
Ihaftlihen Feldhüter bejtellen, infoferne damit der beab- 
jihtigte Schuß des Feldgutes genügend gefichert erjcheint. 

Die politiiche Landesſtelle kann nach Einvernehmung des 
Zandesausfchujfes jene Gemeinden, hinjichtlicy welcher nad) 
den örtlichen oder fonjtigen Berhältnifjen die Bejtellung 
eines Gemeinde-Feldjchußperjonales jich für die Sicherung 
de3 Feldgutes als entbehrlich darjtellt, von dieſer Bejtellung 
entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für einen 
beftimmten Teil desjelben, auf bejtimmte oder unbejtimmte 
Beit entheben. 

(Siehe die Bemerkung zum 818 de3 Feldfchußgejeges für Böhmen.) 

S 18. Einzelne oder mehrere Beſitzer von zuſammen 
mindeſtens 50 Hektaren (86°/,, n. ö. Joch) zum Feldgute 
gehöriger Grundſtücke können für dieſelben ein eigenes be— 
eidetes Feldſchutzperſonale beſtellen, wobei es keinen Unter— 
ſchied macht, ob die betreffenden Grundſtücke in derſelben 
Gemeinde gelegen ſind oder nicht, falls nur ihrer Ver— 
einigung zu einem Überwachungskomplexe keine örtlichen 
Hinderniſſe entgegenſtehen. 

Zur Beſtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
ſonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundkomplexe bedarf es einer vorläufigen beſonderen Be— 
willigung der politiſchen Bezirksbehörde, welche übrigens 
nur wegen etwaiger gegen die beabſichtigte Beſtellung ſpre— 
chender triftiger Gründe verweigert werden kann. 


8 19. Der beſtellte Feldhüter iſt von der politiſchen 
Bezirfsbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt ſohin als öffentlihe Wache im Sinne des Geſetzes 
16. Juni 1872 RGBl. Nr. 84. 

Diefe Beitätigung und Beeidigung kann nur über Ver- 
langen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid ijt nach der beiliegenden Eidesformel abzu- 
nehmen. 


(S. die Bemerkungen zum 8 20 des Feldfchubgefeßes für Böhmen.) 
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S 20. Die Bejtätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyſiſchen Tauglichkeit oder der Vertrauens— 
mürdigfeit von der politifhen Bezirksbehörde vermweigert 
erden. 

8 21. Für den Feldihug dürfen nur Perſonen be- 
jtätigt und beeidet werden, melde das fünfundzwanzigjte 
Lebensjahr zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf 
ihre Dienjtleiftung bezüglichen Gejege und Verordnungen 
befigen. 

Bei der Wahl ijt der Vorzug jenen zu geben, die lejen 
und jchreiben können. 

Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete Per— 
jonale kann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür 
in Eid genommen werden. 

S 22, Jedem für den Feldjchug Beeideten iſt ſeitens 
der politifchen Bezirksbehörde zu feiner Legitimation eine 
DBeicheinigung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Bejtellerd, und die genaue Angabe des dem 
Feldhüter zur Überwachung zugemwiejenen Gebietes zu ent— 
halten hat. 

Allfällige ungen des Überwachungsgebietes Hat 
der Bejteller unvermweilt der politijchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den Feld— 
ichußdienft eines anderen Beſtellers hat der Feldhüter Die 
Beicheinigung der politifchen Bezirfsbehörde ſeines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen unter 
Berufung des bereits beim Antritte des früheren Dienjtes 
geleijteten Eides eine neue, den geänderten Berhältnifjen ent— 
jprechende Bejcheinigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Bejcheinigung ijt von der politifchen 
Zandesitelle fejtzufegen. 

(Siehe die Beitimmungen der 88 11 u. 12 de3 Gejehed vom 

30. Nov. 101, LGBL. Nr. 10 ex 1902 oben.) 

8 23. Treten bezüglich eines jchon beeideten Yeldhüters 
jolhe Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
Beeidigung entgegengeftanden wären, jo hat die politifche 
Bezirksbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgejeßes ein- 
getreten wäre, hinfichtlich des allfälligen Widerrufes der Be— 
jtätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 22 er- 
mwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 
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8 24. Der im Amte bejtätigte und beeidete Feldhüter 
ijt verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli- 
tiihen Bezirksbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
machende Dienftzeihen zu tragen. 

Siehe oben Geſetz 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 21.) 

erjelbe ijt zugleich befugt, ein furzes Seitengemwehr zu 
tragen, von welcher Waffe jedoch nur im alle gerechter 
Notwehr Gebrauch gemacht werden darf. 

8 25. Hinſichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtlih der Glaubwürdigkeit 
feiner abgelegten Zeugenausfage, dann der Befugnijje des— 
elben in Bezug auf die — und Verfolgung von 

erſonen, welche bei der Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten ſtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer ſolchen Handlung dringend verdächtig 
erſcheinen, ferner hinſichtlich der Abnahme der von der ſtraf— 
baren Handlung herrührenden, ſowie der zur Verübung 
derſelben beſtimmten Sachen, endlich hinſichtlich der Ver— 
pflichtung zur Ubergabe dieſer Sachen, ſowie der in Ver— 
wahrung genommenen Perſonen an die zuſtändige Behörde 
— ſind die Bejtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, maßgebend. 

8 26. Benn das Grundfjtüd durd Vieh beſchädigt wird, 
hat der Yeldhüter die Privatpfändung, fall3 diefelbe nicht 
vom Bejchädigten jelbjt bereit3 vorgenommen wurde, in Ab- 
mwejenheit des leßteren für denjelben über jo viele Stüde 
Viehes, als zur Entjehädigung hinreicht, zu vollziehen ($ 1321 
ABGB.). Diefe Pfändung bat von Seite des don der Ge— 
meinde bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn 
die Bejchädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen 
und bon einem von der Gemeinde beitellten Hirten ge- 
hüteten Biehjtüde geſchehen ift. 

27. Der Feldhüter ijt verpflichtet, jeden wahrge— 
nommenen eldfrevel, ohne Unterſchied, ob der Täter be- 
fannt ift oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feines Beitellers 
zu bringen, und zwar der von der Gemeinde bejtellte Feld— 
hüter zur Kenntnis des Gemeindevorjtehers und der nad) 
8 18 bejitellte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienjtherrn und 
gleichzeitig des Gemeindevoritehers. 

8 28. Der Feldhüter Hat die nad) Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevels abgenommenen Sachen und Werkzeuge 
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jofort dem Gemeindevorjteher zu übergeben. Wenn Biehftüde 
durch einen von der Gemeinde bejtellten Feldhüter gepfändet 
werden, hat leßterer diejelben ohne Verzug dem Gemeinde- 
vorjteher zu übergeben. Der nad $ 18 bejtellte Feldhüter 
hat die gepfändeten Biehjtüde unverzüglich feinem Dienit- 
herrn zu übergeben und gleichzeitig dem Gemeindevorjteher 
die gejchehene Pfändung anzuzeigen. 

8 29. Die politifche Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vormerk 
zu führen und jelben in jteter Evidenz zu erhalten. Die 
Gemeindevoriteher, beziehungsweije die Grundbejiter ($ 18), 
find bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von zwei big zehn 
Gulden verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande des 
von ihnen bejtellten beeideten Feldfhußperjonales innerhalb 
der Friſt von längſtens vierzehn Tagen zur Kenntnis der 
politifchen Bezirfsbehörde zu bringen, 


IV, Bon dem Berfahren und den zu deflen Purdführung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Die Durchführung des Verfahrens aus Anlaß 
vorfommender eldfrevel, beziehungsmweife die Unterfuchung 
und Beftrafung derjelben jteht dem Gemeindevorfteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejegesübertretung be— 
gangen wurde. Diejes Strafredht wird nad) Borjchrift der 
Gemeindeordnung vom Gemeindevorjteher in Gemeinschaft 
mit zwei Gemeinderäten im übertragenen Wirkungskreiſe 
ausgeübt. Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feld— 
frevels zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, 
oder Handelt es fich überhaupt um einen Yeldfrevel, rüd- 
jichtlich deijen der nad) obiger Negel kompetente Gemeinde- 
vorjtand befangen erjcheint, jo jteht das Strafverfahren 
in erjter Inſtanz der politifchen Bezirksbehörde zu. 

8 31. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Beſchädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des beeideten 
Feldhüters jtatt. 

8 32. Der Gemeindevorfteher ift verpflichtet, von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Verlegungen der Sicherheit des 
Feldgutes den Beichädigten ungefäumt in Kenntnis zu jeßen 
und insbejondere diejenigen Verletzungen, welche der Bes 
Handlung nach dem allgemeinen Strafgeſetze unterliegen, 
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ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

8 33. Der Gemeindevorſteher hat die ihm nad $ 28 
vom Yeldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her— 
rührenden Sachen, wenn der bejchädigte Eigentümer der- 
ſelben befannt ijt, dieſem letzteren auszufolgen. 

Sit der Beſchädigte nicht befannt, fo hat der Gemeinde- 
borjteher wegen dejjen Ermittlung das Erforderliche zu ver- 
anlafjen und die gedachten Gegenjtände einftweilen zu ver- 
wahren, oder, fall3 diejelben dem Verderben unterliegen, zu 
Gunjten des nicht befannten Befchädigten zu verfteigern, oder 
fonjt entjprechend zu verwerten. 

Wenn der Beichädigte, ungeachtet deffen Ermittlung ein- 
geleitet worden ijt, jich zur Übernahme der Sachen, bezie- 
hungsweiſe deren Wertes binnen Jahresfrift vom Zeitpunfte 
des begangenen Teldfrevels nicht gemeldet hat, fo ijt der 
Erlös der zu verjteigernden Sachen, wenn er fünf Gulden 
nicht überfteigt, an den Armenfonds des Ortes, gegen Haftung 
der Gemeinde für die dem Eigentümer der Sachen innerhalb 
der Berjährungszeit etwa zuftehenden Anfprüche, abzugeben; 
überfteigt der Erlös diefen Betrag, fo ijt er an die politische 
Bezirksbehörde zur weiteren Verfügung einzufenden. 


8 34. Aus Anlaß der nah $ 28 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Biehjtüde an den Gemeindevorfteher hat der- 
jelbe Hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten Viehes, 
wenn diejer befannt ift, als auch den Bejchädigten, und diejen 
feßteren — mit der Aufforderung ſogleich zu ver— 
ſtändigen, daß er ſeinen Anſpruch auf den Schadenerſatz 
längſtens binnen acht Tagen von der Pfändung geltend zu 
machen habe, widrigenfalls das gepfändete Vieh dem ſich mel— 
denden Eigentümer zurückgeſtellt werden müßte. 

Wurde dieſer Anſpruch von Seite des Beſchädigten inner— 
halb der bezeichneten Friſt geltend gemacht, ſo hat der Ge— 
meindevorſteher über die Höhe der Entſchädigung zwiſchen 
dem Beſchädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Ubereinkommen zu vermitteln und im 
Falle keine Abfindung zu ſtande kommt, wohl aber von dem 
Beſchädigten die Klage nah $ 1321 ABGB. vor den 
Richter gebracht ift, zur Sicherjtellung des Schadenerfages 
den Betrag feitzujegen, gegen deſſen Erlag das gepfändete 
Vieh dem Eigentümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung 
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des Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen ijt ($ 1322 
ABGB.). 


8 35. Die Beſtimmung des $ 34 und das dafelbjt ge- 
regelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden aud auf 
den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten eines 
bejchädigten Dienjtheren durch deſſen beeidigten Feldhüter 
erfolgt ift. 

8 36. Der Gemeindevorjteher Hat über jeden einzelnen 
nah $ 31 zur Unterfuhung gelangenden Fall eines Feld- 
frevel3 ohne Verzug Die Sicherftellung des Tatbejtandes 
und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, 
falls zwijchen dem Bejchädigten und dem Beichuldigten ein 
Vergleich über den Schadenerjag nicht zu jtande kommt, 
zugleich auch den Betrag des leßteren mit Rüdficht auf die 
an den Bejchädigten nach $ 33 ausgefolgten, vom Tyeldfrevel 
herrührenden Saden mittels Schäßung fejtzuftellen. 


8 37. Zur Schäßung des durch einen eldfrevel ver- 
urjachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
fonale berufen. 

überjteigt aber der Schade nach dem Dafürhalten des 
Seldhüters fünf Gulden, fo hat der Gemeindevorjteher die 
Abſchätzung desjelben durch einen beeideten Schägmann ohne 
Verzug zu veranlaffen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schägmann kann auch fonjt in allen Feldfrevel— 
fällen jomwohl von dem Bejchädigten, als audh von dem 
Erjaßpflichtigen beim G&emeindevorjteher begehrt werden. 

8 38. Inſoweit die Schäbung nicht nad) $ 37 durch 
das beeidete Feldſchutzperſonale vorgenommen mwird, hat ſich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtszwecke bejtellten 
und beeideten Schätzmänner zu bedienen; find ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, fo hat die politifche Bezirksbehörde, 
über Erfjuchen der Gemeinde, Schäbmänner für Frevel— 
angelegenheiten zu bejtellen und diejelben entweder jelbit zu 
beeiden, oder durch einen eigenen Abgeordneten beeiden 
zu laſſen. 

8 39. Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Ausſpruch 
über den Schadenerfaß zu verbinden, welcher dem Be— 
ihädigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Vergleiches 
mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schätzung gebührt, wenn dieſe den Betrag von fünfzehn 
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Gulden nicht überſteigt, oder wenn ihre Richtigkeit von 
dem Verurteilten nicht beſtritten wird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von fünfzehn 
Gulden überſteigenden Schätzung beſtritten, ſo iſt der Schade 
im Straferkenntniſſe bloß bis zum Betrage von fünfzehn 
Gulden zuzuſprechen und der Beſchädigte mit ſeinem Mehr— 
anſpruche auf den Zivilrechtsweg zu verweiſen. 

Zugleich iſt über die Perſon des Erſatzpflichtigen im 
Sinne der 88 15 und 16 zu erkennen und im Falle dritte 
Perſonen, welchen eine Mitſchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nutzen gezogen haben, wie bei Beſchädigungen 
durch Abweiden u. dgl. weiters zu beſtimmen, inwieferne 
dieſe Perſonen, innerhalb der im erſten Abſatze in An— 
ehung des Betrages gezogenen Grenzen, dem Beſchädigten 

rſatz zu leiſten haben. 

(S. die Bemerkung zum 8 39 des Feldſchutzgeſetzes für Mähren.) 


8 40. Mit dem Straferfenntniffe ift dem Schuldigen 
auch der Erjaß der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor- 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge- 
pfändeten Biehes, dann für die allfällige Schäpung des 
Schadens durch beeidete Schägleute aufgelaufen find, auf- 
zuerlegen. 

8 41. Die aus Anlaß des Feldfreveld abgenommenen, 
zur Berübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge jind, wenn der Bejchädigte den 
Er des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und Die 
Koſten des Strafverfahrens gededt find, dem Eigentümer 
zurüdzuftellen. 


B 42, Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politifche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglicy des übertragenen Wirkungs— 
freifes3 unmittelbar unterjteht (Bezirksbehörde, Landesitelle). 

Die Berufung ift binnen acht Tagen vom Tage der 
Kundmachung, beziehungsmweife Zuftellung des angefochtenen 
Erfenntnijfes an gerechnet, beim Beneinbeberhile: ſchrift⸗ 
lich oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet eine 
weitere Berufung nicht ſtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politiſchen Bezirksbehörde 
al3 eriter Inſtanz zuiteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 
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8 43. Die Gelditrafen fließen in jenen Gerichtäbezirken, 
in melden eine oder mehrere Bezirksgenofjenfchaften der 
Landwirte im Sinne des Landesgejeges 8. September 1884, 
LGBl. Nr. 36, bejtehen, jener Genoſſenſchaft zu, zu welcher 
die Gemeinde, in deren Gebiete die Übertretung begangen 
wurde, gehört und find in Ermanglung diefer Genofjen- 
ſchaften an den Landesfulturfonds abzuführen. 

Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ijt die Gelditrafe 
in Wrreitftrafe von 24 Stunden für je 5 Gulden umzu- 
wandeln. 

Die Dauer des Arreſtes darf nicht weniger als ſechs 
Stunden betragen. 

Diefe Faſſung erhielt $ 43 durch das Geſetz 30. Juni 1889, 

LEBH. Nr. 9. 
8 44. Durch die Verjährung erlischt Unterfuhung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage des begangenen Frevel3 nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worden ijt. 

Die Schadenerfaganfprüche aus einem wegen Verjährung 
nicht in Unterfuhung gezogenen Feldfrevel können auf dem 
Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Außerfraftfegung der älteren Borfhriften und dem Bol- 
zuge diefes Geſetzes. 

8 45. Mit dem Tage der Wirkfamfeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen Borjchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit letztere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlich die Verordnung 
der Miniſterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 46. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der Acker— 
bauminijter und der Minifter des Innern beauftragt. 


Eidesformel fiehe oben Gejeh 30. November 1901, LEBT. 
Nr. 10 ex 1902. 


Gefek 11, Bonember 1883, 
für die Markgrafſchaft Sitrien, betreffend das Halten und 
Weiden von Biegen. 
(LEBT. Nr. 11 ex 1884.) 
8 1. Das Halten von Ziegen in Iſtrien ift ſowohl 
für Grundbeſitzer, ald auch für Perſonen, welche feinen 
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Grundbefiß haben — außer den nachbezeichneten Fällen 
bejonderer Gejtattung — unterjagt. 

Der Eintrieb von Ziegen aus einem anderen Lande 
zur Weide in Iſtrien ijt ausnahmslos verboten. 

2. Das Halten von Ziegen iſt von der politijchen 
Bezirksbehörde in jenen Fällen zu gejtatten, in denen wohl— 
begründete Verhältniffe zu Gunjten der Ziegenhaltung dar— 

etan werden und zugleich nad allen obwaltenden Um— 
änden angenommen werden fann, daß die beabjichtigte 
Biegenhaltung mit feiner Gefährdung der Waldkultur über- 
haupt oder fremder landwirtichaftlichen Kulturen verbunden 
jein wird. 

Solche Bemilligungen find jtet3 mit dem Vorbehalte 
des Widerrufes und in der Regel für das Halten einer 
Ziege im gejamten Haushalte zu erteilen; nur unter be- 
jonders berüdjichtigungswürdigen Berhältnijfen fann für 
einen größeren Haushalt die Saltung mehrerer Ziegen ge- 
jtattet werden. 

Kite unter zwei Monaten werden in die gejtattete Zahl 
nicht eingerechnet. 

S 3. Wenn der Bewilligungswerber die Ziegen nicht 
ausichlieglih im Stalle zu halten beabjichtigt, jo hat der— 
jelbe die für die Ziegenweide in Ausjiht genommenen 
Grundjtüde, die Anzahl der Weidetiere und die bei deren 
Auf und Abtriebe zu benügenden Wege zu bezeichnen und 
jind die Bejtimmungen, welche die politische Bezirkfsbehörde 
in diefen Beziehungen, insbefondere mit Rüdjicht auf Die 
— der im $ 2 erwähnten Gefährdung von 

ulturen trifft, in die Bewilligung aufzunehmen. 

Grundjtücde, welche nad den bejtehenden Vorjchriften 
der Waldfultur zu erhalten find, können in feinem Yalle 
zur Biegenweide bejtimmt werden. 

S 4. In Betreff der Hütung der Ziegen auf der Weide 
und mährend des Auf- und Abtriebes hat die politische 
Bezirfsbehörde die zur Hintanhaltung von Kulturſchäden an- 
gemejjenen Bejtimmungen im Sinne der Vorjchriften des 
erjten Alinea des 8 4, ferner der 88 5 und 8 des Feld- 
ſchutzgeſetzes 28. Mai 1876 (LOB. Nr. 18) zu treffen 
und auch diefe Bejtimmungen in die Bewilligung aufzu- 
nehmen. 

8 5. Der Auftrieb der Ziegen zur Weide darf nicht vor 
Sonnenaufgang begonnen werden; der Abtrieb muß vor 
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Sonnenuntergang beendet fein. Zwiſchen Sonnenuntergang 
und Sonnenaufgang Dürfen Ziegen auf Weideplägen, wenn 
diefe auch eingefriedet wären, nicht belaſſen werden. 

8 6. Die politiiche Bezirksbehörde Hat in allen in 
den vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Fällen vor— 
erſt den betreffenden Gemeinbsnor hund einzuvernehmen. 
Gegen die Entjheidung der politiihen Bezirksbehörde geht 
die Berufung an die Statthalterei al3 zweite und in dieſen 
ee ‚zugleich legte Inſtanz. 

Für die Bewilligung zur Ziegenhaltung und Zie— 
— iſt von der Statthalterei ein eigenes Formulare, 
unter Berückſichtigung der gemäß 88 3 und 4 in die Be— 
willigung aufzunehmenden J———— feſtzuſtellen. 

Folgende Übertretungen —— Geſetzes, als: 

a) das Halten von Ziegen ohne die erforderliche Be— 
willigung, beziehungsweiſe in einer größeren, als der 
geſtatteten Zahl, ſowie der Eintrieb von Ziegen aus 
einem anderen Lande zur Weide nach Iſtrien; 

b) der Eintrieb von Ziegen überhaupt auf eigene oder 
fremde Grundſtücke, welche nach den beſtehenden Vor— 
chriften der Waldkultur zu erhalten ſind, außer dem 

alle der Bergung vor drohender Gefahr ($ 66 des 

Forſtgeſetzes 3. Dez. 1852) find von der politijchen Be— 

zirfsbehörde mit einem Gulden für jedes Stüd Ziege 

und mit dem Berfalle der Ziegen zu beftrafen. 

Snjoferne die unter lit. a erwähnte Übertretung zu— 
glei mit einem, durch die Ziegen bewirkten Feldfchaden 
verbunden ijt, oder der unter lit. b bezeichnete Eintrieb 
in fremde Waldgründe ftattgefunden hat, kann die Strafe 
bi3 auf zwei Gul eben für jedes Stüd Ziege erhöht werden 
und hat die politiiche Bezirfsbehörde mit dem Strafer- 
fenntniffe auch den Ausſpruch über den allenfall3 ange- 
ſprochenen, nad) den Vorſchriften des Feldſchutz-, bezie- 
Bene Forſtgeſetzes fejtzujtellenden Schadenerjaß zu ver— 

inden. 


8 9. Wenn eine der im 8 8 bezeichneten über- 
tretungen durch Perjonen, denen die Obhut der Ziegen an— 
vertraut ijt, infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ift der Auftraggeber, ohne Unterjhied, ob die vor— 
erwähnten Perſonen jelbit einer Strafbehandlung unter- 
zogen wurden oder nicht, wegen unterlafjfener pflichtmäßiger 
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Obſorge von der politiſchen Bezirksbehörde mit einer Geld— 
ſtrafe bis zu zehn Gulden zu beſtrafen. 

Doch darf dieſe Geldſtrafe jenen Betrag nicht über— 
ſteigen, welcher gemäß $ 3 auf die von obigen Perſonen 
begangene Übertretung ſelbſt gejegt iſt. 

Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber 
nad) Maßgabe des 8 1315 ABGB. 

8 10. Die gemäß $$ 8 und 9 eingehenden Gelditrafen 
einjchließlich des Erlöjes für die in Verfall erklärten Biegen, 
injoferne leßterer nicht zur Leijtung eines Erjaßes für 
Teld- und Waldihäden zu dienen hätte, fließen in jenen 
Gerichtsbezirfen, in welchen eine oder mehrere Bezirks— 
genofjenjchaften der Landwirte im Sinne des Landesgejehes 
8. September 1884, LOB. Nr. 36, bejtehen, jener Genoſſen— 
nat: zu, zu welcher die Gemeinde, in deren Gebiete Die 

bertretung begangen wurde, gehört, und jind in Er— 
manglung Diejer Venoffenſchaften an den Landeskultur— 
fonds abzuführen. 

Die uneinbringlichen Geldſtrafen ſind in Arreſtſtrafen 
von 24 Stunden für je 5 fl. umzuwandeln. 

Die Dauer des Arrejtes darf nicht weniger als 6 Stun- 
den betragen. 

Auf die Verjährung jener Übertretungen finden Die 
Beitimmungen des $ 44 des Gejehes 28. Mai 1876, L6Bl. 
Nr. 18, betreffend den Schuß des Feldgutes, Anwendung. 

Rorftchenbe Faſſung erhielt $ 10 durd) das Gef. 30. Juni 1886, 

LGBl. Nr. 11.) 

8 11. Alle anderen Übertretungen dieſes Gejehes oder 
der bei Erteilung der Bewilligung zum Halten oder Weiden 
der Ziegen ergangenen behördlichen Bejtimmungen, d. 9. 
alle übertretungen diefer Art, welche nicht unter die Straf- 
bejtimmungen der voranftehenden 88 8 und 9 fallen, jind 
Feldfrevel und als folhe nad den Vorjchriften des bezüg- 
lichen Gejeßes 28. Mai 1876 (LEBT. Nr. 18) von den nad 
diejem leßteren Gejete zuftändigen Behörden zu behandeln. 

8 12, Die Gendarmerie und das beeidete Forſt- oder 
Feldſchutzperſonale find verpflichtet, wahrgenommene Über- 
tretungen dieſes Geſetzes der zujtändigen Behörde anzu— 
zeigen. 

: 8 13. Dieſes Geſetz tritt drei Monate nad) feiner 
Kundmahung in Wirfjamfeit und treten gleichzeitig Die 
in Betreff des Ziegenhaltens und Ziegenweidens in Iſtrien 
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mit der Gubernialverordnung 13. Juli 1844, 3. 7507, er— 
lajjenen Vorſchriften außer Kraft. 

(Die Vorjchriften, welche fomit nicht mehr für Sitrien, fondern 
nur für Görz-Gradiska und auch da nur injoferne Geltung haben, 
al3 fie nicht forftpolizeiliche Beitimmungen treffen, find unter den 
Feldſchutzvorſchriften für Görz-Gradiska abgedrudt.) 

Die näheren Beſtimmungen behufs Zurückführung des 
in Iſtrien vorhandenen Ziegenſtandes auf das dieſem Geſetze 
entſprechende Maß ſind im Verordnungswege durch die 
Statthalterei, nach Einvernehmung des Landesausſchuſſes, 
zu erlaſſen, wobei Vorſorge zu treffen iſt, daß jenen Ziegen— 
beſitzern, welchen nach dieſem Geſetze die Ziegenhaltung 
nicht mehr geſtattet werden kann, eine angemeſſene, jedoch 
keinesfalls ſechs Monate überſchreitende Friſt zur entſpre— 
chenden Verminderung, beziehungsweiſe Abſchaffung ihres 
Ziegenſtandes eingeräumt werde. 

(Dieſe Beſtimmungen, welche nur vorübergehende Bedeutung hatten, 

find mit Statthaltereiverordnung 1. Juni 1884 erlaſſen und im 
LOB. Nr. 12 kundgemacht worden.) 

Ss 14. Mit dem Bollzuge diejes Geſetzes find der Ader- 

bauminijter und der Minitter des Innern beauftragt. 


Kärnten. 
Gefek vom 28. März 1875, 
LGBl. Nr. 22, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
Il. Bon dem Feldgute und dem Feldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den befonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes geitellt. 

Kr die Anwendung des Geſetzes werden unter Feldgut 
alle Gegenjtände verjtanden, welche mit dem Betriebe der 
Land- und Feldwirtichaft im meitejten Sinne im unmittel- 
baren oder mittelbaren BZufammenhange jtehen, infolange, 
als fie jich auf offenem Felde befinden. 

E3 find daher ebenfowohl die Grundftüde jelbjt, wie 
Acker, Wiefen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume, 
Alleen und Pflanzungen aller Art, Schoppen (Schupfen, 
eg Prefhäufer, Bienen-, Feld- und Alpenhütten, 

äune, Heden, Filchteiche, Fijchbehälter und Anlagen für 


Kärnten. 179 


künſtliche Fifchzucht, Be⸗ und — —— Dämme, 
Waſſerwerke und Leitungen, eldbrunnen, Feldwege, 
Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, als auch alle noch 
nicht eingebrachten Früchte und Saaten, Heu-, Stroh- und 
Sruchtichober, die auf dem Felde zurüdgelaffenen land- 
mwirtfchaftlichen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weide- 
vieh, der Dünger ufm. 

Hinsichtlich der Wanderbienenmweide f. das unten folgende Geſetz 

24. Febr. 1885, LEB. Nr. 12. 

8 2, Als Feldfrevel werden alle Beihädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in Diejem 
Geſetze enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
politifchen Behörde (Bezirksbehörde, Gemeindeausjhuß) zum 
Schuße des Feldgutes erlaffenen bejonderen Verbote beftraft, 
joferne dieſe Bejchädigungen oder Die Übertretungen diejer 
Verbote nicht der Behandlung nad dem allgemeinen Straf- 
gejeße oder nach bejonderen, für den Schuß anderer Zweige 
der Landesfultur, namentlich der Wafjerrechte, oder die 
Handhabung der Straßenpolizei erlafjenen Gejege und Vor— 
ſchriften unterliegen. 


8 3. Insbefondere werden als verboten erflärt: 

a) Das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren, in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum Anbaue 
bereit3 vorbereiteten Adern, ferner auf Wiejen zur Zeit 
des Graswuchſes, endlih auf Grundftüden jeder Art, 
fobald letztere durch Einfriedung, Verbotstafeln oder 
andere fennbare Warnungszeichen als abgejperrt be= 
zeichnet find; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit des 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld- oder Baum- 
früdhte über Berfügung des Gemeindevorftehers abge- 
jperrt, und durch Berbotstafeln oder andere fennbare 
Zeichen al3 verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, ſowie das 
mutmillige Offnen der Sperrvorrichtungen an denjelben 
und das Befeitigen oder Unkenntlichmachen der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmäcdtige Eröffnung von Fußjtegen oder Feld— 
wegen; 

e) die eigenmächtige Einaderung, Umgrabung oder ſonſtige 
Beihädigung gemeinfchaftlicher Feldwege oder Fußſtege, 

12* 
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Verrüdung oder Bejeitigung der Grenzzeichen, dann 
Abackerung von fremdem Grunde; 

f) das unbefugte Abbrechen oder Abjchneiden von Stäm— 
men, Aften, Zweigen, Blüten oder Früchten, Anbohren, 
Anſchneiden und Ringeln, dann Abjtreifen von Laub 
von Bäumen oder Nußunggjträudern, ſowie Ausreißen 
von Baumpfählen; 

g) das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Getreide- 
ähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 
Adern, dann Abjchneiden oder Abreißen des Grajes an 
Wegen oder Feldrainen; 

h) das unbefugte YAuffammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerjftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Aufſammeln von 
Zaub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 

i) Das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unkraut auf fremde 
Grundftüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebrauch fremder Schoppen, Feldhütten 
oder auf dem Felde belafjener Geräte und Werkzeuge, 
ſowie das Beriteden, VBerjchleppen oder Bejchädigen der 
legteren; s 

l) das mutmillige Ummerfen oder Auseinanderjtreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu— 
haufen, Heu-, Stroh- und Fruchtichober, ſowie Das 
Beſchädigen der am Felde befindlichen fremden Vorrich- 
tungen zum Trodnen des Futters; 

m) das eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren, Haide, 
Wiefen, Rainen und Grasfläden aller Art. 

8 4. Außerhalb gefchlofjener oder ſonſt eingefriedeter 
Pläße darf fein Vieh ohne Aufficht gelaffen werden. 

Wenn bejfondere Ortsverhältnijfe Ausnahmen von diejer 
Vorjchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde- 
ausjchuffe bewilligt werden. 

5. Das Weiden von Bieh außerhalb gejchloffener 
oder eingefriedeter Pläße ijt nur unter Aufficht eines hiezu 
geeigneten Hirten gejtattet. 

Auf Weidepläßen, die von einem fo geringen Umfange 
oder von einer ſolchen Lage find, daß von denfelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundjtüde oder eine 
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Beichädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das 
Weidevieh mit Grund zu bejorgen ijt, muß das Vieh in an- 
gemejjener Weiſe mit Striden an fejte Gegenjtände ange- 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridmweide). 

(Siehe Bemerkung zum $ 6 des TFeldichußgejeges für Böhmen.) 

8 6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchlojjen jind, daß dadurch das Austreten des Viehes 
verhindert wird, ijt jede Weide (mit Ausnahme der Strid- 
weide) zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rüdfiht auf befondere Verhältniffe kann der Ge- 
meindeausihuß Ausnahmen von Ddiefem Verbote für be- 
jtimmte Weidepläße gejtatten. 


8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der Ein- 
trieb von derjelben darf nur bei Tageszeit ftattfinden, 
mit Ausnahme des Auf- und Abtriebes von der Alpe und der 
Strickweide. 

Als Tageszeit im Gegenſatze zur Nachtzeit im Sinne 
dieſes Geſetzes iſt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nach Sonnenuntergang anzuſehen. 

5 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von ſolcher 
Beichaffenheit find, daß eine Bejchädigung fremden Feldgutes 
durch das getriebene Vieh mit Grund zu bejorgen ift, jo kann 
der Gemeindeausjchuß die Anordnung treffen, daß auf den von 
ihm bezeichneten Streden der Wege das Vieh nicht anders 
als ——— oder an Stricken geführt zur Weide gebracht 
werde. 

5 9. Die politifche Bezirfsbehörde fann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schuhe des Feldgutes das 
Berbot erlajjen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden 
zur Nachtzeit auf den Durch uneingefriedete Felder oder 
Fluren führenden Straßen oder Wegen nicht anders als 
unter Aufjiht eines vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden 
und vom Biehtreiber nach einem behördlich bejtätigten Tarife 
zu entlohnenden Begleiters jtattfinde. 

10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh 
auf fremde Gründe ijt unbejchadet bejonderer KRechtstitel 
nur bei ausdrüdlicher Zuftimmung des betreffenden Grund- 
beſitzers gejtattet. 

Dies gilt namentlich auch bezüglih der Weide auf 
fremden Brad und GStoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 
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8 11. Die Nachleſe in Gärten, Obftanlagen, Weinbergen, 
oder auf Adern und Wiejen ijt zur Nachtzeit ($ 7) unbe» 
dingt verboten, bei Tage aber nur mit Einwilligung des be- 
treffenden Grundbeſitzers gejtattet. 

12, Für bejtimmte Teile des Gemeindegebietesg, 
welche ausschließlich oder zum großen Teile aus zufammen- 
hängenden Weingärten verjchiedener Beſitzer beftehen, kann 
der Gemeindeausſchuß im Einverftändniffe mit diefen Be— 
fißern mittels ortsübliher Kundmahung das Verbot er— 
laffen, daß mit der Weinlefe in dem betreffenden Gebiete vor 
an bom Gemeindeausſchuſſe fejtgejegten Tage begonnen 
werde. 

Eine Ausnahme hievon hat der Gemeindevorfteher ein- 
zelnen Weingärtenbejigern dann zu bemwilligen, wenn die— 
jelben fich bereit erflären, die Koften der wegen der früheren 
Lefe in ihren Weingärten zum Schutze der übrigen Wein- 
gärten etwa erforderlichen bejonderen Überwahungsmaß- 
regeln felbjt zu bejtreiten. 


U. Strafbeſtimmungen. 


8 13. Der Feldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
einem bis vierzig Gulden oder mit einer Arreſtſtrafe von 
jech8 Stunden bis zu acht Tagen geahndet. 

—— die Bemerkung zum $ 13 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

ieje Bejtimmung erleidet jedoch die in den nachfol— 
genden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 

S 14. Die Übertretung der in den $$ 4 bis 10 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh beziwedenden 
Anordnungen und Verbote iſt in der Regel mit einer Geld- 
jtrafe nad) folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejel mit 1 fl. — kr. 
a m AND ME 4 2 ei 


"nm „ Schwein mit . — „380 “ 
" nn ” Biege mit . —, 30 * 
"nn „ Schaf mit. —, 20 ii 
„» nn n Gansmit. =. 40: 


„nr anderen Federviehes mit ni 0 
Diefe Strafjäge find, wenn das Vieh abfichtli der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundftüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 


Kärnten. 183 


Eine Verdoppelung tritt auch dann ein, wenn die Über- 
tretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, najjen 
oder durchbrüchigen Wieſen oder auf ſolchen Grundjtüden 
ftattfand, welche durch Einfriedung, Berbotstafeln oder andere 
ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a und b ijt, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perfon mit fünfzig Kreuzern, wenn fie aber durch un— 
befugtes Reiten oder Fahren verübt wurde, mit einem 
Gulden von jedem Stüd Trag- oder Zugtier, dann die im 
8 3, lit. £ bezeichnete Bejchädigung von Bäumen oder 
Nugungsfträuhern am Gtamme mit zwei Gulden 
für jeden Baum oder Straud, das Abjtreifen von Laub, 
fowie das Abbrechen oder jonftige Berlegen von Aſten, 
Zweigen, Blüten oder Früchten mit einem Gulden für jeden 
Baum oder Straud, das Ausreißen von Baumpfählen mit 
einem Gulden für jeden Pfahl zu beftrafen. 

Bei Eintritt befonders rüdfichtsmwürdiger Umſtände fann 
auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf weniger 
als auf die Hälfte des gefeglichen Ausmaßes diejer Beträge 
erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge fich ergebende Gelditrafe für denjelben Straffall den 
Gefamtbetrag von vierzig Gulden überjchreiten. 

8 15. Wenn ein Feldfrevel duch Kinder, Dienftleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ijt der Auftraggeber, ohne Unterjchied, ob die genannten 
Perſonen jelbjt einer Strafbehandlung unterzogen wurden 
oder nicht, wegen unterlajjener pflichtmäßiger Obforge mit 
einer Geldjtrafe bis zu zehn Gulden zu bejtrafen. 

Diefe Beſtimmung hat namentlich aud dann Anwen— 
dung zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weide- 
gebiete8 nicht genau befannt gegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch 
jenen Geldbetrag nicht überjteigen, welcher auf Die von obigen 
Perjonen begangene Übertretung jelbit gejegt ijt. Für den 
zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber nah) Maßgabe 
des $ 1315 ABGB. 

S 16. Der Feldfrevler Hat, abgejehen von der ver— 
wirkten Strafe, jedenfalls für den verurfadten Schaden 
Erjag zu leijten. 
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Bei Feldfreveln, melde von mehreren Perjonen be- 
ee wurden, haftet jeder für den sten Schaden nad 
aßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB 


II. Bom Feldſchutzperſonale. 


— Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
ſind eidhüter (Flurwächter) zu beſtellen und als ſolche in 
Eid zu AN 

In der Regel ift jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grundftüde, 
für welche von einzelnen Grundbeſitzern befondere Yeld- 
hüter auf Grund des $ 18 nicht bejtellt werden, ein gemein- 
ichaftliches beeidetes Feldſchutzperſonale in entjprechender 
Anzahl zu bejtellen. 

Die Koften für das von der Gemeinde beftellte Feld— 
Due jind im Sinne der Gemeindeordnung bon 
en Bejißern der feiner Überwadhung anvertrauten Grund— 
jtüde nah Maßgabe des Flächenmaßes der leßteren zu 
tragen. 

i Mit Genehmigung der politifchen Bezirfsbehörde fünnen 
zwei oder aud mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Gemarfungen zu beauffichtigenden Grundjtüde einen gemein- 
ihaftlichen Feldhüter bejtellen, injoferne damit der beab- 
ſichtigte Schuß des Feldgutes genügend gefichert erjcheint. 

Die politijche Landesitelle ann nad Einvernehmung des 
Landesausſchuſſes jene Gemeinden, hinſichtlich welcher nad) 
den örtlichen oder jonjtigen Verhältniffen die Beitellung 
eines Gemeinde-Feldjchußperjonales ſich für die Sicherung 
des Feldgutes als entbehrlich darjtellt, von dieſer Beſtellung 
entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für einen 
beftimmten Teil desjelben, auf bejtimmte oder unbejtimmte 
Beit entheben. 

Siehe Bemerkungen zum 818 des Feldjchußgefeges für Böhmen. 

5 18. Einzelne oder mehrere Bejiger von zuſammen 
mindejtens 50 SHeltaren (86°/,, n. ö. och) zum Feldgute 
gehöriger Grundjtüde können für Ddiejelben ein eigenes be- 
eidetes Feldſchutzperſonale bejtellen, wobei e3 feinen Unter- 
Ihied macht, ob die betreffenden Grundftüde in derjelben 
Gemeinde gelegen find oder nicht, falls nur ihrer Ver— 
einigung zu einem Überwachungskomplexe feine örtlichen 
Hindernijje entgegenjtehen. 


Kärnten. 185 


Zur Bejtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
jonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundfomplere bedarf e3 einer vorläufigen befonderen Be- 
twilligung der politiihen Bezirfsbehörde, melde übrigens 
nur wegen etwaiger gegen die beabfichtigte Bejtellung ſpre— 
chenden triftigen Gründen verweigert werden fann. 


19. Der bejtellte Feldhüter ijt von der — 

Bezirksbehörde zu beſtätigen und in Eid zu nehmen. 
gilt ſohin als öffentliche Wache im Sinne des Rſete 
16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84. 

Diefe Beftätigung und Beeidigung kann nur über Ver- 
langen des Bejtellers des Yeldhüters erfolgen. 

Der Eid ift nad) der beiliegenden Eidesformel abzu⸗ 
nehmen. 

Siehe Bemerkung zum $ 20 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen. 

$ 20. Die Bejtätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyfiihen Tauglichkeit oder der Vertrauens— 
ae von der politiſchen Bezirfsbehörde verweigert 
werden 


z 21. Für den Feldſchutz dürfen nur Perſonen bejtätigt 
und beeidet werden, welche das zwanzigſte Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienjtleiftung 
bezüglichen Geſetze und Verordnungen bejigen. 

Auch das für den Forſt- oder 5 beeidete Per— 
ſonale kann zugleich für den Feldſchutz beſtellt und hiefür 
in Eid genommen werden. 


8 22. Jedem für den Feldſchutz Beeideten iſt ſeitens 
der politiſchen Bezirksbehörde zu ſeiner Legitimation eine 
Beſcheinigung über die erfolgte Beſtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Bejtellerd und die genaue Angabe des dem 
Teldhüter zur Überwachung zugewiefenen Gebietes zu ent» 
halten hat. 

Allfällige eier des Übermachungsgebietes hat 
der Beiteller unvermweilt der politichen Bezirksbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den Yeld- 
Ichußdienjt eines anderen Bejtellers hat der Feldhüter die 
Beicheinigung der politifhen Bezirfsbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demfelben dagegen unter 
Berufung des bereit3 beim Antritte des früheren Dienftes 
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geleijteten Eides eine neue, den geänderten Berhältnifjen ent» 
jprechende Bejcheinigung auszufolgen Hat. 

Das Formulare der Bejcheinigung ijt von der politischen 
Zandesitelle fejtzujegen. 

8 23. Treten bezüglich eines ſchon beeideten Feldhüters 
jolhe Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
Beeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die politijche 
Bezirksbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon Fraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein- 
etreten wäre, hinfichtlich des allfälligen Widerrufes der Be— 
ätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 22 er- 
wähnten Bejheinigung zu erfennen. 

S 24. Der im Amte bejtätigte und beeidete Feldhüter 
ift verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli— 
tiihen Bezirfsbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
machende Dienjtzeihen zu tragen. Derjelbe ijt zugleich 
befugt, im Dienjte ein kurzes Seitengewehr zu tragen, von 
weldher Waffe jedod nur im Falle gerechter Notwehr Ge— 
braud; gemadt werden darf. 

(S. oben Geſetz 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 26.) 

z 25. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich Hinfichtli der Glaubwürdigkeit 
feiner abgelegten Zeugenausfage, dann der Befugnijje des— 
—*— in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 

erſonen, welche bei der Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten ſtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer ſolchen Handlung dringend verdächtig 
erſcheinen, ferner hinſichtlich der Abnahme der von der ſtraf— 
baren Handlung herrührenden, ſowie der zur Verübung 
derſelben beſtimmten Sachen, endlich hinſichtlich der Ver— 
pflichtung zur Übergabe dieſer Sachen, ſowie der in Ver— 
wahrung genommenen Perſonen an die zuſtändige Behörde 
— ſind die Beſtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, maßgebend. 

8 26. Wenn das Grundſtück durch Vieh beſchädigt wird, 
hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls diefelbe nicht 
vom Bejchädigten felbjt bereit3 vorgenommen wurde, in Ab- 
mejenheit des letzteren für denjelben über jo viele Stücke 
a als zur Entſchädigung Hinreicht, zu vollziehen ($ 1321 

8 27. Der Feldhüter ift verpflichtet, jeden mahrge- 
nommenen eldfrevel, ohne Unterjchied, ob der Täter be> 
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fannt ift oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feines Beftellers 
zu bringen, und ziwar der von der Gemeinde bejtellte Feld- 
hüter zur Kenntnis des Gemeindevorjteher® und der nad) 
8 18 bejtellte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienftherrn und 
gleichzeitig des Gemeindevoritehers. 

28. Der Feldhüter hat die nach Maßgabe der 88 5 
und 6 des Gefekes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen Sachen und Werkzeuge 
fofort dem Gemeindevorfteher zu übergeben. 

Wenn PBiehjtüde dur einen von der Gemeinde be- 
ftellten Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer diejelben 
ohne Verzug dem Gemeindevorfteher zu übergeben. 

Der nad $ 18 beitellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Biehftüde unverzüglich feinem Dienftherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gejhhehene Pfändung 
anzuzeigen. 

8 29. Die politijche Bezirfsbehörde Hat über alle in 
ihrem Bezirfe befindliche beeideten Feldhüter einen Vormerk 
zu führen und felben in jteter Evidenz zu erhalten. 

Die Gemeindevorjteher, beziehungsmweife die Grundbe- 
figer (8 18), find bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe 
bon zwei bis zehn Gulden verpflichtet, jede Veränderung 
in dem Stande des von ihnen bejtellten beeideten Feld— 
ſchutzperſonales innerhalb der Frijt von längjtens vierzehn 
Tagen zur Kenntnis der politifchen Bezirksbehörde zu 
bringen. 


IV. Bon dem Berfaßren und den zu deffen DPurdführung beſtimmten 
Behörden. 


8 30. Die Durdführung des Verfahrens aus Anlaf 
vorfommender Feldfrevel, beziehungsmeife die Unterfuchung 
und Bejtrafung derjelben jteht dem Gemeindevorfteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejekesübertretung be= 
gangen wurde. 

Diefes Strafrecht wird nad) Vorſchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorjteher in Gemeinfchaft mit zwei 
Beifigern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirkungskreiſe 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteil einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt e3 fich überhaupt um einen Feldfrevel, rückſichtlich 
deſſen der nach obiger NRegel.fompetente Gemeindevorjtand 
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befangen erjcheint, jo jteht das Strafverfahren in erfter 
Inſtanz der politifhen Bezirksbehörde zu. 

5 31. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Bejchädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des beeideten 
Teldhüters ftatt, doc muß das Verfahren über Anlangen des 
Bejichädigten fofort eingejtellt werden, außer e8 wurde durch 
den Feldfrevel eine nad den Strafgejegen ftrafbare Hand» 
lung begangen. 

8 32. Der Gemeindevorjteher ijt verpflichtet, von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Verletzungen der Sicherheit des 
Teldgutes den Beſchädigten ungefäumt in Kenntnis zu feßen 
und insbeſondere diejenigen Berleßungen, melde der Be— 
handlung nad dem allgemeinen Strafgejege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur meiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

S 33. Der Gemeindevorjteher hat die ihm nad 8 28 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her- 
rührenden Saden, wenn der bejchädigte Eigentümer der- 
jelben befannt ijt, dieſem Teßteren auszufolgen. Sit der 
Beichädigte nicht befannt, fo Hat der Gemeindevorfteher wegen 
deſſen Ermittlung das Erforderlihe zu veranlafjen und 
die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu verwahren, oder 
falls diejelben dem Verderben unterliegen, zu Gunjten des 
nicht befannten Bejchädigten zu verjteigern oder fonjt ent- 
jprechend zu vermerten. 

Wenn der Bejhädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung ein- 

eleitet worden ift, fi) zur Übernahme der Sachen, bezie- 
—— deren Wertes binnen Jahresfriſt vom Zeitpunkte 
des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, ſo iſt der 
Erlös der zu verſteigernden Sachen, wenn er fünf Gulden 
nicht überſteigt, an die Armenkaſſe des Ortes, gegen Haftun 
der Gemeinde für die dem Eigentümer der Sachen innerhal 
der Verjährungszeit etwa zuſtehenden Anſprüche, abzugeben; 
überſteigt der Erlös dieſen Betrag, ſo iſt er an die politiſche 
Bezirksbehörde zur weiteren Verfügung einzuſenden. 

8 34. Aus Anlaß der nach $ 28 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Viehjtüde an den Gemeindevorjteher hat der— 
jelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten Viehes, 
wenn dieſer befannt ijt, als auch den Bejchädigten, und diejen 
legteren insbefondere mit der Aufforderung jogleich zu ver— 
ftändigen, daß er feinen Anſpruch auf den Schadenerjah 
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längjtens binnen acht Tagen von der Pfändung geltend zu 
machen habe, widrigenfalls das gepfändete Bieh dem jich mel- 
denden Eigentümer zurüdgeftellt werden müßte. 

Wurde diefer Anſpruch von Seite des Bejchädigten inner» 
halb der bezeichneten Friſt geltend gemacht, jo hat der Ge- 
meindevorjteher über die Höhe der Entjchädigung zwiſchen 
dem Beihädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Biehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln und im 
Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von dem 
Beichädigten die Klage nah $ 1321 ABGB. vor den 
Richter gebracht ift, zur Sicherftellung des Schadenerjates 
den Betrag fejtzujegen, gegen deſſen Erlag das gepfändete 
Bieh dem Eigentümer nocd vor rechtsfräftiger Beendigung 
des Verfahrens über den Yyeldfrevel uhren iit ($ 1322 
ABGB.). 

8 35. Die Beſtimmung des $ 34 und das daſelbſt ge— 
regelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch auf 
den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten eines 
beichädigten Dienjtherrn durch dejjen beeideten Feldhüter 
erfolgt iſt. 

8 36. Der Gemeindevorjteher hat über jeden einzelnen 
nach $ 31 zur Unterfuchung gelangenden Fall eines Yeld- 
frevel3 ohne Verzug die Sicherjtellung des Teatbejtandes 
und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, 
falls zwijchen dem Bejchädigten und dem Beichuldigten ein 
Vergleich über den Schadenerjag nicht zu jtande kommt, 
zugleich auch den Betrag des letzteren mit Rückſicht auf die 
an den Bejchädigten nad) $ 33 ausgefolgten, vom Feldfrevel 
herrührenden Sachen mittel3 Schäßung feitzuftellen. 

8 37. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächit das beeidete Feldichußper- 
fonale berufen. 

überjteigt aber der Schade nach dem Dafürhalten des 
Feldhüters fünf Gulden, jo hat der Gemeindevorjteher die 
Abſchätzung desjelben durch einen beeideten Schäßmann ohne 
Berzug zu veranlajjen. 

Die Vornahme der Schäbung des Schadens durch einen 
beeideten Schäßmann fann auch jonft in allen Feldfrevel- 
fällen fowohl von dem Beichädigten, als auch von dem 
Erſappflichtigen beim Gemeindevorſteher begehrt werden. 

8 38. Inſoweit die Schätzung nicht nad) $ 37 durch 
das beeidete Feldichußperjonale vorgenommen wird, hat jich 
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der Gemeindevorfteher hiezu der für Gerichtszwecke beitellten 
und beeideten Schätzmänner zu bedienen; find ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, fo hat die politifche Bezirksbehörde, 
über Erjuden der Gemeinde, Schäßmänner für Frevel— 
angelegenheiten zu bejtellen und diejelben entweder ſelbſt zu 
beeiden, oder durd einen eigenen Abgeordneten beeiden 
zu laſſen. 

8 39. Mit dem Gtraferfenntniffe iſt auch der Ausſpruch 
über den Schadenerfag zu verbinden, melcher dem Be— 
ihädigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Vergleiches 
mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schäßung gebührt, wenn dieſe den Betrag von fünfzehn 
Gulden nicht überjteigt, oder, wenn ihre NRichtigfeit von 
dem PVerurteilten nicht bejtritten mwird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von fünfzehn 
Gulden überfteigenden Schäßung beftritten, fo ijt der Schade 
im Straferfenntniffe bloß bis zum Betrage von fünfzehn 
Gulden zuzufprechen und der Bejchädigte mit feinem Mehr- 
anſpruche auf den Zivilrechtsweg zu vermeifen. 

BZugleih iſt über die Perſon des Erjagpflichtigen im 
Ginne der 88 15 und 16 zu erfennen und im Falle dritte 
Perfonen, welchen eine Mitfchuld nicht zur Lajt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nutzen gezogen haben, wie bei Bejhädigungen 
durch Abmweiden u. dgl., weiters zu bejtimmen, inmwieferne 
diefe Perfonen, innerhalb der im erjten Abjate in An— 
jehung des Betrages gezogenen Grenzen, dem Bejhädigten 
Erſatz zu leiſten haben. 

Siehe Bemerkung zum $ 39 des Forftichußgejeßes für Mähren. 

8 40. Mit dem Gtraferfenntniffe iſt dem Schuldigen 
auch der Erfah der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
pfändeten Biehes, dann für die allfällige Schäbung des 
Schadens durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, auf- 
zuerlegen. 

8 41. Die aus Anlaß des Feldfreveld abgenommenen, 
zur Verübung der ftrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge haften in erjter Linie für den 
Erſatz des dem Beichädigten zugefügten Schadens und für die 
Koſten des Strafverfahren. 

Wenn der Beichädigte den Erjat des Schadens erhalten 
hat und die Koften des Strafverfahrens gededt find, find Die 
Werkzeuge zu Gunjten der Armenkaſſe für verfallen zu er- 
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Hären, injoferne der Wert derjelben den Betrag von fünf 
Gulden nicht überjteigt und zudem geringer iſt, al3 der zu— 
erfannte Schadenerjaß. 

Treten diefe Vorausſetzungen nicht ein, jo find die Werf- 
zeuge dem Eigentümer zurüdzujtellen, falls nicht dem Be— 
Ihädigten ein Anſpruch darauf zufteht. 

5 42, Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge- 
meindevorjtehers geht an die politijche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirkungs— 
freifes unmittelbar unterjteht (Bezirksbehörde, Landesjtelle). 

Die Berufung ijt binnen act Tagen vom Tage der 
Kundmadhung, beziehungsweiſe Zujtellung des angefochtenen 
Erfenntnijjes an gerechnet, beim Gemeindevorjteher jchrift- 
lich oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
meitere Berufung nicht jtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politijchen Bezirksbehörde 
al3 erjter Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 

8 43. Die Gelditrafen fliegen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen murbde. 
Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ijt die Geldjtrafe in 
Arreititrafe umzumandeln. 

Hiebei fann für einen Strafbetrag bis fünf Gulden auf 
Arreft bis vierundzwanzig, niemals aber unter ſechs Stunden 
erfannt werden. Der ortsübliche Taglohn ift einem Tage 
Arbeit gleichzuhalten. 


8 44. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und 
Strafe der FFeldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worden  ift. 

Die Schadenerfaßanjprüche aus einem wegen a er 
nicht in Unterfuchung gezogenen Yeldfrevel können auf dem 
Bivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Auferfrafffegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

8 45. Mit dem Tage der Wirkſamkeit diefes Geſetzes 
treten alle bisherigen Vorſchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit leßtere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlich die Verordnung 
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der Minifterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 46. Mit dem Vollzuge diefes Gejebes find der Ader- 
bauminifter und der Minifter des Innern beauftragt. 


Eidesformel mie im Teldfchußgejege für Böhmen. 


Gefek 24. Februar 1885, 
betreffend die Ordnung der Wanderbienenweide. 
(EBl. Nr. 12.) 


81. Zum Zwecke der Ausnüßung der Haidenblüte 
fünnen Bienen in ſolche Gemeinden, in welchen ausgedehnte, 
mit Haiden bejehte Flächen vorhanden find, aus anderen 
Gegenden des Landes eingeführt und dajelbjt für die Zeit 
vom 15. Auguſt bis 8. September belajjen merden. 

5 2. Fremde Bienen find derart aufzuftellen, daß fie 
in allen Richtungen von den einheimifchen oder von jchon 
vorher eingeführten fremden Bienen in derjelben oder einer 
—— Gemeinde in der Ebene wenigſtens 1200 Meter 
und auf Anhöhen mindeſtens 2000 Meter entfernt ſind. 

8 3. Bon jeder Aufſtellung fremder Bienen iſt ſeitens 
desjenigen, der diejelben bei ſich aufnehmen will, längjtens 
bis 1. Auguft die Anzeige an den Gemeindevorjteher zu 
erjtatten. 

Diefer kann die oben angeführten Entfernungen aus— 
nahmsweiſe um ein Drittel herabjegen, wenn im nn 
auf Lofalverhältniffe und auf die Menge der in der Ge— 
meinde bereit3 vorhandenen einheimifchen und fremden 
Bienen ein Nachteil für diejelben nicht zu befürchten jteht, 
oder wenn die beteiligten Bienenzüchter einer folhen Maß— 
regel zujtimmen. 

8 4. Die Einfuhr von fremden Bienen zur Wander- 
mweide in die Gemeinde kann verboten mwerden, wenn die 
ausnahmsmweifen Verhältnijfe des Jahres eine günftige Ent— 
widlung der Haidenblüte nicht erwarten und demnad eine 
erheblide Schädigung der einheimifchen Bienen oder der 
Objternte durch die Einfuhr fremder Bienen befürchten laſſen. 

Tritt diefe Befürchtung infolge Zerjtörung der zur 
Bienenmweide nötigen Blüten nad der bereits erfolgten 
Einfuhr ein oder ijt der Schade bereits entjtanden, fo kann 
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verfügt werden, daß nad Maßgabe der Gefahr entweder alle 
oder ein Teil der vorhandenen fremden Bienen übertragen 
und, wenn notwendig, aus der Gemeinde entfernt werden, 
und zwar zunächjt diejenigen Bienen, welche jpäter als die 
übrigen eingeführt wurden. Sowohl das Verbot der Einfuhr 
als die erwähnten Verfügungen erfolgen über Bejchluß des 
Gemeindeausjchuffes und in dringenden Fällen durch den 
Gemeindevorjteher gegen nadträgliche Genehmigung durch 
den Ausschuß. | 

8 5. Die Gemeinden find berechtigt, für die Aufftellung 
bon fremden Bienen im Gemeindegebiete eine Gebühr auf- 
zuerlegen und einzuheben, welche jedoch nicht mehr als 
acht Kreuzer für jeden Bienenjtod und für jede einzelne 
Weideperiode betragen darf; dieje Gebühr, welche der Stand- 
geber zu entrichten hat, iſt auf Verlangen des leßteren 
verhältnismäßig zu verringern, beziehungsmweije zurüdzus 
jtellen, wenn auf Grund des $ 4 die Entfernung der bei 
ihm eingeftellten fremden Bienen vor Ablauf der Weide- 
periode angeordnet werden jollte. 

8 6. Die Überführung der Bienen darf nur zur Nacht» 
zeit vorgenommen werden und in Fällen, wo eine Nacht 
zur Transportierung nicht genügt und nod eine zweite 
Nacht erforderlich ift, Dürfen die Bienen, wenn die Flug— 
löcher nicht mit Gittern verjehen find, während des Tages 
weder in Ortſchaften, noch bei einzelnen Häufern oder auf 
den Straßen belafjen, fondern müſſen entfernt von folchen 
Objekten auf dem Felde oder einer Wiefe oder Hutmweide, 
two fein Verfehr von Perjonen, Fuhrwerk oder Vieh jtatt- 
findet, aufgeftellt und überwacht werden; von folchen Orten 
ift das Fliegen der Bienen während des Tages geitattet. 

8 7. Gegen die in Handhabung dieſes Geſetzes ge— 
troffenen Verfügungen des Gemeindevorjtehers kann binnen 
drei Tagen mündlich oder fchriftli die Berufung an den 
Gemeindeausfhuß ergriffen werden. Gegen Bejchlüffe des 
leßteren findet im Sinne des 8 88 Gemeindeordnung Die 
Berufung an den Landesausſchuß, jedoch ohne aufjchiebende 
Wirkung ftatt. 

8 8. Übertretungen diejes Gejehes find nach Vorjchrift 
des $ 57 der Gemeindeordnung vom Gemeindevorjteher in 
Gemeinjchaft mit zwei Gemeinderäten mit Geldjtrafen von 
1 bis 40 fl. oder Arreſt von 6 Stunden bis zu 8 Tagen 
zu bejtrafen. Die Geldjtrafen fliegen in den Armenfonds 
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der Gemeinde, in deren Gebiet die Übertretung begangen 
wurde. 

Die Berufung gegen ein Straferfenntnig der Gemeinde 
geht an die politifche Bezirksbehörde und ijt binnen Drei 
Zagen beim Gemeindevorjteher jchriftlich oder mündlich eine 
zubringen. Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
mweitere Berufung nidt jtatt. 

Die Strafbarkeit verjährt, wenn der Angeſchuldigte 
binnen drei Monaten vom Tage der begangenen Über— 
tretung nicht in Unterſuchung gezogen wurde. 

8 9. Mit dem Vollzuge dieſes Gejeges find Mein Ader- 
bauminifter und Mein Minifter des Innern betraut. 


Krain. 
Geſetz vom 17, Zünner 1875, 


LGBl. Nr. 8, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I, Bon dem Feldgute und dem Feldfrevel. 


S 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schutz 
des gegenwärtigen Geſetzes geitellt. 

—* die Anwendung des Geſetzes werden unter Feldgut 
alle Gegenſtände verſtanden, welche mit dem Betriebe der 
Land- und Feldwirtſchaft im weiteſten Sinne im unmittel— 
baren oder mittelbaren Zuſammenhange ſtehen, inſolange 
ſie ſich auf offenem Felde befinden. 

Es ſind daher ebenſowohl die Grundſtücke ſelbſt, wie 
Acker, Wieſen, Weiden, Gärten, Weingärten, Obſtbäume und 
Pflanzungen aller Art, Preßhäuſer, Feldhütten, Harpfen, 
Heuſtadeln, Bienenhäuſer, Zäune, Hecken, Fiſchteiche, Fiſch— 
behälter und Anlagen für künſtliche Fiſchzucht, Be- und 
Entwäſſerungsanlagen, Dämme, Waſſerwerke und Leitun— 
gen, Feldbrunnen, Feldwege, Stege uſw. zum Feldgute zu 
rechnen, als auch alle noch nicht eingebrachten Früchte 
und Saaten, Heus, Stroh- und Fruchtvorräte in Schobern 
oder in Harpfen, die auf dem Felde zurückgelaſſenen land— 
wirtſchaftlichen Geräte und Werkzeuge, das Zug. und 
Weidevieh, der Dünger ufm. 
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Ss 2, Als Feldfrevel werden alle Beſchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem Ge- 
jeße enthaltenen oder auf Grund dieſes Gejeßes von der 
politifchen Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeindeausſchuß) zum 
Schutze des Feldgutes erlafjenen bejonderen Verbote bejtraft, 
fofern dieſe Bejchädigungen oder die Übertretungen dieſer 
Berbote nicht der Behandlung nad) dem allgemeinen Straf- 

ejeße oder nach bejonderen, für den Schuß anderer Zweige 

* Landeskultur, namentlich der Waſſerrechte, oder für die 

Handhabung der Straßenpolizei erlaſſenen Geſetze und Vor— 

ſchriften unterliegen. 

8 3. Insbeſondere werden als verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum An— 
baue bereit3 vorbereiteten Adern, ferner auf Wieſen 
zur Zeit des Grasmwuchjes, endlih auf Grundftüden 
jeder Urt, jobald diejelben durch Einfriedung, Verbots— 
tafeln oder andere fennbare Warnungszeichen als ab- 
gejperrt bezeichnet find; 
das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Meifens der Trauben oder anderer Feld- oder 
Baumfrüchte über Verfügung de3 Gemeindevorftehers 
abgejperrt und durch Verbotstafeln oder andere fenn- 
bare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 
das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, das mut- 
willige Offnen, ſowie das ein fremdes Eigentum ge— 
führdende Offenlafjen der Sperrvorrichtungen an den- 
jelben und das Befeitigen oder Unkenntlichmachen der 
Verbotstafeln oder Warnungszeichen ; 
die eigenmädtige Eröffnung von Fußſtegen oder Feld— 
wegen; 

e) die eigenmäctige Einaderung, Umgrabung oder 
Klee Beihädigung gemeinjchaftlicher Feldwege; Fuß— 
teige oder Naine, Verrüdung oder Bejeitigung der 
Grenzzeihen, dann Abaderung von fremdem Grunde; 

) da8 unbefugte Abbrechen oder Wbjchneiden von 

Stämmen, Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann 

Abjtreifen von Laub von Bäumen oder Nubungs- 

fträuchern, fowie Ausreigen von Baumpfählen; 

das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Ge— 

treideähren, Schotten oder Pflanzen jeder Art von 


13* 


b 


— 


c 


it 


a 


— 


rr 


= 


196 II. Feldichußgefeße. 


bebauten Adern, dann Abjchneiden oder Abreißen des 
Graſes an Wegen oder Feldrainen; 
h) das unbefugte Auffammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden, und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, ſowie Auffammeln von 
Laub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 
das unbefugte AUblagern oder Werfen von Gteinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 
Grundftüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebraud fremder Heuftadeln, Karpfen, 
Feldhütten oder auf dem Felde belafjener Geräte und 
Werkzeuge, ſowie das Verſtecken, Berjchleppen oder 
Beichädigen der letzteren; 

l) das mutwillige Ummerfen oder Auseinanderftreuen 
fremder Erd=- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu— 
haufen, von Heu, Stroh und Früdten in Schobern 
oder in Karpfen, jowie das Bejchädigen der am Felde 
befindlichen fremden Vorrichtungen zum Trodnen des 
Futters und der Feldfrüchte; 

m) das eigenmädhtige Abbrennen von Torfmooren. 

8 4. Außerhalb gejchloffener oder fonft eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne — frei belaſſen werden. 

Wenn beſondere Ortsverhältniſſe Ausnahmen von dieſer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde— 
ausſchuſſe bewilligt werden. 

S 5. Das Weiden von Vieh außerhalb geſchloſſener oder 
eingefriedeter Plätze iſt nur unter Aufficht eines Hiezu ge= 
eigneten Hirten geijtattet. 

Auf Weideplägen, die von einem fo geringen Umfange 
oder von einer folchen Lage find, daß von Ddenfelben ein 
übertritt des Viehes auf fremde Grundftüde oder eine Be— 
Ihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das Weide- 
vieh mit Grund zu bejorgen ift, muß das Vieh in ange 
meſſener Weiſe mit Striden an fejte Gegenjtände ange 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridweide). 

(Siehe Bemerkung zum $ 6 des Feldichußgeiehes für Böhmen.) 

8 6. Auf Grundftüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchloffen find, daß dadurch; das Austreten des Viehes 
Brandt wird, iſt jede Weide (einſchließlich der Strid- 
weide) zur Nachtzeit verboten. 


DZ 
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Mit Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe kann der Ge— 
meindeausſchuß Ausnahmen von dieſem Verbote für be— 
ſtimmte Weideplätze geſtatten. 


8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derjelben darf nur bei Tageszeit ftattfinden. 

AUS Tageszeit im Gegenjage zur Nachtzeit im Sinne 
dieſes Gejeßes ijt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nad) Sonnenuntergang anzufehen. 

8 8. Wenn die zur Weide führende Wege von folcher 
Beichaffenheit find, daß eine Beichädigung fremden Feld- 
gute8 durch das getriebene -Vieh mit Grund zu beforgen 
it, jo kann der Gemeindeausihuß das Verbot erlafien, 
daß auf den von ihm bezeichneten Streden der Wege das 
Vieh nicht anders als gekoppelt oder an Striden geführt 
zur Weide gebracht werde. 

8 9. Die politifche Bezirksbehörde kann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniſſe zum Schutze des Feldgutes das 
Verbot erlafjen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder 
Fluren führenden Straßen oder Wegen anders als unter 
Aufjiht eines vom Gemeindevorjteher zu beftellenden und 
bom Biehtreiber nad) einem behördlich bejtätigten Tarife 
zu entlohnenden Begleiters jtattfinde. 


S 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Rechtstitel nur 
bei ausdrüdliher Zuſtimmung des betreffenden Grund- 
bejiger3 gejtattet. 

Dies gilt namentlid) auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brad und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nachlefe in Gärten, Objtanlagen, Wein- 
bergen oder auf Adern und Wiefen ift vom Sonnenunter- 
gange bis zum Sonnenaufgange unbedingt verboten, jonjt 
aber nur mit Einwilligung des betreffenden Grundbefißers 
gejtattet. 

8 12. Für bejtimmte Teile des Gemeindegebietes, 
welche ausfchließend oder zum großen Teile aus zufammen- 
hängenden Weingärten verjchiedener Beſitzer beftehen, kann 
der Gemeindeausshuß im Einverftändniffe mit dieſen Be- 
ſitzern mittels ortsüblicher Kundmachung das Verbot er- 
fajjen, daß mit der Weinlefe in dem betreffenden Gebiete 
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bor dem vom Gemeindeausjchuffe fejtgejegten Tagen be— 
gonnen werde. 

Eine Ausnahme hievon hat der Gemeindevorjteher 
einzelnen Weingartenbejigern dann zu bemilligen, wenn 
diejelben ſich bereit erklären, die Kojten der wegen der 
früheren Leſe in ihren Weingärten zum Schuße der übrigen 
BWeingärten etwa erforderlichen bejonderen Uberwachungs— 
maßregeln jelbjt zu bejtreiten. 


N, Strafbeſtimmungen. 


8 13. Der Feldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
1 bis 40 fl. oder mit einer Arreftjtrafe von ſechs bis acht 
Tagen geahndet. 

Siehe die Bemerfuna zum ’ 13 des Feldihußgefeges für Böhmen.) 

ieſe Bejtimmung erleidet jedoch die in den nach— 
folgenden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 

8 14. Die Übertretung der in den 88 4 bis 11 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Verbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
jtrafe nad) folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejel mit 1 fl. — fr. 
te 66 


D „ Schwein mit . — 30 
"nn nn Siegemit . — „30 

nn m ” Schaf mit ® — — 20 ” 
nun [7 Gans mit . in 10 [2 


„nn anderen Federviehes mit . . jr 

Dieje Straffäße find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundftüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 6) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Berdopplung tritt auch dann ein, wenn Die 
Übertretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, 
naffen oder durchbrüchigen Wiefen oder auf folhen Grund— 
ftüden ftattfand, welche durch Einfriedung, VBerbotstafeln 
oder andere ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des 8 3 lit. a und b iſt, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 fr., wenn fie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Stüd Trage oder Zugtier, dann die im $ 3 lit. £ be- 
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zeichnete Beſchädigung von Bäumen oder Nußungsjträudern 
am Stamme mit 2 1 für jeden Baum oder Strauch, das 
Abjtreifen von Laub, jowie das Abbrechen oder fonjtige 
Berlegen von Alten, Ziveigen, Blüten oder Früchten mit 1 fl. 
für jeden Baum oder Strauch, das Ausreißen von Baum— 
pfählen mit 1 fl. für jeden Pfahl zu betrafen. 

Bei Eintritt befonders rüdjichtswürdiger Umſtände 
fann auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf 
weniger als auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes dieſer 
Beträge erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge jich ergebende Gelditrafe für denfelben Straffall 
den Gejamtbetrag von 40 fl. überjchreiten. 

S 15. Wenn ein Feldfrevel durh Kinder, Dienftleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit den Auftrag ordnungsmäßig zu ——— begangen 
wird, iſt der Auftraggeber ohne Unterſchied, ob die ge— 
nannten Perſonen ſelbſt einer Strafbehandlung unterzogen 
wurden oder nicht, wegen unterlaſſener pflichtmäßiger Ob— 
ſorge mit einer Geldſtrafe bis zu 10 fl. zu beſtrafen. 

Dieſe Beſtimmung hat namentlich auch dann Anwendung 
zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes 
nicht genau bekannt gegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch 
jenen Geldbetrag nicht überſteigen, welcher auf die von 
obigen Perſonen begangene Übertretung ſelbſt geſetzt iſt. 

Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber 
nach Maßgabe des 8 1315 des ABGB. 

8 16. Der Feldfrevler hat, abgejehen von der ver- 
wirkten Strafe, jedenfall für den verurfadhten Schaden 
Erjab zu leiten. 

Bei Teldfreveln, welche von mehreren Perfonen zu— 
gleich begangen wurden, haftet jeder für den zugefügten 
Schaden nad) Maßgabe der 88 1301 und 1302 des ABGB. 


I. Bom Feldfhugperfonafe. 

8 17, Zum Schutze des Yeldgutes gegen Feldfrevel 
ind erforderlichen Falls Feldhüter (Flurwächter) zu be— 
ftellen und als folde in Eid zu nehmen. 

In ſolchem Falle Hat die Gemeinde für die in ihrem 
Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grundftüde, für 
welche von einzelnen Grundbejitern befondere Feldhüter auf 
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Grund des $ 18 nicht beftellt werden, ein gemeinfchaftliches 
beeidetes Feldſchutzperſonale in entjprechender Anzahl zu 
beftellen. 

Die Koften für das von der Gemeinde bejtellte Feld- 
ichußperfonale find im Sinne der Gemeindeordnung bon den 
Beſitzern der feiner Überwachung anvertrauten Grundjtüde 
verhältnismäßig zu tragen. 

Mit Genehmigung der politiihen Bezirfsbehörde 
fönnen zwei oder auch mehrere Gemeinden für die inner 
halb ihrer Gemarfungen zu beauffichtigenden Grundjtüde 
einen gemeinjchaftlihen Feldhüter bejtellen, injofern damit 
der beabfichtigte Schu des Feldgutes genügend gejichert 
erjcheint. 

Siehe Bemerkungen zum $ 18 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen. 

8 18. Einzelne oder mehrere Bejiger von zujammen 
mindejtens 50 Hektaren (86°/,, n.d. Joch) zum Feldgute 
gehöriger Grundftücde können für Ddiefelben ein eigenes be— 
eidetes Feldichußgperjonale bejtellen, wobei es feinen Unter- 
ichied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in derjelben 
Gemeinde gelegen find, oder nicht, fall nur ihrer Ver— 
einigung zu einem Überwadhungsfomplere feine örtlichen 
Hindernijfe entgegenftehen. | 

Zur Bejtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
jonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundkomplexe bedarf e3 einer vorläufigen bejonderen Be- 
willigung der politifchen Bezirksbehörde, welche übrigens 
nur wegen etwaiger gegen die beabjichtigte Beftellung 
ſprechenden triftigen Gründe verweigert werden fann. 


8 19, Der bejtellte Feldhüter ift von der politischen 
Bezirksbehörde zu beftätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt fohin als öffentlihe Wade im Sinne des Gejehes 
16. uni 1872, RGEBl. Nr. 84. 

> Beftätigung und Beeidigung kann nur über Ver- 
langen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid ift nad) der beiliegenden Eidesformel ab- 
zunehmen. 

(Siehe Bemerkung zum $ 20 des Feldjchußgefeßes für Böhmen.) 

8 20. Die Beftätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyliichen Tauglichkeit oder der Vertrauens- 
— von der politiſchen Bezirksbehörde verweigert 
werden. 
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8 21. Für den Feldihug dürfen nur Perjonen be— 
ftätigt und beeidet werden, welche das zwanzigſte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienjt- 
leiftung bezüglichen Gejege und Verordnungen bejigen. 

Auch das für den Forſt- oder Sagbian beeidete Per— 
fonale fann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür in 
Eid genommen werden. 

8 22, Jedem für den Feldihuß Beeideten ijt feitens 
der politifhen Bezirfsbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Beſtellers und die genaue Angabe des dem 
Feldhüter zur Überwachung zugewiejenen Gebietes zu ent- 
halten ar 

Allfällige Änderungen des Überwachungsgebietes hat der 
Beiteller unvermweilt der politifchen Bezirkfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den Feld— 
Ihußdienjt eines anderen Beſtellers hat der Feldhüter Die 
Beicheinigung der politischen Bezirfsbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen unter 
Berufung des bereits beim Antritte des früheren Dienjtes 
geleijteten CEides, eine neue, den geänderten Verhältnijjen 
entjprechende a: auszufolgen hat. 

Das Formulare der Beſcheinigung ift von der politischen 
Zandesitelle fejtzujegen. 

z 23. Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
folche Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
Beeidigung entgegengeftanden wären, jo hat die politifche 
Bezirfsbehörde, falls der Amtsverluft nicht Ihon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein— 
getreten wäre, hinſichtlich des allfälligen Widerrufes der 
Beſtätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 22 
erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

24. Der im Umte bejtätigte und beeidete Yeldhüter 
it verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli- 
tiſchen Behörde zu bejtimmende gehörig Furdzumachende 
Dienftzeihen zu tragen. 

(Siehe oben Gejet 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 28.) 

Derjelbe ijt zugleich befugt, im Dienjte ein Furzes 
Geitengewehr zu tragen, von welcher Waffe jedoch nur im 
Falle gerechter Notwehr Gebrauch gemacht werden darf. 
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S 25. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters und namentlich hinfichtlich der Glaubwürdigkeit 
jeiner abgelegten Zeugenausjagen, dann der Befugnifje des- 
jelben in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 
Perjonen, welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer ſolchen Handlung dringend verdächtig 
ericheinen, ferner hinfichtlich der Abnahme der von der 
jtrafbaren Handlung herrührenden, fowie der zur Verübung 
derjelben bejtimmten Sacen, endlich hinfichtlih der Ver— 
pflichtung zur Übergabe dieſer Sachen, ſowie der in Ber- 
wahrung genommenen Perjonen an die zuftändige Behörde 
jind die Beftimmungen des Gejehes 16. Juni 1872, ROBL. 
Kr. 84, maßgebend. 


S 26. Wenn das Grundftüd durch Vieh ae 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls Ddiejelbe 
nicht vom Beichädigten ſelbſt bereit3 vorgenommen murde, 
in Ubwejenheit des letzteren für denjelben über fo viele 
Stüde Viehes, als zur Entihädigung Hinreicht, zu voll- 
ziehen ($ 1321 ABGB.). 

Diefe Pfändung Hat von Seite des von der Gemeinde 
bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be- 
Ihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehüteten Vieh— 
jtüde geſchehen ift. 

S 27. Der Feldhüter ift verpflichtet, jeden wahrge— 
nommenen %eldfrevel ohne Unterjchied, ob der Täter be— 
fannt ijt oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feines Be— 
jtelfer8 zu bringen, und zwar der von der Gemeinde beitellte 
Feldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorjteherd und der 
nach $ 18 beftelfte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienſt— 
deren und gleichzeitig des Gemeindevorftehers. 


$ 28. Der Feldhüter hat die nad) Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes 16. Juni 1872, ROBL. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevels abgenommenen Sachen und Wert⸗ 
zeuge ſofort dem Gemeindevorſteher zu übergeben. 

Wenn Viehſtücke durch einen von der Gemeinde be— 
ſtellten Feldhüter gepfändet wurden, hat letzterer dieſelben 
ohne Verzug dem Bemeindevorſteher zu übergeben. 

Der nad) $ 18 beſtellte Feldhüter hat Die gepfändeten 
Viehftüde unverzüglich jeinem Dienjtherrn zu übergeben und 
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gleichzeitig dem Gemeindevorfteher die gejchehene Pfändung 
anzuzeigen. 

S 29. Die politifche Bezirksbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vor— 
merk zu führen und felben in fteter Evidenz zu erhalten. 

Die Gemeindevorjteher, beziehungsweije die Grundbe- 
figer ($ 18) find bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe von 
2 bis 10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
des von ihnen bejtellten beeideten Feldſchutzperſonales inner— 
halb der Friſt von längſtens 14 Tagen zur Kenntnis der 
politifchen Bezirfsbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfaßren und den zu deffen Purdfüßrung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Die Durchführung des Verfahrens aus Anlaß 
borfommender Feldfrevel, beziehungsmeije die Unterjuchung 
und Bejtrafung derjelben jteht dem Gemeindevorfteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gefehesübertretung be— 
gangen wurde. 

Diejes Strafredt wird nad) Vorſchrift der Gemeinde 
ordnung vom Gemeindevorfjteher in Gemeinjchaft mit zwei 
Beiſitzern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirfungsfreife 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt es fich überhaupt um einen Feldfrevel, rückſichtlich 
dejfen der nach obiger Regel kompetente Gemeindevorjtand 
befangen erjcheint, jo jteht das Strafverfahren in erjter 
Inſtanz der politiichen Bezirksbehörde zu. 

1. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Beichädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des be— 
eideten Feldhüters ftatt. 

8 32. Der Gemeindevorjteher ift verpflichtet, von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Berlegungen der Sicherheit 
des Feldgutes den Beichädigten ungejäumt in Kenntnis zu 
ſetzen und insbejondere diejenigen Berlegungen, welche der 
Behandlung nad dem allgemeinen Strafgefege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

8 33. Der Gemeindevorfteher Hat die ihm nad) $ 28 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her- 
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rührenden Saden, wenn der bejchädigte Eigentümer der— 
jelben befannt ijt, diefem letzteren auszufolgen. 

Sit der Beichädigte nicht befannt, jo hat der Gemeinde- 
vorjteher wegen dejjen Ermittlung das Erforderliche zu ver- 
anlafjen und die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu ver— 
wahren, oder, falls diejelben dem Verderben unterliegen, zu 
Gunften des nicht befannten Bejchädigten zu verjteigern, 
oder Alan entfprechend zu verwerten. 

enn der Beſchädigte, ungeachtet deſſen Ermittlung 
eingeleitet worden ijt, fi) zur Übernahme der Sachen, be= 
ziehungsmweife deren Werte binnen Jahresfriſt vom Zeit- 
punkte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, fo 
ift der Erlös * zu verſteigernden Sachen, wenn er fünf 
Gulden nicht überſteigt, an den Armenfonds des Ortes, 
gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der 
Sachen innerhalb der Verjährungsfriſt etwa ih Ans 
fprüche, abzugeben; überjteigt der Erlös dieſen Betrag, fo 
ift er an Die politifche Dezirksbehörde zur meiteren Ver— 
fügung einzujenden. 

8 34. Aus Anlaß der nad) $ 28 erfolgten Übergabe 
der gel fändeten Viehſtücke an den Gemeindevorfteher hat 
derjelbe hHievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Viehes, wenn dieſer befannt ift, al3 auch den Bejchädigten 
und dieſen leßteren insbejondere mit der Aufforderung ſo— 
gleich zu verjtändigen, daß er feinen Anfpruh auf den 
Schadenerjaß längjtens binnen acht Tagen von der Pfändung 
geltend zu machen habe, widrigenfalls das gepfändete Vieh 
dem ſich meldenden Eigentümer zurüdgeftellt werden müßte. 

Wurde Diefer Anſpruch von Seite des Befchädigten 
innerhalb der bezeichneten Frift geltend gemacht, fo Hat der 
Gemeindevorjteher über die Höhe der Entihädigung zwijchen 
dem Beſchädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln und im 
Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von 
dem Bejchädigten die Klage nach $ 1321 ABGB. vor den 
Richter gebracht ift, zur Sicherjtellung des Schadenerjaßes 
den Betrag fejtzufegen, gegen dejjen Erlag das gepfändete 
Vieh dem Eigentümer nocd vor rechtsfräftiger Beendigung 
des Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen ift ($ 1322 
ABGB.). 

8 35. Die Beitimmung des $ 34 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch 
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auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten 
eines bejchädigten Dienjtheren durch deſſen beeideten Feld- 
hüter erfolgt ift. 

8 36. Der Gemeindevorfteher hat über jeden einzelnen 
nah $ 31 zur Unterfuhung gelangenden Fall eines Yeld- 
frevel3 ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbejtandes 
und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, 
falls zwiſchen dem Bejchädigten und dem Bejchuldigten ein 
Vergleich über den Schadenerfag nicht zu jtande fommt, 
zugleich auch den Betrag des [egteren mit Rüdjicht auf die 
an den Bejhädigten nad) $ 33 ausgefolgten, vom Feldfrevel 
herrührenden Saden mittels Schäßung feitzuftellen. 

S 37. Zur Schäßung des durd einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutz— 
perjonale berufen. 

überfteigt aber der Schaden nad) dem DPafürhalten des 
Feldhüters fünf Gulden, fo hat der Gemeindevorjteher die 
Abſchätzung desjelben durch einen beeideten Schätzmann ohne 
Verzug zu veranlafjen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schätzmann kann aud fonjt in allen Feldfrevel- 
fällen fowohl von dem Bejchädigten, als auch vom Erjaß- 
pflihtigen beim Gemeindevorjteher begehrt werden. 

8 38. Inſoweit die Schäßung nicht nad $ 37 durch 
das beeidete Feldichußperjfonale vorgenommen wird, hat fich 
der Gemeindevorfteher hiezu der für Gerichtszmede bejtellten 
und beeideten Schäßmänner zu bedienen; find ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, jo hat die politifche Bezirfsbehörde 
über Erjuden der Gemeinde Schäßmänner für Frevel— 
angelegenheiten bejonders zu bejtellen und dieſelben ent— 
weder jelbjt zu beeiden oder durch einen eigenen Abgeord- 
neten beeiden zu lajjen. 

8 39. Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Aus- 
ſpruch über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem 
Beichädigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Ver— 
gleiches mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vor— 
genommenen Schäßung gebührt, wenn dieje den Betrag 
von fünfzehn Gulden nicht überjteigt, oder mwenn ihre 
Richtigkeit von dem Verurteilten nicht beftritten mird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von fünfzehn 
Gulden überjteigenden Schäßung bejtritten, fo ift der Schade 
im Straferfenntnifjfe bloß bis zum Betrage von fünfzehn 
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Gulden zuzufprechen und der Bejchädigte mit feinem Mehr- 
anjpruche auf den Zivilrechtsweg zu vermweifen. 

Zugleich ift über die Perjon des Erjagpflichtigen im 
Sinne der $$ 15 und 16 zu erfennen und im alle dritte 
Perſonen, welchen eine Mitjchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem eldfrevel Nugen gezogen haben, wie bei Bejchädi- 
gungen durch Abweiden u. dgl., weiters zu bejtimmen, in- 
wieferne dieſe Perjonen, innerhalb der im erjten Abſatze 
in Unjehung des Betrages gezogenen Grenzen, dem Be- 
Ihädigten Erjaß zu leijten haben. 

(Siehe Bemerkung zum $ 39 des Feldichußgejeges für Mähren.) 

5 40. Mit dem Straferfenntnifje ift dem Schuldigen 
auch der Erjaß der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
pfändeten Biehes, dann für die allfällige Schäßung des 
Schadens Durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, 
aufzuerlegen. 


8 41. Die aus Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen, 
zur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Bejchädigte den 
Erjag des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und Die 
Kojten des Strafverfahrens gededt find, fofern der Wert 
diefer Sachen den Betrag von fünf Gulden nicht überfteigt 
und zudem geringer ijt, als der zuerfannte Schadenerjaß, 
zu Gunften des AUrmenfonds für verfallen zu erklären. 

Treten dieſe Vorausjegungen nicht ein, jo find Die 
Werkzeuge, falls nicht dem Bejchädigten ein Anſpruch darauf 
zufteht, dem Eigentümer zurüdzuftellen. 

8 42. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Ge— 
meindevorftehers geht an die politijche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirfungs- 
freifes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Landegitelle). 

Die Berufung ift binnen act Tagen vom Tage der 
Kundmachung, beziehungsmeije Zuftellung des angefochtenen 
Erfenntnifjes gerechnet, beim &emeindevorjteher jchriftlich 
oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politifchen Bezirfsbehörde 
als erjte Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Nechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 
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8 43. Die Geldftrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 

sm Falle der Nichteinbringlichkeit ift die Geldjtrafe in 
AUrreititrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Hiebei fann für einen Strafbetrag bis fünf Gulden 
auf Arreſt bis vierundzwanzig, niemals aber unter jechs 
Stunden erfannt werden. Der ortsübliche Taglohn ijt einem 
— — leichzuhalten. 

—* die Verjährung erliſcht Unterſuchung 
und Shan der Teldfrevel, wenn der Frevler binnen drei 
Monaten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter» 
ſuchung gezogen worden it 

Die Schadenerjaganjprüde aus einem wegen Ver— 
jährung nicht in Unterſuchung gezogenen Feldfrevel können 
auf dem Zivilrechtsiwege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Außerfraftfefung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

S 45. Mit dem Tage der Wirkfamfeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen Vorjchriften in Angelegenheiten des 
Feldſchutzes, injomweit Teßtere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Negelung gefunden Haben und namentlich die Verordnung 
der Minijterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 46. Mit dem Vollzuge Ddiejes Geſetzes jind der 
Aderbauminijter und der Minifter des Innern beauftragt. 


Eidesformel wie im Feldſchutzgeſetz für Böhmen. 


Gefek vom 28. Mai 1898, 


betreffend den Schuß der Edelweihpflanzen und des 
Blagayichen Seidelbaftes. 


(LEBE. Nr. 28.) 


8 1. Das Ausheben und Ausreißen der Edelweiß— 
pflanzen (Gnaphalium Leontopodium) und des Blagayjchen 
Geidelbajtes (Daphne Blagayana) famt den Wurzeln, ſowie 
der Verkauf derartiger bemurzelter Pflanzen ijt verboten. 

8 2. Eine Ausnahme Hievon machen nur jene Fälle, 
wo es ſich um die Gewinnung Ddiejer Pflanzen für wiſſen— 
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ek Zwecke handelt. Der Sammler muß jedoch hiezu 
ie Bewilligung der betreffenden politifchen Bezirksbehörde 
einholen. 

8 3. Auf Edelweißpflanzungen und Blagayiche Seidel— 
bajte, welhe im Wege der Gartenfultur gezogen werden, 
findet dieſes Gejeß feine Anwendung. Der Beſitzer ſolcher 
bat ſich Durch ein Zertififat der Gemeinde auszumeijen, 
in welcher diefe Pflanzen fünjtlich Fultiviert werden. 

5 4. Die Übertretung der Vorſchrift des $ 1 wird 
von den politifhen Behörden mit einer Geldſtrafe von 
1 bis 10 fl., im Wiederholungsfalle bis 25 fl. beſtraft. 

Auch ift der Verfall der Pflanzen auszufprecen. 

Die Geldftrafe fließt in den Armenfonds jener Ge— 
meinde, in welcher die Betretung erfolgte. Im alle der 
Uneinbringlichfeit der Gelditrafe wird eine entjprechende 
Arreftitrafe bis zu fünf Tagen verhängt. 

5. Die E. k. Gendarmerie, fowie aud das zum 
Feld- und Waldſchutze aufgeftellte Aufjihtsperfonale iſt ver⸗ 
pflichtet, jede vorfommende Übertretung dieſes Geſetzes dem 
Gemeindevorfteher, beziehungsmeife der politijchen Bezirks— 
behörde zur Anzeige zu bringen. 
| 86. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes merden der 
Aderbauminifter und der Minijter des Innern beauftragt. 


Berordnung der k. E, Landesregierung in Krain 
vom 11. September 1860, Nr. 14643, 


womit die für das Herzogtum Krain erlajjene Weingartenordnung 
fundgemad)t wird. 


(LGBl. Nr. 43.) 


8 1. In jeder meinbauenden Ortsgemeinde jind von dem Ge— 
meindevorfteher alle jtimmberechtigten Weingartenbeiiger einzuberufen, 
weiche unter jeinem Vorſitze für die Dauer der nädjiten fünf Jahre 
wenigſtens drei Bergmeifter und ebenjoviele Erjagmänner aus face 
verjtändigen und ihr volles Vertrauen befigenden Männern aus ihrer 
Mitte zu wählen haben. 

8 2, Dort, wo bejondere Verhältniffe es wünſchenswert oder 
rätlih maden, können auch die jtimmberedhtigten Weingartenbejiger 
ziveier oder mehrerer Ortsgemeinden zufammen die Wahl ihrer gemein- 
Ichaftlichen Bergmeifter und deren Erjaßmänner vornehmen. 

$ 3. Stimmberechtigt zu diejer Wahl ift nur derjenige Wein— 
gartenbejiger, weicher mindeitens ein halbes Joch Weingarten in der 
betreffenden Ort3gemeinde befigt. Jedes weitere halbe Joch Weingarten 
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zählt hiebei aud für eime weitere Stimme. Pie Weingartenbejiger 
tönnen ihr Stimmrecht aud) durch ihre gejeglichen Vertreter oder durch 
Bevollmädtigte ausüben. 

8 4. Die Bergmeifter und ihre Erjagmänner find durch Die 
Gemeindevorjteher mittels eigener Defrete von der auf fie gefallenen 
Wahl zu verftändigen. Nach Ablauf der fünf Jahre ift eine neue 
Wahl vorzunehmen, bei welcher jedod die abtretenden Bergmeifter 
und Erjagmänner wiedergewählt werden können. 

8 5. In Verhinderung eines Bergmeifters tritt an deffen Stelle 
jener Erjagmann, auf welchen bei der Wahl ($ 1) die meijten Stimmen 
gefallen find. 

8 6. Die Bergmeifter haben im allgemeinen auf alles ihr Augen» 
merk zu richten, wa3 das Wohl und die Hebung des Weinbaued er» 
heiſcht. Insbeſondere obliegt ihmen die Sorge für die Herftellung 
der Bergwege, die Ernennung, Aufftellung und Überwachung der Berg- 
hüter, die Prüfung der Fortichritte der Traubenreife, die Beftimmung 
de3 Tages zum Beginne einer allfälligen Bor- und der allgemeinen 
Weinleje, ſowie über Verlangen der Parteien die Verpflichtung zur 
Vornahme der Weinabmeſſung beim Weinverfaufe im Weinberge u. dgl. 

8 7. Die Bergmeiiter haben fih in allen ihnen zugemwiejenen 
Angelegenheiten nad) ihrem eigenen Ermeifen oder über Aufforderung 
des Gemeindevorftehers zur gemeinichaftlichen Beratung zu verfammeln. 
Sie fünnen hiezu auch den Ausihuß der Landwirtfchaftsgefellichafts- 
Filiale ihers Bezirkes oder auch andere fachveritändige und vertrauende 
würdige Männer, jedoch nur mit beratender Stimme, beiziehen. Ihre 
Beichlüffe erfolgen nah) Stimmenmehrheit und find zur Kenntnis des 
Gemeindevoriteherd zu bringen, welcher dafür zu forgen hat, daß 
diefelben den beteiligten Weingartenbejigern auf die entiprechendite Art 
befannt gegeben werden. 

8 8. Die Entlohnung der Bergmeifter befteht in der ihnen beim 
Weinverfaufe im Weinberge für die über Berlangen der Parteien 
vorzunehmende Weinabmefjung mit 2fr. ö. W. für jeden nieder« 
öfterreichifchen Eimer zu entricdhtenden Gebühr. Bei diefer Wein— 
abmefjung haben die Bergmeifter fi) ausſchließend des mit der kaiſer— 
lichen Berordnung vom 13. Dezember 1858, LOB. I, Nr. 39, ala 
alfein gefegliche® Maß erklärten und eingeführten niederöfterreichifchen 
Hohlmaßes, d. i. de3 niederöfterreichiichen Eimer3 zu 40 Maß, zu 
bedienen. Den Weingartenbefigern bleibt e3 übrigens unbenommen, 
aud eine andere Entlohnung der Bergmeifter feitzufegen. 

$ 9. Die Herftellung und Inſtandhaltung der Bergwege obliegt, 
infoferne diefelben nicht zugleich Gemeinde» oder Bezirkäftraßen find, 
ben betreffenden Weingartenbefigern und ift von den Bergmeiftern 
mit genauer Berüdjichtigung der Ortöverhältniffe nach vorläufig bei 
dem Gemeindevorftande eingeholter Genehmhaltung zu veranlafien. Die 
hierwegen getroffenen Anordnungen find, fall3 denfelben von ben hiezu 
Verpflichteten nicht gehörig nachgelommen wird, nach ben Beftimmungen 
ber faiferlihen Berordnung vom 20. April 1854, 26Bl. I, Nr. 115, in 
Vollzug zu fegen. 
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S 10. Beginnen die Trauben zu reifen, jo haben die Bergmeijter, 
infoferne die von der Gemeinde bejtellten Feldhüter nicht Hinreichen 
jollten, eigene Berghüter in der notwendigen Anzahl aufzuftellen, 
deren Entlohnung von den Weingartenbefigern zu bejtimmen und zu 
bejtreiten ilt, und über deren Rechte und Bilichten, Eigenjchaften, 
Dienftesabzeichen, Bewaffnung und Beeidigung die Bejtimmungen ber 
Minifterialverordnung vom 30. Jänner 1860, RGBl. Nr. 28, in 
Betreff der Beltellung eines beeideten Feldſchutzperſonales, zu gelten 
haben. 

(Gegenwärtig haben die Beltimmungen des Geſetzes vom 

17. Jänner 1875, LOB. Nr. 8, und des Geſetzes vom 29. Mai 1887, 
LOB. Nr. 28, fiehe oben, Anwendung zu finden.) 

8 11. Mit dem oben im $ 10 bezeichneten Zeitpunkte haben 
die Bergmeister zugleich in Überlegung zu ziehen und zu bejchließen, 
ob und inwieferne mit Nüdjicht auf die obwaltenden Berhältnifje eine 
Abiperrung der Weingärten einzutreten habe. Die abzufperrenden Wein— 
gärten jind bei deren Ein» und Ausgängen durch Aufitellung von 
Kreuzpfählen zu bezeichnen. Der Tag der Abjperrung iſt mindejtens 
eine Woche vorher ordentlich befanntzugeben. Während der Dauer 
der Abiperrung ijt der Befuch der Weingärten außer dem Eigentümer 
und jeinen Hausgenofjen und Arbeitern niemanden gejtattet. Mit dem 
Beginne der Weinleſe find die aufgeftellten Sperrzeichen zu be— 
feitigen. 

S 12. Der von den Bergmeiltern zum Beginne der Weinlefe fejt- 
gefegte Tag ift von dem Gemeindevorfteher fogleich jo allgemein ala 
möglich auf die angemejjenjte Weife mit dem Beilage kundzumachen, 
daß im Regenwetter die Weinleje nicht zu halten und in feinem 
Valle vor dem Verſchwinden des Taues zu beginnen fei. 

Vor dem Beginn der Weinleje iſt das Unterflauben der faulen 
oder abgefallenen, jowie die Abnahme der nicht zur Weinerzeugung 
beftimmten Trauben nur gegen vorläufige Anmeldung bei dem Berg- 
meiſter geitattet. 

8 13. Bor dem zum Beginne der Weinleje beftimmten Tage 
darf niemand lejen. Zur jpäteren Leje ift Dagegen jedermann beredtigt, 
in dieſem alle jedoch für die Beauffichtigung feines Weingartena 
jelbft zu ſorgen verpflichtet. 

8 14. Beichwerden gegen die Berghüter find bei bem Berg. 
meifter, Beſchwerden gegen die Bergmeifter bei dem Gemeindevorftande 
anzubringen und auf eine einfache und mwirfiame Art zu jchlichten. 

8 15. Übertretungen diejer Weingartenordnung find ald Feld» 
frevel nach den Beftimmungen der hierüber erflofienen Minifteriaf- 
verordnung vom 30. Jänner 1860, RGBl. Nr. 28, zu behandeln. 

(Gegenwärtig haben die Strafbeftimmungen des Geſetzes vom 

17. Jänner 1875, LEBT. Nr. 8, betreffend den Schub des Feldgutes, 
Anwendung zu finden.) 


Mähren. 211 


Mähren. 
Gefek vom 13. Jänner 1875, 


LSB. Nr. 12, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I. Bon dem Feldgute und dem SFeldfrevel, 

8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes gejtellt. 

In Ddiefem Gejege werden unter Feldgut alle Gegen- 
jtände verjtanden, welche mit dem Betriebe der Land- und 
Feldwirtihaft im meitejten Sinn in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zujammenhange jtehen, injolange fie jich auf 
offenem Felde befinden. 

Es jind daher ebenjowohl die Grundftüde jelbjt, wie 
Acer, Wiejen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume und 
Pflanzungen aller Art, Bienenjtöde, Preßhäuſer, Objt- 
dörren, Brecdhhäufer und jonjtige zur Flachs- und Hanf— 
bereitung bejtimmte Borrichtungen, Feldhütten, Zäune, 
Heden, Fiſchteiche, Fiichbehälter und Anlagen für künſtliche 
Fiſchzucht, Be- und Entwäjferungsanlagen, Dämme, Wajjer- 
werfe und Leitungen, Feldbrunnen, Feldwege, Stege uſw. 
zum Feldgute zu rechnen, als auch alle noch nicht einge- 
bradten Früchte und Saaten, Heus, Stroh- und Frucht— 
ichober, die auf dem Felde zurüdgelajjenen landwirtjchaft- 
fihen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weidevieh, 
der Dünger uſw. 

Hinfichtli der Bienenjtöde gelten überdies noch derzeit die Vor- 
fchriften des ah. Patentes vom 8. April 1775, Gejegesjammlung vom 
Sahre 1774—1776, 7. Band, Seite 204, Nr. 1680. (Enticheivung des 
f. £. Oberjten Gerichtshofes vom 18. November 1885, 3. 13084, Beit- 
jchrift für Verwaltung 1886, Seite 137.) 

8 2. Als Selbfrevel werden alle Beſchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diefem Ge— 
fege enthaltenen oder auf Grund dieſes Gejehes von der 
politijchen Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeindeausihuß) zum 
Schutze des Feldgutes erlajfenen bejonderen Verbote beftraft, 
jofern dieſe Beſchädigungen oder die Übertretungen diejer 
Berbote nicht der Behandlung nad dem allgemeinen Straf- 
gejege oder nach bejonderen, für den Schuß anderer Zweige 
der Landesfultur, namentlich der Wafjerrechte, oder für die 
Handhabung der Straßenpolizei erlaffenen Gefete und Vor— 
Ichriften unterliegen. 
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8 3. Insbeſondere werden als verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Weiten, Fahren in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum An— 
baue bereits vorbereiteten Adern, ferner auf Wiefen 
zur Zeit des Graswuchſes, endlih auf Grundjtüden 
jeder Art, fobald diejelben durch Einfriedung, Verbots— 
tafeln oder andere fennbare Warnungszeichen al3 ab— 
Be bezeichnet jind; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, melde zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld- oder 
Baumfrüdte über Verfügung des Gemeindevorjtehers 
abgefjperrt und durch Verbotstafeln oder andere kenn— 
bare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, ſowie 
das mutwillige Öffnen der Sperrvorricdhtungen an den= 
jelben und das Befeitigen oder Unkenntlichmachen der 
Berbotstafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmächtige Eröffnung von Fußftegen oder Feld— 
wegen; 

e) Die eigenmächtige Einaderung, Umgrabung oder 
fonftige Beſchädigung gemeinfchaftliher Feldwege oder 
Fußſtege, Verrüdung oder Bejeitigung der Grenz» 
zeichen, dann Abaderung von fremdem Grunde; 

f) das unbefugte Abbrechen oder Ab neiden von 

Stämmen, Aften, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann 

Abftreifen von Laub von Bäumen oder Nutzungs— 

fträuchern, jowie Ausreißen von Baumpfählen; 

das unbefugte Abjchneiden oder Abreißen von Ge— 

treideähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von 

bebauten Adern, dann Abſchneiden oder Abreißen des 

Grajes an Wegen oder Feldrainen; 

das unbefugte uff ammeln oder Graben von Knochen, 

Hadern oder Düngerftojfen in Gärten oder auf Adern, 

Wiefen oder Weiden, und das unbefugte Graben von 

Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Auffammeln von 

Saub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 

auf fremden Grunditüden; 

das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 

Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 

Grundftüde oder auf Wege 

k) der unbefugte Gebrauch — Heuſtadeln, Feldhütten 
oder auf dem Felde belaſſener Geräte und Werk— 


— 


8 


h 


— 


— 


i 


Mähren. 213 


zeuge, ſowie das VBerjteden, Verjchleppen oder Beſchä— 

digen der letzteren; 

l) das mutmwillige Ummerfen oder Auseinanderftreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu— 
haufen, Heus, Stroh- und Fruchtichober, jowie das 
Beichädigen der am Felde befindlichen fremden Vor— 
richtungen zum Trodnen des Futters; 

m) das eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren. 

8 4. Außerhalb gejchlojfener oder ſonſt eingefriedeter 
Tläße darf fein Vieh ohne Aufficht frei belajjen werden. 

Wenn bejondere Ortsverhältnijje Ausnahmen von diejer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde— 
ausſchuſſe bewilligt werden. 

8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb gejchlojjener oder 
eingefriedeter Pläße ijt nur unter Aufjicht eines hiezu ge— 
eigneten Hirten gejtattet. 

Aur Weideplägen, die von einer jo geringen Ausdehnung 
oder von einer folhen Lage jind, daß von denjelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundjtüde oder eine Be— 
ihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das Weide- 
vieh mit Grund zu bejorgen ijt, muß das Vieh in ange- 
mejjener Weife mit Striden an fejte Gegenjtände ange- 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridimweide). 

(Siehe Bemerkung zum 8 6 des Teldichußgejeges für Böhmen.) 

8 6. Auf Grundftüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchloffen find, daß dadurch das Austreten des Viehes 
verhindert wird, ijt jede Weide (einjchließlich der Strid- 
weide) zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rückſicht auf befondere Verhältniſſe kann der Ge- 
meindeausihug Ausnahmen von dieſem Berbote für be— 
ftimmte Weidepläße gejtatten. 

8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. 

Als Tageszeit im Gegenjage zur Nachtzeit im Sinne 
dieſes Geſetzes ijt die Zeit eine halbe Stunde vor Sonnen— 
aufgang bis eine halbe Stunde nad Sonnenuntergang 
anzuiehen. 

S 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von joldher 
Bejchaffenheit jind, daß eine Bejchädigung fremden Feld— 
gutes Durch das getriebene Vieh mit Grund zu bejorgen 
ift, jo kann der Gemeindeausihuß das Verbot erlajjen, 
daß auf den von ihm bezeichneten Streden der Wege das 
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Vieh nicht anders als gefoppelt oder an Striden geführt 
zur Weide gebracht werde. 

8 9. Die politifche Bezirksbehörde kann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schutze des Feldgutes das 
Verbot erlajjen, daß der Durchtrieb fremder Liesherten 
zur Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder 
Fluren führenden Straßen oder Wegen anders als unter 
Aufficht eines vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden und 
vom Viehtreiber nach einem behördlich beftätigten Tarife 
zu entlohnenden Begleiters ftattfinde. 

8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Rechtstitel nur 
bei ausdrüdlicher Zuftimmung des betreffenden Grund— 
beſitzers gejtattet. 

Dies gilt namentli auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brad» und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nacdjlefe in Gärten, Obftanlagen, Wein 
bergen oder auf Adern und Wiejen ijt zur Nachtzeit ($ 7) 
unbedingt verboten, fonjt aber nur mit Einwilligung des 
betreffenden Grundbeſitzers geitattet. 

8 12. Für bejtimmte Teile des Gemeindegebieteg, 
welche ausjchließend oder zum großen Teile aus zujammen- 
hängenden Weingärten verjchiedener Bejiger bejtehen, kann 
der Gemeindeausihuß mittel ortsübliher Kundmachung 
das Verbot —5 daß mit der Weinleſe in dem be— 
treffenden Gebiete vor dem vom Gemeindeausſchuſſe feſt— 
geſetzten Tagen begonnen werde. 

Eine Ausnahme hievon hat der Gemeindevorſteher 
einzelnen Weingartenbeſitzern dann zu bewilligen, wenn 
dieſelben ſich bereit erklären, die Koſten der wegen der 
früheren Leſe in ihren Weingärten zum Schutze der übrigen 
Weingärten etwa erforderlichen beſonderen Überwachungs— 
maßregeln ſelbſt zu beſtreiten. 


Il. Strafbeſtimmungen. 


8 13. Der Feldfrevel wird mit einer Geldſtrafe von 
einem bis vierzig Gulden oder mit einer Arreſtſtrafe von 
ſechs Stunden bis zu acht Tagen geahndet. 

(Siehe die Bemerkung zu $ 13 des Feldfchußgefeges für Böhmen.) 

Dieje Bejtimmung erleidet jedoch die in den nach— 
folgenden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 
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8 14. Die Übertretung der in den 88 4—10 ent- 
baltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Verbote ijt in der Regel mit einer Geld- 
jtrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder — mit fl. — kr. 


[23 ”„ [0 „ Rind mit e J . ui ’ „ 50 „ 
7 rn 7 Schwein mit. . . a BE Fe 7 30 7, 
ee ae - DO ME 2. en, 
[7 m» nn 77 Schaf mit. .. — ⸗ ., 9 20 „ 
an ⏑⏑ü ©% — „10 „ 
„nv  „ Iruthahn und Truthenne mit — „10 „ 
„nn nn anderen Federviehes mt . .— „ 5, 


Diefe Straffäge find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder 
wenn Die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen murde, 
zu verdoppeln. 

Eine Verdopplung tritt auch dann ein, wenn Die 
übertretung auf bebauten dern, Gärten, Weingärten, 
najjen oder durchbrüchigen Wiejen oder auf jolden Grund» 
ftüden jtattfand, welche durch Einfriedung, Berbotstafeln 
oder andere ortSübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3 lit. a und b ijt, wenn jie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 fr., wenn jie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Stüd Trage oder AZugtier, dann die im $ 3 lit. £ be= 
zeichnete Beſchädigung von Bäumen oder Nußungsjträuchern 
am Stamme mit 2 fl., für jeden Baum oder Strauch, das 
Abjtreifen von Laub, ſowie das Abbrechen vder jonftige 
Verlegen von Aften, Zweigen, Blüten oder Früchten mit 1fl. 
für jeden Baum oder Straud, das Ausreißen von Baum 
pfählen mit 1 fl. für jeden Pfahl zu beftrafen. 

Bei Eintritt bejonders rüdjichtswürdiger Umftände 
fann auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf 
weniger als auf die Hälfte des gejeßlichen Ausmaßes diefer 
Beträge erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge fich ergebende Gefditrafe für Ddenfelben Straffalf 
den Gefamtbetrag von 40 fl. überichreiten. 

$ 15. Wenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienftleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
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feit den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ijt der Auftraggeber ohne Unterſchied, ob die ge= 
nannten Perjonen ietöft einer Strafbehandlung unterzogen 
wurden oder nicht, wegen unterlajfener pflichtmäßiger Ob— 
jorge mit einer Geldjtrafe bis zu 10 fl. zu beitrafen. 

Dieje Bejtimmung hat namentlich auch dann Anwendung 
zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes 
nicht genau bekannt gegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch 
jenen Geldbetrag nicht überjteigen, welcher auf die von 
obigen Perſonen begangene Übertretung ſelbſt geſetzt iſt. 

Für den zugefügten — haftet der Auftraggeber 
nach Maßgabe des 8 1315 d 

8 16. Der Feldfrevler er abgefehen von der ver— 
wirkten Strafe, jedenfall3 für den verurfachten Schaden 
Erſatz zu leiſten. 

Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perſonen zu— 
gleich begangen wurden, haftet jeder für den zugefügten 
Schaden nach Maßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 

Wenn von den Verwaltungsbehörden fein Feldfrevel konſtatiert 

worden und ſomit fein Strafurteil ergangen ift, gehören die Echaden- 
erſatzanſprüche aus Anlaß der Beichädigung von Feldern nicht auf 
den adminiftrativen, jondern auf den ordentlichen Rechtsweg. (BGH. 
25. September 1878, 3. 1494.) 


II, Bom Feldfdutperfonafe. 


ge dieſem Mbichnitte vergleihe das nachgefolgte Geſetz 
. Mai — LGBl. Nr. 53, oben.) 


rt Zum Scuße des Feldgutes gegen Feldfrevel 
Un —— Flurwächter) zu beſtellen und als ſolche in 
d zu nehmen. 


In * Regel iſt jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund— 
ſtücke, für welche von einzelnen Grundbeſitzern beſondere 
Feldhüter auf Grund des 8 18 nicht beſtellt werden, ein 
— — beeidetes Feldſchutzperſonale in entſprechen— 
er Anzahl zu beſtellen. 

Die Koſten für das von der Gemeinde beſtellte Feld— 
ſchutzperſonale ſind im Sinne der Gemeindeordnung von den 
Beſitzern der feiner Überwachung anvertrauten Grundſtücke 
nach Maßgabe des Flächenmaßes der letzteren zu tragen. 

Mit Genehmigung der politiſchen Bezirksbehörde 
können zwei oder auch mehrere Gemeinden für die inner— 
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halb ihrer Gemarfungen zu beauffichtigenden Grundjtüde 
einen gemeinjchaftlihen Feldhüter bejtellen, injofern damit 
der beabfichtigte Schuß des Feldgutes genügend gejichert 
ericheint. 

Die politiſche Landesitelle fann nah Einvernehmung 
des Landesausjchuffes jene Gemeinden, Hinfichtlic welcher 
nah den örtlichen oder jonjtigen Berhältniffen die Be— 
jtellung eines Gemeinde-Feldſchutzperſonales fich für Die 
Sicherung des Feldgutes als entbehrlich darjtellt, von diejer 
Beitellung entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für 
einen bejtimmten Teil desjelben auf bejtimmte oder unbe- 
ftimmte Zeit entheben. 

(Siehe Bemerkungen zum $ 18 de3 Feldichußggefeges jür Böhmen.) 

8 18. Einzelne oder mehrere Bejiger von zujammen 
mindejtens 50 Hektaren (869/,, n.d. Joch) zum Feldgute 
gehöriger Grundjtüde können für diejelben ein eigenes be- 
eidetes Feldichugperfonale bejtellen, wobei es feinen Unter 
ſchied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in derjelben 
Gemeinde gelegen find oder nicht, fall® nur ihrer Ber- 
einigung zu einem Überwachungskomplexe feine örtlichen 
Hindernifje entgegenjtehen. 

Zur Bejtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
jonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundfomplere bedarf es einer vorläufigen bejonderen Be— 
willigung der politiihen Bezirfsbehörde, welche übrigens 
nur wegen etwaiger gegen die beabjichtigte Beitellung 
jprechenden triftigen Gründe verweigert werden kann. 

8 19. Der beftellte Feldhüter iſt von der politischen 
Bezirksbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt fohin als öffentlihe Wache im Sinne des Geſetzes 
16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84. 

Diefe Beftätigung und Beeidigung kann nur über Ver- 
langen des Beſtellers des Feldfüters erfolgen. 

Der Eid iſt nach der beiliegenden Eidesformel ab- 
zunehmen. 

(Siehe Bemerkung zum $ 20 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

8 20. Die Bejtätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyjiihen Tauglichkeit oder der Vertrauens- 
mwürdigfeit von der politiichen Bezirfsbehörde verweigert 
werden. 

Ss 21. Für den Feldſchutz dürfen nur Perjonen be— 
jftätigt und beeidet werden, welche das zwanzigjte Lebensjahr 
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zurücgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienit- 
leijtung bezüglichen Geſetze und Verordnungen bejigen. 

Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete Per- 
jonale fann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür in 
Eid genommen werden. 

8 22. Jedem für den Feldichug Beeideten ift ſeitens 
dei politischen Bezirksbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Bejteller® und die genaue Angabe des dem 
Feldhüter zur Überwachung zugemwiejenen Gebietes zu ent- 
halten hat. 

Allfällige Änderungen des Überwachungsgebietes hat der 
Beiteller unvermweilt der politifchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den Feld- 
ihußdienjt eines anderen Bejtellers hat der Feldhüter die 
Beicheinigung der politiihen Bezirksbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen unter 
Berufung des bereits beim Antritte des früheren Dienſtes 
geleijteten Eides, eine neue, den geänderten Verhältniſſen 
entjprechende Bejcheinigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Bejcheinigung ift von der politischen 
Landesſtelle fejtzufegen. 

S 23. Treten bezüglich eines jchon beeideten Feldhüters 
jolhe Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
Beeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die politijche 
Bezirksbehörde, falls der Amtsverluft nicht Schon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein 
getreten wäre, hinfichtlich des allfälligen Widerrufes der 
Beltätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 22 
erwähnten Bejcheinigung zu erkennen. 

5 24. Der im Amte bejtätigte und beeidete Yeldhüter 
it verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli= 
tiihen Bezirksbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
machende Dienftzeichen zu tragen. Derjelbe ijt zugleich be— 
fugt, im Dienjte ein furzes Seitengewehr zu tragen, von 
welcher Waffe jedoh nur im Falle gerechter Notwehr Ge— 
brauch gemacht werden darf. 

(Siehe oben Gejeh vom 29. Mai 1837, L6Bl. Nr. 75.) 

8 25. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüter8 und namentlich Hinfihtlic der Glaubwürdigkeit 
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jeiner abgelegten Zeugenausjagen, dann der Befugnifje des- 
elben in Bezug auf die Berhaftug und Verfolgung von 
erjonen, welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer ſolchen Handlung dringend verdädtig 
ericheinen, ferner Hinfichtlidh der Abnahme der von der 
jtrafbaren Handlung herrührenden, ſowie der zur Verübung 
derjelben bejtimmten Sacden, endlich Hinjichtli der Ver— 
pflihtung zur Übergabe dieſer Sachen, jowie der in Ver— 
mwahrung genommenen Perjonen an die zujtändige Behörde 
find die Beftimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, RGéBl. 
rt. 84, maßgebend. 

5 26. Wenn das Grundjtüd durch Vieh bejichädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls Diejelbe 
nicht vom Bejchädigten jelbjt bereit3 vorgenommen wurde, 
in Abwejenheit des leßteren für denjelben über jo viele 
Stüde Viehes, als zur Entihädigung Hinreicht, zu voll— 
ziehen ($S 1321 ABGB.). 

Die Pfändung Hat von Seite des von der Gemeinde 
bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be— 
Ihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehüteten Vieh» 
ſtücke geſchehen iſt. 

Kann die Pfändung von Tauben und Haushühnern nicht 
geſchehen, ſo iſt es Feldhütern, welche gleichzeitig dem für 
den Forſt- oder Jagdſchutz beeideten Perſonale angehören 
($ 21 al. 2), geſtattet, dieſelben zu erſchießen, worauf bei 
der Beitrafung der Frevler angemefjene Rüdficht zu nehmen 
fommt. 

Das getötete Vieh ift an Ort und Stelle für den 
Eigentümer desjelben zurüdzulajjen. 

8 27. Der Feldhüter ift verpflichtet, jeden wahrge— 
nommenen seldfrevel ohne Unterjchied, ob der Täter be— 
fannt ijt oder nicht, unverweilt zur Kenntnis feines Be— 
jtellers zu bringen, und zwar der von der Gemeinde bejtellte 
Teldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorjteher8 und der 
nad $ 18 bejtellte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienft- 
herrn und gleichzeitig des Gemeindevorjtehers. 

5 28. Der Feldhüter hat die nad) Maßgabe der SS 5 
und 6 des Gefeßes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevels abgenommenen Saden und Werk— 
zeuge ſofort dem Gemeindevorſteher zu übergeben. 
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Wenn Viehftüde durch einen von der Gemeinde be— 
ftellten Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer diejelben 
ohne Verzug dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Der nad $ 18 bejtellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Viehſtücke unverzüglich feinem Dienjtherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gejchehene Pfändung 
anzuzeigen. 

8 29. Die politifche Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vor— 
merf zu führen und jelben in jteter Evidenz zu erhalten. 

Die Gemeindevorfteher, beziehungsmweife die Grundbe- 
iger ($ 18) find bei Vermeidung einer Ordnungsjtrafe von 
2 bis 10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
des von ihnen bejtellten beeideten Feldſchutzperſonales inner— 
halb der Frift von längjtens 14 Tagen zur Kenntnis der 
politifchen Bezirksbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Die Durhführung des Verfahrens aus Anlaß 
borfommender Feldfrevel, beziehungsmweife die Unterjuchung 
und Bejtrafung derjelben jteht dem Gemeindevorjteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejegübertretung be- 
gangen murde. 

Diefes Strafredht wird nad Vorſchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorfteher in Gemeinjchaft mit zwei 
Beifigern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirfungsfreife 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt es ſich überhaupt um einen Feldfrevel, rückſichtlich 
dejfen der nad) obiger Regel fompetente Gemeindevoritand 
befangen erjcheint, jo jteht das Strafverfahren in erjter 
Inſtanz der politifchen Bezirfsbehörde zu. 

Ebenfo ijt die politifche Bezirfsbehörde berechtigt, hin— 
fihtlih jener Übertretungen des Feldſchutzgeſetzes, welche 
unmittelbar bei ihr zur Anzeige gebracht werden, Die 
Strafamtshandlung und den Strafvollzug auszuüben und 
zu dieſem Behufe den Übertretungsfall unter gleichzeitiger 
Verjtändigung des zunächit zuftändigen Gemeindevorjtehers 
an ſich zu ziehen. 
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In einem folhen Falle iſt auch die politijche Bezirks— 
behörde zur Bornahme aller übrigen Amtshandlungen be— 
rufen, welche gemäß der folgenden Paragraphe diejes Ge— 
fees dem Gemeindevorjteher obliegen. 

31. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den eldfrevel Beichädiaten oder 
Sefährdeten, ferner über die unmittelbare Anzeige des be- 
eideten Feldhüters, beziehungsmweife, wenn es ji) um Wild- 
badyverbauungs= oder ——— Waſſerbauanlagen handelt, 
über die unmittelbare Anzeige des zum Schutze dieſer An— 
lagen beſtellten und beeideten Wachorganes oder der 
ſonſtigen, mit der Beaufſichtigung dieſer Anlagen betrauten 
Organe ſtatt. 

(Die 88 30, 31 — Faſſung durch die Novelle 

22. April 1894, LGEBl. Nr. 51.) 

8 32, Der nein he iſt verpflichtet, von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Verlegungen der Sicherheit 
des TFeldgutes den Bejchädigten ungejäumt in Kenntnis zu 
ſetzen und insbejondere diejenigen Verlegungen, welche der 
Behandlung nad dem allgemeinen Strafgejege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

8 33. Der Gemeindevorfteher hat die ihm nad $ 28 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her— 
rührenden Sachen, wenn der bejchädigte Eigentümer der— 
jelben befannt iſt, dieſem letzteren auszufolgen. 

Sit der Befchädigte nicht befannt, fo hat der Gemeinde- 
vorjteher wegen dejjen Ermittlung das Erforderliche zu ver— 
anlafjen und die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu ver— 
wahren oder falls diefelben dem Verderben unterliegen, zu 
Gunjten des nicht befannten Bejchädigten zu verjteigern oder 
ſonſt entfprechend zu verwerten. 

Wenn der Bejchädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung 
eingeleitet worden ijt, fich zur Übernahme der Sachen, be— 
ziehungsmweife deren Wertes, binnen Jahresfriſt, vom Zeit- 
punfte des begangenen Feldfrevel3 nicht gemeldet hat, fo ijt 
der Erlös der zu verjteigernden Sachen, wenn er fünf 
Gulden nicht überfteigt, an den Armenfonds des Ortes 
gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der 
Saden innerhalb der Verjährungszeit etwa zuftehenden 
Anſprüche abzugeben; überjteigt der Erlös dieſen Betrag, fo 
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ift er an die politiſche Bezirfsbehörde zur weiteren Ver— 
fügung einzujenden. 

8 34. Aus Anlaß der nah $ 28 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Biehjtüde an den Gemeindevorfteher hat 
derjelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Viehes, wenn diefer befannt ijt, als auch den Beſchädigten 
und dieſen legteren insbejondere mit der Aufforderung ſo— 
gleich zu verjtändigen, daß er feinen Anſpruch auf den 
Schadenerjaß längjtens binnen acht Tagen von der Pfändun 
geltend zu machen habe, widrigenfalls das gepfändete Dich 
dem fich meldenden Eigentümer zurüdgejtellt werden müßte. 

Wurde Diejer Anſpruch von Seite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Frijt geltend gemacht, fo hat der 
Gemeindevorjteher über die Höhe der Entſchädigung zwiſchen 
dem Bejchädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln, und im 
Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von dem 
Beſchädigten die Klage nad $ 1321 ABGB. vor den Richter 
gebracht ijt, zur Sicherjtellung des Schadenerjaßes den 
Betrag feitzufegen, gegen dejjen Erlag das gepfändete Vieh 
dem Eigentümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung des 
Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen ijt ($ 1322 
ABGB.). 

8 35. Die Bejtimmung des $ 34 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch 
auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten 
eines bejchädigten Dienjtherrn durch deſſen beeideten Feld— 
hüter erfolgt ift. 

S 36. Der Gemeindevorfteher hat über jeden einzelnen 
nach $ 31 zur Unterſuchung gelangenden Fall eines Yeld- 
frevels ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbejtandes 
und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, falls 
zwiſchen dem Bejchädigten und dem Bejchuldigten ein Ver— 
gleich über den Schadenerjag nicht zu jtande fommt, zu— 
gleih auch den Betrag des letzteren mit NRüdficht auf die 
an den Bejchädigten nad) $ 33 ausgefolgten, vom Feld— 
frevel herrührenden Sachen mittels Schäßung fejtzuftellen. 

5 37. Zur Schäßung des durch einen Yeldfrevel ver- 
urjahten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldichuß- 
perjonale berufen. 

Überjteigt aber der Schade nach dem Dafürhalten des 
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Feldhüters fünf Gulden, jo hat der Gemeindevorjteher die 
Abſchätzung desjelben Durch einen beeideten Schäßmann ohne 
Berzug zu veranlajjen. 


Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schätzmann hat auch fonjt in allen Yeldfrevel- 
fällen zu gejchehen, jobald diejelbe von dem Bejchädigten oder 
vom Erjaßpflichtigen beim Gemeindevorfteher begehrt mwird. 


38. Inſoweit die Schäßung nicht nad) $ 37 durch 
das beeidete Feldjchußperjonale vorgenommen wird, hat fich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtszwecke be— 
jtellten und beeideten Schäßmänner zu bedienen; find jolche 
Schäßmänner nicht vorhanden, fo hat die politiiche Bezirfs- 
behörde über Erſuchen der Gemeinde Schäßmänner für Feld— 
frevefangelegenheiten bejonders zu bejtellen und dieſelben 
entweder jelbjt zu beeiden oder durch einen eigenen Abgeord- 
neten beeiden zu lajjen. 


8 39. Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Aus— 
ſpruch über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem 
Beichädigten auf Grund jeines etwaigen Ddiesfälligen Ber- 
gleiches mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorge- 
nommenen Schäßung gebührt, wenn dieſe den Betrag von 
fünfzehn Gulden nicht überjteigt, oder, wenn ihre Richtigkeit 
von dem PVerurteilten nicht beftritten mird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von fünfzehn 
Gulden überfteigenden Schäßung beitritten, jo ijt der Schade 
im Straferfenntnijje bloß bis zum Betrage von fünfzehn 
Gulden zuzufprehen und der Bejchädigte mit feinem Mehr- 
anjprude auf den Zivilrechtsweg zu verweiſen. Zugleich 
ijt über die Perſon des Erjagpflichtigen im Sinne der 
88 15 und 16 zu erfennen und im Falle dritte Perjonen, 
welchen eine Mitſchuld nicht zur Laſt fällt, aus dem Feld— 
frevel Nußen gezogen haben, wie bei Bejchädigungen durch 
Abweiden u. dgl. weiteres zu bejtimmen, intvieferne Diefe 
Perjonen innerhalb der im erjten Abfage in Anfehung des 
Betrages gezogenen Grenzen dem Bejchädigten Erjaß zu 
leiften haben. 


(Siehe das bei $ 16 bezogene Erkenntnis de3 BGH. 25. Sep- 
tember 1878, 3. 1494.) 


8 40. Mit dem Straferfenntnifje ift dem Schuldigen 
aud der Erjat der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
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nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
pfändeten Viehes, dann für die allfällige Schäßung des 
Schadens Durch beeidete Schägleute aufgelaufen find, 
aufzuerlegen. 


8 41. Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
ur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frenfer gehörigen Werkzeuge find, wenn der Bejchädigte den 
Erjag des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und die 
Kojten des Strafverfahrens gededt find, dem Eigentümer 
zurüdaujftellen. 


8 42, Die Berufung gegen das Erkenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politijche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirfungs- 
freifes unmittelbar unterjieht (Bezirkfsbehörde, Landesitelle). 

Die Berufung ift binnen acht Tagen, vom Tage der 
Kundmachung, beziehungsweife Zuitellung des angefochtenen 
Erfenntnijjes gerechnet, beim &emeindevorjteher jchriftlich 
oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politischen Bezirksbehörde 
als erjte Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Bejtimmungen. 


8 43. Die Geldjtrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 

Im Falle der Nichteinbringung iſt die Geldftrafe in 
Arreititrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Hiebei fann für einen Strafbetrag bis fünf Gulden 
auf Arreſt bis vierundzwanzig, niemal3 aber unter fechs 
Stunden erfannt werden. 

Der ortsüblihe Tagelohn iſt einem Tage Arbeit 
gleichzuhalten. 


8 44. Durch die Verjährung erlifht Unterfuhung 
und Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei 
Monaten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
fuhung gezogen worden ift. 

Die Schadenerjaganfprühe aus einem wegen Ver— 
jährung nicht in Unterfuhung gezogenen Feldfrevel können 
auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 
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V. Bon der Außerkraftfegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Gefeßes. 


Sclußbeitimmungen. 


8 45. Mit dem Tage der Wirkfamfeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen orfhriften in Angelegenheit des 
Feldichuges, infomweit letztere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben und namentlidy die Verordnung 
der Minifterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 46. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Uderbauminijter und der Minijter des Innern beauftragt. 


Eidesformel fiehe Gejeg vom 1. Mai 1896, LEBT. 
Nr. 53, oben. 


Schlejien. 
Gelek vom 30. Iuni 1875, 


. KGB. Nr. 21, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I. Bon dem SFeldgute und Feldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Gejeßes gejtellt. 

Fir die Anwendung des Gejeges werden unter Yeldgut 
alle Gegenjtände verjtanden, welche mit dem Betriebe der 
Land» und Feldwirtichaft im weiteſten Sinne im unmittel- 
baren oder mittelbaren Zuſammenhange jtehen, injolange 
fie fih auf offenem Felde befinden. 

Es find daher ebenfowohl die Grundftüde felbjt, mie 
Äder, Wiejen, Weiden, Gärten, Objtbäume und Pflanzungen 
aller Art, Feldhütten, Zäune, Heden, Filchteiche, Fijchbe- 
hälter und Anlagen für künſtliche Fiſchzucht, Flachs- und 
Hanfröftanftalten, Be» und Entwäfjerungsanlagen, Dämme, 
Wafferwerfe und Leitungen, Feldbrunnen, Feldwege, 
Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, als aud) alle noch nicht 
eingebrachten Früchte und Saaten, Heu-, Stroh- und Frudt- 
ichober, Rüben- und Erdäpfelmieten, die auf dem Felde 
zurüdgelafjenen landwirtichaftlihen Geräte und Werkzeuge, 
das Zug- und Weidevieh, der Dünger ujm. 


Sei. Sig. VII/2. Feldſchutzgeſetz— 15 
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8 2, Als Feldfrevel werden alle Bejchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in diejem Ge- 
jege enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
politiihen Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeindeausichuß) zum 
Schutze des Feldgutes erlafjenen befonderen Verbote beitraft, 
foferne dieſe Bejchädigungen oder die Übertretungen Ddiejer 
Verbote nicht der Behandlung nad) dem allgemeinen Gtraf- 
gefege oder nad) befonderen, für den Schuß anderer Zweige 
der Landesfultur, namentlich der Wajjerrechte oder für die 
Handhabung der Straßenpolizei erlaffenen Gejegen und 
Borichriften unterliegen. 

883. Insbefondere werden als verboten erflärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten und auf Wiefen überhaupt, dann auf bebauten 
oder zum Anbaue bereit3 vorbereiteten Adern, endlich 
auf Grundfjtüden jeder Art, fobald Ddiefelben durch 
Einfriedung, Verbotstafeln oder andere fennbare War- 
nungszeichen al3 abgefperrt bezeichnet find; 
das unbefugte Betreten von Wegen, melche zur Zeit 
des Neifens der Feld- und Baumfrüdte über Ver- 
fügung des Gemeindevorjtehers .abgejperrt und durch 
Berbotstafeln oder andere fennbare Zeichen als ver- 
botene Wege bezeichnet jind: 
das unbefugte Befeitigen von Einfriedungen, ſowie das 
mutmillige Öffnen der Sperrvorrihtungen an denjelben 
und das Befeitigen oder Unfenntlihmachen der Verbot3- 
tafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmädhtige Eröffnung von Fußjtegen oder Yeld- 
wegen; 

e) die eigenmächtige Einaderung, Umgrabung oder fonftige 
Beihädigung gemeinfchaftlicher Feldwege oder Fußtege, 
Berrüdung oder Bejeitigung der Grenzzeichen, dann 
Ubaderung von fremden Grunde; 

f) das unbefugte Wbbrehen oder Mbfchneiden von 
Stämmen, ten, Zweigen, Blüten oder Früchten, das 
Anbohren der Bäume, dann Abjtreifen von Laub von 
Bäumen oder Nutzſträuchern, jowie Ausreißen von 
Baumpfählen; 

g) das unbefugte Abfchneiden, Abftreifen oder Abreißen 
von Getreideähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art 
von bebauten Adern, dann Abjchneiden oder Abreißen 
de3 Graſes an Wegen oder Yeldrainen; 


b 


— 
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h) da3 unbefugte Auffammeln oder Graben von Knochen 
Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Aufjammeln von 
Laub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 


i) das unbefugte Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 
Grundjtüde oder auf Wege; 


k) der unbefugte Gebraud fremder Schopfen, Feldhütten 
oder auf dem Felde belajjener Geräte und Werkzeuge, 
jowie das Verjteden, Verjchleppen oder Beſchädigen der 
leßteren; 


l) dad mutwillige Ummerfen oder Auseinanderjtreuen 
fremder Erd» oder Düngerhaufen, Frucht» oder Streu- 
haufen, Heu-, Stroh- und Fruchtichober, ſowie das 
Beichädigen der am Felde befindlichen Vorrichtungen 
zum Trocknen des Getreides und des Futters; 


m) das unbefugte Anlegen von Feldfeuern auf fremden 
Srundjtüden überhaupt, fowie das eigenmädhtige Ab- 
brennen von Torfmooren. 


8 4. Außerhalb gejchlojjener oder ſonſt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht frei belafjen werden. 

Wenn befondere Ortsverhältnijje Ausnahmen von diefer 
Vorſchrift notwendig machen, können ſolche vom Gemeinde- 
ausſchuſſe bewilligt werden. 


8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb geſchloſſener oder 
eingefriedeter Pläße ift nur unter Aufficht eines Hiezu ge- 
eigneten Hirten gejtattet. 

Auf Weidepläßen, die von einem fo geringen Umfange 
oder von einer jolhen Lage find, daß von denfelben ein 
übertritt des Viehes auf fremde Grundfjtüde oder eine 
Beihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das 
Weidevieh mit Grund zu beforgen ift, muß das Vieh in 
angemefjener Weije mit Striden an fejte Gegenjtände ange- 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridiweide). 

8 6. Auf Grundftüden, die nicht von allen Geiten fo 
eingejchloffen jind, daß dadurch das Austreten des Viehes 
verhindert wird, ijt jede Weide (einjchließlich der Strid- 
weide) zur Nachtzeit verboten. 

15* 
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Mit Rüdfiht auf befondere Verhältnijje kann der Ge- 
meindeausshuß Ausnahmen von diefem Verbote für be- 
jtimmte Weidepläße gejtatten. 

8.7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. 

Als Tageszeit im Gegenjage zur Nacdıtzeit im Sinne 
diejes Gefeges ijt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nah Sonnenuntergang anzufehen. 

8 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von folder 
Beichaffenheit find, dag eine Beſchädigung fremden Feld- 
utes durch das getriebene Vieh mit Grund zu bejorgen ift, 
h fann der Gemeinderat das Verbot erlaffen, daß auf 
den von ihm bezeichneten Streden der Wege das Bieh 
nicht anders als gekoppelt oder an Striden geführt zur 
Weide gebracht erde. 

8 9, Die politifche Bezirfsbehörde kann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schuhe des Feldgutes das 
Verbot erlajfen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden zur 
Nachtzeit auf den Durch uneingefriedete Felder oder Fluren 
führenden Straßen oder Wegen anders al3 unter Aufficht 
eine3 vom Bürgermeifter zu bejtellenden und vom Vieh— 
treiber nach einem behördlich beftätigten Tarife zu entlohnen- 
den Begleiters jtattfinde. 

5 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Rechtstitel nur 
bei ausdrüdlicher Zuftimmung des betreffenden Grundbe- 
ſitzers gejtattet. 

Dies gilt namentlich auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brad und Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nachlefe in Gärten, Obftanlagen, oder auf 
Adern und Wiefen iſt zur Nachtzeit ($ 7) unbedingt ver- 
boten, fonft aber nur mit Einwilligung des Beireenden 
Grundbeſitzers gejtattet. 


II. Strafbelimmungen. 
8 12, Der Feldfrevel wird mit einer Geldjtrafe von 
1 bis 40 fl. oder mit einer Arreftjtrafe von ſechs Stunden 
bis zu acht Tagen geahndet. 
Ci die Bemerkung zu $ 13 des Feldichußgejebes für Böhmen.) 
iefe Bejtimmung erleidet jedoch die in den nach— 
folgenden 88 13 und 14 bezeichneten Ausnahmen. 
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8 13. Die Übertretung der in den 88 4411 ent— 
baltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezweckenden 
Anordnungen und Berbote ijt in der Pegel mit einer 
Gelditrafe nad folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stüd Pferd oder Ejel mit . . . 1fl. — kr. 


nm mn [7 Rind mit ‘ | | 50 „ 
un mn Schwein mit . — 30 „ 
„nn 7 Biege mit. u 30 [7 
rn 9H ” Schaf mit. — 20 7 
” Le 7 ” Gans mit u 10 „ 


TI „ anderen Federviehes mit . . a 


Dieſe Strafjäge find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen würde, 
zu verdoppeln. | 

Eine Verdoppelung tritt auch dann ein, wenn die Über- 
tretung auf bebauten Adern, Gärten, nafjen oder durch— 
brühigen Wieſen oder auf ſolchen Grundjtüden jtattfand, 
welche durch Einfriedung, Verbotstafeln oder andere orts— 
übliche Zeichen als abgefperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a und b ift, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 Er., wenn fie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Stüd Trag- oder Zugtiere, dann die im $3, lit. £ bezeichnete 
Beichädiguna von Bäumen oder Nußungsfträuhern am 
Stamme mit 2 fl. für jeden Baum oder Straud, das Ab— 
jtreifen von Laub, ſowie das Abbrechen oder fonjtige Ver- 
legen von ten, Zweigen, Blüten oder Früchten mit 1 fl. 
für jeden Baum oder Straud, das Ausreißen von Baum- 
pfählen mit 1 fl. für jeden Pfahl zu bejtrafen. 

Bei Eintritt befonders rüdjichtswürdiger Umjtände fann 
auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf weniger 
als auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diejer Be- 
träge erfannt werden. 

Sn feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge jich ergebende Gelditrafe für denjelben Straffall den 
Gefamtbetrag von 40 fl. überjchreiten. 

8 14. Wenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienftleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Un— 
fähigkeit den Auftrag ordungsmähig zu volßiehen, be— 
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gangen wird, ijt der Auftraggeber, ohne Unterſchied, ob die 
genannten Berfonen jelbjt einer Strafbehandlung unter- 
zogen wurden oder nicht, wegen unterlafjener ———— 
Obſorge mit einer Geldſtrafe bis zu 10 fl. zu beſtrafen. 
Dieſe Beſtimmung hat namentlich auch dann Anwendung 
zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weidegebietes 
nicht genau bekanntgegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch 
jenen Geldbetrag nicht überſteigen, welcher auf die von 
obigen Perſonen begangene Übertretung ſelbſt geſetzt iſt. Für 
den zugefügten Schaden haftet der BR nah Maß— 
gabe des $ 1315 ABGB 

8 15. Der Feldfrevler hat, abgejehen von der ver- 
wirkten Strafe, jedenfall3 für den verurſachten Schaden 
Erjaß zu leijten. 

Bei eldfreveln, welche von mehreren Perſonen be— 
gangen wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden nach 
Maßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 


III, Bom Feldfdutperfonale. 

5 16. Zum Scuße des Feldgutes gegen Feldfrevel 
jind Feldhüter (Flurwächter) zu bejtellen und als ſolche in 
Eid zu nehmen. 

In der Regel ijt jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund— 
jtüde, für melde von einzelnen Grundbefigern bejondere 
Feldhüter auf Grund des $ 17 nicht bejtellt werden, ein 
gemeinjchaftliche8 beeidetes Feldſchutzperſonale in ent» 
jprechender Anzahl zu bejtellen. Die Kojten für das von 
der Gemeinde bejtellte Feldjchußperjfonale jind im Sinne 
des $ 70 der Gemeindeordnung von den Beſitzern der feiner 
Uberwachung anvertrauten Grundftüde nad) Maßgabe des 
Flächenmaßes der [eßteren zu tragen, von der Gemeinde- 
vertretung aufzuteilen und einzuheben. 

Mit Genehmigung der politifhen Bezirfsbehörde fünnen 
zwei oder auch mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Gemarkungen zu beauffihhtigenden Grundftüde einen gemein— 
ihaftlichen Feldhüter beftellen, injofern damit der beab- 
ſichtigte Schuß des Feldgutes genügend gejichert erjcheint. 

Die politiiche Landesitelle kann nah Einvernehmung 
des Landesausfchuffes jene Gemeinden, Hinfichtlicy welcher 
nach den örtlichen oder fonjtigen Verhäftniffen die Beitellung 
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eines Gemeinde-Feldſchutzperſonales ſich für die Sicherung 
des Feldgutes als entbehrlich darſtellt, von dieſer Be— 
ſtellung entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für 
einen beſtimmten Teil desſelben auf beſtimmte oder un— 
beſtimmte Zeit, entheben. 

(Siehe Bemerkungen zum 8 18 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 

Die Beitellung von YFeldhüter it al3 eine wirtjchaftlihe Maß— 

regel anzufehen, deren often zu den zu erwartenden Vorteilen 
im richtigen Verhältniſſe ftehen follen. E3 ift daher dem Uns 
juchen um Enthebung von der Beitellung eines folchen Perſonales 
Folge zu geben, wenn die Grumdbefiger fich gegen etwaige Schäden 
ſelbſt fchügen fünnen oder wenn Schäden überhaupt nicht oder nur 
in unbedeutendem Maße vorfommen. (Entfcheidung des Aderbaus- 
minifterium3 vom 11. September 1878, 3. 9330.) 

8 17. Einzelne oder mehrere Beſitzer von zujammen 
mindeftens 50 Heftaren (86°/,, n.d. Zoch) zum Yeldgute 
gehöriger Grundjtüde fünnen für Diejelben ein eigenes be— 
eidetes Feldſchutzperſonale bejtellen, wobei es feinen Unter— 
ſchied macht, ob die betreffenden Grundjtüde in derſelben 
Gemeinde gelegen find, oder nicht, fall3 nur ihrer Ver— 
einigung zu einem Überwadhungsfompfere Feine örtlichen 
Hindernifje entgegenftehen. 

Zur Bejtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
fonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Srundfomplere, bedarf es einer vorläufigen bejonderen Be— 
willigung der politifchen Bezirfsbehörde, welche übrigens 
nur wegen etwaiger gegen die beabfichtigte Bejtellung 
Iprechenden triftigen Gründe verweigert werden fann. 


8 18. Der bejtellte Feldhüter ift von der politiſchen 
Bezirfsbehörde zu betätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt johin als öffentliche Wache im Sinne des Geſetzes 
16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84. 

Diefe Beftätigung und Beeidigung fann nur über Ver— 
langen des Beſtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid ift nah der beiliegenden Eidesformel 
abzunehmen. 

(Siehe Bemerkung zum $ 20 de3 Feldfchuggefeges für Böhmen.) 

8 19. Für den Feldihuß dürfen nur Perfonen be- 
jtätigt und beeidet werden, welche das zwanzigite Lebensjahr 
zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienit- 
leiftung bezüglichen Gejete und Berordnungen befigen. 

Die Betätigung und Beeidigung kann wegen Mangels 
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der phyſiſchen Tauglichkeit oder der Vertrauensmwürdigfeit 
bon der politifchen Bezirfsbehörde vermeigert werden. 

8 20. Das für den Forſt- und Jagdſchutz beeidete 
Perjonale kann zugleich für den Feldſchutz befteltt und hiefür 
in Eid genommen merden. 

8 21. Jedem für den Feldſchutz Beeideten ift feitens 
der politiichen Bezirfsbehörde zu feiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Beltätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 18) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Bejtellers, und die genaue Angabe des dem 
Feldhüter zur Überwachung zugewiejenen Gebiete zu 
enthalten hat. 

Allfällige Änderungen de3 Überwachungsgebietes hat 
der Beiteller unvermweilt der politifchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Befcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Yeldhüters in den Feld— 
hal eines anderen Bejtellerd hat der Feldhüter Die 

ejcheinigung der politifhen Bezirf3behörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, melche demfelben dagegen unter 
Berufung des bereit beim Antritte des früheren Dienjtes 
geleijteten Eides eine neue, den geänderten Verhältniſſen 
entjprechende Befcheinigung auszufolgen hat. Das Formulare 
der Beicheinigung ift von Der politiihden Landesitelle 
en 
22, Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
Ber Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 19 feiner 
eeidigung entgegengejtanden wären, jo hat die politifche 
Bezirfsbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein- 
etreten märe, hinfichtlich des allfälligen Widerrufes der 
ejtätigung im Amte ($ 18) und Einziehung der im $ 21 
erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

8 23. Der im Amte beftätigte und beeidete Feldhüter 
ift verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli— 
tiichen Bezirfsbehörde zu bejtimmende und gehörig kund— 
zumachende Dienjtzeichen zu tragen. 

Derjelbe ift zugleich befugt, im Dienfte ein Furzes Seiten- 
gewehr zu tragen, von welcher Waffe jedoch nur im Falle 
gerechter Notwehr Gebrauch gemacht werden darf. 

©. oben Gefeh vom 29, Mai 1887, L6Bl. Nr. 33. 

z 24. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Teldhüter und namentlich Hinfichtlih der Glaubwürdigkeit 
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ſeiner abgelegten Zeugenausſage, dann der Befugniſſe des— 
elben in Bezug auf die Berbaftung und Verfolgung von 
erfonen, welche bei der Berübung einer gegen die Sicher- 
heit des Feldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
wurden, oder einer folhen Handlung dringend verdächtig 
erſcheinen, ferner hinfichtlich der Abnahme der von der jtraf- 
baren Handlung herrührenden, jowie der zur Verübung 
derjelben bejtimmten Sacden, endlich Hinjichtlih der Ber- 
pflihtung zur Übergabe dieſer Saden, jowie der in Ber- 
mwahrung genommenen Perjonen an die zuftändige Behörde 
— jind die Bejtimmungen des Gejeßes 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, maßgebend. 


8 25. Wenn das Grundftüd durch Vieh bejchädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls diejelbe 
nicht vom Beſchädigten jelbjt bereit3 vorgenommen wurde, 
in Abmwejenheit des letzteren für denſelben über jo viele 
Stüde Viehes, als zur Entjhädigung Hinreicht, zu voll» 
ziehen ($ 1321 ABGB.). 

Diefe Pfändung hat von Seite des von der Gemeinde 
bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be- 
Ichädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehütete Vieh— 
ftüde geſchehen ift. 

8 26. Der Feldhüter ijt verpflichtet, jeden mahrge- 
nommenen Feldfrevel, ohne Unterjchied, ob der Täter be— 
fannt ijt oder nicht, unvermweilt zur Kenntnis feines Be— 
jteller3 zu bringen, und zwar der von der Gemeinde be- 
jtellte Feldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorftehers und 
der nach $ 17 bejtellte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienit- 
herrn und gleichzeitig des Gemeindevorſtehers. 


8 27. Der Feldhüter Hat die nach Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Feldfrevels abgenommenen Sachen und Werf- 
zeuge fofort dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Denn Biehftüde durch einen von der Gemeinde be— 
jtellten Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer diejelben 
ohne Berzug dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Der nach $ 17 beftellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Biehjtüde unverzüglich feinem Dienjtherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gejchehene Pfändung 
anzuzeigen. 
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8 28. Die politifche Bezirfsbehörde Hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Yeldhüter einen Vor— 
merf zu führen und felben in fteter Evidenz zu erhalten. 

Die Gemeindevorfteher, beziehungsmeife die Grundbe- 
ſitzer ($ 17), jind bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe von 
2 bis 10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
des von ihnen bejtellten beeideten Feldihußperjonales inner— 
halb der Frijt von längjtens vierzehn Tagen zur Kenntnis 
der politiihen Bezirfsbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Durchführung Berufenen 
Behörden. 

8 29. Die Durchführung des Verfahrens aus Anlaß 
vorfommender Feldfrevel, beziehungsmweife die Unterfuchung 
und Beitrafung derjelben jteht dem Gemeindevorjteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete Die Gejegesübertretung be= 
gangen wurde. 

Diefes Strafreht wird nah Vorſchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorfteher in Gemeinjchaft mit zwei 
Beiligern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirfungsfreife 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde beſchuldigt, und 
handelt es fich überhaupt um einen Frevel, rüdjichtlich 
deifen der nach obiger Regel fompetente Gemeindevorjtand 
befangen erfjcheint, jo ſteht das Strafverfahren in erjter 
Inſtanz der politifchen Bezirfsbehörde zu. 

8 30. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Beſchädigten oder 
Gefährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des be— 
eideten Feldhüters jtatt. 

8 31. Der Gemeindevorfteher ijt verpflichtet, von allen 
u feiner Kenntnis gebrachten VBerlegungen der Sicherheit 

es Feldgutes den Bejchädigten ungeſäumt in Kenntnis zu 

jegen und insbejfondere diejenigen Elan welche der 
Behandlung nad) dem allgemeinen Strafgeſetze unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

8 32. Der Gemeindevorfteher hat die ihm nad) 8 27 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her— 
rührenden Sachen, wenn der bejchädigte Eigentümer der— 
jelben befannt ift, diefem letzteren auszufolgen. Sit der Be— 
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chädigte nicht befannt, jo hat der Gemeindevorjteher wegen 
eſſen Ermittlung das Erforderliche zu veranlajjen und die 
gedachten Gegenjtände einjtweilen zu verwahren, oder, falls 
diejelben dem Verderben unterliegen, zu Gunjten des nicht 
befannten Bejchädigten zu verjteigern, oder jonjt entjprechend 
zu berierten. 

Wenn der Bejchädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung 
eingeleitet worden iſt, jich zur Übernahme der Sachen, 
beziehungsmweijfe deren Wertes binnen Jahresfriſt vom 
Beitpunfte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, 
jo ift der Erlös der zu verjteigernden Sadıen, wenn er 5fl. 
nicht überjteigt, an den Armenfonds des Ortes gegen 
Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der Saden 
innerhalb der Verjährungszeit etwa zuftehenden Anſprüche, 
abzugeben; überfteigt der Erlös diejen Betrag, jo ijt er 
an die politische Vesirksbehörde zur weiteren Verfügung 
einzufenden. 

8 33. Aus Anlaß der nad $ 27 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten PViehjtüde an den Gemeindevorfteher hat 
derjelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Biehes, wenn diejer befannt ijt, al3 auch den Bejchädigten, 
und dieſen leßteren insbejondere mit der Aufforderung zu 
verjtändigen, daß er feinen Anjpruch auf den Schadenerjag 
längjtens binnen acht Tagen von der Pfändung geltend zu 
machen habe, mwidrigenfall® das gepfändete Vieh dem fich 
meldenden Eigentümer zurüdgegeben werden müßte. 

Wurde Diefer Anſpruch von Seite des Beichädigten 
innerhalb der bezeichneten Frijt geltend gemacht, fo hat der 
Gemeindevorjteher über die Höhe der Entihädigung zwiſchen 
dem Bejchädigten und dem Eigentümer des gepfändeten 
Viehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln und im 
Falle feine Abfindung zu jtande fommt, wohl aber von dem 
Beihädigten die Klage nad) $ 1321 ABGB. vor den Richter 
gebracht ift, zur Sicherjtellung des Schadenerjages den Be— 
trag fejtzufegen, gegen dejjen Erlag das gepfändete Vieh dem 
Eigentümer noch vor rechtsfräftiger Beendigung des Ver— 
fahrens über den Feldfrevel auszufolgen iſt ($ 1322 ABGB.). 

8 34. Die Beltimmung des $ 33 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch 
auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten 
eines befchädigten Dienſtherrn durch defjen beeideten Feld- 
hüter erfolgt ift. 
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8 35. Der Gemeindevorjteher Hat über jeden einzelnen 
nad) $ 30 zur Unterfuchung gelangenden Fall eines Yeld- 
frevels ohne Verzug die Sicheritellung des Tatbejtandes und 
die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und falls 
zwiichen dem Bejchädigten und dem Bejchuldigten ein Ber- 
gleih über den Schadenerjfaß nicht zu jtande fommt, zu— 
gleih audy den Betrag des leßteren mit Rüdficht auf die 
an den Beſchädigten nach $ 32 ausgefolgten, vom Feld— 
frevel herrührenden Saden mittel3 Schäßung feſtzuſtellen. 

8 36. Zur Schäßung des durch einen Yeldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
ſonale berufen. 

Überjteigt aber der Schaden nad) dem Dafürhalten des 
Feldhüters 5 fl., jo hat der Gemeindevorjteher die Ab- 
ihäßung desjelben durch einen beeideten Schäßmann ohne 
Verzug zu veranlafjen. 

Die Bornahme der Schäbung des Schadens durch einen 
beeideten Schätzmann kann auch fonjt in allen Feldfrevel- 
fällen ſowohl von dem Bejchädigten, als aud vom CErjaß- 
pflichtigen beim Gemeindevorjteher begehrt werden. 

8 37. Infoweit die Schäßung nicht nad $ 36 durch 
das beeidete Feldichugperfonale vorgenommen wird, hat ſich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtszwede beitellten 
und beeideten Schäßmänner zu bedienen; find ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, jo hat die politijche Bezirfsbehörde 
über Erſuchen der Gemeinde Schäßmänner für Frevelange— 
legenheiten befonders zu bejtellen und Diejelben entiweder 
jelbjt zu beeiden, oder durch einen eigenen Abgeordneten 
beeiden zu lafjen. 

8 38. Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Ausſpruch 
über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem Beſchä— 
digten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Bergleiches 
mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schäbung gebührt, wenn diefe den Betrag von 15 fl. nicht 
überjteigt, oder wenn ihre Nichtigkeit von dem Berurteilten 
nicht bejtritten wird. Wird die Nichtigkeit einer den Betrag 
von 15 fl. überjteigenden Schäßung bejtritten, fo iſt der 
Schade im Straferfenntnifje bloß bis zum Betrage von 15 fl. 
zuzufprechen und der Bejchädigte mit feinem Mehranjprude 
auf den Bivilrechtsweg zu verweiſen. 

Zugleich ift über die Perſon des Erjaßpflichtigen im 
Sinne der 88 14 und 15 zu erfennen und im Falle dritte 
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Perſonen, welchen eine Mitſchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nutzen gezogen haben, wie bei Beſchädigungen 
durch Abweiden u. dgl. weiters zu beſtimmen, inwiefern 
dieſe Perſonen, innerhalb der im erſten Abſatze in Anſehung 
des Betrages gezogenen Grenzen, dem Beſchädigten Erſatz 
zu leiſten haben. 

(Siehe Bemerkung zum $ 39 des Feldſchutzgeſetzes für Böhmen.) 


5 39. Mit dem Straferfenntniffe ift dem Schuldigen 
auch der Erjat der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des gepfän- 
deten Viehes dann für die allfällige Schäßung des Schadens 
durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, aufzuerlegen. 


S 40. Die aus Anlaß des Feldfrevel3 abgenommenen, 
zur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Beichädigte den 
Erjat des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und die 
Koften des Strafverfahrens gededt find, fofern der Wert 
diefer Sachen den Betrag von 5 fl. nicht überfteigt und 
zudem geringer ijt, als der zuerfannte Schadenerjag, zu 
Gunjten des Armenfonds für verfallen zu erklären. 

Treten Dieje VBorausfegungen nicht ein fo find die 
Werkzeuge, falls nicht dem Bejchädigten ein Anſpruch darauf 
zufteht, dem Eigentümer zurüdzuitellen. 


8 41. Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politifche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirfungs- 
freijes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Landesſtelle). 

Die Berufung ijt binnen acht Tagen vom Tage der 
Kundmachung, beziehungsmeife Zuftellung des angefochtenen 
Erfenntnifjes gerechnet, beim Gemeindevorjteher jchriftlic) 
oder mündlich einzubringen. Gegen zwei gleichlautende Er— 
fenntnifje findet eine weitere Berufung nicht ftatt. 

Wenn das Strafverfahren der politifchen Bezirfsbehörde 
als erjter Inſtanz zufteht, fo gelten bezüglich des meiteren 
Nechtszuges die allgemeinen diesfälligen Beftimmungen. 


8 42, Die Geldjtrafen fliegen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 
Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ift die Gelditrafe in 
Arrejtitrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 
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Hiebei fann für einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arreft 
bis vierundzwanzig, niemals aber unter ſechs Stunden er- 
fannt mwerden. 

8 43. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo— 
naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
fuchung gezogen worden ift. 

Die Schadenerjapaniprühe aus einem megen Ber- 
jährung nicht in Unterſuchung gezogenen Feldfrevel können 
auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Auferfraftfegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

8 44. Mit dem Tage der Wirkfamfeit diejes Geſetzes 
treten alle bisherigen Lorfhriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, injomweit letztere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlich die Verordnung 
der Minifterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 
1860, RGEBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 45. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes jind der 
Aderbauminifter und der Minifter des Innern beauftragt. 
Die Eidesformel wie im Feldſchutzgeſetze für 
Böhmen, oben. 


Stetermarf. 


Gefek vom 10, April 1904, 


betreffend den Schuß des Feldgutes. 
(LGBl. Nr. 57.) 
J. Bon dem Feldgute und dem Feldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes geftellt. 

Für die Anwendung des Gejeges werden unter Feldgut 
alle Gegenftände verjtanden, welche mit dem Betriebe Der 
Land- und Feldwirtichaft im meiteften Sinne im unmittel- 
baren oder mittelbaren Zufammenhange jtehen, injolange, 
als fie fih auf offenem ‘Felde befinden. 

Es find daher ebenſowohl die Grundftüce jelbjt, mie 
Acker, Wiefen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume, 
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Alleen und Pflanzungen aller Art, Schuppen (Schupfen= 
harpfen), Preßhäufer, Objtdörren, Brechhäufer und fonjtige 
zur Flachs- und Hanfbereitung bejtimmte Vorrichtungen, 
Bienen-, Feld- und Alpenhütten, Zäune, Heden, Fifchteiche, 
Fiſchbehälter und Anlagen für künſtliche Fiſchzucht, Feld— 
brunnen, Feldwege, Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, 
als auch alle * nicht eingebrachten Früchte und Saaten, 
Heu-, Stroh- und Fruchtſchober, die auf dem Felde zurück— 
gelaſſenen landwirtſchaftlichen Geräte und Werkzeuge, das 
Zug- und Weidevieh, der Dünger uſw. 


8 2. As Feldfrevel werden alle Beſchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem Ge— 
jebe enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von den 
berufenen Behörden zum Schuße des Feldgutes erlafjenen 
bejonderen Verbote beitraft, jofern dieſe Bejchädigungen oder 
die Übertretungen dieſer Verbote nicht der Behandlung nad) 
dem allgemeinen Strafgejege oder nach bejonderen, für den 
Schuß anderer Zweige der Landeskultur, namentlich der 
Wafferrechte, oder für die Handhabung der Straßenpolizei 
erlafjenen Gejege und Vorſchriften unterliegen. 

8 3. Insbeſondere werden al3 verboten erflärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten, Weingärten, dann auf Adern und Wiejen über- 
haupt, endlich auf allen anderen Grundſtücken, ſobald 
letztere durch Einfriedung, Verbotstafeln oder andere 
kennbare Warnungszeichen als abgeſperrt bezeichnet ſind; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld-— oder 
Baumfrüchte über Verfügung des Gemeindevorjtehers 
abgejperrt und durch Berbotstafeln oder andere kenn— 
bare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, ſowie das 
mutwillige Öffnen der Sperrvorrichtungen an denjelben 
und das Bejeitigen oder Unfenntlihmacden der Verbots— 
tafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmäcdhtige Eröffnung von Fußſtegen oder Feld— 
wegen; 

e) die eigenmächtige Einaderung, Umgrabung oder fonftige 
Beihädigung gemeinſchaftlicher Feldwege oder Fußitege, 
Berrüdung oder Befeitigung der Grenzzeichen, dann 
Ubaderung von fremdem Grunde; 
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f) da8 unbefugte Abbrechen oder Wbfchneiden von 
Stämmen, Äjten, Bmweigen, Blüten oder Früchten, An— 
bohren, Anjchneiden und Ringeln, dann Abjtreifen von 
Zaub von Bäumen oder Nußungsfträuchern ſowie Aus- 
reißen von Baumpfählen; 

das unbefugte Abſchneiden oder Abreigen von Getreide- 
ähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 
Adern, dann un. oder Abreißen des Grafjes an 
Wegen oder Yeldrainen; 

h) das unbefugte Auffammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerftoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiejen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen fowie Aufjammeln von 
Laub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundſtücken; 

i) das unbefugte Ablagern oder Werfen von Gteinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unkraut auf fremde 
Grundjtüde oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebrauch fremder Schuppen, Feldhütten 
oder auf dem Felde belajjener Geräte oder Werkzeuge 
jowie das Verſtecken, Verſchleppen oder Beſchädigen der 
letzteren; 

l) das mutwillige Umwerfen oder Auseinanderſtreuen 
fremder Erd- und Düngerhaufen, Frucht- oder Streu— 
haufen, Heu-, Stroh- oder Fruchtſchober ſowie das Be— 
ſchädigen der am Felde befindlichen fremden Vorrich— 
tungen zum Trocknen des Futters; 

m) das Anmachen von Feuer auf fremdem Grunde; 

n) das unbefugte Schwemmen oder Tränken von Haus— 
tieren in fremden Wäjjern; 

0) die mutmwillige Verunreinigung oder Beichädigung 
fremder Filchbehälter und Nejervoire, Anlagen für 
fünjtliche Fiichzucht, dann von Feldbrunnen. 

8 4. Außerhalb gejchloffener oder ſonſt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht freigelaffen werden. 

Wenn befondere Ortsverhältniffe Ausnahmen von diefer 
Vorſchrift notwendig machen, können joldhe vom Gemeinde- 
ausjchuffe bewilligt werden. 

8 5. Das Weiden von Vieh außerhalb geichloffener oder 
eingefriedeter Pläße ift nur unter Aufficht eines hiezu ge— 
eigneten Hirten gejtattet. 


— 


8 
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Auf Weideplägen, die von einem fo geringen Umfange 
oder von einer ſolchen Lage jind, daß von denjelben ein 
übertritt des Viehes auf fremde Grundjtüde oder eine Be— 
hädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch Das 

eidevieh mit Grund zu bejorgen iſt, muß das Vieh in 
angemefjener Weife an fejte Gegenjtände angebunden oder 
geführt werden. 


8 6. Auf Grundftüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchlofjen find, daß dadurch das Austreten des Viehes 
Bechinbert wird, ift jede Weide (mit Ausnahme der Strid- 
und Pflodweide) zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rüdjiht auf bejondere Verhältniife kann der Ge— 
meindeausihug Ausnahmen von dieſem Verbote für be- 
jtimmte Weidepläße gejtatten. 


8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von derjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden, 
mit Ausnahme des Auf» und Abtriebes von der Alpe und 
der Strid- und Pflodweide. 

Als Tageszeit im Gegenjage zur Nachtzeit im Sinne 
dieſes Gejepes ijt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nad) Sonnenuntergang anzufehen. 


8 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von folder 
Beichaffenheit find, daß eine Bejchädigung fremden Feld— 
utes durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen ilt, 
h) fann der Gemeindeausihuß die Anordnung treffen, daß 
auf den von ihm bezeichneten Streden der Wege das Vieh 
nicht anders als gefoppelt oder an GStriden oder Ketten 
geführt zur Weide gebracht werde. 


S 9. Die politiiche Bezirfsbehörde fann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schutze des Feldguted das 
Berbot erlaffen, daß der Durchtrieb fremder Viehherden zur 
Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder Fluren 
führenden Straßen oder Wegen anders als unter Aufficht 
eines vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden und vom Vieh— 
treiber nad) einem behördlich beftätigten Tarife zu entlohnen- 
den Begleiters jtattfinde. 

8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremden Gründen ijt unbejchadet befonderer Rechtstitel nur 
bei ausdrüdlicher Zuftimmung des betreffenden Grundbe- 
ſitzers gejtattet. 


Gef. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 16 
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Dies gilt namentlih auch bezüglich der Weide auf 
fremden Brach- oder Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nachlefe in Gärten, Objtanlagen, Wein- 
bergen oder auf Ader und Wiefen ijt zur Nachtzeit ($ 7) 
unbedingt verboten, bei Tage aber nur mit Einwilligung 
des betreffenden Grundbefigers gejtattet. 


HH. Strafdeflimmungen. 


8 12. Der Feldfrevel wird mit einer Gelditrafe von 
2 bis 80 K oder mit einer Arreſtſtrafe von ſechs Stunden 
bis zu acht Tagen gehandet. 

Dieſe Bejtimmung erleidet jedoch die in den nach— 
folgenden 88 13 und 14 bezeichneten Ausnahmen. 

8 13. Die Übertretung der in den $$ 4 bis 10 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Berbote ijt in der Regel mit einer 
Gelditrafe nad folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je 1 Stüd Pferd, Maultier oder Eſel mt 2K—h 
a RER EEE ee 


— | „» Schwein mit. — „60, 
1 7 Biege mit. Se 60 [7 
nn 1 7 Schaf mit rn 40 ” 
n..n 1 „ Gans mit Rn. 0 un SEE. Zu ee | 20 „ 
vr „tt „ anderes Federvieh mit . . .— „10, 


Diefe Strafjäße find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundftüd getrieben oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen mwurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Berdopplung tritt auch dann ein, wenn die 
übertretung auf bebauten Ackern, Gärten, Weingärten, nafjen 
oder durchbrüchigen Wiefen oder auf jolchen Grundftüden 
ftattfand, melde durch Einfriedung, Verbotstafeln oder 
andere ortsübliche Zeichen als abgejperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a) und b) ift, wenn jie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 1 K, wenn fie aber durch unbefugtes 
Reiten oder Fahren verübt wurde, mit 2 K von jedem Gtüd 
Trag- oder Zugtier, dann die im $ 3, lit. £) bezeichnete 
Beihädigung von Bäumen oder Nußungsjträudhern am 
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Stamme mit 4 K für jeden Baum oder Straud, das 
Abjtreifen von Laub fowie das Abbrechen oder jonjtige 
Berlegungen von Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten 
mit 2 K für jeden Baum oder Straud, das Ausreißen 
von Baumpfählen mit 2 K für jeden Pfahl zu bejtrafen. 
Bei Eintritt befonders rüdjichtswürdiger Umjtände kann 
auch auf geringere Einzelbeträge, jedoch nicht auf weniger 
al3 auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diefer Beträge 
erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzel- 
beträge fich ergebende Gefdftrafe für denfelben Straffall den 
Gejamtbetrag von 80 K überjchreiten. 


8 14. Wenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig— 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, ift der Auftraggeber, ohne Unterjchied, ob die ge- 
nannten Perſonen jelbjt einer Strafbehandlung unterzogen 
wurden oder nicht, wegen unterlafjener pflichtmäßiger Ob- 
jorge mit demjelben de eldbetrage zu bejtrafen, welcher auf 
die von a Perjonen begangene Übertretung geſetzt iſt. 

Diefe Bejtimmung hat namentlih aud dann Anwen— 
dung zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weide- 
gebietes nicht genau befanntgegeben wurden. 

Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber 
nah Maßgabe des $ 1315 ABGB. 

8 15. Der Feldfrevler hat, abgejehen von der ver- 
wirkten Strafe, jedenfall für den verurjacdhten Schaden 
Erjaß zu leijten. 

Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perjonen be- 
"gangen wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden 
nah Maßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 


III, Bom FHeldfhutperfonafe. 


8 16. Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
fönnen Feldhüter (Flurenmächter) bejtellt und als ſolche in 
Eid genommen werden. 

Lebe Gemeinde ijt berechtigt, für die in ihrem ganzen 
Gebiete oder in einem genau abgegrenzten Teile desjelben 
gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grundftüde, für melche 
nicht von einzelnen Grundbeſitzern befondere Feldhüter auf 
Grund des $ 17 bejtellt werden, ein gemeinjchaftliches, be— 


16* 
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eidetes Feldſchutzperſonal in entjprechender Anzahl zu 
beitellen. 

Die Koften für das von der Gemeinde beitellte Yeld- 
ichußgperjonal find von den Bejigern der feiner Überwachung 
anvertrauten Grundjtüde nad Maßgabe der Grundjteuer 
zu tragen. 

Mit Genehmigung der politifchen Bezirksbehörde können 
zwei oder auch mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Bemarkungen zu beauffichtigenden Grundjtüde einen gemein 
ſchaftlichen Feldhüter bejtellen, infofern Damit der beab- 
fihtigte Schuß des Feldgutes genügend gejichert erjcheint. 

8 17. Einzelne oder mehrere Befißer von zuſammen 
mindejtens 25 Hektar (43°45 n. ö. Jod) zum Feldgute ge- 
hörigen Grundjtüden können für Ddiejelben ein eigenes be= 
eidetes Feldſchutzperſonal bejtellen, wobei es feinen Unter 
ſchied macht, ob die betrejfenden Grundftüde in derjelben 
Gemeinde gelegen find oder nicht, falls nur ihrer Ber- 
einigung zu einem Überwachungskomplexe feine örtlichen 
Hinderniſſe entgegenftehen. 

Zur Bejtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
fonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundkomplexe bedarf es einer bejonderen Bewilligung der 
politiichen Bezirkfsbehörde. 

8 18. Der bejtellte Feldhüter ift von der politischen 
Bezirfsbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er 
gilt johin als öffentliche Wache im Sinne des Gejebes 
vom 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84. 

Dieſe Bejtätigung und Beeidigung fann nur über Ber- 
fangen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid ift nad) der dem Geſetze angejchloffenen Eides- 
formel abzunehmen. 

8 19. Die Beftätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyſiſchen Tauglichkeit oder der Bertrauens- 
De von der politifchen Bezirfsbehörde verweigert 
werden. 

S 20. Für den Feldihuß dürfen nur Perſonen beftätigt 
und beeidet werden, welche das zwanzigſte Lebensjahr zu— 
rüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienftleijtung 
bezüglichen Geſetze und a, bejißen. 

Das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete Perfonal 
fann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür in Eid 
genommen werden. 
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8 21. jedem für den Feldſchutz Beeideten iſt feitens 
der politifchen Bezirfsbehörde zu jeiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 18) zu erfolgen, welche zugleich auch den 
Namen des Beſtellers und die genaue Angabe des dem 
Teldhüter zur Überwachung zugemwiejenen Gebietes zu ent- 
halten hat. 

Allfällige Änderungen des Überwachungsgebietes hat der 
Bejteller unvermweilt der politifchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldfhugdienjt eines anderen Bejtellers Hat der Yeldhüter 
die Bejcheinigung der politifchen Bezirfsbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demjelben dagegen unter 
Berufung auf den bereit3 beim Antritte des früheren 
Dienjtes geleifteten Eid eine neue, den geänderten Ber- 
hältnijfen entjprechende Bejcheinigung auszufolgen Hat. Das 
Formular der Bejcheinigung ijt von der politiſchen Landes— 
jtelle feſtzuſetzen. 

8 22, Treten bezüglich eines fchon beeideten Feldhüters 
jolhe Umftände ein, welche in Gemäßheit des $ 19 feiner 
Beeidigung entgegengeftanden wären, jo hat die politijche 
Bezirfsbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon kraft einer 
gerichtlihen Aburteilung auf Grund des Strafgeſetzes ein- 
beta wäre, Hinfichtlih des allfälligen Widerrufes der 

ejtätigung im Umte ($ 18) und Einziehung der im 

21 erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. Kommen 
—* Umſtände zur Kenntnis der Gemeindevorſtehung, ſo 
hat dieſelbe ſofort die Anzeige an die politiſche Bezirks— 
behörde zu erſtatten. 

S 23. Bezüglich der äußeren Kennzeichnung der Feld— 
büter gelten die Bejtimmungen des Geſetzes vom 29. Mai 
1887, 26. u. BB. Nr. 39. Die YFeldhüter jind befugt, 
im Dienjte ein furzes Seitengewehr zu tragen, von welcher 
Waffe jedoh nur im Falle gerechter Notwehr Gebraud) 
gemacht werden darf. 

8 24. Hinſichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüterd und namentlich Hinfichtlid der Glaubwürdigkeit 
jeiner abgelegten Zeugenausjage, dann der Befugnifje des— 
jelben in Bezug auf die Verhaftung und Verfolgung von 
Perſonen, welche bei Verübung einer gegen die Sicherheit 
des Feldgutes gerichteten jtrafbaren Handlung betreten 
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wurden oder einer foldhen Handlung dringend verdächtig 
erjcheinen, ferner hHinfichtli” der Abnahme der von der 
jtrafbaren Handlung herrührenden ſowie der zur Berübung 
derjelben bejtimmten Sachen, endlich Hinfichtli der Ver— 
pflihtung zur Übergabe diefer Sachen, ſowie der in Ver— 
wahrung genommenen Perjonen an die zujtändige Behörde 
ind die Bejtimmungen des Geſetzes vom 16. Juni 1872, 
GB. Nr. 84, maßgebend. 

8 25. Wenn ein Grundjtüd durch Vieh beichädigt 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls diejelbe 
nicht vom Beſchädigten jelbjt bereit vorgenommen wurde, 
in Abweſenheit des letzteren für denſelben über jo viele 
Stüde Viehes, ald zur Entſchädigung Hinreicht, zu voll— 
ziehen. ($ 1321 ABGB.) 

Diefe Pfändung Hat jedoch von Seite des von der 
Gemeinde bejtellten Yeldhüters dann zu unterbleiben, wenn 
die Beihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen 
und von einem von der Gemeinde bejtellten Hirten ge— 
hüteten Biehjtüde geſchehen ift. 

8 26. Der Feldhüter iſt verpflichtet, jeden mahrge- 
nommenen Yeldfrevel ohne Unterjchied, ob der Täter be— 
fannt iſt oder nicht, unvermeilt zur Kenntnis feines Be— 
jteller8 zu bringen, und zwar der von der Gemeinde be= 
jtellte Feldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorjtehers und 
der nach $ 17 beftellte Feldhüter zur Kenntnis feines Dienjt- 
herren und gleichzeitig des Gemeindevoritehers. 

8 27. Der Feldhüter Hat die nad) Maßgabe der 88 5 
und 6 des Geſetzes vom 16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, 
aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen Sachen und 
Werkzeuge jofort dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Wenn Biehftüde durch einen von der Gemeinde be— 
ſtellten Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer diejelben 
ohne Verzug dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Der nach $ 17 bejtellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Viehjtüde unverzüglich feinem Dienjtherrn zu übergeben 
und gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gejchehene Pfän- 
dung anzuzeigen. 

28. Die politische Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vor— 
merk zu führen und felben in jteter Evidenz zu erhalten. 

Die Gemeindevorjteher, beziehungsmeife die Grund- 
befiger ($ 17) find bei Vermeidung einer Ordnungsitrafe 


m 
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von 4 bis 20 K verpflichtet, jede Veränderung in dem 
Stande des von ihnen bejtellten beeideten Feldſchutzperſonales 
innerhalb der Frift von längjtens 14 Tagen zur Kenntnis 
der politiichen Bezirfsbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfaßren und den zu deffen Durdführung berufenen 
Diehörden. 

8 29. Die Durchführung des Verfahrens aus Anlaß 
vorfommender eldjrevel, beziehungsweije die Unterjuchung 
und Beitrafung derjelben jteht dem Gemeindevorjteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gefegesübertretung be- 
gangen wurde. 

Diejes Strafgericht wird nach Borjchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorjteher in Gemeinjchaft ınit zwei 
Beiligern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirfungsfreije 
ausgeübt. 

Sind jedod die Organe einer Gemeinde des Feld— 
frevel3 zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, 
oder handelt es fich überhaupt um einen Feldfrevel, rüd- 
fichtlich dejjen der nach obiger Regel fompetente Gemeinde- 
vorjteher befangen erjcheint, jo Steht das Strafverfahren 
der politischen Bezirksbehörde zu 

8 30. Die Einleitung des Strafverfahrens findet auf 
Verlangen des durch den Feldfrevel Beichädigten oder Ge— 
fährdeten oder über die unmittelbare Anzeige des beeideten 
Feldhüters jtatt, Doch muß das Verfahren über Anlangen 
des Beichädigten fofort eingejtellt werden, außer es wurde 
durch den Feldfrevel eine nad den Strafgejegen jtrafbare 
Handlung BeDaRgen. 

S 31. Der Gemeindevorjteher ift verpflichtet, von allen 
gu jeiner Kenntnis gebradjten Verletzungen der Sicherheit 

es Feldgutes den Befchädigten ungejäumt in Kenntnis zu 

jegen und insbejondere diejenigen Verlegungen, welche der 
Behandlung nad) dem allgemeinen Strafgejege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

8 32. Der Gemeindevorfteher hat die ihm nad $ 27 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Weldfrevel her- 
rührenden Sachen, wenn der bejichädigte Eigentümer befannt 
it, diefem letzteren auszufolgen. Iſt der Bejchädigte nicht 
befannt, jo hat der Gemeindevorjteher wegen deſſen Er- 
mittlung das Erforderliche zu veranlaffen und die gedachten 
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Gegenjtände einjtweilen aufzubewahren oder, falls diejelben 
dem Verderben unterliegen, zu Gunjten des nicht befannten 
Beichädigten zu verjteigern oder ſonſt entjprechend zu 
verwerten. 

Wenn der Beihädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung 
eingeleitet worden ijt, fi zur Übernahme der Sachen, be— 
ziehungsweife deren Wertes binnen Jahresfriſt vom Zeit» 
punkte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, jo 
ift der Erlös der verjteigerten Sachen an die Armenkaſſe 
des Ortes gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigen- 
tümer der Sachen innerhalb der Berjährungszeit etwa zu— 
jtehenden u abzugeben. 

8 33. Aus Anlaß der nah $ 27 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Biehjtüde an den Gemeindevorjteher hat 
derjelbe hievon ſowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Viehes, wenn dieſer befannt ijt, al3 auch den Bejchädigten 
und Diejen leßteren insbejondere mit der Aufforderung ſo— 
gleih zu verjtändigen, daß er feinen Anſpruch auf den 
Schadenerjaß längjtens binnen acht Tagen von der Pfän- 
dung geltend zu machen habe, widrigenfall® das gepfändete 
mie dem ſich meldenden Eigentümer zurüdgeftellt werden 
müßte. 

Wurde dieſer Anjprud von Seite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Friſt geltend gemacht, jo hat 
der Gemeindevorjteher über Die Höhe der Entſchädigung 
zwifchen dem Bejchädigten und dem Eigentümer des ge— 
pfändeten Biehes ein gütliche8 Übereinfommen zu ver— 
mitteln und im Falle ein ſolches nicht zu ftande kommt, 
wohl aber von dem Beichädigten die Klage nad) $ 1321 
ABGB. vor den Richter gebradt it, zur Sicherftellung des 
Schadenerjabes den Betrag feitzufegen, gegen deſſen Erlag 
das gepfändete Vieh dem Eigentümer noch vor rechtsfräftiger 
Beendigung des Berfahrens über den Feldfrevel auszu— 
folgen ijt ($ 1322 ABGB.). 

8 34. Die Beftimmungen des $ 33 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorjtehers finden auch 
auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten 
eines bejchädigten Dienſtherrn durch deſſen beeideten Feld— 
hüter erfolgt ift. 

8 35. Der Gemeindevorfteher hat über jeden einzelnen 
nad; $ 30 zur Unterjuchung gelangenden Fall eines Feld— 
frevels ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbejtandes 
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und die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, 
fall8 zwijchen dem Bejchädigten und dem na le ein 
Vergleich über den Scadenerjag nicht zu jtande kommt, 
zugleich) auch den Betrag des letzteren mit Rückſicht auf 
die an den Beichädigten nach $ 32 ausgefolgten, von Feld— 
frevel herrührenden Sachen mittels Schäßung fejtzujtellen. 

8 36. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
fonal berufen. Überjteigt aber der Schaden nad dem 
Dafürhalten des Feldhüters 10 K, jo hat der Gemeinde- 
borjteher die Abſchätzung desjelben durch einen beeideten 
Schäßmann ohne Verzug zu veranlafjen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch den 
beeideten Schäßmann Hat auch ſonſt in allen Feldfrevel— 
fällen zu gejchehen, jobald dieſelbe von dem Bejchädigten 
oder von dem Erjagpflichtigen begehrt wird. 

37. Inſoweit die Schäßung nicht nad) $ 36 dur 
das beeidete Feldſchutzperſonal vorgenommen wird, hat ſich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtszwecke be— 
jtellten und beeideten Schäßmänner zu bedienen; find jolche 
Schätzmänner nicht vorhanden, fo hat die politifche Bezirks— 
behörde über Erſuchen der Gemeinde Schäßmänner für 
Feldfrevel bejonders zu bejtellen und Ddiejelben entweder 
jelbft zu beeiden oder durch einen eigenen Abgeordneten 
beeiden zu lajjen. 


8 38. Mit dem Straferfenntnifje ijt auch der Ausſpruch 
über den Schadenerjag zu verbinden, welcher dem Bejchä- 
digten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Vergleiches 
mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schätzung gebührt, wenn dieſe den Betrag von 30 K nidt 
überjteigt, oder wenn ihre Richtigkeit von dem BVerurteilten 
nicht bejtritten mird. 

Wird die Richtigkeit einer den Betrag von 30 K 
überfteigenden Schäßung bejtritten, jo ijt der Schade im 
Straferfenntniffe bloß bis zum Betrage von 30 K zuzu— 
ſprechen und der Bejchädigte mit jeinem Mehranjprude 
auf den Zivilrechtsweg zu vermweifen. 

Zugleich ift über die Perſon des Erjaßpflichtigen im 
Sinne der 88 14 und 15 zu erfennen und im Yalle 
dritte Perfonen, welchen eine Mitfchuld nicht zur Laſt 
fällt, aus dem Feldfrevel Nuten gezogen haben, wie bei 
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Beihädigungen dur Abmweiden u. dgl., meiterd zu be= 
jftimmen, inwiefern dieje Perjonen innerhalb der im erjten 
Abjage in Anjehung des Betrages gezogenen Grenzen dem 
Beichädigten Erſatz zu leiſten haben. 

8 39. Mit dem Straferfenntnifje ijt dem Schuldigen 
auch der Erjaß der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge= 
pfändeten Viehes, dann für die allfällige Schäßung des 
Schadens durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, 
aufzuerlegen. 

8 40. Die aus Anlaß des Feldfreveld abgenommenen, 
zur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge haften der Reihe nah für 
den Erſatz des dem Beichädigten zugefügten Schadens, für 
die Kojten des Strafverfahrens und für den Strafbetrag. 

Sind alle dieſe Kojten gededt, jo find die Werkzeuge 
dem Eigentümer zurüdzujftellen. 

8 41. Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge— 
meindevorjtehers geht an die politifche Behörde, welcher die 
betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wirfungs- 
freifes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Landesitelle). 

Die Berufung iſt binnen acht Tagen, vom Tage der 
Kundmachung, beziehungsweife Zuftellung des angefochtenen 
Erfenntnifjes gerechnet, beim Gemeindevorjteher jchriftlich 
oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
weitere Berufung nicht ftatt. 

Wenn das Strafverfahren der politifhen Bezirksbehörde 
als erjter Inſtanz zufteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Nechtszuges die allgemeinen diesfälligen Beitimmungen. 

S 42, Die Gelditrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiet der Feldfrevel begangen wurde. 
Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ift die Geldjtrafe in 
Arreitjtrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Hiebei kann für einen Strafbetrag bis 10 K auf 
Arreſt bis 24, niemals aber unter 12 Stunden erkannt 
werden. Der ortsübliche Taglohn iſt einem Tag Arbeit 
gleichzuhalten. 

S 43. Durch die Verjährung erliſcht Unterſuchung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
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naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worden ift. 

Die Scadenerjfaganjprühe aus einem megen Ver— 
jährung nicht in ——— gezogenen Feldfrevel können 
auf dem Zivilgerichtswege geltend gemacht werden. 


V. Shlußdeffimmungen. 

8 44. Die in dieſem Geſetze bezüglich der Grundbeſitzer 
normierten Rechte und Berbindlichfeiten gelten auch hin- 
fihtli der Pächter und Nubnießer des Yeldgutes. 

S 45. Mit dem — der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen Vorſchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit letztere im gegenwärtigen Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlich die Verordnung 
der Miniſterien des Innern und der Juſtiz vom 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

8 46. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Mein 
Aderbauminijter und Mein Minijter des Innern beauftragt. 


Eidesformel für das Feldichußperjonal. 


„Ich ſchwöre, das meiner Aufjicht anvertraute Feldgut 
ftet3 mit möglichjter Sorgfalt und Treue zu überwachen 
und zu bejchügen, alle diejenigen, welche dasfelbe auf irgend 
eine Weije zu bejchädigen trachten oder wirklich bejchädigen, 
oder einen Feldfrevel überhaupt begehen, ohne perjönliche 
Rückſicht gewiſſenhaſt anzuzeigen, nad Erfordernis in gejeß- 
mäßiger Weiſe zu pfänden oder fejtzunehmen, feinen Un— 
ſchuldigen fäljchlich anzuflagen oder zu verdächtigen, jeden 
Schaden möglichjt hintanzuhalten und die verurjadhten Be— 
Ihädigungen nad) meinem beiten Wiſſen und Gewiſſen 
anzugeben und abzuſchätzen, ſowie deren Abhilfe im gejeh- 
lihen Wege zu verlangen, mich den mir aufliegenden 
Pflichten ohne Willen und Genehmigung meiner Borges 
jegten oder ohne unvermeidliche Verhinderung niemals zu 
entziehen und über das mir anvertraute Gut jederzeit ge— 
hörig Rechenſchaft zu geben. 


So wahr mir Gott helfe!‘ 
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Geſetz vom 30. Mai 1898, 


betreffend den Schuß der Edelweißpflanzen (Gnaphalium 
Leontopodium). 


(LEBT. Nr. 46.) 


8 1. Das Ausheben und Ausreißen der Edelweiß— 
pflanzen ſamt den Wurzeln, jowie das Feilhalten und der 
Verfauf derartiger bewurzelter Pflanzen ijt verboten. 

5 2, Eine Ausnahme hievon bilden nur jene Fälle, 
wo es fih um die Gewinnung dieſer Pflanzen für wiſſen— 
ſchaftliche Zmwede Handelt; in Ddiefen Fällen muß jedod) 
hiezu die Bewilligung der betreffenden politijchen Bezirks— 
behörde eingeholt werden. 

8 3. Auf Edelweißpflanzen, welche im Wege der Garten— 
kultur gezogen werden, findet dieſes Gejeg nicht Anwendung. 
Wer in dem Befibe folcher Pflanzen betreten wird, hat deren 
Provenienz durch ein Zertififat der Gemeinde zu ermweifen, 
in welcher fich die Edelmweißfultur befindet. 

$ 4. Die Übertretungen der Vorjchriften des $ 1 werden 
von den politifchen Behörden mit Geldbußen von 1 bis 10 fl. 
und im Wiederholungsfalle mit 25 fl. bejtraft. 

Auch iſt der Verfall der Pflanzen auszufjprecen. 

Die Geldjtrafen fließen in den Armenfonds jener Ge— 
meinde, innerhalb welcher die Betretung erfolgte. Im Falle 
der Uneinbringlichfeit der Geldbuße ijt dieſe in die ent=- 
jprechende Arreſtſtrafe umzuwandeln. 

8 5. Diefes Gefeß tritt mit dem Tage feiner Kund— 
madung in Wirkjamfeit. 

56. Mit dem VBollzuge dieſes Geſetzes jind Meine 
Minijter des Aderbaues und des Innern betraut. 


Gefek 2. Mini 1886, 
womit eine Winzerordnung für Steiermark erlajjen wird. 
(LGBl. Nr. 26.) 


S 1. BPerjonen, welche gegen Lohn im Gelde, jonjtige Bezüge 
oder beides zugleich vorzugsmweije zur Bearbeitung der Weingärten 
in Dienjt aufgenommen werden und eine eigene Haushaltung führen, 
heißen Winzer oder Weingartmeier. 

Ss 2. Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten zwischen dem Wein— 
gartenbefiger und dem Winzer werden, infoferne ein zwijchen ihnen 
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geichloffener Vertrag feine anderen Beitimmungen feftftellt, nach der 
Winzerordnnung beurteilt. 

Werden bei der Aufnahme des Winzers feine befonderen Beſtim— 
mungen über die gegenjeitigen Rechte und Pflichten fejtgejest, fo über- 
nimmt der neueingetretene Winzer den Dienft unter denjelben Be- 
dingungen, unter welchen der unmittelbare Vorgänger denjelben beforgt 
hat, injoferne diefe Bedingungen der Winzerordnung nicht wider— 
jprechen. 

Der Winzer fann fi auch zur Berftellung von Hilfsarbeitern 
und Haustieren verpflichten. 

Von jchriftlichen Verträgen ilt dem Winzer auf fein Verlangen 
eine Ausfertigung zu geben. 


53. Wo in diefer Wingerordnung des Weingartenbefiterd ge— 
dacht ift, gelten die bezüglichen Beitimmungen aud von deſſen Stell- 
vertreter, und haben die die PVerflichtungen der Winzer regelnden 
Beftimmungen aud auf die bedungenen Hilfsarbeiter, Inwohner und 
Familienangehörigen derielben Anwendung, injojern fie in der Haus 
haltung des Winzer3 leben. 

Ss 4 Die Aufnahme der Winzer gejchieht in der Regel auf 
ein Jahr, weiches mit 1. November (Allerheiligen) beginnt und Winzer- 
jahr heißt. 

Zur beiderfeitigen Auffündigung des Winzervertrages ift die Zeit 
bom 15. Augujt bi3 Ende Auguft und zum Wandern die Zeit vom 
1. November bis 11. November (Martini) beftimmt. 

Erfolgt in der feitgefegten Beit von feiner Seite eine Auf— 
fündigung, jo ift das Dienftverhältnis ſtillſchweigend auf ein weiteres 
Sahr al3 erneuert anzufehen. 

(Diefe Faffung erhielt der $ 4 durch das Geſetz vom 1. Juni 1898, 

LGBl. Nr. 51.) 

8 5. Jeder Winzer hat ſich mit einem Winzerbuche zu verfehen. 

Dasjelbe wird von der Heimat3gemeinde des Winzers ausgefolgt, 
kann aber aud) von der Gemeinde feines neuen Aufenthaltes auf Grund 
der Nachweifung über fein Heimatsrecht ausgefertigt werden, wenn 
weder Hinfichtlich des Befugnifjes, ſich zu verdingen, noch jonft ein 
Hindernis obmaltet. 

Unter den beiden legten Vorausſetzungen können Winzern, welche 
aus Ländern, wo Winzerbücher nicht beftehen, ſowie jenen Winzern, 
deren Heimatsrecht zur Zeit nicht erweislich ift, die Wingerbücher 
bon der Aufenthaltsgemeinde auf Grund der Neijelegitimation aus— 
gefertigt werben. 

In das Winzerbucd find die Rubriken nach Formulare A auf 
zunehmen, die Aufnahme in den Dienft, der Zeitpunkt des Dienftein- 
und Austrittes, die erfolgte Auffündigung und da3 Verhalten des 
Winzer von dem Gemeindevorjteher einzutragen oder die vom Wein— 
gartenbefiger erfolgte Eintragung zu beftätigen. 

Bei Unzufriedenheit mit dem Winzer wird bie betreffende Rubrik 
nicht ausgefüllt. 
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Die Winzerbücher, in welche die Winzerordnung aufzunehmen ift, 
find in deutjcher und für die jloweniichen Bezirke aud) in ſloweniſcher 
Sprache auszufertigen. 

56. Dad Winzerbuch it dem Weingartenbejiger zur Aufbe- 
wahrung einzuhändigen, welcher verpflichtet it, dasıelbe dem Winzer 
auf jein Verlangen nad) erfolgter Kündigung zum Behuje der An« 
nahme eines anderen Dienites auszujolgen. 

Ss 7. Die Winzerbücher jind öffentliche Urkunden. Wer folche 
nachmacht oder verjäljcht, oder wer fich zu jeinem Fortlommen eines 
jremden Winzerbuches bedient, oder jein Winzerbuch zu dieſem Zwecke 
einem andern überläßt, wird nach dem Strafgeſetzbuche behandelt. 

88 Zur Gültigkeit des Pienjtvertrages ift erforderlidh, daß 
vom Weingartenbejiger dem Winzer eine Darangabe (Leihlauf) und 
vom Winzer dem MWeingartenbejiger da3 Winzerbuch behändigt wird. 
Die Darangabe wird in jener Höhe gegeben, in welcher fie ortsüblich 
it, und hat den Betrag von 5 fl. keinesfalls zu überfteigen. Die 
Darangabe fann in dem Lohne eingerechnet werden, wenn nicht etwa 
anders vereinbart worden iſt. Der Weingartenbefiger ijt verpflichtet, 
die erfolgte Aufnahme des Winzers in deſſen Winzerbuch mittels 
Ausfüllung der Rubriken 1, 2, 3 und 4 einzutragen. 

59 Wer einen Winzer aufnimmt, der bereit3 laut des 
Winzerbuches von einem andern aufgenommen worden ift, verliert nicht 
nur die allfällige Darangabe (Leihlauf), welche der Gemeindekaſſe 
verfällt, fondern iſt überdies noch nach Umftänden mit 5 bis 25 fl. 
zu beitrafen. 

8 10. Ein gehörig aufgenommener Winzer muß mit den ber- 
tragsmäßig beizuftellenden Hilfsarbeitern den Dienjt zur feftgefegten 
Beit antreten, jomwie auch die bedungene Anzahl Haustiere mitbringen. 

Dagegen ift aber auch der Weingartenbejiger verpflichtet, den 
Winzer den Dienft bedungenermaßen antreten zu laſſen und den— 
jelben beim Gemeindevorfteher anzumelden. 

Ss 11. Der Winzer ijt verpflichtet, die Weingartenarbeiten 
ordentlih) und zur gehörigen Zeit zu verrichten, und folange ber 
Weingartenbejißer den Winzer, feine Hilfsarbeiter und die bedungenen 
Bugtiere zu was immer für Arbeiten für die Weingartenrealität ver» 
wenden will, jo ift er verpflichtet, diefelben über Verlangen gegen 
den bedungenen oder in der Gegend üblihen Winzertaglohn zu 
— wenn der abgeſchloſſene Dienſtvertrag keine andere Verfügung 
enthält. 

8 12. Der Winzer iſt verpflichtet, dem Weingartenbeſitzer in 
allen auf feinen Dienft fich beziehenden Anordnungen Folge zu leiften, 
ihm, ſowie feinen Angehörigen mit Achtung zu begegnen und fich 
anftändig zu betragen; er ijt ferner verpflichtet, jeden Schaden an 
Grund und Gebäuden dem Weingartenbefiger anzuzeigen, und ſoll 
überhaupt alle Kräfte anwenden, um alle Schäden, bejonderd jene 
duch Feuersbrünfte, durch Diebjtähle an Trauben, Obft, Futter, Holz, 
Streu, Werkzeugen ufw. fern zu halten. 
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8 13. Der Winzer ift verpflichtet, den aus feinem oder feiner 
Angehörigen, Dienftleute oder Inleute Verjchulden verurjachten, ſowie 
den durd) feine Haustiere bei der Weingartenrealität zugefügten Schaden 
nad) Maßgabe der Beltimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches zu 
bergüten. 

5 14. Ohne Einwilligung des Weingartenbejigerd darf der 
Winzer feine Inleute oder Gäſte in die ihm zugewieſene Winzerei aufe 
nehmen. 

8 15. Entwendungen von Trauben, Obit, Holz», Schnitt und 
Wurzelreben, Obſtbäumchen, Futter, Streu, Dünger aller Art uſw. 
ziehen fir den jchuldigen Winzer außer den ihn nach dem allgemeinen 
Strafgejege treifenden, auch die Folgen des $ 17 lit. a nad) jid. 

8 16. Dagegen ilt aud) der Weingartenbejißer verpflichtet, dem 
Winzer und feinen Hilfsarbeitern den bedungenen Lohn im Gelde 
und die fonjtigen Bezüge zur feftgefegten Zeit zu Teiften. 

Iſt über die Höhe der Entlohnung nichts feſtgeſetzt, fo ift diefelbe 
mit NRüdjicht auf das ort3übliche Ausmaß feitzufegen ($ 27). Falls 
für den Lohn im Gelde fein bejonderer Zahlungstermin vereinbart 
wurde, fo ift derjelbe (Lohn im Gelde), und zwar injoferne er für 
die einzelnen Weingartenarbeiten bejonder3 bejtimmt ift (Beftände, Ge— 
dinge). jedes Mal unmittelbar nad) ordnungsmäßiger Vollendung jeder 
derjelben, infoferne er aber in einem Jahrespauſchale (Jahreslohn) 
beiteht, vierteljährig nachhinein zu leiſten. 

Dem Winzer ift der etwa durch die VBernachläffigung der Obliegen- 
heiten des Weingartenbefigers entjtandene Schaden zu vergüten und 
derfelbe überhaupt anjtändig zu behandeln. 

8 17. Dem Winzer kann vor Ablauf des Winzerjahres der 
Dienft aufgefündigt werden, den er binnen 14 Tagen vom Tage 
der Kündigung zu verlafien Hat: 

a) wenn er eines Verbrechens überhaupt oder der Übertretung des 
Diebftahles, Betruges oder der Veruntreuung für jchuldig erfannt 
wird, oder wenn er wegen anderer Gejetesübertretungen zu einer 
14 Tage überfteigenden Freiheitäftrafe verurteilt wird; 

b) wenn er die bedungene Anzahl von Hilfsarbeitern oder Haus 
tieren ohne Einmilligung des Dienſtgebers vermindert und ber 
an ihn ergangenen Aufforderung zur Ergänzung binnen einem 
Monat Feine Folge leitet; 

ec) wenn er feine DVienftpflichten gröblich verleßt, insbefondere den 
in Bezug auf feinen Dienft erhaltenen Befehlen de3 Weingarten- 
bejiter3 beharrlichen Ungehorfam oder Widerjpenftigfeit entgegen- 
jeßt, oder durch fortgefegte Trunfenheit ſich zur Beforgung feines 
Dienfte3 unfähig zeigt; 

d) wenn er die ihm zur Benüßung tiberlaffenen Haustiere un— 
—5 — der an ihn ergangenen Aufforderung gänzlich vernach— 
äſſigt; 

e) wenn er feine Arbeitskräfte gegen die Beſtimmungen des $ 11 
ohne Zuftimmung des Weingartenbefier3 und ungeachtet der an 
ihn ergangenen Warnung bei anderen verwendet; 
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f) wenn er ſich eine Bejchimpfung oder Mißhandlung gegen den 

Weingartenbejiger oder dejjen Angehörige zu Schulden fommen 

g) wenn er dem Spiele oder anderen Ausſchweifungen und Uns 
fittlichfeiten ſich ergibt. 

8 18. Der Winzer kann außer der im $ 4 fejtgejegten Zeit 
den Dienft auffündigen und binnen 14 Tagen verlajjen: 

a) wenn er oder feine Angehörigen vom Weingartenbefiter oder 
dejjen Angehörigen mißhandelt worden find, oder 

b) wenn er den bedungenen und fälligen Lohn im Gelde oder die 
fonftigen fälligen Bezüge, fowie die Vergütung de3 ihm zu— 
erfannten Schadens ($ 16) nad) erfolgtem Begehren binnen acht 

Tagen nicht erhält. 

$ 19. Erfolgt die Wanderung zur feſtgeſetzten Zeit, jo fann der 
Winzer nur in dem Falle, daß er bei dem Eintritte in den Dienſt 
Yutter mitgebracht hat, und bei jeinem Austritte eigene Rinder be» 
figt, von dem geernteten Futter ſoviel Futter mitnehmen, daß auf 
jedes beigeftellte und wieder mitgenommene Rind eine Futtermenge 
von jehs Meterzentnern, zur Hälfte aus Heu oder Grummet und zur 
Hälfte aus Stroh bejtehend, auf jedes dergleichen Jungvieh unter zwei 
Sahren die Hälfte diefer Futtermenge entfällt. 

$S 20. In Fällen, in welchen der Dienjt während des Winzer- 
jahres verlajjen wird (88 17 und 18), erhält der Winzer den ber 
dungenen Lohn im Gelde und die jonjtigen Bezüge nad) Verhältnis 
der Zeit, die er im Dienſte zugebracht hat, wobei die Zeit nah) Wochen 
zu berechnen und jede angefangene Woche als vollendet anzujehen ift. 

Wo jedoch die Weingartenarbeiten um einen bejtimmten bes 
dungenen Lohn im Gelde (Geding oder Beſtand) verrichtet werben, 
ift derjelbe nad) Maßgabe der verrichteten Arbeit auszuzahlen. 

Beftehen die Bezüge in Fechjungen und die Saaten jind bejtellt, 
fo erhält der Winzer eine der Jahreszeit angemefjene Entjchädigung. 

Bon dem bereit3? vom Winzer geernteten Futter wird dem— 
jelben nur jo viel überlafien, al3 zur Ernährung jeiner vertraggmäßig 
beigeitellten Rinder für einen Monat notwendig ift, wobei zwei Stüd 
Sungvieh unter zwei Jahren gleich einem erwachjenen Rinde gehalten 
werden. Gehören aber die Rinder dem Weingartenbefiter, jo hat das 
geerntete Futter aller Art zurücdzubleiben. 

8 21. In allen Fällen der Wanderung muß der auf der Wein— 
gartenrealität vorrätige Dünger aller Art ohne Entihädigung zurüds 
gelaffen werden, gleichviel, ob die Haustiere dem Dienjtgeber oder 
Winzer gehören. 

Ebenfo darf der Winzer beim Wandern feine Streu und fein Holz 
mitnehmen, fall3 ihm diefe beiden Gegenftände vom Weingartenbefiter 
zu feinem Gebrauche zugemwiefen find. 

8 22. Die Koften der Wanderung hat in der Regel der Winzer 
zu tragen. 

Sieht ſich jedoch der Winzer im Laufe de3 erften Dienſtjahres 
veranlaßt, den Dienſt infolge eines im $ 18 angeführten Umftandes 
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zu verlajfen, dann jind Ddemjelben die Wanderungsfojten zu ver— 
güten, fall3 er dieſelben beftritten hat. 

S 23. Der Winzer ift bei feinem Austritte verpflichtet, alles, 
wa3 ihn zur zeitweiligen Benüßung, zur Aufficht oder Verwahrung 
übergeben oder anvertraut wurde, al3: Einrichtungsitüde, Mafchinen, 
— Geräte uſw., dem Weingartenbeſitzer ordentlich zurückzu— 

ellen. 

8 24. Stirbt ein verehelichter Winzer, fo wird angenommen, 
daß die Witwe die Pflichten und Rechte ihres Mannes für da3 
laufende Winzerjahr übernehme, und der Weingartenbefiger ihr dies 
zugeitehe. 

Ebenſo wird bei Veränderung in der Perſon des Weingarten- 
befier8 angenommen, daß ſowohl der Bejignachfolger, al3 der Winzer 
da3 Dienftverhältnis fortbeftehen lajjen wollen. 

Will jedoch in einem oder anderen Falle eine Bartei dad Dienjt- 
verhältnis auflöjen, jo kann diefe Auflöjung nad) vorausgegangener 
breimonatlicher Kündigung erfolgen. 

Rückſichtlich der Entſchädigung fommen die Beltimmungen der 
88 19 und 20, und fall3 der Weingartenbejiger den Dienft im Laufe 
des erjten Pienjtjahres gekündigt hat, auch die des $ 22 in An— 
wendung. 

8 25. Ein Winzer, welcher den Dienjt ohne gejeßmäßigen 
Grund eigenmächtig verläßt, ift dem zuftändigen Gemeindeamte are 
zuzeigen und von diefem auf Berlangen des Weingartenbejißer3 ſelbſt 
durh Zwang zur Rüdfehr in den Dienft zu verhalten. 

Ein folder Winzer ift nad) $ 29 ftraffällig und zugleich ver- 
pflichtet, den aus der unerlaubten Dienftverlajfung entjtandenen Schaden 
zu erjeßen. 

Der Weingartenbefiger kann jedoch demfelben den Wiedereintritt 
in den Dienſt verweigern. 

S 26. Wer wijjentlich einen Winzer, welcher eigenmächtig feinen 
Dienſt verlaffen hat, in feine Dienjte aufnimmt, iſt mit 5 bis 25 fl. 
zu beitrafen und hat dem früheren Weingartenbefißer den aus der 
unbefugten Dienftverlafjung entftandenen Schaden zur ungeteilten Hand 
mit dem Winzer zu vergüten. 

8 27. Alle Streitigkeiten und Beſchwerden, welche zwischen dem 
Weingartenbefiger und Winzer oder jeinen Hilfsarbeitern ufw. aus 
dem Dienftverhältniffe entfpringen, find während der Dauer beöfelben 
und 14 Tage danach bei dem PVorfteher jener Gemeinde, in welcher 
bie betreffende Weingartenrealität liegt, anzubringen. 

Demfelben jteht unter der vorne aufgeitellten Borausfegung die 
Enticheidung in allen Bejchwerden und Streitigkeiten zu, bei welchem 
es jih um Anwendung der Beftimmungen der Winzerordnung handelt, 
und weiter die Entjcheidung über nach der Wingerordnung zu bes 
urteilende Entſchädigungsanſprüche bis zum Höchitbetrage von 10 fl.; 
infoferne aber die erhobenen Entfhädigungsanfprüche den Betrag von 
10 fi. überfteigen, hat der Gemeindevorfteher zunächit einen Vergleichs— 
verſuch zu machen, und bei deffen Fruchtlofigkeit die Parteien auf 
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den Rechtsweg zu verweiſen, auf welchem Wege aud alle Streitig- 
feiten auszutragen find, welche nad) Ablauf von 14 Tagen nah Auf- 
löfung des Dienftverhältniffes angebracht werden. 

Derjelbe hat aud) das Strafrecht in den in dieſem Geſetze bezeich- 
neten Fällen nach den Bejtimmungen de3 8 54 der Gemeindeordnung 
vom 2. Mai 1864 auszuüben; rücdjichtli” der Städte mit eigenen 
Statuten gelten die Beltimmungen der betreffenden Gemeindeord- 
nungen. 

8 28. Berufungen gegen Entjcheidungen des Gemeindevorſtehers 
find nach den Beitimmungen der Gemeindeordnung vom 2. Mai 1864 
und des Landesgejeges vom 1. April 1875, Nr. 24, rückſichtlich der 
Städte mit eigenen Statuten aber nad) den Beitimmungen der be» 
treffenden Gemeindeordnungen zuläſſig. 

Eine Berufung gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen ift nicht 
zuläffig. 

8 29. Jede abſichtliche Verlegung oder grobe VBernadhläffigung 
der in diefem Gefege aufgeführten Pflichten des Weingartenbejigerg 
oder Winzer3, für welche darin feine Strafbedingungen oder fonftigen 
Folgen fejtgefeßt find, werden auf Verlangen mit einer Ordnungd- 
ftrafe von 2 bis 5 Sl. geahndet. 

8 30. Die in der Winzerordnung aufgeführten Geldftrafen 
können bei Zahlungsunfähigkeit in angemejjene Arreititrafen bi zu 
fünf Tagen umgewandelt werden. 

Die Geldftrafen haben in die Kajje derjenigen Gemeinde zu 
fließen, in deren Gebiete die Weigartenrealität liegt. 

8 31. Mein Minifter des Innern ijt mit dem Vollzuge diefes 
Geſetzes beauftragt. 


Tirol. 
Gefek vom 29. Dezember 1902, 


wirfam für die gefürjtete Grafihaft Tirol, betreffend den 
Schub des Feldgutes. 


(LGBl. Nr. 13 ex 1903.) 
I. Bon dem Feldgute und dem Zeldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes geitellt. 

Kür die Anwendung dieſes Gejeges werden unter Feld— 
gut alle Sachen verjtanden, welche mit dem Betriebe der 
and- und Feldwirtichaft im meitejten Sinne im unmittel- 
baren Zufammenhange ftehen, infolange fie fi auf offenem 
Felde befinden. 
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Es jind Daher —— die Grundſtücke ſelbſt, mit 
Ausſchluß der der Waldkultur gewidmeten Flächen, wie 
Acker, Wieſen, Weiden, Alpen, Gärten, Weingärten, Obſt— 
Maulbeer-, Olivenbäume, Pflanzungen aller Art, Bienen— 
ſtöcke, Preßvorrichtungen, Preßhäuſer, Feldhütten, Alpen— 
hütten, Viehhage, Heupillen, Einfriedungen, Hecken, Alleen, 
Fiſchteiche, Fiſchbehälter und Anlagen Air fünftlihe Fiſch— 
zucht, Be» und Entwäfjerungsanlagen, Dämme, Wafjerwerfe 
und Reitungen, Feldbrunnen, Feldwege, Stege uſw. zum 
Feldgute zu rechnen, als auch noch nicht eingebradhte Früchte, 
Saaten, Heu-, Stroh- und Fruchtichober, die auf dem Felde 
elle landwirtichaftlihen Geräte und Werkzeuge, 
a3 Zug- und Weidevieh, der Dünger ujm. 

8 2, Als Feldfrevel werden alle Bejchädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem 
Geſetze enthaltenen oder auf Grund diejes Geſetzes von der 
piegn berechtigten Behörde zum Schutze des Feldgutes er- 
afjenen bejonderen Verbote bejtraft, jofern dieſe Bejchä- 
Digungen oder Übertretungen dieſer Verbote nicht der Be— 
handlung nah dem allgemeinen Strafgefege oder nad 
befonderen, für den Schuß anderer Zweige der Landes- 
fultur, namentlih der Wajjerrechte, oder für die Hand- 
habung der Straßenpolizei, zum Schuße der für die Boden- 
fultur nüßlichen Vögel und der Edelmweißpflanze erlafjenen 
Geſetze und —— unterliegen. 

8 3. Insbeſondere werden unter den Vorausſetzungen 
des 8 2 als verboten erflärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten, auf bebauten oder zum Anbau bereit3 vor— 
bereiteten Adern, auf Wiejen zur Zeit des Gras— 
mwuchjes, endlih auf Grundjtüden jeder Art, jobald 
diefelben durch Einfriedung, Verbotstafeln oder andere 
fennbare Warnungszeichen als abgefperrt bezeichnet find; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen und Steigen, welche 
zur Beit des Reifens der Trauben oder anderer Yeld- 
und Baumfrüchte über Verfügen eines hiezu Berech- 
tigten abgefperrt und durch Berbotstafeln oder andere 
fennbare Zeichen als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen oder Bejchädigen von Ein- 
friedungen, ſowie das Offnen der Abichlußvorrichtungen 
an denjelben, ohne fie wieder zu fchliegen, und das 

11° 
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Befeitigen oder Bejchädigen der Berbotstafeln oder 
Warnungszeichen; 

d) die unbefugte Eröffnung von Fußſteigen und Feld— 
wegen über fremde Grundſtücke; 

e) die eigenmächtige Einackerung, Umgrabung oder fonjtige 
Beichädigung gemeinjchaftlicher Feldwege, Fußiteige oder 
Kane (Anmwander), Berrüdung oder Befeitigung der 
Grenzzeichen, vol AUbaderung von fremdem Grunde. 
S 4. Inſofern derzeit bejtehende, auf einem Privat- 

rechtstitel oder auf dem Titel des Gemeindeverbandes 
($ 63 SD.) beruhende Weiderechte die Erhaltung von Ein— 
de ie (Zäune, Gräben, Mauern, Heden) zum Scuße 
er Kulturgründe gegen das Weidevieh erfordern, ſind dieſe 
Einfriedungen von denjenigen Gemeinden, Fraktionen, 
Intereſſentſchaften oder einzelnen Grundbeſihern in ſtand 
zu halten, welche dieſe Einhaltung nach der bisher in der 
Gemeinde beſtehenden Übung tatſächlich beſorgt haben. 
Die Entſcheidung hierüber ſteht in erſter Inſtanz nach 
gepflogener Erhebung dem Gemeindeausſchuſſe zu. Eine da— 
gegen eingebrachte Beſchwerde hat keine aufſchiebende 
Wirkun 
Befiehende privatrechtliche Verpflichtungen zur Eins 
haltung folcher Einfriedungen werden hiedurch nicht berührt. 
Die Einmwendung, daß Bergmähder nicht als Kulturgründe im 
Sinne de3 8 4 des Tiroler Feldſchutzgeſetzes anzufehen jeien, ift 
unbegründet, da fi aus dem Zwecke dieſes Geſetzes mit Note 
wendigfeit die Schlußfolgerung ergibt, daß mangel3 einer ausdrück— 
lichen näheren Begrifjsbejtimmung des Wortes Kulturgrund dere 
jenige Grund und Boden darunter zu verftehen ift, dem das Gejeg 
überhaupt befonderen Schuß angedeihen lafjen wollte, aljo da3 Feld— 
gut in dem weiten Sinne des $ 1 de3 Tiroler Feldſchutzgeſetzes. Der 

8 4 verpflichtet unter den dort angeführten Vorausjegungen die» 

jenigen zur Erhaltung von Einfriedungen gegenüber dem Weide- 

vieh, welche dies nad) der bisher in der Gemeinde bejtehenden 

Übung tatjächlich bejorgt haben. E3 muß alſo die Erhaltung der 

Einfriedungen der bisherigen Übung entiprecdhen und es müſſen 

noch weiters diejenigen, welche übungsmäßig hiezu verpflichtet 

waren, bie Yigg auch tatjächlich beforgt haben. (BGH. 

29. März 1904, 8. 3 
S5. Wenn ee die Viehmweide außerhalb geſchloſſener 

oder eingefriedeter Pläße eine Gefahr der hung 
fremder Grundjtüde droht, fo fann der Gemeindeausichuß, 
jedoch unbeschadet bejtehender Weideferpitutsrechte, Die Aus— 
übung der Weide ganz oder teilweije nur unter geeigneter 
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Auſſicht oder unter befonderer Vorſicht (Strid- oder Pflod- 
mweide) gejtatten und Diejelbe zur Nachtzeit auch ganz 
verbieten. 

8 6. Wenn die zur Weide führenden Wege von foldher 
Beichaffenheit find, daß eine Beſchädigung fremden Yeld- 
gutes durch frei getriebenes Vieh mit Grund zu bejorgen 
it, jo fan der Gemeindeausihuß anordnen, daß auf den 
von ihm bezeichneten Streden der Wege das Vieh nur 
unter entfprechender Aufjicht zur Weide gebracht werde. 

5 7. Die politiihe Bezirfsbehörde kann über Antrag 
der Gemeindevorjtehung mit Rüdfiht auf die Ortsverhält- 
niſſe zum Schuße des Feldgutes das Verbot erlafjen, daß der 
Durchtrieb fremder Viehherden zur Nachtzeit auf den durch 
uneingefriedete Felder oder Fluren führenden Straßen oder 
Wegen nicht anders al3 unter Aufficht eines vom Gemeinde- 
vorjteher zu bejtellenden und vom Biehtreiber nad einer 
Tea ne Gebühr zu entlohnenden Begleiters ftattfinde. 

8, Die Nachlefe Dritter ift zur Nachtzeit unbedingt 
verboten. 

8 9. Die Gemeinde hat für den Schuß der Fluren 
zu jorgen. 

Für beftimmte Teile des Gemeindegebietes, welche aus— 
ann oder zum größten Teile aus zujammenhängenden 

ein=- oder Objtgärten und anderen wertvollen Anlagen 
verjchiedener Befiber beftehen, hat der Gemeindevorjteher 
Beltimmungen über die Bewachung zu treffen. 


I. Strafdeffimmungen. 

8 10. Jeder Feldfrevel unterliegt einer Geldftrafe von 
1 bis 80 K. 

8 11. ®Benn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit, den Auftrag ordnungsmäßig zu —— begangen 
wird, iſt der Auftraggeber ohne Unterſchied, ob die genannte 
perſon ſelbſt einer Strafbehandlung unterzogen wurde oder 
nicht, wegen unterlaſſener pflichtmäßiger Obſorge mit einer 
Geldſtrafe bis zu 20 K zu beſtrafen. 

Diefe Bejtimmung Hat namentlih aud dann Anmwen- 
dung zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weide- 
gebietes nicht befanntgegeben wurden. 

8 12. Der Feldfrevfer Hat auch für den verurjachten 
Schaden Erſatz zu leiſten. 
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Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perſonen be— 
Ban wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden nach 
en 88 1301 und 1302 ABGB. 

Der Auftraggeber haftet für den zugefügten Schaden 
nad) $ 1315 ABGB. 


II. Bom Zeldſchutzperſonale. 

8 13. Zum Schutze des Feldgutes gegen Feldfrevel 
jind, abgefehen von den jtaatlihen Organen, zunädjt die 
Gemeindediener, Waldaufjeher, Nachtwächter uſw. berufen. 

Es fünnen aber aud, eigens hiefür beeidete Yeldhüter 
(Flurenwächter) bejtellt werden. 

Zur Bejtellung folder Wachorgane find berechtigt: 

1. die Gemeinde, und zwar zur Beauffichtigung aller oder 
eines Teiles der im Gemeindegebiete gelegenen Yluren 
oder Anlagen auf die Dauer ihrer Seife und Ernte, 
oder für die Zeit, während mwelcher eine Bejchädigung 
des Feldgutes (SS 1 und 9) zu befürchten it. 

Die Koften für das von der Gemeinde beitellte Feld- 
ihußperjonale find im Sinne der Gemeindeordnung 

(88 67 bis 71) aufzubringen; 

2. einzelne oder auch mehrere Grundbefiger gemeinjam 
und auf ihre eigenen Koſten. 

8 14. Der Feldhüter iſt über Antrag des Beitellers 
bon der politifchen Bezirfsbehörde zu beftätigen und in 
Eid zu nehmen. 

Der Eid ift nad der beiliegenden idesformel 
abzunehmen. 

8 15. Die Beftätigung und Beeidigung kann wegen 
Mangels der phyfiichen Tauglichkeit oder der Vertrauens— 
mwürdigfeit von der politiihen Bezirfsbehörde vermeigert 
werden. 

Gegen dieſes Erfenntnis kann innerhalb 14 Tagen 
die Berufung an die f. f. Statthalterei überreicht werden. 

Perjonen unter 20 Jahren dürfen für den Feldihuß 
nicht bejtellt werden. 

8 16. Jedem für den Feldichuß Beeideten iſt feitens 
der politiichen Bezirfsbehörde zu jeiner Legitimation eine 
Beicheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und 
Beeidigung ($ 14) auszufolgen, welche zugleich auch den 
Kamen des Bejteller8 und die genaue Angabe des dem 
Feldhüter zur Überwachung zugewiefenen Gebiete zu ent» 
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alten hat. Allfällige Änderungen des Überwachungsgebietes 
er der Bejteller unvermweilt der politifchen Bezirksbehörde 
behufs Berichtigung der Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritt eines beeideten Feldhüters in den Feld- 
Hußdienjt eines anderen Bejteller3 hat der Feldhüter Die 
eicheinigung der politischen Bezirfsbehörde jeines neuen 

Standorte zu übergeben, welche ihm dagegen unter Be- 
rufung des bereit beim Antritt des früheren Dienjtes 
geleijteten Eides eine neue, den geänderten Berhältnijjen 
entfprechende Bejcheinigung auszufolgen hat. 

Das Formulare der Beicheinigung ift von der politifchen 
Zandesitelle fejtzujegen. 

8 17. Treten bezüglich eines ſchon beeideten Feldhüters 
folhe Umjtände ein, welche in Gemäßheit des $ 15, erjter 
Abjag, feiner Bejtellung entgegengejtanden wären, jo hat 
die politische Bezirfsbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon 
frajt einer gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Gtraf- 
gejeges eingetreten wäre, Hinjichtlich des allfälligen Wider- 
tufes der Beftätigung im Amte ($ 14) und Entziehung der 
im $ 16 erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

$ 18. Bezüglich der äußeren Kennzeichnung des Feld- 
ihußperjonales gelten die Bejtimmungen des Gejeßes vom 
29. Mai 1887, LEBT. Nr. 31. 

Der Feldhüter ift auch befugt, im Dienſte eine Feuer— 
waffe und andere ortsübliche Waffen zu tragen, von welchen 
Waffen jedoch nur im Falle gerechter Notwehr und zu dem 
im Schlußſatze des $ 25 bezeichneten Zwecke Gebraud ge— 
macht werden darf. 

8 19. Die Feldhüter find, wenn fie in Ausübung des 
Dienjtes handeln und hiebei das vorgejchriebene Dienjtkleid 
oder Dienjtzeihen tragen, als öffentliche Wache im Sinne 
des Gefehes vom 16. Juni 1872, ROBT. Nr. 84, anzujehen 
und genießen die in den Gejegen gegründeten Rechte, welche 
den obrigfeitlichen Perfonen und Zivilwachen zukommen. 

Die gefeglichen Beftimmungen über das von beeideten 
Staatsdienern in Bezug auf deren dienftlihe Wahrnehmun- 
gen in Straffachen abgelegte Zeugnis finden auf die gleich- 
artigen Zeugenausfagen der Feldhüter Anwendung. 

Ss 20. Der Feldhüter darf Verhaftungen nur zum 
Zwecke der Ablieferung an die zum weiteren Verfahren 

zujtändige Behörde und nur unter folgenden Vorausfegungen 
vornehmen: 
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1. wenn der bei Verübung einer ſtrafbaren Handlung 
an den Gegenſtänden ſeiner Beaufſichtigung Betretene 
a) dem Feldhüter unbekannt iſt, oder innerhalb der Ge— 
meinde oder der Gemeinden, in welchen fein Auffichts- 
gebiet Tiegt, feinen Wohnfiß hat, oder 
b) ſich feiner Ddienftlihen Aufforderung widerſetzt, oder 
jih an ihm vergreift; 

2. wenn ein Unbefannter auf fremdem Grund und 
Boden, oder in der Nähe von Gegenftänden der Beauf- 
fihtigung des Feldhüters unter Umfländen getroffen wird, 
welche den dringenden Verdacht erregen, daß er eine ftraf- 
bare Handlung an den erwähnten Gegenjtänden verübt 
oder zu verüben verſucht hat. 

8 21. Wenn eine Perfon, welche nad $ 20 in Ver— 
wahrung genommen werden darf, fich dieſer durch Die 
Flucht entzieht, fo ift der Feldhüter berechtigt, dieſe Perſon 
auch über fein Auffichtsgebiet hinaus zu verfolgen und 
außerhalb desfelben feitzunehmen. 

22. Den auf frifcher Tat betretenen Perſonen können 
die von der ftrafbaren Handlung herrührenden, ſowie die zur 
Berübung derjelben bejtimmten Sachen abgenommen werden. 

8 23. Auch außer dem Falle der Betretung auf frifcher 
Tat ift der Feldhüter berechtigt, folchen Perjonen, welche 
dringend verdächtig erjcheinen, eine ftrafbare Handlung an 
den Gegenftänden feiner Beauffichtigung verübt zu haben 
oder vorzubereiten, diejenigen Sachen abzunehmen, melde 
allem Anſcheine nach von der Berübung einer ftrafbaren 
Handlung herrühren oder hiezu bejtimmt find, falls Die 
Mitnahme Ddiefer Gegenjtände nicht gerechtfertigt wird. 

8 24. Die durch den FFeldhüter in Verwahrung ge— 
nommenen Perjonen jind fofort der Gemeindevorftehung 
zu übergeben. 

8 25. Wenn ein Grundftüd durch Vieh beſchädigt wird, 
hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls diefelbe nicht 
vom Bejchädigten bereit3 vorgenommen murde, in Abweſen— 
heit des letzteren für denjelben über fo viele Stüde Vieh, 
— Entſchädigung hinreicht, zu vollziehen ($ 1321 

B.). 


Diefe Pfändung hat von Seite des von der Gemeinde 
bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be- 
Ihädigung durch die von dem zur Gemeindeherde beitellten 
Hirten gehüteten Viehſtücke gejchehen iſt. 
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Wenn bei Bejhädigungen, welche durch eine gemein- 
le Herde gejchehen, die Tiere, durch welche die Beſchä— 
igung verurſacht wurde, oder deren Eigentümer nicht er— 
mittelt find, jo haften die Eigentümer aller in der Herde 
befindlichen Tiere dem Bejchädigten für den Schadenerjaß zur 
ungeteilten Hand, unter fich aber tragen fie dazu nur nad 
Gattung und Zahl des Viehes bei, welches ein jeder von 
ihnen zur Seit der Beſchädigung in der gemeinjchaftlichen 
Herde gehabt hat. 

Kann die Pfändung von Federvieh nicht gejchehen, fo 
ift der Feldhüter befugt, e3 zu erfchiegen, worauf bei Be- 
ftrafung der Feldfrevler angemejjene Rüdfiht zu nehmen 
fommt. Das getötete Yedervieh bleibt feinem Eigentümer. 

8 26. Jeder wahrgenommene Feldfrevel ift unvermeilt 
zur Kenntnis des Gemeindevorftehers, und wenn ein Feld— 
hüter nach $ 13, Bunft 2, bejtellt ift, zugleich auch zur 
Kenntnis des Dienftherrn zu bringen. 

8 27. Die nad 88 22 und 23 aus Anlaß des Feld- 
kann: abgenommenen Saden und Werkzeuge find fofort 
em Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Die gepfändeten PViehjtüde find dann dem Gemeinde- 
vorjteher zu übergeben, wenn die Pfändung nicht von einem 
nad $ 13, Punkt 2, beftellten Feldhüter vorgenommen murde. 
Sm legteren Falle hat die Übergabe an den PDienftherrn zu 
erfolgen, gleichzeitig aber ift aud) dem Gemeindevorjteher 
die Anzeige zu erjtatten. 


8 28, Jeder von der Gemeinde beftellte Feldhüter 
fann vom Gemeindeausſchuſſe entlajfen werden: 


a) wenn die Weldhüterjtelle in der Gemeinde aufge- 
laſſen wird; 
b) wenn er feinen Pflichten nicht nachfommt. 
Im letzteren Falle fteht ihm innerhalb 14 Tagen der 
Rekurs an den Landesausfhuß offen. 


5 29, Die politifche Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter eine Vor— 
merfung zu führen und felbe in fteter Evidenz zu halten. 

Die Gemeindevorjteher oder Grundbefiger (8 13, 
Punkt 2) find verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
des von ihnen bejtellten beeideten Feldichußperjonales inner- 
halb der Friſt von 14 Tagen zur Kenntnis der politischen 
Bezirfsbehörde zu bringen. 


266 II. Feldſchutzgeſetze. 


IV. Bon dem Berfaßren und den zu deffen Purdfüßrung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Das Strafreht aus Anlaß vorfommender Feld— 
frevel jteht im Sinne des $ 57 der GO. dem Gemeinde- 
vorſteher in Gemeinjhaft mit zwei Gemeinderäten jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gejegesübertretungen 
begangen wurden. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt es ſich überhaupt um einen Feldfrevel, rüdjichtlich 
deſſen ein Mitglied der nad obiger Regel fompetenten 
Gemeindevorjtehung befangen erjcheint, jo fteht das Straf- 
verfahren in erjter Inſtanz der politifchen Bezirksbehörde zu. 

8 31. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch Feldfrevel Beichädigten oder Ge— 
fährdeten oder über unmittelbare Anzeige des Feldſchutz— 
perjonales jtatt. 

8 32, Der Gemeindevorfteher ijt verpflichtet, von allen 
zu jeiner Kenntnis gebrachten Berlegungen der Sicherheit 
des Feldgutes den Beichädigten ungejäumt in Kenntnis zu 
fegen und insbejondere diejenigen Verlegungen, welche der 
Behandlung nach dem allgemeinen Gtrafgejege unterliegen, 
ohne Verzug zur weiteren Amtshandlung anzuzeigen. 

Erjcheint das Feldgut durch Vernachläſſigung oder Nicht- 
einhaltung der Einfriedung ($ 4) gefährdet, jo Hat der 
Gemeindevorfteher den Verpflichteten aufzufordern, jie in 
einer entjprechenden Friſt herzuftellen. Falls dieſer Auf- 
forderung nicht Folge geleijtet wird, ijt die SHerjtellung 
durch die Gemeinde, jedoh auf Kojten des Verpflichteten, 
durchzuführen. 

Die Koften find nah $ 81 der Gemeindeordnung . 
hereinzubringen. 

8 33. Der Gemeindevorfteher hat die ihm nad) $ 27 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel her— 
rührenden Sachen, wenn der bejchädigte Eigentümer der— 
jelben befannt ijt, dieſem letzteren auszufolgen. it der 
Befchädigte nicht befannt, jo hat der Gemeindevorfteher wegen 
deſſen Ausforichung das Erforderliche zu veranlafjen und die 
gedachten Gegenjtände einjtweilen zu verwahren, oder, falls 
diefelben dem Verderben unterliegen, zu Gunjten des nicht 
befannten Bejchädigten zu verjteigern oder ſonſt entjprechend 
zu bermwerten. 
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Wenn der Beichädigte, — deſſen Ausforſchung 
eingeleitet worden iſt, ſich zur Übernahme der Sachen oder 
deren Wertes binnen drei Monaten vom Zeitpunkte des 
begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, ſo iſt der Erlös 
der zu verwertenden Sachen an den Armenfonds des Ortes, 
gegen Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der 
Sachen innerhalb der Verjährungszeit etwa zuſtehenden 
Anſprüche, abzugeben. 

8 34. Aus Anlaß der nach 8 27 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten Viehſtücke an den Gemeindevorjteher hat 
diejer jowohl den Eigentümer des gepfändeten Viehes, wenn 
er befannt ijt, al3 auch den Beichädigten jogleih zu ver- 
ftändigen und zu einem Vergleichsverſuche vorzuladen. Sollte 
diefer jcheitern, jo hat der Gemeindevorfteher die Art und 
Höhe der Sicherftellung zu bejtimmen, gegen deren Erlag 
die gepfändeten Biehjtüde nah $ 1322 ABGB. zurüd- 
zujtellen find. Hinfichtlich der Pfändung der Biehjtüde und 
Geltendmachung des Schadens findet der $ 1321 ABGB. 
Anwendung. 


S 35. Die Beitimmung des $ 34 und das daſelbſt 
geregelte Einjchreiten des Gemeindevorftehers findet auch 
auf den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunften 
eines befchädigten Dienſtherrn durch dejjen beeideten Feld— 
hüter erfolgt ift. 

8 36. Iſt der Eigentümer des gepfändeten Viehes nicht 
befannt, und meldet er ich, ungeachtet deſſen Ausforſchung 
eingeleitet wurde, nicht binnen 30 Tagen vom Zeitpunfte 
der Pfändung, fo ift der Beſchädigte berechtigt, die Ver— 
wertung des Viehes vom Gemeindevorjteher zu verlangen. 

Der erlangte Kaufpreis ift vor allem zur Bejtreitung 
der Koſten der Fütterung und des Verfahrens und zur 
Beitreitung des zugefprochenen Schadens bejtimmt, der übrig- 
bleibende Betrag iſt an die politifche Behörde zur meiteren 
Berfügung einzufenden. 

5 37. Der Gemeindevorjteher Hat über jeden einzelnen 
nad; $ 31 zur Unterfuchung gelangenden Fall eines Feld— 
frevels ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbejtandes und 
die Aufnahme der Bemweismittel durchzuführen, und falls 
zwijchen dem Bejchädigten und dem Beichuldigten ein Ver— 
gleich über den Schadenerjfaß nicht zu jtande fommt, zugleich 
auch den Betrag des leßteren mit Rüdjicht auf die an ber 
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Beihädigten nad) $ 33 ausgefolgten vom Teldfrevel her- 
rührenden Sachen mittel3 Schäßung feftzujtellen. 

8 38. Zur Schäßung des durch einen Feldfrevel ver- 
urſachten Schadens iſt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
ſonale berufen. Überfteigt aber der Schaden nach dem 
Dafürhalten des Feldhüters 10 K, jo fann die Vornahme 
der Schäßung durch einen für Gerichtszwecke beeideten Schäß- 
mann beim ®emeindevorjteher begehrt werden. 

8 39, Mit dem Straferfenntnifje ift auch der Ausſpruch 
über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem Bejchä- 
digten auf Grund feines etwaigen Diesfälligen Vergleiches 
mit dem Yeldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schäßung gebührt, wenn dieſe den Betrag von 40 K nicht 
überjteigt oder wenn ihre Richtigfeit nicht beftritten wird. 

Wird die Nichtigkeit einer den Betrag von 40 K 
überjteigenden Schäßung bejtritten, fo ijt der Schaden im 
Straferfenntnifje bloß bis zum Betrage von 40 K zuzu— 
prechen und der Bejchädigte mit feinem Mehranjprude auf 
en Zivilrechtsweg zu verweijen. 

Zugleich ijt über die Perſon des Erſatzpflichtigen im 
Sinne der $$ 11 und 12 zu erfennen. 

5 40. Mit dem Straferfenntniffe ift dem Schuldigen 
auch der Erjaß der Auslagen, melde aus Anlaß * 
Pfändungsvornahme und für Verpflegung des ———— 
Viehes ſowie für die Schätzung des Schadens aufgelaufen 
ſind, aufzuerlegen. 

Ss 41. Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
zur Verübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Feldfrevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Schaden- 
erjat jamt Anhang anderweitig gededt ift, dem Eigentümer 
zurüdzuftellen. 

8 42. Die Berufung gegen das Erfenntnis der Ge- 
meindevorftehung geht an die politiſche Behörde, welcher 
die betreffende Gemeinde unmittelbar unterfteht. 

Die Berufung ijt binnen drei Tagen, vom Tage der 
Kundmachung oder der Zuſtellung des angefochtenen Er— 
fenntnifjes gerechnet, beim Gemeindevorfteher jchriftlich oder 
mündlich EINARDELNGER. 

Wenn das Strafverfahren der politifchen Bezirksbehörde 
als erjter Inſtanz zufteht, jo ijt die Berufung bei derjelben 
anzubringen und es entjcheidet in zweiter Inſtanz die E. Ef. 
Statthalterei. 
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Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
weitere Berufung nicht ſtatt. 

8 43. Die Gelditrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Yeldfrevel begangen wurde. 

sm Falle der Uneinbringlichkeit ift die Geldjtrafe in 
Arbeitstage zu gemeinnüßigen Ziweden, oder aber in Arreit- 
ftrafe umzumandeln. 

Der ortsüblihe Taglohn ijt einem Arbeitstage gleich- 
zuhalten. 

Für einen Strafbetrag bis 10 K fann auf Xrreft 
bis 24, niemals aber unter 6 Stunden erfannt mwerden. 

S 44. Durch die Verjährung erlifcht Unterſuchung und 
Strafe des Feldfrevels, wenn der Frevler binnen drei Mo- 
naten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
juhung gezogen worden ijt. 

Die Anjprühe auf Schadenerfag aus einem wegen 
Verjährung nit in Unterjuchung gezogenen Feldfrevel 
fönnen auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Schlußbeflimmung. 


S 45. Mit dem Tage der Wirkffamfeit diejes Geſetzes 
treten alle bisherigen Borjchriften in Angelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit leßterer im gegenwärtigen Gejeße Re— 
gelung gefunden Hat, und namentlich die Verordnung der 
Minifterien des Innern und der Juſtiz vom 30. Jänner 
1860, RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 

S 46. Mit dem Bollzuge dieſes Gejehes find Meine 
Minijter des Aderbaues und des Innern betraut. 


Eidesformel für das Feldfchußperfonale, 


„Ich ſchwöre, das meiner Aufjicht anvertraute Feldgut 
jtet8 mit möglichſter Sorgfalt und Treue zu überwachen 
und zu beihüßen, alle diejenigen, welche dasjelbe auf irgend 
eine Weije zu bejchädigen trachten oder wirklich beſchädigen, 
oder einen Feldfrevel überhaupt begehen, ohne perjönliche 
Rückſicht —— anzuzeigen, nach Erfordernis in geſetz— 
mäßiger Weiſe zu pfänden oder feſtzunehmen, keinen Un— 
ſchuldigen fälſchlich anzuklagen oder zu verdächtigen, jeden 
Schaden möglichſt hintanzuhalten und die verurſachten Be— 
ſchädigungen nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen 
anzugeben und abzuſchätzen, ſowie deren Abſtellung im 
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ejeglihen Wege zu verlangen, mid) den mir auferlegten 
Bifichten ohne Wiffen und Genehmigung meiner Vorge— 
jeßten oder ohne unvermeidlide Verhinderung niemals zu 
entziehen und über das mir anvertraute Gut jederzeit ge- 
hörig Rechenjchaft zu geben. 


So wahr mir Gott helfe!‘ 


Verordnung des k. k. Statthalter vom 14. Fe— 
bruar 1903, Nr. 5412, 


mit welcher das Formulare für die den beeideten Feldhütern 
auf Grund des Geſetzes vom 29. Dezember 1902, LEBT. 
Nr. 13 ex 1903, auszufolgende Beicheinigung feſigefetzt wird. 


(LEBL. Nr. 14.) 


Auf Grund der im legten Abjahe des $ 16 des Ge— 
jeßes vom 29. Dezember 1902, LOB. Nr. 13 ex 1903, 
enthaltenen Anordnung wird das Formulare für die den 
beeideten Feldhütern auszufolgende Bejcheinigung in nach— 
jtehender Weiſe fejtgejebt: 


Beſcheinigung. 
DEM: 5: 8; >= oe a de ar ae. ze MED AH 
a a . zuftändi 
WI ar oh . wird antlich — 
er von . — J sur — 
wachung des Gebiete 
als Feldhüter beſtellt und am. . 19 . 


als jolcher vorichriftsmäßig in Eid genommen wurde. 


Derfelbe ijt ſonach gemäß der Beſtimmung des $ 19 
des Gejeßes vom 29. Dezember 1902, LOB. Nr. 13 ex 1903, 
wenn er in Ausübung des Dienjtes handelt und Hiebei das 
vorgejchriebene Dienjtkleid oder Dienſtzeichen trägt, als 
öffentliche Wache im Sinne des Geſetzes vom 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, anzufehen und genießt die in den Geſehen 
begründeten Rechte, welche den obrigfeitlichen Perfonen und 
Bivilmachen zufommen. 

(Datum, Bezeihnung und Amtsjtempel des ausitellen- 
den politifchen Besiufshehörbe, Unterjchrift des Amtsleiters 
oder feines Stellvertreters.) 
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Gefek vom 7. Auguſt 1892, 
betreffend den Schuß der Planze Edelweiß. 
(AGB. Nr. 24.) 


8 1. Das Feilhalten und der Verfauf der mit Wurzeln 
verjehenen Edelmweißpflanzen ijt verboten. 

2. Die Übertretung der Vorjchriften des $ 1 ijt von 
den politifchen Behörden an Geld mit 1 fl. bis 25 fl. und 
im Wiederholungsfalle bis zu 50 fl. zu betrafen. Auch ijt 
der Verfall der Pflanzen auszujpreden. 

Die Gelditrafen fließen in den Armenfonds derjenigen 
Gemeinde, wo die Betretung erfolgt. 

Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldftrafe ijt dieje 
in die entſprechende Arrejtitrafe umzumandeln. 

8 3. Diefes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund- 
madhung in Wirkjamteit. 

8 4. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Meine 
Minijter des Aderbaues und des Innern beauftragt. 


Trieſt. 
Geſetz vom 20. März 1882, 
LGEBl. Nr. 13, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I. Bon dem SFeldgute und dem Feldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den bejonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes geitellt. 

Für die Anwendung des Gejehes werden unter Feldgut 
alle Gegenjtände verjtanden, welche mit dem Betriebe der 
Zandwirtjchaft im meitejten Sinne im unmittelbaren oder 
mittelbaren Zufammenhange jtehen, und ſich auf dem Felde 
befinden. 

Es find daher ebenſowohl die Grundjtüde jelbit, mie 
der, Wiefen, Weiden, Gärten, Weingärten, dann Objt- 
bäume und Pflanzungen aller Art, Prephäufer, Feldhütten, 
Zäune, Heden, Fifchteiche, Fijchbehälter und andere An— 
lagen für Fifchzucht, Vorrichtungen für Seiden- und Bienen- 
zucht, Heujtadeln, Be- und Entwäfferungsanlagen, Dämme, 
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Wafjerwerfe und Leitungen, Feldbrunnen, PViehtränfen, 
Feldwege und Stege ufw. zum Feldgute zu rechnen, als 
aud alle noch nicht eingebrachten Früchte und Saaten, 
Heu-, Stroh> und Fructichober, die auf dem Felde zurüd- 
gelajjenen landwirtichaftlihen Geräte und Werkzeuge, das 
Zug= und — der Dünger uſw. 


5 2. Als Feldfrevel werden alle Beſchädigungen des 
Feldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem 
Geſetze enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
politifchen Behörde zum Schuße des Feldgutes erlajjenen be- 
are Verbote bejtraft, joferne dieſe Bejchädigungen oder 
ie Übertretungen dieſer Verbote nicht der Behandlung 
nad) dem allgemeinen Strafgefege oder nach bejonderen, 
Se den Schuß anderer Zweige der Landesfultur, namentlich 
er Wafjerrechte, oder für die Handhabung der Straßen- 
ee erlaſſenen Geſetzen und bejonderen Vorſchriften unter- 
iegen. 

8 3. Insbeſondere wird ein Feldfrevel begangen: 

a) durch unbefugtes Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten überhaupt, dann auf bebauten oder zum Anbaue 
bereit3 vorbereiteten Adern, auf Wiejen, endlich auf 
Grundjtüden jeder Art, — dieſelben durch Ein— 
friedung, Verbotstafeln oder andere kennbare War— 
nungszeichen als abgeſperrt bezeichnet ſind; 

b) durch unbefugtes Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld- oder 
Baumfrüchte über Verfügung des Ortsvorftehers mit 
Zujftimmung des Dijtriftsleiters, oder des Ortsvor— 
jtehers, wo es feinen Dijtriftsleiter gibt, abgefperrt, 
und durch Verbotstafeln oder andere fennbare Zeichen 
als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) durch unbefugtes Befeitigen von Einfriedungen, jomwie 
durch mutwilliges Öffnen der Sperrvorrichtungen an 
denfelben und durch das Befeitigen oder Unfenntlich- 
machen der Berbotstafeln oder Warnungszeichen ; 

d) durch unbefugte Eröffnung von Fußitegen oder Feld— 
wegen; 

e) durch unbefugte Einaderung, Umgrabung oder fonftige 
Beihädigung gemeinfchaftlicher Feldwege oder Fußſtege, 
Berrüdung oder Befeitigung der Grenzzeichen oder Ab- 
aderung von fremdem Grunde; 
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f) durch unbefugtes Abbrechen oder Abſchneiden von Stäm— 
men, Aſten, Zweigen, Pflüden von Blüten oder 
Früchten, dann Abjtreifen von Laub von Bäumen oder 
Nugungsjträuchern, ſowie Ausreigen von Stüßpfählen 
der Gewächſe; 

g) durch — Abſchneiden, Knicken oder Abreißen 
von Getreideähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art 
von bebauten Ackern, dann Abſchneiden oder Abreißen 
des —— an Wegen oder Feldrainen; 

h) durch unbefugtes Aufſammeln oder Graben von Knochen, 
2er oder Düngerjtoffen in Gärten oder auf Adern, 

iefen oder Weiden, dann Graben von Erde, Sand, 

Schotter, Steinen, fowie Auffammeln von Laub und 

abgefallenen reifen oder unreifen Früchten auf fremden 

Grundjtüden; 

i) durch unbefugtes Ablagern oder Werfen von Steinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unkraut auf fremde 
Grundjtüde oder auf Feldwege; 

k) durch unbefugten Gebraud fremder Heuftadeln, Feld— 
hütten oder auf dem Felde belafjener Geräte und 
Werkzeuge, jowie Berjteden, Berfchleppen oder Beſchä— 
digen der letzteren; 

I) durch mutwilliges Ummerfen oder Auseinanderftreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Frucht- oder Streu- 
haufen, Heu-, Stroh- und Fruchtichober, fowie Beſchä— 
digen der am Felde befindlichen fremden Vorrichtungen 
sum Trodnen des Futters und der Feldfrüchte; 

m) durch unbefugtes Legen von Feuer auf Gründen, melde 
mit Gras oder Gejträuchen bededt find. 

3 4. Außerhalb gejchloffener oder fonjt eingefriedeter 
Plätze darf fein Bieh ohne Aufficht frei belafjen werden. 

3 5. Das Beiden von Vieh außerhalb gefchlofjener 
oder eingefriedeter Plätze ijt nur unter Aufficht eines Hiezu 
geeigneten Hirten geftattet. 

Auf Weidepläßen, die von einem fo geringem Umfange 
oder von einer folhen Lage find, daß von denfelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundjtüde oder eine Be- 
ihädigung überhaupt des fremden Feldgutes durch das 
Weidevieh mit Grund zu bejorgen ift, muß das Vieh in 
angemefjener Weiſe mit Striden an fejte Gegenftände an- 
gebunden oder an GStriden geführt werden (Stridmeide). 

(Siehe Bemerkung zum 8 6 des Feldichuggefeges für Böhmen.) 

Geſ. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 18 


274 II. Feldichußgefege. 


8 6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Geiten fo 
eingejchloffen find, daß dadurch das Austreten des Viehes 
vehinder wird, ijt jede Weide (einjchließli der Gtrid- 
mweide) zur Nachtzeit verboten. 

8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der Ein- 
trieb von derfelben darf nur bei Tageszeit ftattfinden. 

Die Tageszeit beginnt im Sinne Diejes Geſetzes eine 
Stunde vor Sonnenaufgang und Hört eine Stunde nach 
Sonnenuntergang auf. 

8 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von folder 
Beichaffenheit find, daß eine Bejchädigung fremden Feld— 
— durch das getriebene Vieh zu beſorgen iſt, ſo kann 
er Diſtriktsleiter oder der Ortsvorſteher, wo ſich kein 
Diſtriktsleiter befindet, das Verbot erlaſſen, daß auf den 
bezeichneten Strecken der Wege das Vieh nicht anders als 
——— oder an Stricken geführt, zur Weide gebracht 
werde. 

. Zum Schutze des Feldgutes iſt der Durchtrieb 
fremder Viehherden auf den, durch uneingefriedete Felder 
führenden Straßen oder Wegen nicht anders als unter Auf— 
ſicht eines oder mehrerer, nach der Anzahl des Viehes zu 
bejtellender Begleiter gejtattet. 

8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Bieh 
auf fremdem Grunde ijt, unbefchadet bejonderer Rechtstitel, 
nur mit Zuftimmung des Grundbefißers gejtattet. 

Dies gilt namentlih aud besüglid der Weide auf 
fremden Brach- oder Stoppelfeldern, dann auf Wegen und 
Feldrainen. 

8 11. Die Nachlefe in Gärten, in Objtanlagen, Wein- 
bergen, auf den Ädern und Wiefen ift zur Nachtzeit unbe 
Dingt verboten ($ 7), ſonſt aber nur mit Einwilligung des 
Grundbeſitzers gejtattet. 


I, Bon den Feldfrevelfirafen. 


8 12. Die eldfrevel werden je nach Umftänden mit 
einer Geldjtrafe von 1 bis 40 fl. oder mit einer Arreftitrafe 
von ſechs Stunden bis zu acht Tagen geahndet. 

Siehe die Bemerkung zum $ 13 des Feldfchußgejeges für Böhmen. 

Tiere — erleidet jedoch ie ie machte. 
genden 88 13 und 14 bezeichneten Ausnahmen. 

8 13. Die Übertretung der in den 88 4 bi3 10 ent 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh beziwedenden 
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Anordnungen und Verbote iſt in der Regel mit einer Geld— 
ſtrafe nach folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stück Rind, Pferd, Maultier, Eſel 


oder Biege mit -. - » . .— Ef. 
Für je ein Stück Schwein mit. — „30 „ 
mn mn [Z Schaf mil. 6 — ” 20 ” 
„nn nn  Teuthahn, Ente und Gans mit — „ 10 „ 


„ nn n mderen ederviehes mit. . u DE 


Diefe Strafe ijt, wenn das Vieh abſichtlich der Weide 
wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder wenn Die 
Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, zu ver- 
Doppeln. 

Eine Berdoppelung der Strafe tritt auch dann ein, wenn 
die Übertretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, 
najjen oder durchbrüchigen Wiejen, oder auf ſolchen Grund- 
jtüden jtattfand, welche durdy Einfriedung, Verbotstafeln oder 
andere ortsübliche Zeichen al3 abgefperrt bezeichnet find. 

Die Übertretung des 8 3, lit. a und b ift, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 fr., wenn fie aber durch Reiten oder 
Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem Stüd Trag- oder 
Bugtier zu bejtrafen. 

Die im: $ 3, lit. £ bezeichnete Bejchädigung von Bäumen 
am Stamme oder von Nubtungsjträuchern an den Haupt- 
trieben ijt mit 2 fl. für jeden Baum oder Straud, dag Ab- 
ftreifen von Laub, ſowie das Abbrechen oder jonjtige Ver— 
legen von Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten mit 1 fl. 
für jeden Baum oder Straud, das Ausreißen von Stüß- 
pfählen der Gewächſe mit 1 fl. für jeden Pfahl zu beitrafen. 

Bei Eintritt befonderer rüdjichtswürdiger Umftände 
fann auch auf eine geringere Strafe, jedoch auf nicht weniger 
al3 auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diefer Beträge 
erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge fich ergebende Gelditrafe für denfelben Straffall den 
Gejamtbetrag von 40 fl. überjchreiten. 

Ss 14. Kenn ein eldfrevel durch Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten begangen wird, find auch die Eltern, oder die 
gejeglichen Vertreter der Kinder, oder die Dienftherren mit 
einer Geldjtrafe bis zu 10 fl. zu betrafen, wenn dieſen 
Perjonen gleichfalls ein Verſchulden zur Laft gelegt werden 
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fann, und zwar ohne Unterfchied, ob die unmittelbaren Über- 
treter bejtraft wurden oder nicht. 

Diefe Strafe darf jedoch jenen Geldbetrag nicht über- 
fteigen, wo in Diefem Gejeße auf die Übertretung jelbjt 
ejegt ift. 
en Die genannten Perſonen haften überdies für den Scha— 
denerſatz ($ 1315 ABGB.). 

8 15. Der Feldfrevler unterliegt der bezüglichen Strafe 
Kin hat überdies für den verurſachten Schaden Erjah zu 
eilten. 

Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perſonen be— 
gu wurden, haftet jede für den äugefügten Schaden nad 

aßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 


II, Bom Feldfhusgperfonafle. 


8 16. Zur Überwadhung des TFeldgutes find die Feld— 
hüter, die Gemeindewacden, Forfthüter, die Straßenein- 
räumer der Gemeinde, die öjfentliche Sicherheitswache und 
die f. k. Gendarmerie berufen. 

Die Beftimmungen in Betreff der Beitellung der Feldhüter im 
Triefter Territorium, ihrer Beeidigung und ihres Dienftverhält- 
nilfes find in der unterm 16. Jänner 1885, 3. 16739, vom Triejter 
Magiftrate kundgemachten Inſtruktion für die Feldhüter enthalten. 

17. Der Feldhüter Hat das Dienjtzeichen zu tragen 
und ijt befugt, im Dienſte ein furzes Seitengewehr zu tragen, 
wovon er jedoh nur im Fall gerechter Notwehr Gebrauch 
machen darf. 

S$ 18. Hinfichtlich der amtlichen Stellung des beeideten 
Feldhüters, der Glaubwürdigkeit feiner abgelegten Zeugen— 
ausjage, feiner Befugnifje in Bezug auf die Verhaftung und 
Verfolgung von Perſonen, welche bei Verübung einer gegen 
die Sicherheit des Feldgutes gerichteten ftrafbaren Handlung 
betreten wurden oder einer ſolchen Handlung dringend ver— 
dächtig erjcheinen, ferner hinfichtlich der Abnahme der von 
der jtrafbaren Handlung herrührenden, ſowie der zur Ver— 
übung derſelben bejtimmten Sachen, endlich Hinfichtlich der 
Berpflichtung zur Übergabe diejer Saden, fowie der in 
Verwahrung genommenen Perſonen an die zuftändige Be— 
hörde, find die Bejtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, maßgebend. 

$ 19. Wenn das Grundjtüd durch Vieh befchädigt wird, 
hat der Feldhüter in Abweſenheit des Grundeigentümers 
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und für denſelben über ſo viele Stücke Viehes als zur Ent— 
ſchädigung hinreicht, die Privatpfändung zu vollziehen 
($ 1321 ABGB.), es wäre denn, daß dieſelbe bereits vom 
Eigentümer vorgenommen worden wäre. 

8 20. Die Aufſichtsorgane find verpflichtet, jeden wahr— 
genommenen Feldfrevel unvermweilt dem betreffenden Orts— 
vorjteher oder dem Dijtriftsleiter, wo fein Ortsvorſteher 
borhanden ijt, anzuzeigen. 

Die Ortsporfteher haben die Anzeige unverzüglich zur 
Kenntnis ihres vorgefegten Organes (Diftriftsleiters oder 
Magiitrats) zu bringen. 

S 21. Gleichzeitig haben die Aufficht3organe dem Orts— 
vorjteher die nad) Maßgabe der 88 5 und 6 des Geſetzes 
16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84, anläßlich eines Feldfrevels 
abgenommenen Sachen und Werkzeuge, ſowie das etwa ge— 
pfändete Vieh zu übergeben. 

Die Ortsvorjteher übergeben alles dem Dijtriktsleiter, 
wo er vorhanden ilt. 


IV. Bon dem Berfahren und den zu deffen Purdführung Berufenen 
Behörden. 

8 22, Die Unterfudung aus Anlaß vorkommender 
Teldfrevel jteht dem Leiter jenes Dijtriktes, in dejjen Gebiete 
Diejelben begangen wurden, oder dem Ortsvorſteher zu, 
falls dieſer nicht einem Diftriktsleiter unterfteht. 

Das Strafgericht wird vom Stadtmagijtrate ausgeübt, 
dem zu dieſem Behufe die Alten der abgeführten Unter- 
fuhung vom Dijtriktsleiter vorzulegen find. 

8 23. Der Diftriktsleiter oder der Ortsvorjteher ($ 22) 
ijt verpflichtet, die Strafbehörde von jenen Verletzungen, 
welche unter die Bejtimmungen des allgemeinen Straf- 
gejeßbuches fallen, unverweilt zu verjtändigen. 

5 24. Der Dijtriftsleiter hat die Ausfolgung der ge— 
pfändeten von einem Feldfrevel herrührenden Sachen an den 
bejchädigten Eigentümer zu veranlafjen. 

Gepfändete Biehjtüde von unbekannten Eigentümern 
find durch acht Tage zu verwahren und fodann verjteigern 
zu lajjen. 

Iſt der Eigentümer nicht befannt, fo hat der Diſtrikts— 
leiter wegen dejjen Ermittlung das Erforderliche zu veran— 
laſſen und die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu ver— 
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wahren, oder, fall3 Ddiejelben dem Berderben unterliegen, 
zu Gunften des nicht befannten Bejchädigten in der Regel 
zu verjteigern, oder wenn dies nicht tunlich iſt, jonjt ent— 
Iprechend zu verwerten. 

Wenn der Beichädigte, ungeachtet dejjen Ermittlung ein- 

eleitet worden, fich zur Übernahme der Sachen oder de3 
ertes derjelben binnen Jahresfriſt vom Zeitpunfte des be— 
gangenen Frevels nicht gemeldet hat, jo ijt der Erlös der 
verjteigerten Sachen, wenn er nad) Abzug der Koſten 5 fl. 
nicht überfteigt, an den Fonds des Lofalarmenhaufes gegen 
Haftung der Gemeinde für die dem Eigentümer der Saden 
innerhalb der Verjährungszeit etwa zuftehenden Anfprüche, 
abzugeben, überjteigt der Erlös diefen Betrag, fo ift er an 
den Stadtmagijtrat zur weiteren Verfügung einzufenden. 

Bo fein Dijtriktsleiter bejteht, find die vorerwähnten 
Obliegenheiten vom Ortsvorjteher zu beforgen. 

g 25. Aus Anlaß der erfolgten Übergabe von Vieh— 
ftüden an den Ortsvorfteher und beziehungsmweife an den 
Diftriktsleiter hat Diefer hHievon ſowohl den Eigentümer 
derjelben, wenn er befannt ift, al3 auch den Bejhädigten und 
diefen leßteren mit der Aufforderung fogleich zu verjtändigen, 
hal er feinen Anſpruch auf den Schadenerja längſtens 
binnen acht Tagen von der Pfändung geltend zu machen habe, 
widrigenfall3 das gepfändete Vieh dem fich meldenden 
Eigentümer zurüdgeftellt werden müßte. 

Wurde Ddiefer Anfpruh von Geite des Beichädigten 
innerhalb der bezeichneten Frift geltend gemacht, jo Hat der 
Dijtriktsleiter oder der Ortsvorſteher ($ 22) über die Höhe 
der Entjhädigung zwifchen dem Beſchädigten und dem Eigen— 
tümer des gepfändeten Viehes ein gütliches Übereinfommen 
zu vermitteln und im alle feine Abfindung zu jtande 
fommt, wohl aber von dem Bejchädigten die Klage nach 
$ 1321 ABGB. vor den Richter gebradjt ift, zur Sicher— 
nn des Schadenerjages den Betrag feitzufegen, gegen 
ejien Erlag das gepfändete Vieh dem Eigentümer nod) vor 
rechtsfräftiger Beendigung des Verfahrens über den Yeld- 
frevel auszufolgen ift. 

S 26. Der Diftriktsleiter oder der Ortsvorſteher ($ 22) 
hat über jeden —— Fall eines Feldfrevels ohne Ver— 
zug die Sicherſtellung des Tatbeſtandes und die Aufnahme 
er Beweismittel durchzuführen und, falls zwiſchen dem Be— 
ſchädigten und dem Beſchuldigten ein Vergleich über den 
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Schadenerſatz nicht zu ſtande kommt, zugleich den Betrag 
des letzteren mit Rückſicht auf die an den Beſchädigten zurück— 
geſtellten Sachen mittels Schätzung feſtzuſtellen. 

8 27. Zur Schätzung des durch Feldfrevel verurſachten 
Schadens iſt zunächſt das beeidete Feldſchutzperſonale berufen. 

überjteigt aber der Schaden nach dem Dafürhalten des 
Feldhüters 5 fl., jo Hat der Dijtriftsleiter oder der Orts— 
borjteher ($ 22) die Abjchägung desjelben durch einen be- 
eideten Schägmann ohne Berzug zu veranlafjen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schätzmann kann auch fonjt ſowohl von dem Be- 
chädigten als auch von dem zur Erfaßleijtung ſich Mel- 
— beim Diſtriktsleiter oder Ortsvorſteher ($ 22) begehrt 
werden. 

8 28. Inſoweit die Schäßung nicht nad) $ 27 durch 
das beeidete Feldfchußperfonale vorgenommen wird, hat ſich 
der Diftriftsleiter oder der Ortsvorſteher ($ 22) Hiezu der 
für Gerichtszwecke bejtellten und beeideten Schäßmänner zu 
bedienen; jind folche Schäßmänner nicht vorhanden, fo hat er 
zwei geeignete Vertrauensmänner des Drtes als Schätz— 
männer zu berufen. 

8 29, Mit dem Straferfenntniffe iſt auch der Ausſpruch 
über den Scadenerfaß zu verbinden, welcher dem Be— 
Ihädigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Vergleiches 
mit dem Feldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
Schätzung gebührt, wenn diefe den Betrag von 15 fl. nicht 
el: oder von dem DBerurteilten nicht angefochten 
wird. 

Wird eine den Betrag von 15 fl. überjteigende Schäßung 
angefochten, jo ijt der Erjag im Gtraferfenntnijje bloß 
bis zu dieſem Betrage zuzufpredhen und der Bejchädigte 
mit feinem Mehranspruche auf den Zivilrechtsweg zu ver— 
meijen. 

Zugleich iſt über die Perfon des Erfabpflichtigen im 
Sinne der 88 14 und 15 zu erfennen, und im Yalle dritte 
Perfonen, welchen eine Mitfchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nuten gezogen Haben, wie bei Beſchä— 
digungen durch Abmweiden u. dgl. weiters zu bejtimmen, 
A dieje Perjonen, innerhalb der im erjten Abſatze 
in Unfehung des Betrages gezogenen Grenzen, dem Beſchä— 
digten Erjaß zu leijten haben. | 

(Siehe die Bemerkung zum 8 39 des Feldichußgefeges für Mähren.) 
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8 30. Mit dem Straferfenntniffe ijt dem Schuldigen 
auch der Erjat der Auslagen, welche aus Anlaß der Vor— 
nahme der Pfändung und für die Verpflegung des ge— 
pfändeten Biehes, dann für die Schäßun des Schadeng 
durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, aufzuerlegen. 

$ 31. Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
zur VBerübung desjelben verwendeten, dem Frevler gehörigen 
Werkzeuge find, nachdem das Erkenntnis in Rechtskraft er- 
wachſen ijt, wenn der Beichädigte den Erjaß des ihm zuge— 
fügten Schadens erhalten hat, und die Kojten des Straf— 
verfahrens gededt find, dem Eigentümer zurüdzuitellen. 

Iſt Dies nicht der Yall, fo hat der PDijtriftsleiter oder 
der Ortsvorjteher ($ 22) Ddiejelben öffentlih zu verjteigern 
und den Erlös nad) Abzug der Koſten und Befriedigung des 
bejchädigten Eigentümers an den Frevler, und wenn Diejer 
unbefannt ijt oder ſich binnen drei Monaten nicht gemeldet 
hat, an den Fonds des Lofalarmenhaufes abzuführen. 

8 32. Die Berufung gegen die Straferfenntniffe des 
Stadtmagijtrates geht an die Statthalterei. 

Die Berufung ift binnen acht Tagen vom Tage der 
Kundmahung des Erfenntnifjes, beziehungsmweije, wenn Die 
Buftellung desjelben von der Partei verlangt oder, im 
Yalle der Kontumaz von Amts wegen angeordnet wurde, 
vom BZujtellungstage gerechnet beim Stadtmagijtrate jchrift- 
li oder mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenninifje findet eine 
mweitere Berufung nicht ftatt. 

Ein allfälliger Rekurs gegen die Entjcheidung der 
Statthalterei ijt an das Ef. f. Minifterium des Innern zu 
richten. 

5 33. Die Geldſtrafen fließen in den Fonds des hiefigen 
Urmenhaufes. 

Sm Falle der Nichteinbringlichkeit ift die Geldjtrafe in 
Urreftitrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Die Gelditrafe fann, und zwar für je einen Strafbetrag 
von 5 fl. in Arreſt von 24 Stunden oder in einen Arbeits 
tag zu einem gemeinnüßigen Zwede umgewandelt werden. 

3 34. Durch die Verjährung erlifcht Unterfuchhung und 
Strafe der Feldfrevel, wenn der Schuldige binnen Drei 
Monaten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
juhung gezogen worden ift. 
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Die Schadenerfaganjprühe aus einem megen Ber- 
jährung nicht in Unterſuchung gezogenen Feldfrevel fünnen 
auf dem Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 


V. Bon der Außerfirafffegung der älteren Borfhriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

8 35. Mit dem Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
treten alle bisherigen Vorfchriften in Angelegenheit des Feld— 
ichußes, injoweit leßtere im gegenwärtigen Gejeße ihre Re— 
elun gefunden bi aben, und namentlich die Verordnung der 

initerien des — und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 18, außer Kraft. 

5 36. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes jind der 

Uderbauminijter und der Minijter des Innern beauftragt. 


Dorarlberg. 
Gefek vom 28. März 1875, 
LSB. Nr. 18, 
betreffend den Schuß des Feldgutes. 
I. Bon dem Feldgute und dem Zeldfrevel. 


8 1. Das Feldgut wird unter den befonderen Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes gejtellt. 

Kr die Anwendung des Geſetzes werden unter Feldgut 
alle Gegenjtände verjtanden, weldye mit dem Betriebe 
Zand- und Feldwirtichaft im weitejten Sinne im unmittel- 
baren oder mittelbaren Zufammenhange jtehen, infolange 
jie ſich auf offenem Felde befinden. 

Es find daher ebenjowohl die Grundjtüde ſelbſt, wie 
Ader, Wiefen, Weiden, Gärten, Weingärten, Objtbäume und 
Pflanzungen aller Art, Breßhäufer, Feldhütten, Zäune, 
Heden, Filchteiche, Sifchbehälter und Anlagen für künſt— 
liche Filchzucht, Be- und Entwäfjerungsanlagen, Dämme, 
Wajjerwerfe und Leitungen, Feldbrunnen, Feldwege, 
Stege uſw. zum Feldgute zu rechnen, als aud) alle noch nicht 
eingebrachten Früchte und Saaten, Heu-, Stroh- und Frucht— 
ichober, die auf dem Felde zurüdgelaffenen landwirtjchaft- 
lihen Geräte und Werkzeuge, das Zug- und Weidevieh, der 
Dünger ufw. 
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8 2, Als Feldfrevel werden alle Bejchädigungen des 
Teldgutes ($ 1) und alle Übertretungen der in dieſem Ge— 
jege enthaltenen oder auf Grund dieſes Geſetzes von der 
politifchen Behörde (Bezirfsbehörde, Gemeindeausshuß) zum 
Schutze des Feldgutes erlajjfenen befonderen Berbote bejtraft, 
Acer diefe Beihädigungen oder die Übertretungen diejer 

erbote nicht der Behandlung nad) dem allgemeinen Straf— 

geiete, oder nach befonderen, für den Schuß anderer Zweige 

er Landesfultur, namentlich der Wafjerrechte, oder für Die 
Handhabung der Straßenpolizei erlafjenen Geſetze und Vor— 
ſchriften unterliegen. 

8 3. Insbefondere werden al3 verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten überbaupt, dann auf bebauten oder zum Anbaue 
bereit vorbereiteten Adern, ferner auf Wiejen zur Zeit 
des Graswuchſes, endlih auf Grundftüden jeder Art, 
jobald Diefelben durch Einfriedung, Verbotstafeln oder 
andere fennbare Warnungszeichen als abgefperrt be» 
ne jind; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen, welche zur Zeit 
des Reifens der Trauben oder anderer Feld- und Baum- 
früchte über Verfügen des Gemeindevorjtehers abgejperrt 
und durch Verbotstafeln oder andere fennbare Zeichen 
als verbotene Wege bezeichnet find; 

c) das unbefugte Bejeitigen von Einfriedungen, ſowie das 
mutmwillige Öffnen der Sperrvorrichtungen an denjelben 
und das Befeitigen oder Unfenntlihmaden der Ver— 
botStafeln oder Warnungszeichen ; 

d) die eigenmädhtige Eröffnung von Fußjteigen oder Yeld- 
wegen; 

e) — Einackerung, Umgrabung oder ſonſtige 
Beſchädigung gemeinſchaftlicher Feldwege oder Fußſteige, 
Verrückung oder Beſeitigung der Grenzzeichen, dann 
Abackerung von fremdem Grunde; 

f) das unbefugte Abbrechen oder Abſchneiden von Stäm— 
men, Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten, dann 
Abjtreifen von Laub von Bäumen oder Nutzungs— 
ſträuchern, ſowie Ausreißen von Baumpfählen; 

g) das unbefugte Abſchneiden oder Abreißen von Getreide— 
ähren, Schoten oder Pflanzen jeder Art von bebauten 
Adern, dann Abſchneiden oder Abreißen des Graſes an 
Wegen oder Feldrainen; 
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h) da3 unbefugte Aufjammeln oder Graben von Knochen, 
Hadern oder Düngerjtoffen in Gärten oder auf Adern, 
Wiefen oder Weiden und das unbefugte Graben von 
Erde, Sand, Schotter, Steinen, fowie Auffammeln von 
Zaub und abgefallenen reifen oder unreifen Früchten 
auf fremden Grundjtüden; 

i) daS unbefugte Ablagern oder Werfen von Gteinen, 
Schutt, Scherben, Unrat oder Unfraut auf fremde 
Grundſtücke oder auf Wege; 

k) der unbefugte Gebrauch fremder Heuftadeln, Feldhütten 
oder auf dem Felde belaffener Geräte und Werkzeuge, 
jowie das Verjteden, Verſchleppen oder Beſchädigen der 
legteren; 

I) das mutwillige Ummerfen oder Auseinanderjtreuen 
fremder Erd- oder Düngerhaufen, Fruct- und Streu— 
haufen, Heus, Stroh- und Frucdtichober, jowie das 
Beichädigen der am Felde befindlichen fremden Vor— 
rihtungen zum Trocknen des Futters; 

m) das eigenmächtige Abbrennen von Torfmooren. 

S 4. Außerhalb gejchlojjener oder jonjt eingefriedeter 
Plätze darf fein Vieh ohne Aufficht frei gelaffen werden. 

Wenn befondere Ortsverhältnifje Ausnahmen von Ddiejer 
Vorſchrift notwendig machen, fünnen foldhe vom Gemeinde- 
ausſchuſſe ——— werden. 

5. Das Weiden von Vieh außerhalb geſchloſſener 
oder eingefriedeter Plätze iſt nur unter Aufſicht eines hiezu 
geeigneten Hirten geſtattet. 

Auf Weideplätzen, die auf einem ſo geringen Umfange 
oder von einer ſolchen Lage ſind, daß von denſelben ein 
Übertritt des Viehes auf fremde Grundſtücke oder eine 
Beichädigung überhaupt des fremden Feldgutes Durch das 
Weidevied mit Grund zu bejorgen ift, muß das Vieh in 
angemefjener Weife mit Striden an fejte Gegenjtände ange— 
bunden oder an Striden geführt werden (Stridmweide). 

(Siehe Bemerkung zum $ 6 des Feldichußgejeßes für Böhmen.) 

6. Auf Grundjtüden, die nicht von allen Seiten fo 
eingejchlofjfen jind, daß dadurch das Austreten des Viehes 
verhindert wird, ijt jede Weide (einjchließlich der Strid- 
mweide) zur Nachtzeit verboten. 

Mit Rüdficht auf befondere Verhältniſſe kann der Ge- 
meindenusthne Ausnahmen von Ddiefem Verbote für be— 
ſtimmte Weidepläge gejtatten. 
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8 7. Der Auftrieb des Viehes zur Weide und der 
Eintrieb von Dderjelben darf nur bei Tageszeit jtattfinden. 

Als Tageszeit im Gegenjage zur Nachtzeit im Sinne 
dieſes Gefeßes ijt die Zeit eine Stunde vor Sonnenaufgang 
bis eine Stunde nach Sonnenuntergang anzujehen. Eine 
Ausnahme von Ddiejer Bejtimmung gilt nur für den Auftrieb 
auf die Alpenmweiden. 

8 8. Wenn die zur Weide führenden Wege von folder 
Beichaffenheit find, daf eine Beſchädigung fremden Feldgutes 
durch das getriebene Vieh mit Grund zu beforgen ijt, jo 
fann der Gemeindeausjhuß das Verbot erlajjen, daß auf 
den von ihm zu bezeichnenden Streden der Wege das Vieh 
nicht anders als gefoppelt oder an Stricken geführt zur 
Weide gebracht werde. 

8 9. Die politifche Bezirfsbehörde fann mit Rüdficht 
auf die Ortsverhältniffe zum Schutze des Feldgutes das 
Berbot erlafjen, daß der Durchtrieb fremder Biehherden zur 
Nachtzeit auf den durch uneingefriedete Felder oder Fluren 
führenden Straßen oder Wegen nicht anders al3 unter Auf- 
icht eine vom Gemeindevorjteher zu bejtellenden oder vom 

iehtreiber nach einem behördlich bejtätigten Tarife zu ent— 
lohnenden Begleiter3 jtattfinde. 

8 10. Das Treiben, Hüten oder Weiden von Vieh auf 
fremdem Grunde ijt unbejchadet bejonderer Nechtstitel nur 
bei ausdrüdlicher Zujtimmung des betreffenden Grundbe- 
jißer3 gejtattet. 

8 11. Die Naclefe in Gärten, Objtanlagen, Wein 
bergen oder auf Adern und Wiejen ift zur Nachtzeit ($ 7) 
unbedingt verboten, fonjt aber nur mit Einwilligung des 
betreffenden Grundbeſitzers gejtattet. 

12. Für folche Teile des Gemeindegebietes, welche 
ausjchließglih oder überwiegend aus zufammenhängenden 
Weingärten verjchiedener Beier bejtehen, jind Beftim- 
mungen über die Räucherung der Weingärten, die Bewachung 
und den Zeitpunkt des Beginnes der Weinlefe in dieſen 
Gemeindeteilen zu treffen. 

Zu diefem Zwecke hat der Gemeindevorfteher alljährlich 
im Monate Februar durch ortsüblihe Kundmachung ſämt— 
lihe Weingartenbejiger zu einer Verſammlung einzuberufen, 
in welcher diejelben unter Leitung des Gemeindevorjtandes 
nach relativer Stimmenmehrheit einen Ausſchuß von min- 
dejtens fünf Mitgliedern zu wählen haben. 
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N Ausſchuß Hat alle nötigen Vorkehrungen bezüg- 
fi der Räucherung, der Bewachung der Weingärten und der 
Feitfepung des Tages des Beginnes der Weinleje rechtzeitig 
zu treffen. 

Die für diefe Maßnahme erlaufenden Kojten werden 
von Diejem —* nah dem Flächenmaße der Wein— 
gärten, auf Die einzelnen Bejiger verteilt, und vom Ge— 
meindevorfteher in derſelben Weife, wie die Leiftungen 
zu Gemeindeziweden a 

Den von dieſem Ausſchuſſe getroffenen Anordnungen 
haben fich die Weingartenbefiger zu fügen, und wird eine 
übertretung derjelben als Feldfrevel geahndet. 

Diefe Faffung erhielt $ 12 nachträglich durch das Geſetz 

13. Oftober 1880, LEBT. Nr. 44. 


II, Strafdeflimmungen. 

8 13. Der Teldfrevel wird mit einer Gelditrafe von 
1—40 fl. oder mit einer Xrreftitrafe von 6 Stunden bis 
zu 8 Tagen geahndet. 

(Siehe Bemerkung zum $13 des TFeldichußgejeges für Böhmen.) 

Diefe Bejtimmung erleidet jedoch die in den nachfol- 
genden 88 14 und 15 bezeichneten Ausnahmen. 

$ 14. Die Übertretungen der in den 88 4—11 ent- 
haltenen, den Schuß gegen Schaden durch Vieh bezwedenden 
Anordnungen und Berbote ift in der Regel mit einer Geld- 
ftrafe nuch folgendem Ausmaße zu ahnden: 


Für je ein Stüd Pferd, Maultier oder Ejel mit 1 fl. — ft. 


et a RD ME — „50 „ 
rn n ” Schwein mit . za! 30 7 
nn nn „ Biege mit . u : 30 7) 
rn» n „ Schaf mit “ Mm 20 „ 


nn mn tr Ganz mit. EN 
„nn „ anderen Federviehes mit . . se DE 


Diefe Straffäbe find, wenn das Vieh abjichtlich der 
Weide wegen auf ein fremdes Grundjtüd getrieben, oder 
wenn die Übertretung zur Nachtzeit ($ 7) begangen wurde, 
zu verdoppeln. 

Eine Berdopplung tritt auch dann ein, wenn Die 
übertretung auf bebauten Adern, Gärten, Weingärten, 
najfen oder durchbrüchigen Wiefen oder auf jolhen Grund— 
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ftüden jtattfand, welche durch Einfriedung, Verbotstafeln 
* andere ortsübliche Zeichen als abgeſperrt bezeichnet 
ſind. 

Die Übertretung des $ 3, lit. a und b ijt, wenn fie 
durch unbefugtes Gehen oder Lagern begangen wurde, an 
jeder Perſon mit 50 kr., wenn jie aber durch unbefugtes 
Neiten oder Fahren verübt wurde, mit 1 fl. von jedem 
Stüd Trag- oder Zugtier, dann die im $ 3, lit. f be- 
zeichnete Bejchädigung von Bäumen oder Nugungsiträudern 
am Stamme mit 2 fl. für jeden Baum oder Straud, das 
Abjtreifen von Laub, das Abbrechen oder fonftige Ver— 
legen von Aſten, Zweigen, Blüten oder Früchten mit 1 fl. 
für jeden Baum oder Straud, dad Ausreigen von Baumes 
pfählen mit 1 fl. für jeden Pfahl zu beitrafen. 

Bei Eintritt befonders Beleg Umjtände 
fann auch auf geringere Einzelnbeträge, jedoch nicht auf 
weniger als auf die Hälfte des gejeglichen Ausmaßes diefer 
Beträge erfannt werden. 

In feinem Falle darf die aus der Summe der Einzeln- 
beträge fich ergebende Geldjtrafe für denfelben Straffall den 
Gejamtbetrag von 40 fl. überjchreiten. 

S 15. Nenn ein Feldfrevel durch Kinder, Dienjtleute 
oder Hirten infolge mangelhaften Auftrages oder Unfähig- 
feit den Auftrag ordnungsmäßig zu vollziehen, begangen 
wird, iſt der Hutkeangeber, ohne Unterſchied, ob die ge— 
nannten PBerjonen jelbjt einer Strafbehandlung unterzogen 
wurden oder nicht, wegen unterlafjener pflichtmäßiger Ob— 
forge mit einer Geldjtrafe bis zu 10 fl. zu bejtrafen. 

Diefe Beftimmung hat namentlich aud dann Anwen— 
dung zu finden, wenn den Hirten die Grenzen des Weide- 
gebiete8 nicht genau befanntgegeben wurden. 

Die dem Auftraggeber aufzuerlegende Strafe darf jedoch 
jenen Geldbetrag nicht überjteigen, welcher auf die von 
obigen Perſonen begangene übertretung ſelbſt geſetzt iſt. 

Für den zugefügten Schaden haftet der Auftraggeber 
nah Maßgabe des 8 1315 ABGB. 

8 16. Der Feldfrevler Hat, abgeſehen von der ver— 
wirkten Strafe, zugleich für den verurjadhten Schaden Erſatz 
zu leijten. 

Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perſonen be— 
gangen wurden, haftet jeder für den zugefügten Schaden nad) 

aßgabe der 88 1301 und 1302 ABGB. 
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II. Bom Zeldſchutzperſonale. 
(Zu diefem Abjchnitte vgl. das nachgefolgte Geſetz 14. Febr. 1891, 
LOB. Nr. 18, oben. 

Ss 17. Zum uße des Feldgutes gegen Teldfrevel 
find Feldhüter (Flurwächter) zu bejtellen und als foldhe in 
Eid zu nehmen. 

In der Regel ijt jede Gemeinde verpflichtet, für die in 
ihrem Gebiete gelegenen, zum Feldgute gehörigen Grund- 
jtüde, für melde von einzelnen Grundbeſitzern bejondere 
Feldhüter auf Grund des $ 18 nicht beftellt werden, ein 
a ee beeidetes Feldſchutzperſonale in entſprechender 

nzahl zu beſtellen. 

Die —* für das von der Gemeinde beſtellte Feld— 
ee nee jind im Sinne der Gemeindeordnung von den 

ejigern der feiner Überwachung anvertrauten Grundftüde 
nad; Maßgabe des Frlächenmaßes der letzteren zu tragen. 

Mit — der politiſchen Bezirksbehörde können 
zwei oder auch mehrere Gemeinden für die innerhalb ihrer 
Gemarkungen zu beaufſichtigenden Grundſtücke einen gemein— 
ſchaftlichen Feldhüter beſtellen, inſoferne damit der beab— 
— Schutz des Feldgutes genügend geſichert erſcheint. 

ie politiſche Sandesitelle kann nad) Einvernehmung des 
Sonbesaustänes jene Gemeinden, Hinfichtlich welcher nad) 
den örtlichen oder fonjtigen Verhältniffen die Beitellung 
eines Gemeindefeldfchußperjonales ſich für die Sicherung 
des Feldgutes als entbehrlich darftellt, von dieſer Bejtellung 
entweder für das ganze Gemeindegebiet oder für einen 
bejtimmten Teil desjelben, auf bejtimmte oder unbejtimmte 
Beit entheben. 

(Siehe Bemerkungen zum $ 18 de3 Feldichußgejebes für Böhmen.) 

5 18. Einzelne oder mehrere Bejiger von zufammen 
— 50 Hektaren (86°/,, n. ö. Joch) zum Feldgute 
geh öriger Grundjtüde können für —— ein eigenes 

eeidetes Feldſchutzperſonale beſtellen, wobei es keinen Unter— 

ſchied macht, ob die betreffenden Grundſtücke in derſelben 
Gemeinde gelegen ſind oder nicht, falls nur ihrer Vereinigung 
zu einem Überwachungskomplexe feine örtlichen Hinderniſſe 
entgegenſtehen. 

* Beſtellung eines eigenen beeideten Feldſchutzper— 
ſonales auf einem das obige Ausmaß nicht enthaltenden 
Grundkomplexe, bedarf e3 einer vorläufigen befonderen Be— 
willigung der politifchen Bezirfsbehörde, welche übrigens nur 
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wegen etwaiger gegen die beabfichtigte Bejtellung ſpre— 
chenden triftigen Gründe verweigert werden fann. 

8 19. Der bejtellte Feldhüter ift von der politifchen 
Bezirksbehörde zu bejtätigen und in Eid zu nehmen. Er gilt 
fohin als öffentlihe Wade im Ginne des Gejehes 
16. Juni 1872, RGBl. Nr. 84. 

Dieſe a en, und Beeidigung fann nur über Ber- 
langen des Bejtellers des Feldhüters erfolgen. 

Der Eid iſt nach der beiligenden Eidesformel abzu— 
nehmen. 

(Siehe Bemerkung zum $ 20 des Feldichußgejeßes für Böhmen.) 

8 20. Die Bejtätigung und Beeidigung kann mwegen 
Mangels der phyfiihen Tauglichkeit oder der Vertrauens- 
würdigfeit von der politifchen Bezirksbehörde verweigert 
werden. 

8 21. Für den Feldihug dürfen nur Perſonen be- 
ftätigt und beeidet werden, welche das zwanzigſte Lebens— 
jahr zurüdgelegt haben und die Kenntnis der auf ihre Dienft- 
leijtung bezüglihen Geſetze und Verordnungen bejigen. 

Auch das für den Forſt- oder Jagdſchutz beeidete Per- 
jonale kann zugleich für den Feldſchutz bejtellt und hiefür 
in Eid genommen werden. 

8 22, Jedem für den Feldſchutz Beeideten ift feitens der 
politiichen Bezirksbehörde zu feiner Legitimation eine Be- 
fcheinigung über die erfolgte Bejtätigung im Amte und Be- 
eidung ($ 19) zu erfolgen, welche zugleich auch den Namen 
des Beſtellers und die genaue Angabe des dem Feldhüter zur 
Überwachung zugemwiejenen Gebietes zu enthalten hat. 

Allfällige Anderungen des Überwachungsgebietes Hat 
der Beiteller unvermweilt Der politifchen Bezirfsbehörde behufs 
Berichtigung der erwähnten Bejcheinigung anzuzeigen. 

Beim Übertritte eines beeideten Feldhüters in den 
Feldſchutzdienſt eines anderen Bejteller3 hat der Feldhüter 
die Bejcheinigung der politifchen Bezirfsbehörde feines neuen 
Standortes zu übergeben, welche demfelben dagegen unter 
Berufung des bereit3 beim Antritte des früheren Dienftes 
geleijteten Eides, eine neue, den geänderten Verhältniſſen 
entfprechende Bejcheinigung J———— hat. 

Das Formular der Beſcheinigung iſt von der politiſchen 
Landesſtelle feſtzuſetzen. 

8 23. Treten bezüglich eines ſchon beeideten Feldhüters 
jolche Umftände ein, welche in Gemäßheit des $ 20 feiner 
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Beeidigung entgegen gejtanden wären, fo hat die politifche 
Bezirksbehörde, falls der Amtsverluft nicht ſchon kraft einer 
gerichtlichen Aburteilung auf Grund des Strafgejeßes ein- 
etreten wäre, hinsichtlich des allfälligen Widerrufes der Be- 
ätigung im Amte ($ 19) und Einziehung der im $ 21 
erwähnten Bejcheinigung zu erfennen. 

8 24. Der im Amte betätigte und beeidete Yeldhüter 
ijt verpflichtet, in Ausübung des Dienjtes das von der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde zu bejtimmende und gehörig kundzu— 
machende Dienftzeichen zu tragen. 

(Siehe das Geſetz vom 29. Mai 1887, L6Bl. Nr. 32, oben.) 

Derjelbe iſt zugleich befugt, im Dienfte ein Furzes 
Seitengewehr zu tragen, von welcher Waffe jedoch nur im 
Falle gerechter Notwehr Gebraudy gemacht werden darf. 

3 25. Hinfichtli der amtlichen Stellung des be— 
eideten Feldhüters und namentlich Hinfichtlic” der Glaub- 
mwürdigfeit feiner abgelegten Zeugenausjage, dann der Be- 
ugniffe desjelben in Bezug auf die Verhaftung und Ver- 
folgung von Perſonen, welche bei VBerübung einer gegen die 
Sicherheit des Feldgutes gerichteten ftrafbaren Handlung be— 
treten wurden, oder einer foldhen Handlung dringend ver- 
dächtig erjcheinen, ferner Hinfichtlicy der Abnahme der von 
der jtrafbaren Handlung herrührenden, ſowie der zur Ver- 
übung derjelben bejtimmten Sachen, endlich Hinfichtlich der 
Verpflichtung zur Übergabe Ddiejer Sachen, fowie der in 
Verwahrung genommenen zelnen an die zuftändige Be- 
hörde jind die Bejtimmungen des Geſetzes 16. Juni 1872, 
RGBl. Nr. 84, maßgebend. 

S 26. Wenn ein Grundftüd durch Vieh ne 
wird, hat der Feldhüter die Privatpfändung, falls dieſelbe 
nicht vom Beſchädigten jelbjt bereit8 vorgenommen wurde, in 
Abweſenheit des letzteren für denfelben über jo viele Stüde 
a als zur Entihädigung hinreicht, zu vollziehen ($ 1321 

BOB.). 


Die Pfändung Hat von Seite des von der Gemeinde 
bejtellten Feldhüters dann zu unterbleiben, wenn die Be- 
Ihädigung durch die zur Gemeindeherde gehörigen und von 
einem von der Gemeinde bejtellten Hirten gehüteten Vieh— 
ftüde gefchehen ift. 

3 27. Der Feldhüter ijt verpflichtet, jeden — 
nommenen Feldfrevel, ohne Unterſchied, ob der Täter be— 
kannt iſt oder nicht, unverweilt zur Kenntnis ſeines Be— 


Gef. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 19 


290 II. Feldſchutzgeſetze. 


jtellerd zu bringen, und zwar der von der Gemeinde be- 
jtellte Feldhüter zur Kenntnis des Gemeindevorfteherd und 
der nad $ 18 beftellte Feldhüter zur Kenntnis feines 
Dienjtherrn und gleichzeitig des Gemeindevorftehers. 

8 28. Der Feldhüter Pat die nah Maßgabe der 88 5 
und 6 des Gefehes 16. Juni 1872, RGEBl. Nr. 84, aus 
Anlaß des Teldfrevels abgenommenen Saden und Werkzeuge 
jofort dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Wenn Viehjtüde durch einen von der Gemeinde be- 
jtellten Feldhüter gepfändet wurden, hat leßterer Ddiefelben 
ohne Berzug dem Gemeindevorjteher zu übergeben. 

Der nach $ 18 bejtellte Feldhüter hat die gepfändeten 
Viehjtüde unverzüglich feinem Dienjtherrn zu übergeben und 
gleichzeitig dem Gemeindevorjteher die gefchehene M ändung 
anzuzeigen. 

29, Die politifche Bezirfsbehörde hat über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen beeideten Feldhüter einen Vormerk 
zu führen und jelben in fteter Evidenz zu — 

Die Gemeindevorſteher, beziehungsweiſe die Grundbe— 
ſitzer ($ 18), find bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe 
von 2—10 fl. verpflichtet, jede Veränderung in dem Stande 
des von ihnen bejtellten beeideten Feldfchußperfonales inner- 
Halb der Friſt von längſtens 14 Tagen zur Kenntnis 
der politiihen Bezirksbehörde zu bringen. 


IV. Bon dem Berfabren und den zu deffen DPurdführung Berufenen 
Behörden. 

8 30. Die Durhführung des Verfahrens aus Anlaß 
vorfommender eldfrevel, beziehungsmweife die Unterfuhung 
und Bejtrafung derjelben fteht dem Gemeindevorfteher jener 
Gemeinde zu, in deren Gebiete die Gefeßesübertretung be- 
gangen wurde. 

Diefes Strafrecht wird nach Vorſchrift der Gemeinde- 
ordnung vom Gemeindevorjteher in Gemeinfchaft mit zwei 
Beifipern (Gemeinderäten) im übertragenen Wirkungskreiſe 
ausgeübt. 

Sind jedoch die Organe einer Gemeinde des Feldfrevels 
zum Nachteile einer anderen Gemeinde bejchuldigt, oder 
handelt es ſich überhaupt um einen Feldfrevel, rüdjichtlich 
deffen der nach obiger Regel kompetente Gemeindevorjtand 
befangen erjheint, jo jteht das Strafverfahren in erfter 
Inſtanz der politifhen Bezirksbehörde zu. 


Borarlberg. 291 


8 31. Die Einleitung des Strafverfahrens findet nur 
auf Verlangen des durch den Feldfrevel Beſchädigten oder 
Gefährdeten, pder über die unmittelbare Anzeige des be- 
eideten Feldhüters ftatt. 

8 32, Der Gemeindevorfteher ijt jan von allen 
zu feiner Kenntnis gebrachten Berlegungen der Sicherheit des 
Teldgutes den Bejhädigten ungefäumt in Kenntnis zu feben, 
und insbefondere diejenigen Verlegungen, welche der Be- 
handlung nad) dem allgemeinen Strafgefege unterliegen, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Amtshandlung 
anzuzeigen. 

5 33. Der Gemeindevorjteher hat die ihm nad $ 28 
vom Feldhüter übergebenen, von einem Feldfrevel herrühren- 
den Sachen, wenn der bejchädigte Eigentümer derjelben 
befannt ijt, dieſem leßteren auszufolgen. 

Sit der Beichädigte nicht befannt, fo hat der Gemeinde- 
borjteher wegen DR Ermittlung das Erforderliche zu veran— 
lajjen und die gedachten Gegenjtände einjtweilen zu ver- 
wahren, oder, falls ——— dem Verderben unterliegen, zu 
Gunſten des nicht bekannten Beſchädigten zu verſteigern, 
oder ſonſt entſprechend zu verwerten. 

Wenn der Beſchädigte, ungeachtet deſſen Ermittlung 
eingeleitet worden iſt, ſich zur Ubernahme der Sachen, 
beziehungsweiſe deren Wertes, binnen Jahresfriſt vom 
Zeitpunkte des begangenen Feldfrevels nicht gemeldet hat, ſo 
iſt der Erlös der zu verſteigernden Sachen, wenn er 5 fl. 
nicht überfteigt an den Armenfonds des Ortes, gegen Haftung 
der Gemeinde für die dem Eigentümer der Saden inner- 
m der DVerjährungszeit etwa zuftehenden Anjprüche, ab- 
zugeben. 

5 34. Aus Anlaß der nah $ 28 erfolgten Übergabe 
der gepfändeten PViehftüde an den Gemeindevorfteher hat 
derjelbe hievon fowohl den Eigentümer des gepfändeten 
Biehes, wenn dieſer befannt ijt, al3 auch den Beichädigten, 
und dieſen leßteren insbefondere mit der Aufforderung jo- 
geic) zu verjtändigen, daß er feinen Anſpruch auf den 

chadenerjaß längjtens binnen acht Tagen von der Pfändung 
u zu machen habe, mwidrigenfalls das gepfändete Vieh 
em fich meldenden Eigentümer zurücgejtellt werden müßte. 

Wurde Ddiefer Anſpruch von Seite des Bejchädigten 
innerhalb der bezeichneten Frift geltend gemacht, fo hat 
der Gemeindevorjteher über die Höhe der Entſchädigung 
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zwiſchen dem Beſchädigten und dem Eigentümer des ge- 
pfändeten Biehes ein gütliches Übereinfommen zu vermitteln 
und im Falle feine Abfindung zu ftande fommt, wohl aber 
von dem Bejchädigten Die Bra e nah $ 1321 ABGB. 
vor den Richter gebracht ijt, zur Sicherftellung des Schaden- 
erfaßes den Betrag feitzujegen, gegen deſſen Erlag das ge- 
pfändete Vieh dem Eigentümer noch vor techtöfräftiger e⸗ 
endigung des Verfahrens über den Feldfrevel auszufolgen iſt 
($ 1322 ABGB.). 

8 35. Die Beitimmung des $ 34 und das En 
geregelte Einfchreiten des Gemeindevorjtehers finden aud auf 
den Fall Anwendung, wenn die Pfändung zu Gunjten eines 
a een Dienſtherrn durch deſſen beeideten Feldhüter er- 
olgt iſt. 

S 36. Der Gemeindevorjteher hat über jeden einzelnen 
nad $ 31 zur Unterfuchung gelangenden Fall eines Feld— 
frevels ohne Verzug die Sicherjtellung des Tatbeftandes und 
die Aufnahme der Beweismittel durchzuführen und, falls 
zwifchen dem Bejchädigten und dem Beichuldigten ein Ver- 
gleich über den Schadenerjaß nicht zu jtande fommt, zu— 
gleich auch den Betrag des letzteren mit Rüdfiht auf Die 
an den Beſchädigten nah $ 33 ausgefolgten, vom Yeld- 
frevel herrührenden Saden, mittels Schäßung feitzuftellen. 


Ss 37. Zur Schäbung des durch einen Feldfrevel ver- 
urfachten Schadens ijt zunächſt das beeidete Feldſchutzper— 
jonale berufen. 

Überjteigt aber der Schade nady dem Dafürhalten des 
‚seldhüters 5 fl., jo hat der Gemeindevorjteher die Ab— 
Ihäßung Ddesjelben durch einen beeideten Schäßmann ohne 
Verzug zu veranlajjen. 

Die Vornahme der Schäßung des Schadens durch einen 
beeideten Schägmann fann auch fonjt in allen Feldfrevel- 
fällen fowohl von dem Beichädigten, als auch von dem Er— 
jaßpflichtigen beim &emeindevorjteher begehrt merden. 

8 38. Inſoweit die Schäßung nicht nad) $ 37 durch 
das beeidete Feldſchutzperſonale vorgenommen wird, Hat jich 
der Gemeindevorjteher hiezu der für Gerichtszwede beftellten 
und beeideten Schäßmänner zu bedienen; find ſolche Schäß- 
männer nicht vorhanden, fo Hat die politische Bezirksbehörde 
über Erſuchen der Gemeindevorjtehung Schäßmänner für 
Srevelangelegenheiten bejonders zu bejtellen und Ddiejelben 
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entweder jelbjt zu beeiden, oder Durch einen eigenen Ab— 
geordneten beeiden zu lajjen. 


8 39. Mit dem Straferfenntniffe iſt auch der Ausſpruch 
über den Schadenerjaß zu verbinden, welcher dem Beſchä— 
dDigten auf Grund feines etwaigen diesfälligen Bergleiches 
mit dem zeldfrevler oder auf Grund der vorgenommenen 
ar gebührt, wenn dieſe den Betrag von 15 fl. nicht 
überfteigt, oder wenn ihre Richtigfeit von dem Berurteilten 
nicht bejtritten wird. 

Wird die Richtigfeit einer den Betrag von 15 fl. über- 
jteigenden Schäßung beftritten, fo ift der Schade im Straf- 
erfenntniffe bloß bis zum Betrage von 15 fl. zuzuſprechen 
und der Beſchädigte mit feinem Mehranjpruche auf den 
Bivilrechtsweg zu vermeijen. 

Zugleich ift über die Perjon des Erjaßpflichtigen im 
Sinne der 88 15 und 16 zu erfennen und im Falle dritte 
Perſonen, welchen eine Mitjchuld nicht zur Laſt fällt, aus 
dem Feldfrevel Nutzen gezogen haben, mie bei Bejchädigungen 
durch Abweiden u. dergl. weiters zu bejtimmen, inwieferne 
dieſe Perſonen, innerhalb der im erjten Abjage in Anjehung 
des Betrages gezogenen Grenzen, den Bejchädigten Erjaß zu 
leijten haben. 

(Siehe Bemerkung zum $ 39 de3 Feldichußgefeges für Mähren.) 


8 40. Mit dem Straferkenntnifje ijt dem Schuldigen 
auch der Erſatz der Auslagen, welche aus Anlaß der Bor- 
nahme der Pfändung und für die Berpf = ng des ge— 
pfändeten Viehes, dann für die allfällige Schäßung des 
Schadens durch beeidete Schäßleute aufgelaufen find, auf- 
zuerlegen. 


8 41. Die aus Anlaß des Feldfrevels abgenommenen, 
zur VBerübung der jtrafbaren Handlung verwendeten, dem 
Frevler gehörigen Werkzeuge find, wenn der Beichädigte den 
Erjat des ihm zugefügten Schadens erhalten hat und Die 
Koſten des Strafverfahrens gededt find, dem Eigentümer 
zurüdauftellen. 


S 42, Die Berufung gegen das Erfenntnis des Ge- 
meindevorjtehers geht an die politifche Behörde, welcher 
die betreffende Gemeinde bezüglich des übertragenen Wir- 
fungsfreifes unmittelbar unterjteht (Bezirfsbehörde, Lan- 
desitelle). 
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Die Berufung ijt binnen acht Tagen vom Tage der Kund— 
machung, beziehungsmeife Zuftellung des angefochtenen Er- 
fenntnijjes gerechnet beim Gemeindevorjteher jchriftlich oder: 
mündlich einzubringen. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

Wenn das Strafverfahren der politischen Bezirksbehörde 
als erjter Inſtanz zuiteht, jo gelten bezüglich des weiteren 
Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Beftimmungen. 


8 43. Die Gelditrafen fließen in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in deren Gebiete der Feldfrevel begangen wurde. 

Im Falle der Nichteinbringlichkeit iſt die Geldftrafe in 
AUrreftitrafe oder in Arbeitstage zu gemeinnüßgigen Zwecken 
umzuwandeln. 

Hiebei fann für einen Strafbetrag bis 5 fl. auf Arreſt 
bi8 vierundzwanzig, niemal3 aber unter ſechs Stunden 
erfannt werden. Der ortsüblihe Taglohn ijt einem Tage 
Urbeit gleichzuhalten. 


S 44. Durch die Berjährung erliiht Unterfuchung 
und Strafe des Feldfrevels, wenn der Frevler binnen drei 
Monaten vom Tage des begangenen Frevels nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worden iſt. 

ie Schadenerſatzanſprüche aus einem wegen Ver— 
jährung nicht in Unterſuchung gezogenen Feldfrevel können 
auf dem Zivilrechtsweg geltend gemacht werden. 


V. Bon der Außerfirafffegung der älteren Vorſchriften und dem Boll- 
zuge diefes Geſetzes. 

S 45. Mit dem Tage der Wirffamfeit diefes Gejebes 
treten alle bisherigen Borfchriften in Ungelegenheit des 
Feldſchutzes, inſoweit letztere im — Geſetze ihre 
Regelung gefunden haben, und namentlich die Verordnung 
der Miniſterien des Innern und der Juſtiz 30. Jänner 1860, 
RGBl. Nr. 28, außer Kraft. 


8 46. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der Acker— 
bauminijter und der Minijter des Innern beauftragt. 


Eidesformel fiehe Gejeg'vom 14. Februar 1891, LEBT. 
Nr. 18, oben. 
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Gele vom 27. Jänner 1904, 


wirfiam für das Land Vorarlberg, betreffend den Schuß der 
Pilanze Edelweiß. 


(LEBT. Nr. 18.) 


8 1. Das Ausheben und Ausreißen der Edelweiß— 
pflanzen famt den Wurzeln, fowie das TFeilhalten und der 
Verkauf derartiger bemwurzelter Pflanzen ijt verboten. 


8 2, Eine Ausnahme Hievon bilden nur jene Fälle, 
wo es fich um die Gewinnung ne Pilanze für in 
— Zwecke handelt; in dieſen Fällen muß jedoch hiezu 
ie Bewilligung der betreffenden politiſchen Bezirksbehörde 
eingeholt werden. 


8 3. Auf Edelweißpflanzen, welche im Wege der Garten— 
fultur gezogen werden, findet dieſes Gejeg nicht Anwendung. 
Wer im Beſitze folher Pflanzen betreten wird, hat deren 
Provenienz Durch ein Zertififat der Gemeinden zu erweiſen, 
in welcher fich die Edelweißkultur befindet. 

5 4. Die Übertretung der Vorſchriften des $ 1 ijt von 
von den politifhen Behörden an Geld mit 2 K bis 50 K 
und im Wiederholungsfalle bis zu 100 K zu bejtrafen. Auch 
ijt der Berfall der Pflanzen auszujprechen. 

Die Gelditrafen fliegen in den Landesfulturfonds. 

Im Falle der Uneinbringlichfeit der Geldjtrafe ijt 
diefe in Die entjprechende Arrejtitrafe umzuwandeln. 

8 5. Diefes Gefeß tritt mit dem Tage feiner Kund- 
madhung in Wirkfjamfeit. 

6. Mit dem VBollzuge dieſes Geſetzes find Meine 
Minifter des Aderbaues und des Innern beauftragt. 
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II. Vorſchriften betreffend die Bekämpfung der 
für die Bodenkultur ſchädlichen Tiere, 


a) Vorſchriften zur Abwehr der Reblaus. 
1. Ullgemeine gejeglihe Beftimmungen.- 


Gere 3. April 1875, 


betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus 
(Phylloxera vastatrix), 


RED. Nr. 61. 


8 1. Die Befiter von Weinpflanzungen find verpflichtet, 
bei Wahrnehmung von Anzeichen, welche nad) den befannten 
Erfahrungen auf das Vorkommen der Reblaus in ihren 
BWeinpflanzungen Hinweifen, fofort dem Gemeindevorjteher 
die Anzeige zu erjtatten. Derjelbe hat von dieſer Anzeige 
und in dem Falle, als er in anderer Weife von Anzeichen, 
welche auf das Vorkommen der Reblaus in den im Ge— 
meindegebiete gelegenen Weingärten hinweifen, Kenntnis 
erlangt, hievon fofort der politifchen Bezirksbehörde Mit- 
teilung zu machen. Gleichzeitig hat derjelbe vorläufig, bis 
auf weitere Anordnung der politifchen Bezirksbehörde, das 
Verbot der Ausfuhr von Reben, dann von Pflanzen, 
Pilanzenteilen und anderen Gegenjtänden, die ald Träger 
des Inſekts befannt find ($ 18), aus den betroffenen Pflan- 
zungen zu erlajjen. 

Der Aderbauminijter ift Durch Gefeß 15. Juni 1890, RG6EBl. 

Nr. 142, ermächtigt, von den in Gemäßheit der 88 1 und 4 des 
Geſetzes 3. April 1875 erlaffenen Verboten der Ausfuhr von Reben, 
Pilanzen, Pflanzenteilen und anderen Gegenftänden, die als Träger 
der Reblaus bekannt find, Ausnahmen unter den zur Hintanhaltung 
der Weiterverbreitung der Reblaus erforderlichen Vorfichten zu be— 
willigen. Die zur Ausführung diefes Gejeges 15. Juni 1890, RGEBl. 
Nr. 142, ergangene Verordnung des Aderbauminifteriums 6. Juni 
1893, RGEBl. Nr. 100, folgt weiter unten. 


5 2. Wenn Die politifche Bezirfsbehörde durkh eine 
jolche Anzeige oder auf anderem Wege Kenntnis erlangt, daß 
in Weinpflanzungen Anzeichen von dem Vorkommen der 
Reblaus wahrgenommen wurden, hat fie eine Durchforfchung 
der betreffenden Pflanzungen anzuordnen und hiemit unter 
behördliher Leitung Sachverftändige ($ 14) zu beauftragen. 
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8 3. Stellt es ſich durch die behördliche Erhebung 
heraus, daß die Neblaus in den durchforſchten Wein- 
pflanzungen nicht vorkommt, fo Hat die politifche Bezirks— 
behörde das von dem Gemeindevorjteher vorläufig ver- 
fügte Ausfuhrverbot ($ 1) zu beheben. 

4. Wird Hingegen das Vorhandenjein der Reblaus 
jichergejtellt, jo it die behördlich eingeleitete Durchforſchung 
($ 2) mit Rückſicht auf das Gutachten der Sadverjtändigen 
auch auf die benachbarten Pflanzungen auszudehnen, und jind 
zugleich die Beſitzer entfernterer, der Anſteckung minder aus- 
gejeßter Weinpflanzungen aufzufordern, diefe jelbjt zu durch— 
forſchen und das Ergebnis unmittelbar oder durd den Ge— 
re der politifchen Bezirksbehörde anzuzeigen. 
Leßtere hat das vom Gemeindevorfteher vorläufig verfügte 
Ausfuhrverbot ($ 1) zu beftätigen, beziehungsweife, wenn 
dasjelbe etwa nicht verfügt wurde, felbjt zu erlaffen und auch 
auf jene benachbarten Pflanzungen auszudehnen, deren An- 
jtedung nad) dem Gutachten der Sachverſtändigen zwar nicht 
fonjtatiert ijt, die jedoch derjelben verdächtig oder von ihr 
nahe bedroht find. 

Das Verbot ijt in den Weingegenden des Bezirkes und 
nad) Umftänden auch der Nachbarbezirfe in ortsüblicher 
Weile und durch die Landeszeitung kundzumachen. 

(Siehe Bemerkung zum voranftehenden $ 1.) 

8 5. Weitere Mafregeln, welche geeignet find, die An- 
jtedung zu bejeitigen und die benachbarten Pflanzungen zu 
ſchützen, fönnen von der Bezirksbehörde in dem Falle ange- 
ordnet werden, wenn mit Rüdjicht auf das Gutachten der 
Sachverſtändigen die vorausſichtlichen Koſten den mit Wahr- 
icheinlichkeit zu erwartenden Nuten nicht überwiegen. 

Unter Diejer a fann die Bezirksbehörde er- 
forderlichen Falls zum Schutze ausgedehnterer Weinpflan- 
zungen auch ſolche Mafregeln anordnen, welche die Beſchä— 
digung oder Zerjtörung der Pflanzungen auf den betroffenen 
Gründen und in der nächjten Umgebung mit fich bringen; 
fie fann weiters verfügen, daß folche Gründe auf eine be- 
jtimmte Zeit dem Weinbaue entzogen und einer anderen 
Kulturart gewidmet werden. 

Die Ausführung der einzelnen Maßregeln fann entweder 
den Grundbefitern oder dem Gemeindevorjteher übertragen 
und von der politischen Bezirfsbehörde überwacht oder von 
diefer jelbjt bejorgt werden. 
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Siehe $ 1 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886. 
Mit Rüdjiht auf die eben bezogene Novelle und auf die feither 
in den Vordergrund getretene Wiederherftellung ber von der Reb— 
laus befallenen Weinpflanzungen mittels amerifanifcher Neben, bei 
Auflafjung des zumeift erfolglofen fogen. Ertinktiv» oder des Kultur 
verfahrens, ift der, eben legtere Arten der Reblausbefämpfung be- 
handelnde Zirfularerlaß des Aderbauminifteriums 21. Februar 1883, 
3. 2471, ald nur mehr formell fortbejtehend, aber tatſächlich außer 
Anwendung gejeßt zu betrachten. Dasjelbe gilt von der Kund— 
machung der küſtenländiſchen Statthalterei 1. März 1883, 3. 3082 
(LGB. Nr. 7), welche anordnet, daß, wenn Befiger phyllorerierter 
Pflanzungen aus eigenem Antriebe, ohne behördlichen Auftrag, das 
Ertinktivverfahren anwenden wollen, diejelben vorher die Anzeige 
an die politische Behörde zu erjtatten und die Rodung mit aller 
Borfiht gegen die Verjchleppung des Infekte vorzunehmen haben. 


8 6. Den Schaden, welcher aus dem Verbote der Aus— 
fuhr von Reben, Pflanzen, Pflanzenteilen und anderen als 
Träger des Inſektes befannten Gegenftänden erwächſt, dann 
jenen Schaden, welchen der Grundbefiger aus der gemäß den 

$ 4 und 18 infolge behördlidher Anordnung von ihm 
jelbft vorzunehmenden Durchforſchung jeiner Weinpflan- 
zungen erleidet, Hat der Grundbefiger allein zu tragen. 

Für den Schaden und die Auslagen, welche mit der 
Ausführung der auf Grund des 85 angeordneten Maßregeln 
verbunden Find, gebührt dem Bejiter des Grundes, auf dem 
fie zur Anwendung gelangen, eine Entjchädigung. 

Diefelbe ift ihm durch Beiträge aller Befiger von in 
demfelben Lande liegenden ee nad) den Be- 
ftimmungen der 88 7 und 8 zu leiſten. 

Der Anſpruch auf diefe Entjchädigung geht verloren, 
wenn dem Grundbefiger ein ermweisliches Verſchulden an der 
Einfchleppung oder Anjtedung oder an deren Ausbreitung 
zur Laft fällt, oder wenn er den im Grunde des $ 5 erlafjenen 
Aufträgen der Behörde in ungerechtfertigter Weiſe nicht 
nachkommt. 

(Siehe $ 2 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 

8 7. Die politifche Bezirksbehörde Hat, wenn fie mit 
Rüdfiht auf das Gutachten der Sachverſtändigen einen 
Anſpruch auf Entjchädigung begründet findet, an Ort und 
Stelle unter Zuziehung des Gemeindevorjtehers und des Be— 
ihädigten den Schaden durch zwei beeidete Schäßleute ziffer- 
mäßig feitjtehen zu lafjen. 

(Siehe $ 3 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 
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Der Landesausſchuß des betreffenden Landes iſt von der 
Entihädigungsverhandlung zu verjtändigen, und es wird 
demjelben das Recht vorbehalten, ſich an diefer Verhandlung 
zur Wahrung der Rechte der beitragspflichtigen Weingarten- 
befiger (8 6 und 8) durch einen oder zwei Delegierte zu 
beteiligen. 

Die politifche Bezirfsbehörde hat die Akten über die ge- 
pflogene Entjchädigungsverhandlung der politifchen Landes— 
jtelle vorzulegen. 

8 8. Für den gemäß dem $ 7 ermittelten Schaden 
eines jeden Grundbefigers ift demfelben von ©eite der poli= 
tifchen Landesitelle nach Einvernehmen des Landesausfchufjes 
die Entjchädigung zuzufprehen, mwenn dem Befchädigten 
nit da3 Hindernis des $ 6 entgegenfteht. 

Siehe 8 3 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 

ie zugefprochene Entjchädigung wird auf alle Befiker 
von Weinpflanzungen in jenem Lande, in welchem der 
Schaden ſich ereignet hat, derart verteilt, daß die von dieſen 
Weinpflanzungen im lebten Jahre vorgefchriebene landes- 
fürjtlihe Grundjteuer ohne irgend einen Zuſchlag ermittelt 
und auf die jo ermittelte gefamte Steuerfumme nah Ablauf 
eines jeden Halbjahres die zugejprochene Entſchädigung nad) 
Prozenten repartiert mird. 

(Siehe 8 6 der Novelle 27. Juni 1885, RGEBl. Nr. 3 ex 1886.) 

Das Ergebnis der Entjchädigungsverhandlung und der 
Repartition ift in allen Weingegenden des betreffenden 
Landes durch die politifchen Bezirksbehörden kundzumachen 
und dem Landesausschufje durch die Landesſtelle mitzuteilen. 
Bei der Kundmadhung an die Gemeinden ijt zugleich be— 
fanntzugeben, daß allen Beitragspflichtigen das Recht des 
Refurjes zujtehe. 

Diefer Rekurs muß binnen 14 Tagen, von der in der 
Gemeinde erfolgten Kundmachung an gerechnet, bei der poli- 
tiſchen Bezirfsbehörde eingebracht werden. Auch dem Landes- 
ausſchuſſe ſteht das Recht des Rekurſes zu und ift der Rekurs 
in diefem Falle innerhalb derjelben Frift von 14 Tagen, 
nad erfolgter Mitteilung bei der Landesitelle, einzubringen. 

Die Entfcheidung über den Rekurs ſteht dem Aderbau- 
minifter zu. 

(Siehe $ 4 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 

Sit fein Rekurs eingebracht oder über denjelben recht3- 
kräftig entfchieden worden, jo hat die Landesitelle die poli- 
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tiſchen Bezirfsbehörden zu beauftragen, die rechtsfräftig re— 
partierten Entjchädigungsbeiträge mit der nächſten Rate der 
Grundfteuer einzuheben. Die Landesitelle hat die Aus- 
zahlung der eingehobenen Entjchädigungsbeträge an die Be— 
ihädigten zu veranlafjen. 

8 9. Jedem, der fich durch die von Geite der Landes- 
jtelle fejtgefeßte Entjchädigung und Repartition ($ 8) in 
jeinen Rechten — erachtet, ſteht es frei, gegen die 
hiedurch Begünſtigten im Rechtswege aufzutreten; durch ein 
ſolches gerichtliches Verfahren wird jedoch der Vollzug des 
politiſchen Erkenntniſſes nicht gehemmt. 

10. Erfordert die Ausführung der nah $ 5 an- 
geordneten Maßregeln vorübergehende Vorkehrungen auf 
Grundjtüden, die nicht dem Weinbaue gewidmet find, jo ge- 
bührt dem Beliger für den ihm hiedurch zugehenden Scha— 
den Entfchädigung, welche nach Maßgabe der Bejtimmungen 
der 88 7, 8 und 9 zu ermitteln und zu Teiften ift. 

$ 11. Die Grundbefiger haben allen von der politifchen 
Behörde in Durchführung dieſes Geſetzes erlafjenen Anord- 
nungen nachzukommen. 

Sie find verpflichtet, den zur Durchforſchung der Wein- 
pflanzungen oder zur —— der ſonſtigen behördlichen 
Aufträge entſendeten Organen die nötigen Vorkehrungen 
auf ihren Gründen zu geſtatten und ihnen die erforderliche 
Beihilfe unentgeltlich zu leiten. 

8 12, Die politifche Bezirksbehörde ijt verpflichtet, die 
Ausführung aller zur Befeitigung des Inſektenſchadens ge- 
troffenen Maßregeln zu überwachen und nötigenfall3 im 
Zwangswege auf Kojten der Säumigen zu bewirfen. Die 
Semeindevorjteher haben die politische Bezirksbehörde in der 
erforderlihen Weiſe zu unterjtügen. 

8 13. Gegen Entjcheidungen und Verfügungen der 
politijchen Behörden, welche in Durchführung diejes Geſetzes 
erlaffen werden, kann aud außer dem Falle des $ 8 der 
Nefurs an die höhere Behörde binnen 14 Tagen nad Kund- 
machung, beziehungsweife Yujtellung der Entjcheidung oder 
Verfügung jchriftlich oder mündlich bei der politifchen Be- 
zirfsbehörde eingebracht werden. 

Bei Gefahr im Verzuge kann ungeachtet des einge- 
brachten Rekurſes von der politifchen Behörde die Vornahme 
der zur Befeitigung der Gefahr unbedingt notwendigen Vor— 
fehrungen angeordnet werden. 
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8 14. Die politifche Bezirksbehörde hat bei den ihr 
durch dieſes Geſetz übertragenen Amtshandlungen unter 
Mitwirkung von Sachverſtändigen vorzugehen. 

Diefelbe hat im Falle des Bedarfes für ihren Bezirk 
Sadverjtändige, in der Regel aus der Reihe der Mitglieder 
der landwirtſchaftlichen Bezirksvereine oder unterrichteter 
Weingartenbejiger zu ernennen und fie auf die Erfüllung der 
denfelben durch diejes Gejeg auferlegten Pflichten zu beeiden. 

Zu den bezüglidhen Berhandlungen find nebjt zwei 
Sachverſtändigen und den beteiligten Grundbefißern auch 
die Gemeindevorjteher beizuziehen. 

8 15. Handelt es fih um Abmwendung der Gefahr für 
Beinpflanzungen in verjchiedenen politischen Bezirken, jo 
haben die betreffenden Bezirfsbehörden rüdjichtlih der zu 
ergreifenden Maßregeln das Einvernehmen zu pflegen, und 
fann die politifhe Landesbehörde Berfügungen treffen, 
welche zur einheitlichen Durchführung des Verfahrens zweck— 
dienlich erjcheinen. Insbeſondere kann fie ſich in dieſem 
Falle einzelne fonjt der politifchen Bezirfsbehörde zu— 
fommende Anordnungen vorbehalten, oder einer der be— 
teiligten Bezirfsbehörden die Leitung der bezüglihen Maß— 
regeln übertragen. 

8 16. Die anläfli der fommiffionellen Erhebungen 
auflaufenden Kojten an Taggeldern, NReijegebühren und 
fonftigen Entlohnungen für die behördlichen Organe, Sach— 
verjtändigen und Schäßleute ($ 7), dann die anläßlich der 
behördlich vorgenommenen Durchforſchung (88 2, 14 und 
18) erwachjenden Kojten und etwaigen Schadensvergütungen 
werden vom Staatsſchatze bejtritten. 

8 17. Übertretungen dieſes Gefeßes und der zur Aus- 
führung desjelben erlafjenen Verordnungen und Verfügungen 
ey mit Geldjtrafen bis 100 Gulden zu ahnden. In Fällen 
es Zumiderhandelns gegen das in den $$ 1 und 4 be— 
zeichnete Verbot der Ausfuhr von Reben uſw. fünnen Geld- 
jtrafen bis 300 Gulden verhängt werden. 

Gemäß $ 5 des II. Teiles der faijerlihen Berordnung vom 

21. September 1899, RGBl. Nr. 176, find die in den beitehenden 
Geſetzen oder Vorſchriften enthaltenen, auf öfterreichiiche Währung 
fi) beziehenden Beftimmungen vom 1. Jänner 1900 an nad) dem 
im Geſetz vom 2. Auguft 1892, RGBI. Nr. 126, aufgeftellten 
Wertverhältnijje, nad) welchem ein Gulden öfterreichifcher Währung 
gleich zwei Kronen und ein Kreuzer öfterreichifcher Währung gleid) 
zwei Hellern zu rechnen ift, in der Kronenwährung zu verftehen. 


302 III. Vorfchr. betr. d. Bekämpfung d. fchädlichen Tiere, 


Die Gelditrafe fließt in den Ort3armenfonds. 

Kann Diefelbe wegen Zahlungsunfähigkeit des Schuldig- 
erfannten nicht eingebracht werden, fo ijt fie in Freiheits- 
jtrafe zu verwandeln, wobei fünf Gulden einem Tage 
Arreſt gleichzuhalten find. Auch für Berufungen gegen 
Straferfenntnifje gilt die im $ 13 bejtimmte Rekursfriſt. 
Gegen gleichlautende Straferfenntniffe der politifchen Be— 
zirks- und der Landesbehörden findet eine weitere Berufung 
nicht ſtatt. 

8 18. Der Aderbauminijter hat dafür zu forgen, daß 
nach Maßgabe des 8 14 dieſes Geſetzes eine genügende An— 
zahl von Perſonen über die Erjcheinungen der Reblaus— 
franfheit und die Hilfsmittel dagegen in ſolcher Weife 
unterrichtet wird, daß Diejelben geeignet find, von den 
politiichen Bezirfsbehörden als Sachverſtändige ($ 14) be— 
rufen zu werden; dann, daß die Erfahrungen über die An— 
zeichen der Anjtedung durch die Reblaus, über die Gegen- 
jtände, welche Träger des Inſektes fein fünnen, und über 
die zwedmäßigen Mittel zur Abhilfe zur Kenntnis der 
weinbautreibenden Bevölferung und der betreffenden Be— 
hörden gelangen. 

Der Aderbauminifter iſt ermächtigt, auch in foldhen 
Gegenden, in welden Anzeichen der Anftedung durch Die 
Reblaus nicht erhoben wurden, die Weinpflanzungen einer 
Durhforfhung unterziehen zu laſſen und den Handel mit 
Reben in dem ganzen Geltungsgebiete diefes Geſetzes oder in 
einem Teile desjelben zu verbieten. 

(Siehe die Minifterialverordnung 1. März 1890, RGBl. Nr. 34, 

und die fonftigen Vorfchriften für einzelne Länder.) 

8 19, Den Landesvertretungen bleibt e3 vorbehalten, 
die ermittelten Entjchädigungsbeträge ($$ 7, 8 und 10) auf 
den Landesfonds zu übernehmen. 

(Siehe $ 6 der Novelle 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 

8 20. Ale Eingaben, Urkunden und Verhandlungen 
in der durch Diejes Geſetz geregelten Angelegenheit find 
jtempel- und gebührenfrei. 

Diefe Befreiung erjtredt fich jedoch nicht auf dag im $ 9 
vorgejehene gerichtliche Verfahren. 

8 21. Der Aderbauminijter und die Minijter des 
Innern und der Finanzen find mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
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Gefek 27. Auni 1885, 


womit das Gejeh 3. April 1875, RGEBl. Nr. 61, betreffend 

die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus (Phyl- 

loxera vastatrix) teilweije abgeändert und ergänzt wird. 
(RGBl. Nr. 3 ex 1886.) 

1. Die Anordnung einer gemäß $ 5 des Geſetzes 
vom 3. April 1875 (RGEBl. Nr. 61) zuläffigen Maßregel 
zur Befämpfung der Reblaus ift der politiichen Landes- 
behörde vorbehalten, welche hiebei nad; Einvernehmung ihres 
fachlichen Beirates in Reblausangelegenheiten ($ 9) im Ein- 
verftändniffe mit dem Landesausfchuffe vorzugehen hat; 
wird das Einverftändnis mit dem Landesausſchuſſe nicht 
erzielt, jo enticheidet der Aderbauminifter. 

Eine — welche den ausſchließlichen oder vor— 
wiegenden Zweck hat, die Ertragsfähigkeit der von der 
Reblaus angeſteckten Pflanzungen zu erhalten, ohne zugleich 
die Anſteckung ſelbſt zu beſeitigen, kann keinen ——— 
der vorerwähnten Anordnung bilden; die Anwendung einer 
ſolchen Maßregel bleibt vielmehr dem ——— des Grund- 
beſitzers überlaſſen, welcher jedoch hiebei in keiner Weiſe den 
zur Hintanhaltung der weiteren Verbreitung der Reblaus 
im Sinne der 88 1 und 4 des Geſetzes vom 3. April 1875 
erlaffenen Ausfuhrverboten entgegenhandeln darf. 

2, Eine Entjhädigung wird nebjit dem bereitS im 
legten Abſatze des S 6 des Geſetzes vom 3. April 1875 
(RGBl. Nr. 61) bezeichneten Falle nicht geleiftet: 

1. Für die behördlich angeordnete Zerjtörung mit Reb- 
laus behafteter oder der Anjtedung verdäcdtiger Neben in 
Pflanzichulen und Gewächshäuſern, fowie für das Verbot, 
daſelbſt wieder Reben zu ziehen; 

2. für die behördlich angeordnete Zerftörung von Reben 
ohne Rüdficht auf deren Standort, wenn fich diejelben be- 
reit3 im Stadium der vollitändigen Ertragslofigfeit be- 
finden; 

3. für das Verbot, Weinpflanzungen auf folchen, zur 
Zeit des Verbotes dem Weinbaue nicht gemidmeten Grund- 
flächen anzulegen, welche nicht mehr als fünfhundert Meter 
von einem bejtehenden Reblausherde entfernt find. 

8 3. Die Beftimmungen des erjten Abſatzes des $ 7 
und des erjten Abſatzes des $ 8 des Gefehes vom 3. April 
1875 (RGEBl. Nr. 61) in Betreff der ziffermäßigen Feit- 
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ftellung der Entjchädigung durch zwei beeidete Schäßleute 
und der Zufpredung der. demgemäß ermittelten Entjchä- 
digung von Seite der politifhen Landesitelle treten außer 
Kraft und ijt in dieſer Hinficht fernerhin nach dem folgenden 
8 4 vorzugehen. | | 

8 4, Die Erhebungen behuf3 Ermittlung der Ent- 
ihädigungsbeträge find von der politifchen Bezirksbehörde 
mit Buziehung eines oder mehrerer in Reblausangelegen- 
heiten bewanderter beeideter Sachverſtändigen und des Be— 
ihädigten vorzunehmen und iſt auch der Gemeindevorjteher 
zur Teilnahme an diejen Erhebungen einzuladen. 

Auf Grund diefer Erhebungen Hat die politifche Landes— 
jtelle, nad Einvernehmen des Landesausſchuſſes und ohne an 
das Gutachten der den Erhebungen beigezogenen Sachver— 
ftändigen gebunden zu fein, die Entfchädigung in dem nad) 
ihrem Ermeffen der Sachlage entjprechenden Ausmaße feſtzu— 
jtellen und zuzuſprechen und fann zu diefem Zwecke, wenn 
die ihr vorliegenden Erhebungen feine genügende Sicherheit 
für einen richtigen Ausſpruch bieten, deren Ergänzung oder 
auch neue Erhebungen anordnen. Diefe Bejtimmungen gelten 
auch für die vom Aderbauminijter im Falle eines Rekurſes 
($ 3 des Geſetzes vom 3. April 1875) zu fällende Ent- 
ſcheidung. 

Uber die Ermittlung und Feſtſtellung der Entſchädi— 
digungen wird der Ackerbauminiſter den Verwaltungsbe— 
hörden entſprechende Anleitungen im Inſtruktionswege er— 
teilen. 

Dieſe Inſtruktionen wurden erteilt mit dem an die politiſchen 
Landesbehörden gerichteten Zirkularerlaß des Ackerbauminiſteriums 
29. Juli 1888, 3. 10828, wie folgt: 

„L. Bei der Ermittlung der Grundlage für die Bemeſſung der 
Entfhädigung find folgende Momente in Betracht zu ziehen: 

A. Bei der Berjtörung von Weinpflanzen, Die mit der Reblaus 
behaftet find: 

a) Die allgemeinen klimatiſchen Verhältniffe und die Bodenbonität 
der betreffenden Pflanzung, injoweit diefe Faktoren auf eine 
mehr oder weniger rafche Vermehrung des Inſektes maßgeben- 
den Einfluß üben können; 

b) da3 Alter der Anlage; 

ec) der allgemeine Aulturzuftand und die Wachstumsverhältniſſe 

derjelben; 

d) die örtliche Lage der Anlage nad) Snfolation und mit Hin« 

blid auf Froft- und Hagelbefchädigungen; 
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e) dad Borhandenjein anderer Krankheiten, insbejondere folder, 

die ein fulzejjives Abjterben der Reben nad) jich ziehen; 

f) der größere oder geringere Grad der Verſeuchung durch die 

Reblaus; 
g) der infolgedeffen allenfall3 jchon eingetretene Rüdgang in dem 
Wachstume der Rebenpflanzen. 

B. Bei der Zerſtörung von Weinpflanzungen, welche noch 
reblausrein find oder von Teilen phyllorerierter Weinpflan- 
zungen, auf welchen das Vorhandenjein der Reblaus nicht zu kon— 
—— iſt (Sicherheitszone), dieſelben Momente wie sub a bis 
‚ ferner 


h) der größere oder geringere Grad der Anftedungsgefahr. 


2. Die Entjchädigung ift unter Bedachtnahme auf die vorftehenden 
Momente, injoweit es fih um fhon phyllorerierte Reben— 
pflanzen handelt, mit dem drei⸗— bi3 fünffachen des auf die zu 
zeritörende Fläche entfallenden Katajtralreinertrages der betreffenden 
Parzelle zu bemefjen, wobei jedoch, wenn die zerjtörte Kultur 
fläche außergewöhnliche Vorzüge der Kultur und des Rebſatzes (deffen 
Produft beijpiel3weije eine handel3mäßige Weinmarfe repräfentiert), 
bejaß, die Entjchädigung eine angemefjene Erhöhung erfahren kann. 

Diefe Erhöhung darf 20 Prozent de3 oben ermittelten Ente 
ihädigungsbetrages nicht lberjchreiten. 

3. Bei gemiſchten Kulturen ift der die Weinpflanzung betreffende 
Rataftralreinertrag mit drei Achtel bis fünf Achtel, je nachdem 
die Rebenfultur mehr oder weniger prävalierte, de3 im Grund— 
jteuerfatafter verzeichneten, ſämtliche Kulturen der bezüglichen Par- 
zelle oder des bezüglichen PBarzellenteiles umfafjenden Reinertrages 
anzunehmen. 


4. Werden bei der Ertinktion noch andere Nutzpflanzen al3 die 
Rebſtöcke beichädigt, jo it die Entſchädigung hiefür im Betrage 
de3 gemeinen Wertes im Sinne de3 allgemeinen bürgerlichen Gejeß- 
buches zu bemefjen. 


5. Die Entfchädigung für das etwaige Verbot de3 Wieder 
anbaues von Reben auf der Fläche, auf welcher dieſe zerjtört 
worden find, ift für jedes Jahr der Verbotsdauer (mit Aus 
Ihluß des Jahres, in welchem die Zerftörung felbit erfolgte und 
nad) den vorftehenden Punkten 1 und 2 entichädigt wird) mit 
jenem Betrage zu bemejjen, welcher ſich aus dem Unterjchiede zwijchen 
dem Sataftralreinertrage der Grundflähe als Weinpflanzung und 
dem Kataftralreinertrage jener ortsüblichen Kultur ergibt, zu welcher 
die Grundfläche nach ihrer Beichaffenheit geeignet erfcheint, rück— 
ſichtlich tatfächlich benützt wird. 

6. Wenn die nad) den vorſtehenden Punkten 1 bi8 3 ermittelten 
Entfchädigungsbeträge infolge befonderer Verhältniſſe offenbar uns» 
billig (zu hoc oder zu niedrig) wären, fann eine andere Be 
wertung ftattfinden, bei welcher jedoch nicht nur die Gründe, aus 
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denen die Unbilfigfeit der ermittelten Entichädigung hervorgeht, 
fondern auch die Daten, auf welchen die neue Bemefjung beruht, 
im Detail darzulegen und zu begründen find.“ 

8 5. Der Richter ijt, wenn er auf Grund des $ 9 
des Gefeges vom 3. April 1875, RGBl. Nr. 61, ange- 
rufen wird, bei feiner Entjcheidung an geſetzliche Beweis— 
regeln nicht gebunden; er hat nad) feiner — auf Grund 
der vorgebrachten Beweismittel gewonnenen Uberzeugung zu 
entſcheiden. 


$ 6. Wenn Landesvertretungen von sugefproßjenen 
Entjhädigungen mwenigftens ein Drittel auf den Yandesfonds 
übernehmen, fo hat der Staat ein Drittel der Entjchädigung 
zu leiften und wird demnach nur der unbededt verbleibende 
Reit auf alle Befiger von Weinpflanzungen des Landes, in 
welchem der Schade fich ereignet Hat, in Gemäßheit des 
zweiten Wlinea des $ 8 des Geſetzes vom 3. April 1875 
verteilt. 

Die weiteren Bejtimmungen der 88 7 und 8 des Ge- 
feßes vom 3. April 1875 bleiben unberührt. 


3 7. Wenn Weinpflanzungen, oder Teile Dderjelben 
bon mindejtens 1/, Hektar Fläche, welche mit der Reblaus 
behaftet, oder nicht weiter als 25 Kilometer von einer mit 
diejem Infekte behafteten Pilanzung entfernt find, über be- 
.. Anordnung oder freiwillig zerjtört und mit neuen 

eben wieder hergejtellt werden, jo genießen diefelben eine 
von der vollendeten Wiederherjtellung an laufende zehn- 
jährige Grundjteuerfreiheit. 

Nach Ablauf diefer jteuerfreien Jahre find ſolche Grund- 
ftüde wieder mit derjenigen Steuer zu belegen, welcher fie 
nad) Maßgabe der Einſchätzung als Weingärten unterlagen. 

Dieſe Faſſung erhielt $ 7 durch das Gefet 15. Juni 1890, RGEBl. 

Nr. 143. Siehe hiezu die weiter unten folgende Verordnung des 
Finanzminiſteriums 6. Juli 1890, RGBl. Nr. 144, ſowie die Novelle 
vom 4. April 1902, RGBl. Nr. 87 und die Ducchführungsverord- 
nung vom 30. April 1902, RGBl. Nr. 88. 

5 8. Für Die Zeit, für welche Grundftüde über be- 
hördlihe Anordnung ($ 5 des Gejehes vom 3. April 1875) 
oder für welche von der Reblaus befallene Weingärten aus 
freiem Antriebe der Befiger dem Weinbaue entzogen werden, 
wird die Grundfteuer nach jener Rulturgattung, welcher das 
betreffende Grundftüd zunächſt gewidmet wird, unter Be- 
rüdfichtigung der Bonität und der fonftigen auf den Rein— 
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ertrag Einfluß nehmenden Momente bemeſſen. Die näheren 
Beltimmungen werden im Verordnungsmwege getroffen. 
(Siehe die nachftehenden Finanzminifterialverordnungen 20. De- 
zember 1885, RGBl. Nr. 4 ex 1886 und 20. April 1903, 
RED. Nr. 91.) 

8 9. An Seite des Aderbauminifter® und der poli- 
tifchen LYandesitelle in den weinbautreibenden Ländern haben 
in angemefjener Weife zujammengejegte Kommiſſionen als 
fachliche Beiräte in Neblausangelegenheiten zu fungieren. 
Auch find nad) Bedarf Bezirks- und Lofallommiffionen zur 
Beobachtung der Weinpflanzungen Hinfichtlich des etwaigen 
Borlommens der Reblaus, ſowie zur Unterjtübung der poli- 
tifchen Bezirksbehörden und der Gemeindevorjteher in den 
Angelegenheiten, welche die Belämpfung der Reblaus be- 
betreffen, aufzuftellen. 

Das Nähere wird hierüber im Verordnungswege be- 
ftimmt. 

(Siehe die Aderbauminifterialverordnung 20. Dezember 1885, 

RGBl. Nr. 5 ex 1886.) 

8 10. Mit dem Vollzuge diefes Gefehes, welches mit 
dem Tage feiner Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, find 
Meine Minijter für Aderbau, des Innern, der Finanzen 
und der Juſtiz beauftragt. 


Verordnung des Finanzminifteriums 20. Dezem— 
ber 1885, 
womit die näheren Beitimmungen zur Ausführung der 88 7 und 


8 de3 Geſetzes 27. Juni 1885 (Mr. 3 RGBl. ex 1886), betreffend die 
Maßregeln gegen die Berbreitung der Reblaus, erlaffen werden. 


(Nr. 4 RGBl. ex 1886.) 


(Diefe Verordnung wurde durch die auf Grund des Gejeges 15. Juni 

1890, Nr. 143 RGEBl. ergangene Finangminijterialverordnung 6. Juli 

18, RGBl. Nr. 144, jowie durch die Finanzminifterialverordnung 
vom 20. April 1903, RGEBl. Nr. 91, weſentlich modifiziert.) 


In Ausführung der 88 7 und 8 bes Geſetzes 27. Juni 1885 (Nr. 3 
RGBl. ex 1886) wird nachftehendes verordnet: 
I. ®ird im Grunde ber vorjtehend zitierten Gefeßesparagraphe: 


a) für zerftörte und mit behördlicher Genehmigung mit neuen Reben 
wieder hergeitellte Weinpflangungen die achtjährige Grundfteuer- 
freiheit, oder 
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b) für einen von der Reblaus befallenen Weingarten, welcher über be» 
hörbliche Anordnung oder aus freiem Antriebe des Beſitzers dem 
Weinbaue entzogen und einer anderen Kultur gewidmet wird, 
die Berücdjichtigung der Kulturveränderung bei der Grundfteuer- 
bemefjung in Anfprucd genommen, jo hat der Befiger innerhalb 
vier Wochen nach vollendeter MWiederheritellung der Wein— 
pilanzungen, beziehungsmweije nad) vollendeter Kulturveränderung 
dem Steueramte oder dem Vermeffungsbeamten fchriftlich oder 
mündlich Die Unzeige zu eritatten. 

Weiterd hat der Beſitzer in dem unter a) bezeichneten Falle die 
hördliche Genehmigung zur Wiederherftellung der Weinpflanzung und 
das Vorhandenjein der jonjtigen gejeglichen Bedingungen nachzuweiſen, 
in dem unter b) bezeichneten Falle die bezügliche behördliche Anordnung, 
beziehungsmweije, wenn die Einftellung des Weinbaues aus freiem Ans 
triebe des Grundbefigers erfolgte, ein Bertifilat des Gemeindevorftandes 
darüber beizubringen, daß durch die in Gemäßheit des Geſetzes 3. April 
1875 (Nr. 61 NGBL.) vorgenommenen Erhebungen das VBorhanden- 
jein der Reblaus auf der bezüglichen Parzelle jichergeftellt wurde. 

Die Überfchreitung der Anzeigefrift zieht in Gemäßheit der Vor— 
ichriften über die Evidenzhaltung des Grundfteuerkatafter3 (Geſetz 
23. Mai 1883, Nr. 83 ROBL., und Vollzug3verordnung 11. Juni 1883, 
Nr. 91 RGBl.) die nachteilige Folge nad) ſich, daß die Steuerfreiheit, 
beziehungsmweije die Kulturänderung erſt in dem auf Die Anzeige folgen- 
den Jahre in den Operaten de3 Grundjteuerfatafters zur Vormerkung, 
beziehungsweife Durchführung gelangt und in Folge deſſen erjt bei 
der Grundfteuerrepartition für das, dem Beitpunfte diefer Vormerfung, 
beziehungsweife Durchführung nachfolgende Jahr zu berüdjichtigen ift. 


II. Die vorftehend unter I zitierten Vorfchriften über die Evidenz- 
haltung de3 Grumdfteuerfatafter3 find auch hinſichtlich der weiteren 
Beamtshandlung der Anjuchen um zeitliche Grundfteuerfreiheit, ſowie 
der Anfuchen um Berüdfichtigung der Kulturänderung bei der Grunde 
fteuerbemeffung finngemäß in Anwendung zu bringen. 

Überdies ift jedoch zum Zwecke der Berüdjihtigung der Kultur» 
änderung bei der Steueraufteilung noch nachſtehendes zu beachten. 


1. Auf Grund der gehörig inftruierten Anzeige hat ber Ber- 
mejfungsbeamte unter Beiziehung de3 Gemeindevorftandes oder bejjen 
Bertreterd3 (Vertreterd des jelbitändigen Gutsgebietes), der Beſitzer 
und zweier fachfundiger Vertrauend3männer au3 der betreffenden Ge- 
meinde die Erhebung an Ort und Stelle vorzunehmen. Durch das 
Nichterfcheinen des Befigers wird diefe Amtshandlung nicht gehemmt. 


2. Die Erhebung bezweckt die Sicherftellung der Kulturgattung, 
welcher da3 Grundftücd gewidmet wurde, der Bonität und ber jonftigen 
auf den Reinertrag Einfluß nehmenden Momente, wobei nach jenen 
technischen Grundſätzen vorzugehen ift, welche für die Einfchägung ber 
Grundſtücke in Gemäßheit des Geſetzes 24. Mai 1969 (Nr. 88 RGBL.) 
maßgebend waren. 
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Hiebei ift auf die in den Operaten der Grunditeuerregelung der 
betreffenden Gemeinde, in3befondere in dem Verzeichnifje der Muſter— 
gründe und dem Klafjififationsprotofolle enthaltenen Daten angemejjen 
Rückſicht zu nehmen. 

3. Die erhobenen tatjächlichen VBerhältnifje Hat der Vermeſſungs— 
beamte in dem, im Sinne de3 $ 16 der Bollzugsvorjchrift zum Geſetze 
über die Evidenzhaltung des Grundfteuerfatafter® 11. Juni 1883 
(Nr. 91 RGBL.) anzulegenden Anmeldungsbogen darzuftellen und [eh- 
teren von jämtlihen Mitgliedern der Erhebungskommiſſion mitfertigen 
zu lafjen. 

Etwaige abweichende Meinungen einzelner Kommifjionsmitglieder 
jind gleichfall3 im Anmeldebogen erjichtlih zu machen und iſt ber 
bezügliche Beijag von dem betreffenden Mitgliede unterfertigen zu 
lajjen, eventuell die Urſache der Nichtunterfertigung anzugeben. 

4. Auf Grund des Erhebungsrejultates hat weiters der Ver— 
mejjungsbeamte an der Hand der zum Zwecke der Grundjteuerregelung 
in Gemäßheit de3 Gejeßes 24. Mai 1869 (Nr. 88 RGBl.) angefertigten _ 
Behelfe, insbefondere an der Hand des Verzeichniſſes der Mufter- 
gründe und der in dem Klaſſifikationsprotokolle niedergelegten Daten 
für die Aufftellung der Bonitätsklafjen, den Antrag auf Einreihung 
de3 Grundftüdes in bie entjprechende Bonitätsflaffe der neuen Kultur— 
gattung zu ftellen und zu begründen und fodann den Erhebungsaft 
unter Anschluß jämtlicher Behelfe der Finanzlandesbehörde vorzu— 
legen. 

5. Die Finanzlandesbehörde Hat die Verhandlung nach vor» 
genommener Überprüfung in Abſicht auf deren Vollſtändigkeit und den 
vorjchriftsmäßigen Vorgang bei der Erhebuig, eventuell nach be— 
wirfter Ergänzung, in Begleitung ihres Gutachten? dem Finanz— 
minifterium vorzulegen, welches hierüber endgültig entjcheidet. 

6. Nach Maßgabe der Enticheidung ift von der Finanzlandes— 
behörde die Durchführung de3 Zuwachſes oder Abfalles am Reinertrage 
in den Epidenzhaltungsoperaten, insbejondere in dem Veränderungs- 
ausweiſe und in den Befisbögen, ſowie die Berüdjichtigung desjelben 
bei der Steueraufteilung, endlich die Aufnahme der Kulturänderung 
in die Vormerfung über dauernde Kulturänderungen zu veranlafjen. 

Injoferne ſich hiebei Nachtragsvorschreibungen oder im Hinblide 
auf den Zeitpunkt der Überreihung der Anzeige Abjchreibungen pro 
praeterito ergeben follten, iſt die Ermittlung der diesfälligen Steuer» 
quote in derfelben Weife vorzunehmen, wie dies hinſichtlich der im Evi— 
Day en unnege durchgeführten Reinertragszumächfe und Abfälle ange- 
ordnet it. 

7. Wird eime den vorjtehenden Beitimmungen gemäß, in eine 
andere Kulturgattung verjegte Weingartenparzelle in der Folge wieder 
dem Weinbaue gewidmet, fo iſt diejelbe von dem Fahre angefangen, 
in welhem die Ummandlung der Kultur vollzogen wurde, wieder 
mit derjenigen Steuer zu belegen, welcher fi: nah Maßgabe der 
urjprünglichen Einfhägung als Weingarten unterlag. 
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Verordnung des Finanzminifteriums 6. Juli 1890 


über die Ausführung des Gejeges 15. Yuni 1890, Nr. 143 RGBl., 
betreffend die Änderung des Gejeges 27. Juni 1885, Nr. 3 RGBl. ex 
1886, über die Maßregeln gegen die Berbreitung der Reblaus. 


(Nr. 144 RGBL.) 
(Siehe auch die nachfolgende Verordnung vom 20. April 1903, RGBl. 
Nr. 91.) 


In Ausführung des Geſetzes 15. Juni 1890, Nr. 143 RGEBl. wird 
nachftehendes verordnet: 


(Das Gefeg vom 15. Juni 18%, RGBl. Nr. 143, ift oben ala 
8 7 des Geſetzes vom 27. Juni 1885, RGBl. Nr. 3 ex 1886 ab- 
gedrudt.) 


I. Wird für Weinpflanzungen, melde wegen Auftreten3 ber 
Reblaus zerftört wurden, und mit neuen Reben wieder hergejtellt 
werden, die zehnjährige Grundfteuerfreiheit in Anſpruch genommen, 
jo ijt die vollendete Wiederherftellung der Weinpflanzung dem Steuer- 
amte oder dem Bermefjungsbeamten anzuzeigen. Diefe Anzeigen find 
von den Weingartenbejigern entweder perjönlich oder durch einen mit 
Vollmaht verjehenen Bertreter, oder durch den Gemeindevorfteher, 
weicher als Bevollmäcdhtigter der Grundbefiger angejehen wird, zu über— 
reichen. 

Es erjcheint jedoch auch zuläfjig, daß die Anzeigen namens ber 
Weingartenbefiger und unter Beibringung der erforderlihen Nach— 
weile von dem Landesausjchuffe fumulativ der Yinanzlandesbehörde 
übergeben werden. 

Alle diefe Anzeigen find als rechtzeitig Überreicht anzujehen, wenn 
jelbe bi8 Ende des Monats Juni des Jahres, in welchem die Wieder- 
heritellung der Weinpflanzung vollendet wurde, bei dem Steueramte, 
beziehungsmeije bei der Finanzlandesbehörde einlangen. 

Sollte die Wiederheritellung der Weinpflanzung erjt nach dem 
Monate Juni vollendet werden, fo ift die Anzeige innerhalb der Frift 
bon vier Wochen nad) Vollendung der Wieberheritellung zu erjtatten. 

Die Überichreitung der vorbezeichneten Frift zieht in Gemäßheit 
der Vorjchriften über die Evidenzhaltung des Grundfteuerfatafters die 
nachteilige Folge nad) fi, daß die Steuerfreiheit erft von dem auf die 
Anzeige nächſtfolgenden Fahre zu bemilligen  ift. 

(VBorftehende Faffung erhielt der Schlußabſatz des Abfchnittes I 

dur) die Finanzminifterialverordnung vom 20. April 
RGBl. Nr. 91.) 


II. Die Gewährung der Grundfteuerfreiheit ift an die Bedingung 
gefnüpft, daß die Weinpflanzungen oder Teile derjelben von min- 
deitens 1/, Hektar Fläche mit der Reblaus behaftet waren, oder nicht 
weiter als 25 Kilometer von einer mit diefem Inſekte behafteten 
Pflanzung entfernt find, und daß diefelben über behördliche Anordnung 


3, 
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oder freimillig zeritört und mit neuen Neben wieder hergejtellt 
wurden. 

©. die nachfolgende Bdg. 28. Mai 1891, RGBl. Nr. 67. 

Die diesfälligen Anzeigen haben demnach nebit der genauen Be- 
zeihnung der Parzellen oder Teile derjelben, für welche die Steuer- 
freiheit beanfprucht wird, auch die Angabe zu enthalten: 


1) ob die Parzelle mit der Reblau3 behaftet war und in welcher 

Weile dad Vorhandenjein derjelben jichergeitellt wurde, eventuell 

2) welche Parzelle in einer Entfernung von nicht mehr al3 25 Kilo» 
meter mit der Reblaus behaftet war und 

3) mit welchem Zeitpunfte die Wiederherftellung der Weinpflanzung 
mit neuen Reben vollendet wurde. 

Zur Beichleunigung der nachfolgenden Erhebung über die tat» 
fählihen Verhältniffe ericheint es wünſchenswert, daß binjichtlich der 
unter Punkt 1 und 2 bezeichneten Angaben Zertififate der betreffenden 
Gemeindevorfteher beigebradht werden. 

Diefe Zertifilate können ich entweder auf die einem einzelnen 
Grundbefiger gehörigen Parzellen beziehen oder, injoferne Kumulativ» 
gefuche vorliegen, auf mehrere Partien von Parzellen erjtreden. 


III. Inſoweit die Anzeigen nicht ohndies beim Vermeſſungs— 
beamten überreicht wurden, werden diefelben dem leßteren von der 
Tinanzlandesbehörde, beziehungsmweije dem Steueramte unvermeilt zur 
weiteren Beamtshandlung, beziehungsweife Erhebung zu übergeben fein, 
bezüglich) welcher die Vorichriften über die Evidenzhaltung des Grund» 
fteuerfatafter8 (Gefeg 23. Mai 1833, Nr. 83 RGBl. und PVollzugs- 
verordnung 11. Juni 1883, Nr. 91 RGBl.) in Anwendung zu 
bringen find. 

Die Erhebung bezwedt die Feſtſtellung des Vorhandenjeins der 
zur Gewährung der zeitlichen Grundfteuerfreiheit geſetzlich vorgezeich- 
neten Bedingungen, dann jener tatfächlichen Verhältniſſe, von welchen 
der Beginn, beziehungsmweiie das Ende der Steuerfreiheit abhängt. 

Es ift daher insbefondere Aufgabe der Erhebung: 

1) die genaue Feititellung und Bezeichnung der Parzelle oder des 
Barzellenteiles, für welchen die Grundjteuerfreiheit in Anſpruch 
genommen wird. 

Soll fih die Steuerfreiheit nur auf einen Teil der Parzelle 
eritreden, jo iſt zu ermitteln, ob dieſer Teil mindeſtens 1/, Heltar 
umfaßt. 

Eine beiondere Vermeſſung Hat jedoch zu diefem Zwecke nicht 
ftattzufinden, jondern e3 ijt die Fläche an der Hand der Mappe nad 
dem Augenmaße abzujchägen. 

Hiebei ift, infolange die Umrechnung der Dperate des Grund— 
fteuerfatafterd in das Flähenmaß nad dem Meterigiteme noch nicht 
vollendet wurde, da3 Ausmaß von 1/, Hektar mit 695 QDuadrat- 
Hafter anzunehmen. 

©. die nachfolgende Vdg. 28. Mat 1891, RGBl. Nr. 67. 
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2) Die Fetitellung des Umftandes, daß die Parzelle ſelbſt ober 
eine von derjelben nicht mehr ald 25 Kilometer entfernte Parzelle 
mit der Reblaus behaftet war. 

Infoferne hierüber nicht ſchon die Anzeigezertififate der kom— 
petenten Organe beiliegen, it die Beftätigung der Bezirfdhauptmann- 
ichaft Über da3 Vorhandenjein der Reblaus einzuholen. 

Auch in Bezug auf die Entfernung von 25 Kilometer hat eine 
Vermeſſung nicht ftattzufinden, fondern ijt diejelbe aus der Kataftral- 
mappe zu ermitteln. 


3. Die Feftftellung, daß die frühere Weinpflanzung tatfächlih zer» 
ftört und mit neuen Meben wieder hergejtellt wurde. 


4. Die Feititellung des Zeitpunttes, wann die Wiederherftellung Der 
Weinpflanzung vollendet wurde. 


Die Erhebungsfommiffion ift in der im Abſchnitte IL, Punkt 1 
der Verordnung 20. Dezember 1885, Nr. 4 RGBl. ex 1886, bezeich- 
neten Art zujanmenzufegen. 


Auch ſteht nichts entgegen, daß dort, wo vom Landesausichuffe 
beftelfte eigene Organe für Weinbauangelegenheiten bejtehen, diejelben 
den Erhebungen beimohnen und die Nommijfion durch Mitteilung ihrer 
bereit3 anderweitig gejammelten Wahrnehmungen unterjtügen. 


Bezüglich der meiteren Inſtruierung des Operates, deſſen Bor- 
legung an die vorgefegten Behörden und der fchriftlihen Entſcheidung, 
haben die im Punkte IT der Verordnung 20. Dezember 1885, Nr. 4 
RGBl. ex 1886, enthaltenen Anordnungen jinngemäße Anwendung 
zu finden. 


Verordnung des Finanzminifteriums 28. Mai 
1891, 


in Betrefj der Ausführung des Geſetzes 15. Juni 1890 (Nr. 143 ROBT.) 
über die Mahregeln gegen die Berbreitung der Reblaus. 


(Nr. 67 RG6Bl.) 


In Ausführung des Gejeges 15. Juni 1890 (Nr. 143 RG6Bl.) 
und im Nachhange zu der Verordnung des Finanzminiſteriums 6. Juli 
1890 (Nr. 144 RGBL.) wird bemerft, daß bei Weinpflanzungen, welche 
zur Gänze mit neuen Reben wieder hergeitellt wurden, für Die 
Erlangung der Grundfteuerfreiheit das Flächenmaß der Parzelle nicht 
maßgebend ift, und daß nur in dem Falle, al3 vorerit ein Teil 
der Parzelle mit neuen Neben wieder hergeitellt wird, die Grunde 
fteuerfreiheit erft dann in Anipruch genommen werden kann, wenn der 
Teil, welcher neu bepflanzt wurde, mindeftens ein Viertel Hektar 
Fläche umfaßt. 


a) Abwehr der Neblaus. 313 


Berordnung des Finanzminifteriums vom 
20. April 1903, 


wegen teilmweiler Abänderung der Verordnungen de3 Yinanz- 
minifteriums vom 20. Dezember 1885, ROBL. Nr. 4 ex 
1886 und vom 6. Juli 1890, RGEBl. Nr. 144, 


betreffend Grundfteuerbehandlung aus Anlaß de3 Auftretens ber 
Reblaus. 


(RGBl. Nr. 91.) 


A. 


In Ausführung des 8 8 des Geſetzes vom 27. Yuni 1885, 
RGBl. Nr. 3 ex 1886, wird nachſtehendes verordnet: 


I. Die Anzeige über die infolge Reblausverjeuchung oder Neblaus- 
gefahr bewirkte Nodung, beziehungsweife Wiederheritellung einer Wein- 
pflanzung oder eines Teiles einer ſolchen ift innerhalb ſechs Wochen 
nach deren Vollzuge zu erjtatten. 

Bei Unterlaffung der Anzeige innerhalb diefer Frijt iſt im Sinne 
ber Evidenzhaltungsporjchriften vorzugehen. 


I. Zum Zwecke der Berüdjihtigung der Kulturänderung bei 
der Örumdjteueraufteilung it nachjtehendes zu beachten: 


1. Auf Grund der gehörig injtruierten Anzeige hat der Evidenz- 
haltungsbeamte unter Beiziehung des Gemeindevorftehers oder dejjen 
Bertreters (Vertreters des jelbitändigen Gutsgebietes), der Beſitzer und 
zweier jachlundiger, von der Gemeindevertretung (dem Gemeindeaus— 
Ihuffe) zu bejtimmenden VBertrauensmänner aus der betreffenden Ge» 
meinde die Erhebung an Ort und Stelle vorzunehmen. Durd) das Nicht- 
erjcheinen des Befigers wird dieje Amtshandlung nicht gehemmt. 

2. Die Erhebung bezwedt die Sicherftellung der Kulturgattung, 
welcher das Grunditüd gewidmet wurde, dann der Bonität desfelben. 

Hiebei ift auf die in den Operaten de3 Grundjteuerfatafter3 ber 
betreffenden Gemeinde, insbefondere in dem Berzeichnijfe der Mufter- 
gründe und in dem Klaſſifikationsprotokolle niedergelegten Daten für 
die Aufitellung der Bonitätsklaſſen angemejjene Rücdjicht zu nehmen. 

3. Die erhobenen tatfächlihen Verhältniſſe hat der Evidenz» 
haltungsbeamte in dem im Sinne des $ 16 des Gefehes vom 23. Mai 
1883, RGBl. Nr. 83, und der Vollzugsvorfchrift hiezu vom 11. Juni 
1883, RGEBl. Nr. 91, anzulegenden Anmeldungsbogen darzujtellen und 
legteren von fämtlichen Anweſenden mitfertigen zu laffen. 

Etwaige abweichende Meinungen find gleichfall3 in dem An— 
meldungsbogen erjichtlich zu machen. 

4. Auf Grund des Erhebungsrefultates hat der Vermejjungs- 
beamte den Antrag auf Einreihung des Grundſtückes in die entfprechende 
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Bonitätöklaffe der neuen Kulturgattung zu ftellen und zu begründen und 
fonad) den Erhebungsaft unter Anjchluß fämtlicher Behelfe der Finanz 
landesbehörde vorzulegen. 

5. Die Finanzlandesbehörde hat nad) vorgenommener Überprüfung 
der Verhandlung in Mbficht auf deren Vollſtändigkeit und den vor— 
fchrift3mäßigen Vorgang bei der Erhebung eventuell nad) bewirkter Er» 
gänzung die Entjcheidung wegen Berücfihtigung der Hulturänderungen 
zugleich mit jener in Angelegenheit der zeitlichen Grundjteuerbefreiung 
zu treffen. 

Gegen die legtere fann nad Maßgabe der Beitimmungen des Ge- 
fetes vom 19. März 1876, RGBl. Nr. 28, der Rekurs an das Finanz- 
minifterium eingebracht werden. 

6. Nach Mafgabe der Entfcheidung iſt von der Finanzlandes- 
behörde die Durchführung des Zuwachſes oder Abfalles am Neinertrage 
in den Evidenzhaltungsoperaten, insbejondere in dem Veränderungs— 
ausmweife und in den Beſitzbogen, jowie die Berüdfichtigung desjelben bei 
der Steueraufteilung zu veranlafjen. 


Gefek vom 4. April 1902, 


betreffend die Ergänzung des Geſetzes vom 15. Juni 1890, ROBL Nr. 143, 
über die Grundfteuerbefreiung phyllorerierter Weingärten. 


(RGBl. Nr. 87.) 


8 1. Wenn die Neuanlage einer Weinpflanzung (Artikel I des 
Geſetzes vom 15. Juni 18%, RGBl. Nr. 143) mißlingt und behufs 
Wiederherjtellung der Ertragsjähigfeit ganz oder zum größeren Teile 
wiederholt wird, jo wird die Dauer der durch das Gefeg vom 15. Juni 
1890, RGBl. Nr. 143, gewährten zeitlichen Grundfteuerjreiheit um 
fünf Jahre verlängert. 


5 2. Die Verlängerung wird vom Beitpunfte des Ablaufes der 
bemwilligten oder, falls eine Bewilligung noch nicht erfolgt wäre, der im 
Sinne des Geſetzes vom 15. Juni 1890, ROB. Nr. 143, zu be— 
willigenden Steuerbefreiung gewährt. Die Verlängerung findet auch auf 
die vor dem Inkrafttreten diejes Gejeges vollzogenen Neuanlagen An 
wendung, vorausgefeßt, daß die im $ 1 aufgejtellten Bedingungen jich 
noch fonjtatieren lafjen. 

8 3. Die näheren Beltimmungen über die im Sinne der SS 1 
und 2 erforderlichen ftempelfreien Nachweifungen und Gefuche werden 
vom Finanzminijter im Einvernehmen mit dem Aderbauminifter im 
Verordnungswege erlaſſen. 


* ar die Durhführungsverordnung vom 30. April 1902, RGBl. 


8 4. Mit dem Vollzuge diefes Gefeges find Mein Aderbau- und 
Mein Finangminifter betraut. 
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Verordnung des Finanzminifteriums vom 
30. April 1902, 


zum Bollzuge des Gefeges vom 4. April 1902, RGBl. Nr. 87, be- 
treffend die Ergänzung des Geſetzes vom 15. Juni 1890, RGBl. Nr. 143, 
über die Grundfteuerbefreiung phyllorerierter Weingärten. 


(RGBl. Nr. 88.) 


In Ausführung des Gefeßes vom 4. April 1902, RGB. Nr. 87, 
wird nachſtehendes angeordnet: 

I. Wenn im Falle des Mißlingens der Neuanlage einer Wein- 
pflanzung, behufs Wiederherftellung der Ertragsjähigkeit eine Wieder- 
holung derjelben zur Gänze oder zum größeren Teile vorgenommen 
wird, beziehungsmweife vorgenommen worden ift, und Hiefür die im 
Geſetze vom 4. April 1902, RGBl. Nr. 87, vorgefehene Verlängerung 
der Örundfteuerfreiheit beanjprucht wird, fo ift von der Vollendung der 
wiederholten Neuanlage dem Steueramte oder dem VBermefjungsbeamten 
die Anzeige zu erjtatten. 

Die Anzeige ift vom Weingartenbefiger mündlich oder fchriftlic, 
perfönlich oder durch einen mit jtempelfreier Vollmacht verfehenen Ver— 
treter, oder durch den Gemeindevorfteher, welcher al3 Bevollmächtigter 
der Grundfteuerträger angejehen wird, zu überreichen. 

Die zur Anzeige fommenden Fälle laffen ſich in folgende fünf 
Gruppen gliedern: 

A. Anzeigen über die Wiederholung einer Neuanlage, die bereit 
vor dem Inkrafttreten des Gejehes vom 4. April 1902, RGBL. Nr. 87, 
vollzogen worden ift, während die für die urfprüngliche Neuanlage auf 
Grund des Gefeges vom 15. Juni 1890, RGB. Nr. 143, bewilligte 
Gteuerfreiheit bereit3 abgelaufen ijt. 

B. Anzeigen über die Wiederholung einer Neuanlage, die bereit3 
vor dem Inkrafttreten des Gefebes vom 4; April 1902, RGEBl. Nr. 87, 
vollzogen worden ift, während die für die urfprüngliche Neuanlage auf 
Grund des Gefeges vom 15. Juni 189, RGEBl. Nr. 143, bewilligte 
GSteuerfreiheit noch nicht abgelaufen ift. 

C. Anzeigen über die Wiederholung einer Neuanlage, die erſt nach 
dem Inkrafttreten des Gefekes vom 4. April 1902, RGB. Nr. 87, 
vollendet worden iſt, während für die urſprüngliche Neuanlage die auf 
Grund des Geſetzes vom 15. Juni 1890, RGBl. Nr. 143, bewilligte 
Gteuerfreiheit noch nicht abgelaufen ift. 

D. Anzeigen über die Wiederholung einer Neuanlage, die erjt nach 
dem Snfrafttreten des Gefeßes vom 4. April 1902, RB. Nr. 87, 
vollendet worden ift, während für die urfprüngliche Neuanlage eine 
Steuerfreiheit im Sinne de3 Geſetzes vom 15. Juni 1890, RGBl. 
Nr. 143, mangels eines diesbezüglich geftellten Anſuchens, noch nicht 
bewilligt worden ift. 

E. Anzeigen über die Wiederholung einer Neuanlage, die erjt nad) 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 4. April 1902, RGBl. Nr. 87, 
vollendet worden ijt, während für die urjprüngliche Neuanlage eine 
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GSteuerfreiheit im Sinne des Geſetzes vom 15. Juni 1890, RGEBl. 
Nr. 143, mangels eines diesbezüglich gejtellten Anfuchens, noch nicht 
bewilligt worden ijt, jedoch auch nicht mehr bewilligt werden kann, 
wenn die zehn jteuerfreien Jahre bereits abgelaufen find. 

Die Anzeigen find al3 rechtzeitig erjtattet anzufehen, wenn die» 
jelben im alle A und B bi Ende des Jahres 1902, im Falle C 
und E bi Ende des Jahres, in welchem die Wiederherftellung der Neu— 
anlage der Weinpflanzung vollendet wurde, bei dem Steueramte oder 
dem Vermeffungsbeamten einlangen. 

Sn Falle D kann eine Friftbeftimmung entfallen, da die auf 
Grund des Gefeßes vom 15. Juni 1890, RGEBl. Nr. 143, zu bes 
twilligende Steuerfreiheit, an welche fich die auf Grund des Geſetzes vom 
4. April 1902, RGEBl. Nr. 87, zu bewilligende Verlängerung anzu— 
fließen hat, erjt von dem der Anzeige folgenden Jahre an zu laufen 
beginnt. 

Sn analoger Anwendung dieſes Grundjages zieht in allen übrigen 
Fällen die Überfchreitung der vorbezeichneten Friſt die nacdhteilige Folge 
nad) fich, daß die Verlängerung der Steuerfreiheit, beziehungsweife im 
Falle E die felbitändige Bewilligung einer fünfjährigen Steuerfreiheit, 
um jo viele Jahre verfürgt bewilligt wird, al3 die Anzeige verfpätet 
überreicht worden ift. 

II. Inſoweit die Anzeigen über die Wiederheritellung der Neu- 
anlagen nicht ohnehin beim Vermefjungsbeamten überreicht wurden, 
werden diejelben dem letzteren durch das Steueramt unvermweilt zur 
weiteren Beamtshandlung, beziehungsweife Erhebung zu übergeben jein, 
bezüglich weicher die Vorfchriften über die Evidenzhaltung de3 Grund- 
fteuerfatafters (Gejeg vom 23. Mai 1883, RGBl. Nr. 83, und Vollzugs- 
verordnung vom 11. Juni 1883, RGEBl. Nr. 91) in Anwendung zu 
bringen jind. 

Die Erhebungstommiffion ift in der im Abjchnitte IL, Punkt 1 der 
Verordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 4 ex 1886, bezeichneten 
Weife zuſammenzuſetzen. 

Aufgabe der Erhebung ift inSbefondere: 

1. Die genaue Feitjtellung und Bezeichnung der Parzelle oder des 
Parzellenteiles, für welchen die Verlängerung der Grundjteuerfreiheit in 
Anſpruch genommen wird. 

Hiebei wird auch zu erheben fein, ob die Parzelle oder ber 
Parzellenteil die zeitliche Grundfteuerfreiheit auf Grund des Geſetzes 
von 15. Juni 189%, RGEBl. Nr. 143, genießt, beziehungsweife ge- 
noſſen hat. 

2. Die Feititellung, daß die erjte Neuanlage mißlungen war und 
daher behufs Wiederheritellung der Ertragsfähigfeit ganz oder zum 
größeren Teile wiederholt werden mußte. 

3. Die Feititellung de3 Zeitpunftes, wann die wiederholte Neu— 
anlage vollendet wurde. 

II. Wird die Grumdfteuerfreiheit im Sinne des Geſetzes vom 
4. Aprif 1902, RGBl. Nr. 87, für eine Parzelle oder einen Parzellen 
teil in Anſpruch genommen, für welchen eine Steuerfreiheit im Sinne 
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des Geſetzes vom 15. Juni 18%, RGEBl. Nr. 143, bisher mangels 
eine3 diesbezüglich geitellten Anſuchens überhaupt noch nicht gewährt 
fein follte (Abſchnitt I, D und E), jo muß die Anzeige auch mit den 
im Abjchnitte II der Vollzugsverordnung vom 6. Juli 1890, RGBl. 
Nr. 144, angeführten Daten verjehen fein und ift die Erhebung gemäß 
Abfchnitt III der vorzitierten Verordnung vorzunehmen. 

IV. Bezüglich der weiteren Injtruierung der Operate, deren Vor— 
legung an die vorgefegte Behörde und der ſchließlichen Enticheidung 
haben die im Abjchnitte II der Verordnung vom 20. Dezember 1885, 
RGBl. Nr. 4 ex 1886, enthaltenen Anordnungen finngemäße Ans 
wendung zu finden. 


Gefek 3. Oktober 1891, 


betreffend die Gewährung von Begünftigungen und Unter- 
ftügungen anläßlih der durch die Reblaus (Phylloxera 
vastatrix) angerichteten Schädigungen. 


(RGBl. Nr. 150.) 


AUrtifel I. Die Bejchädigung des Naturalertrages durch 
die Reblaus (Phylloxera vastatrix) ijt jenen Creignijjen 
beizuzählen, melde gemäß $ 1, Alinea 1 des Geſetzes 
6. Juni 1888, RGBl. Nr. 81, einen Anſpruch auf Grund— 
fteuerabjchreibung gewähren. 

— das Geſetz vom 26. Juni 1894, RGEBl. Nr. 139, weiter 

umten. 
iebei macht es feinen Unterjchied, ob die bezügliche 
Grundparzelle im Operate des Grundjteuerfatafters in die 
Kulturgattung „Weingärten‘ oder in eine andere Kultur— 
gattung eingereiht ift. 

Liefert jedoch die Parzelle neben dem Ertrage der 
Reben nocd einen anderen Bodenertrag, fo it Hinfichtlich 
der Beurteilung des Umfanges der Bejhädigung nad) der 
im $ 4, Wlinea 2, Punkt 3 des Gejehes 6. Juni 1888, 
RGBl. Nr. 81, in Bezug auf gemifchte Kulturen enthaltenen 
Anordnungen vorzugehen. 

Sit die im $ 1 des Geſetzes 3. April 1875, ROBT. 
Nr. 61, vorgefchriebene Anzeige erjtattet, jo fann der Wein 
gartenbejiger dann, wenn nach feiner Meinung die Vor— 
ia a a der 88 1 und 5 des Gejehes 6. Juni 1888, 
RGBl. Nr. 81, eingetreten find, die durch $ 6 dieſes Ge- 
etzes vorgejchriebene Anzeige an die Steuerbehörde erjter 
Inſtanz maden. 

(Siehe die Durhführungsverordnung v. 12. Oftober 1891, RGBl. 

Nr. 157, weiter unten.) 
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Artifel II. Für den Fall, ald in einer Gemeinde die 
Reblaus in verheerender Weife aufgetreten ift, und Die 
betroffenen Grundbefiger in eine zeitweilige Notlage geraten 
De. ijt der Aderbauminijter ermächtigt, zum Bmede der 

iederherjtellung der zerjtörten Weingärten unverzinsliche 
Vorſchüſſe zu erteilen. 
iefe Vorſchüſſe fönnen unmittelbar einzelnen Grund- 
bejigern erteilt werden, oder der Gemeinde oder einer in 
Gemäßheit des rn 9. April 1873, RGBl. Nr. 70, 
zur Förderung des Ermwerbes oder der Wirtſchaft der Grund- 
bejiger mit bejchränfter oder unbejchränfter Haftung er— 
richteten Genoſſenſchaft, oder endlich einem Bereine, welcher 
die Förderung der Landesfultur überhaupt oder insbejondere 
de3 Weinbaues in der betreffenden Gemeinde zum ftatuten- 
mäßigen Zwecke hat. 

Sat der Vorſchuß unmittelbar dem Grundbeſitzer er— 
teilt werden, fo ijt hiefür in der Regel eine voraussichtlich 
genügende bücherliche Sicherjtellung erforderlich, wobei der 
ortsüblihe Wert des Weingartens, melden derjelbe nad 
jeiner Wiederherjtellung haben wird, zu berüdjichtigen ift; 
ausnahmsweife fann auch ohne Ddiejelbe ein Vorſchuß dem 
Srundbejiger dann gewährt werden, wenn jich dies mit 
Rüdjiht auf feine wirtjchaftlichen und perfönlichen Ber- 
hältnijje als zuläſſig und gerechtfertigt darftellt. 

Zritt die Gemeinde felbjt oder eine Genofjenjchaft oder 
ein Verein als Vorſchußwerber auf, jo hat der Aderbau- 
minifter über die Frage, ob der Vorjchußmwerber eine Sicher- 
jtellung zu leijten habe und die etwa angebotene genüge, 
fallweife unter VBerüdjichtigung der obwaltenden Berhält- 
niſſe zu entjcheiden. 

Die Erteilung folder Vorſchüſſe ijft in der Regel 
davon abhängig, daß der Vorjchußmwerber eine gleiche Unter- 
ftügung aus Landesmitteln erhalte. Ausnahmsweiſe kann 
jedoh der WUderbauminifter in berüdjichtigungswürdigen 
Fällen Darlehen, welche die Höhe der aus Landesmitteln 
gewährten Vorſchüſſe überfteigen, bemilligen. 

Die dom WUderbauminijter zugeftandenen Vorſchüſſe 
werden, bei ordentlicher Einhaltung des Arbeitsplanes zur 
Wiederherftellung der Weingärten, in Raten, welche diefem 
Plane u ausgefolgt. 

Die Rüdzahlung aller jener unverzinslihen Staats- 
vorſchüſſe, welche auf Grund des Geſetzes vom 28. März 
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1892, RGEBl. Nr. 61, in den Jahren 1892, 1893, 1894, 
1895 und 1896 gewährt wurden, beginnt mit dem ſech— 
zehnten Kalenderjahre von der Ausfolgung des erften Vor— 
ichußteilbetrages an und gejchieht in fünfzehn gleichen, un— 
mittelbar aufeinanderfolgenden Sahresraten. Die NRüd- 
zahlung der vom Jahre 1897 an ausbezahlten Staat3- 
vorſchüſſe gejchieht in zwanzig gleichen, unmittelbar auf- 
einanderfolgenden Jahresraten, deren erſte am Beginne des 
elften Kalenderjahres, von der Auszahlung des erjten 
Borjchußteilbetrages an gerechnet, fällig wird. 

(Dieje Faflung erhielt Artikel II durch das Geſetz 28. März 1892, 
RGBl. Nr. 61, die Abſätze 5 und 6 des Art. II erhielten diefe Faſſung 
durch das Geſetz 4. April 1902, RGBl. Nr. 136. — Siehe aud) die 
nachfolgende Novelle 23. Augujt 1895, RGEBl. Nr. 138.) 

(Zu Art. II fiehe die Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
11. Juni 1902, RGEBl. Nr. 137, weiter unten.) 


Artikel II. Die auf die Erteilung dieſer Vorſchüſſe 
bezüglichen Eingaben, Rechtsurkunden und grundbücherlichen 
Eintragungen find jtempel- und gebührenfrei. 

Erlaß des Uderbauminijteriums vom 22. Dezember 1896, 3. 26841, 
an die politifchen Zandesitellen in Wien, Graz, Laibach, Trieft, Brünn, 
betreffend Stempelfreiheit von Eingaben in Reblausangelegenheiten. 

Das k. k. Finanzminiſterium hat anläßlich einer von einer Landes» 
ftelle an da3 Aderbauminifterium gerichteten Anfrage mit Note vom 
12. Dezember d. %., 3. 36680, anher mitgeteilt, daß den Eingaben, 
mit welchen um grundbitcherliche Abtrennung einer Parzelle von einem 
Grundbuchskörper, beziehungsweife um Eröffnung einer neuen bücher- 
lihen Einlage für diefe Parzelle zu dem Zwecke angefucht wird, um 
diefen neuen Grundbuchsförper al3 Hypothek für ein Darlehen aus 
Staat3- oder aus Landesmitteln behufs Wieder- oder Neubepflanzung 
mit Neben bejtellen zu fönnen, im Sinne des Artifel3 III des Geſetzes 
vom 3. Dftober 1891 (RGBL. Nr. 150) die Stempelfreiheit zufommt. 

Hievon wird die k. k. . . . . . zur Kenntnisnahme und Ver— 
ſtändigung der betreffenden politiſchen Bezirksbehörden in Kenntnis 
geſetzt. 

Artikel IV. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 
Ackerbau- und Mein Finanzminiſter betraut. 


Gelek 23. Auguſt 1895, 


wodurch das Gejeh 28. März 1892 (RGEBl. Nr. 61), betreffend 
die Gewährung von Begünftigungen und Unterftüßungen an- 
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läßlich der durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) ange- 
richteten Schädigungen ergänzt wird. 
(RGBl. Nr. 138.) 


Artikel I. In Ergänzung des Gejehes 28. März 1892 
(RGBl. Nr. 61), wird der Aderbauminifter ermächtigt, bei 
Borhandenfein der in jenem Geſetze bezeichneten Voraus— 
fegungen und unter den dajelbjt angegebenen Bedingungen 
unverzinsliche Vorihüffe auch zu dem Zwecke zu erteilen, 
damit die Befißer von durch die Reblaus zerjtörten Wein- 
an deren Stelle ſolche ihnen gehörige Grundflächen 

em Weinbau zuführen können, welche einer anderen Rultur 

— ſind und entweder in derſelben Ortsgemeinde wie 
ie zerſtörten Weingärten oder in dem Gebiete einer an— 
deren Ortsgemeinde liegen, für welche ein Verbot auf 
Grund der 88 1 und 4 des Geſetzes 3. April 1875 (RGEBl. 
Nr. 61), ergangen ift. 

Das Ausmaß diefer Grundflähen darf jenes der zer- 
ftörten Weingärten nicht erheblich überfteigen; doch ift nicht 
erforderlich, daß zur Zeit der Anlegung der neuen Reb— 
pflanzungen die von der Reblaus zeritörten Weingärten 
bereitS gänzlich ertraglo8 geworden find. 

Artikel II. Mit dem Vollzuge diejes Gejehes jind Mein 
Aderbau=- und Mein Finanzminifter beauftragt. 


Verordnung des Finanzminifteriums 12. Okto— 
ber 1891, 


über den Vollzug des Artifel3 I des Geſetzes 3. Oltober 1891, ROBT. 

Nr. 150, betreffend die Gewährung von Begünftigungen und Unter» 

ftügungen anläßlich der durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) 
angerichteten Schäden. 


(REBL. Nr. 157.) 


Anfolge der Beizählung der Beihädigung de3 Naturalertrages 
durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) zu jenen Ereignifjen, 
welche gemäß; $ 1, Alinea 1 des Geſetzes 6. Juni 1888, RGBl. Nr. 81, 
einen Anſpruch auf Grundfteuerabfchreibung gewähren, find die dies— 
fälligen Geſuche um Grundfteuerabfchreibung in gleicher Weije zu be— 
handeln, wie folche wegen Beihädigung de3 Naturalertraged durd) 
Hagel, Wafjer oder Feuer. 

E3 liegt demnach auch die Entjcheidung über diefe Gefuche im 
Sinne de3 8 11 des Gefehes 6. Juni 1888, RGBl. Nr. 81, im 
Wirkungskreiſe der Finanzlandesbehörde, gegen welche Entfcheidung 
der Rekurs an da3 Finangminifterium zuläflig ift. 
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Eine Präflufivfrift zur Überreihung des Geſuches um Grund» 
fteuerabfchreibung ijt zwar in dem Gejege nicht enthalten, jedod) ijt die 
Bedingung gejtellt, daß die im $ 1 des Geſetzes 3. April 1875, RGEBl. 
Nr. 61, den Weingartenbefigern zur Berpflichtung gemachte Anzeige 
über da3 Vorkommen der NReblaus erjtattet worden fein muß. 

Beim Einlangen von Gefuhen um Grundjteuerabjchreibung ift 
daher zu fonjtatieren, ob der vorbezeichneten Anzeigepflicht entſprochen 
wurde und ijt im bverneinenden Falle da3 Geſuch mit dem Beifügen 
zurüdzujtellen, daß über jelbes wegen dieſes Verſäumniſſes eine Amts— 
handlung nicht vorgenommen werden könne. 

Da die jchädlihe Einwirkung der Reblau3 ji) nicht auf den 
Naturalertrag eines Jahres bejchränft, jondern auch in den folgenden 
Sahren den Naturalertrag beeinflußt, fo veriteht es jich von ſelbſt, daß 
die Grundjteuerabjchreibung bei Zutreffen der fonjtigen Bedingungen 
auch für die folgenden Jahre in Anſpruch genommen werden kann. 

Es fett dies jedoch voraus, daß das diesfällige Anfuchen, ſowie 
im erjten Jahre der Bejchädigung, aud) in jedem folgenden Jahre, und 
zwar rechtzeitig, da3 heißt im Sinne des $ 8 des Geſetzes 6. Juni 
1888, RGBl. Nr. 81, zu einer Zeit geftellt werde, zu welcher der 
Umfang des Schadens noch vollitändig fichergeftellt werden fann. 

Inſoferne demnach infolge eines Verfäumnijjes der Grundbeſitzer 
eine Erhebung des Schadens an Ort und Stelle nicht mehr tunlich ift, 
kann auch eine Grundjteuerabjchreibung nicht bewilligt werden. 

Die Beamtshandlung der Schadensoperate, fowie bie Realifierung 
der Grundfteuerabfchreibungen, letztere unter gleichzeitiger Verftändigung 
ber Grundbefißer in der vorgejchriebenen Art, ijt mit der tunlichiten 
Beichleunigung vorzunehmen. | 

Die wegen Befchädigung des Naturalertrages durch die Reblaus 
bewilligten Grundfteuerabfchreibungen find in den vorgefchriebenen 
periodifchen Nachweijungen in einer eigenen Kolonne erjichtlic zu machen. 


Verordnung des Aderbauminijteriums vom 11. 
Juni 1902, 


betreffend die Gewährung von Vorſchüſſen zur Wiederher- 
ftellung von durch die Reblaus zerjtörten Weingärten. 


(GGBl. Nr. 137.) 


Sm Hinblide auf Die durch das Geſetz vom 4. April 
1902, RGBl. Nr. 136, erfolgte teilweife Abänderung der 
Bejtimmungen des Artifel3 II der Geſetze vom 3. Oftober 
1891, RGBl. Nr. 150, und vom 28. März; 1892, RGEBl. 
Nr. 61, betreffend die Gewährung von Begünftigungen und 
Unterjtügungen anläßlich der durch die Reblaus (Phylloxera 
vastatrix) angerichteten Schädigungen, wird die Verord- 
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nung des Aderbauminifteriums vom 29. März 1892, RGBl. 
Nr. 62, außer Kraft gejeßt und an deren Stelle folgendes 
verordnet: 

8 1. Benn in einer Gemeinde die NReblaus in ver- 
heerender Weije aufgetreten ijt und die betroffenen Grund- 
bejiger in eine zeitweilige Notlage geraten find, jo fünnen 
vom Aderbauminijter zum Zwecke der Wiederherjtellung der 
zerjtörten Weingärten — mag diejfe Wiederherjtellung ſich 
der verheerten Weinfultur unmittelbar anreihen, oder in- 
zwischen etwa eine andere Kultur der verlauften Parzellen 
ftattgefunden haben — unverzinsliche Vorſchüſſe erteilt 
werden, und zwar: 

a) unmittelbar dem einzelnen betroffenen Grundbeſitzer, 
oder 

b) der Gemeinde als folcher, oder 

c) einer in Gemäßheit des Geſetzes vom 9. April 1873, 
RGBl. Nr. 70, mit bejchränfter oder unbejchränfter 
Haftung errichteten Genofjenjchaft betroffener Grund— 
befiger, oder endlich 

d) einem Bereine, welcher die Förderung der Landes- 
fultur überhaupt oder insbeſondere des Weinbaues 
in der betreffenden Gemeinde zum ftatutenmäßigen 
Zwecke hat. 

Der Vorjchußmwerber, möge derjelbe welch immer der 
eben unter a) bis d) bezeichneten Kategorien angehören, 
hat jein Ddiesfällige8 (gemäß Artifel III des Geſetzes vom 
3. Oftober 1891, NORL. Kr. 150, ftempelfreies) Anjuchen 
bei der politifchen Bezirfsbehörde einzureichen. 

S 2, In der Eingabe find — nebjt den anderen, dem 
Bivede entjprechenden Daten — insbefondere anzugeben: 

a) die vorausfichtlichen Koften der beabfichtigten Wieder- 
berjtellung der Weinpflanzungen und der hiefür ent— 
worfene Arbeitsplan; 

b) die Sicherſtellung, welche für die ſeinerzeitige Rück— 
zahlung des Vorſchuſſes geboten wird, beziehungsweiſe 
die Darlegung der Verhältniſſe, durch welche das etwaige 
Anſuchen um einen Vorſchuß ohne Sicherſtellung be— 
gründet wird. 

53. Die politiſche Bezirfsbehörde Hat — nad den 
allenfalls noch erforderlichen Erhebungen und Einverneh- 
mungen — die Eingabe der politijchen Landesbehörde vor— 
zulegen und fich Hiebei jowohl über jene Momente, welche 
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nad dem Gefeße vom 3. Dftober 1891, RGBl. Nr. 150, 
die allgemeine Borausjegung für die Vorjchußerteilung 
bilden (Auftreten der Reblaus in verheerender Weije und 
zeitweilige Notlage der betroffenen Grundbefiger) als auch 
über das Anſuchen ſelbſt im ganzen und Hinjichtlich feiner 
Details gutächtlic zu äußern, wobei, injofern es jih um 
die Frage der Sicherftellung Handelt, auf die Beſtimmung 
des nachfolgenden $ 5 Bedacht zu nehmen it. 

8 4. Die politifche Landesbehörde hat, wenn die all- 
gemeine gejegliche Vorausſetzung für die VBorjchußerteilun 
($ 3) bejteht, weiters feitzuftellen, ob auch das gemäß 
Abſatz 2 und 3 des Artikels I des Gejeges vom 4. April 
1902, RGBl. Nr. 136, fich ergebende Erfordernis, nämlich 
die Gewährung einer Unterjtüßung aus Landesmitteln, zu— 
trifft und hat jodann die Eingabe mit den eigenen An— 
trägen in Betreff der Erteilung und Höhe des Borjchufjes 
und aller jonjtigen damit zujammenhängenden Fragen 
(Sicherjtellung, AUrbeitsplan) dem Aderbauminijterium zur 
Enticheidung vorzulegen. 

S5. In Belreft der Frage, ob überhaupt eine Sicher- 
jtellung für die jeinerzeitige Rüdzahlung des Borjchufjes 
zu verlangen, und ob die vom Vorſchußwerber angebotene 
Sicherjtellung als vorausfichtlich genügend anzujehen ei, 
beziehungsmweije bei den hierüber zu jtellenden Anträgen, 
haben die politiſchen Behörden erjter und zweiter Inſtanz 
bon den Bejtimmungen des Gejekes vom 28. März 1892, 
RGBl. Nr. 61 (Abſatz 3 und 4 der in diefem Gejeke nor- 
mierten Tertierung des Artikels II des Gejeßes vom 
3. Oftober 1891, RGBl. Nr. 150), und innerhalb Ddiefer 
Bejtimmungen von den folgenden Gejichtspunften aus- 
zugehen: 

a) während bei Erteilung eines Vorſchuſſes unmittelbar 
dem einzelnen Grundbejiger ($ 1, lit. a) die Leijtung 
einer (bücherlichen) Sicherjtellung die Regel und Die 
Vorſchußerteilung ohne Sicherftellung nur die Aus— 
nahme zu bilden hat, wird bei Erteilung des Vorjchufjes 
an die Gemeinde, eine Genojjenjchaft oder einen Berein 
($ 1, lit. b, c, d) die Sicherjtellung nur dann zu 
verlangen fein, wenn Dies bejondere Verhältnijje als 
geboten erjcheinen laſſen; 
in Betreff des Ausmaßes der Sicherſtellung iſt zu er- 
wägen, daß es fich gemäß der gejeglihen Borausjegung 

21* 
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um die Unterftüßung von Grundbefigern handelt, welche 
dur) die von der Reblaus bewirkten Berheerungen 
bereits in eine zeitweilige Notlage geraten find, daher 
e8 dem Geijte und Zwecke des Gefeges nicht ent— 
jprechen würde, die Borjchußerteilung daran jcheitern 
u lafjen, daß es dem Grundbejiger eben wegen jeiner 
totlage untunlich ift, eine ſolche Sicherjtellung zu 
leiften, mie felbe unter normalen Berhältnifjen zu 
verlangen wäre; 

es ijt vielmehr ein bejonderes Gewicht auf den Um— 
ftand zu legen, ob die Gejamtheit der im einzelnen 
Falle vorherrſchenden Verhältniſſe eine größere oder 
geringere Bürgſchaft für die gewiljenhafte und richtige 
Anwendung des Vorjchufjes zur Wiederherjtellung der 
Weinpflanzungen zu geben geeignet ijt, jo daß, je größer 
dieſe Bürgihaft ſich darjtellt, dejto geringer die zu ver— 
langende materielle Sicherftellung, bis zum gängzlichen 
Abſehen von einer folchen fein fann. 

8 6. Wird vom Aderbauminifterium ein Vorſchuß be> 
willigt, jo werden zugleich die Raten fejtgejegt, in denen 
— im Sinne des vierten Abſatzes des Artikels J des 
Geſetzes vom 4. April 1902, RGBl. Nr. 136, unter der 
Vorausſetzung der ordentlichen Einhaltung des Arbeitsplanes 
in UÜbereinſtimmung mit dem letzteren zur Ausfolgung ge— 
langt. Zugleich iſt das Jahr zu bezeichnen, von welchem 
angefangen die Rückzahlung des Vorſchuſſes gemäß dem 
letzten Abſatze des eben bezeichneten Artikels in 20 gleichen, 
unmittelbar aufeinanderfolgenden Jahresraten ſtattzu— 
finden hat. 

8 7. Wenn durch Ausſpruch des Ackerbauminiſteriums 
en wird, daß die nad) dem Arbeitsplane auszu— 
ührenden Arbeiten ungerechtfertigterweife unterlajjen oder 
in einer offenbar nachläſſigen oder zweckwidrigen Art aus» 
geführt werden, fo erlijcht der Anſpruch auf den etwa noch 
nicht erhaltenen ZTeilbetrag des zugejtandenen Borjchuffes. 

S 8. Die nad) dem Gefege, beziehungsmweife nad) diejer 
Verordnung vorzunehmenden Amtshandlungen find ftet mit 
der größten Befchleunigung durchzuführen und bleibt es den 
politijchen Landesbehörden überlajjen, zu eben diefem Zwecke 
mit den betreffenden Landesausjchüfjen eine entiprechende 
Vereinbarung wegen gleichzeitiger oder gemeinjamer Ver— 
handlung über die Anjuhen um Vorſchüſſe einerfeit3 aus 


ie) 
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Staats-, andrerjeit3 aus Landesmitteln zu treffen, ſowie im 
Einvernehmen mit den Landesausjchüjjen, eventuell auch 
jelbjtändig, den Bezirfsbehörden Formularien zur leichteren 
und rafcheren Abwidlung der betreffenden Gejchäfte hinaus— 
zugeben und nötigenfall3 auch nähere meritale Inſtruktionen 
im Rahmen des Geſetzes und diefer Verordnung zu erteilen. 

Die politifhen Landesbehörden haben ferner mit den 
betreffenden Landesausſchüſſen die angemejjenen Einrich- 
tungen hinſichtlich der jachverjtändigen Überwachung der 
Ausführung der Arbeitspläne, für welche Vorſchüſſe aus 
Staats- und Landesmitteln gegeben wurden, zu vereinbaren 
und hiebei für die tunlichjt rechtzeitige Anzeige der Fülle 
borzujorgen, in denen der Arbeitsplan nicht ordentlich ein— 
gehalten werden follte und demnach die Bejtimmungen des 
$ 7 zur Unmwendung zu gelangen hätten. 

Die in den borbezeichneten Richtungen von den poli- 
tiihen Landesbehörden mit den Landesausſchüſſen ge— 
troffenen Vereinbarungen find zur Kenntnis des Aderbau- 
minijteriums zu bringen. 


Gelek 16. Inni 1594, 


betreffend Gebührenerleichterungen für Darlehen und Subventionen 
zur Wiederherftellung der durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) 
zerjtörten Weingärten. 


(RSBL. Nr. 127.) 


1. Wenn durch das verheerende Auftreten der Reblaus 
(Phylloxera vastatrix) in einer Gemeinde die Weingartenbefiter 
in eine zeitweilige Notlage geraten find, und von Bezirken, Gemeinden, 
Sparfafjen, Anjtalten oder anderen juriftifchen Perfonen zur Wieder- 
heritellung der zerftörten Weingärten Darlehen oder Subventionen er» 
teilt werden, wird die Negierung ermächtigt, Gebührenerleichterungen 
in der Weife zu bewilligen, daß von den au3 diefem Anlafie aus— 
zuftellenden Schuld» und Löſchungsurkunden, foferne nah Sfala I 
famt Zufchlag nicht.eine mindere Gebühr entfällt, nur die feite Gebühr 
bon 50 Fr. von jedem Bogen, für die übrigen, hierauf beziglichen 
Urkunden, Eingaben und bücherlichen Eintragungen aber feine Gebühr 
erhoben wird. 

a; ir Durhführungsverordnung vom 10. Aprif 1902, RG6Bl. 
r. 92, 


Ss 2. Mit dem Bollzuge diefes Gejeges find Meine Minifter der 
Finanzen und des AUderbaues betrant. 
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Verordnung des Finanzminifteriums im Ein: 
vernehmen mit dem AUderbauminifterium vom 
10. April 1902, 


zur Durchführung des Gejeßes vom 16. Juni 1894, RGEBl. Nr. 127, 

betreffend Gebührenerleichterungen für Darlehen und Subventionen 

zur Wiederherftellung der durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) 
zeritörten Weingärten. 


(RGBl. Nr. 92.) 


8 1. Wenn durd das amtlich fonftatierte verheerende Auftreten 
der Reblaus (Phylloxera vastatrix) in einer Gemeinde die Wein- 
gartenbefiger in eine zeitwweilige Notlage geraten find und von Bezirken, 
Gemeinden, Sparlafjen, Anftalten oder anderen juriftiichen Perſonen 
zur Wiederhertellung der zeritörten Weingärten Darlehen oder Sub» 
ventionen erteilt werden, kann die betreffende juriftifche Perfon um die 
im $ 1 des Gefetes vom 16. Juni 1894, RGBl. Nr. 127, bezeichneten 
Gebührenerleichterungen mittel3 jtempelfreier Eingabe bei der Finanz- 
behörde erjter Inſtanz entweder unmittelbar oder im Wege des Steuer- 
amtes des Bezirkes, in welchem die betreffenden Weingärten gelegen 
find, einfchreiten. 

In diefer Eingabe find die geplante Hilfsaktion und die nach 
dem Gefege vom 16. Juni 189 für die Bewilligung de3 Anjuchens 
maßgebenden Umftände darzulegen und die Gemeinden anzuführen, auf 
welche fich die Hilfsaktion erjtreden foll. Die Anführung der einzelnen 
zu erteilenden Darlehen oder Subventionen in diefer Eingabe iſt nicht 
erforderlich. 

Handelt e3 fih um die Erteilung von Darlehen, fo ilt ein 
Formular der Schuldfcheine vorzulegen. 

Das Gefuh um die Gebührenerleihterungen kann aud) von ein» 
zelnen Darlehens- oder Subventionsncehmern — im Falle eines Dar- 
lebens unter Anſchluß einer Abichrift des auszufertigenden Schuld» 
ſcheines — eingebracht werden. 

8 2. Über da3 Anfuchen um die Gebührenerleichterungen ent» 
Icheidet die Finanzlandesbehörde im Einvernehmen mit der politifchen 
Landesſtelle. 

Vor der Vorlage des Geſuches an die Finanzlandesbehörde hat 
die Finanzbehörde erſter Inſtanz die Außerung der politiſchen Bezirks— 
behörde einzuholen und insbeſondere feſtzuſtellen, ob eine durch das 
verheerende Auftreten der Reblaus hervorgerufene zeitweilige Notlage 
der Weingartenbeſitzer in den Gemeinden, auf welche ſich das Anſuchen 
bezieht, vorhanden iſt. Auf eine individuelle Erforſchung der Ver— 
hältniſſe der einzelnen Beſitzer iſt nur einzugehen, wenn das Anſuchen 
bloß auf einzelne, namentlich angeführte Beſitzer ſich bezieht. 

Über Rekurſe gegen ſolche Entſcheidungen erkennt das Finanz- 
miniſterium im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium. Auf der— 
artige Rekurſe findet das Geſetz vom 19. März 1876, RGBl. Nr. 28, 
Anwendung. 
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8 3. Die Schuldfcheine über Darlehen der im 8 1 bezeichneten 
Art haben die Katafterbezeichnung und die Angabe des Flächenmaßes 
der von der Reblaus befallenen Weingartenparzellen und die Erklärung 
der Befiger zu enthalten, die Weingärten mitteld de3 Darlehens inner- 
halb einer beftimmten Frijt wiederherzuftellen. 

Erfolgt diefe Wiederheritellung nicht innerhalb der bejtimmten 
Friſt, jo werden die Gebührenerleichterungen verwirkt und find Die 
Gebühren nachträglich einzufordern, foferne nicht binnen 30 Tagen nad) 
Ablauf der Frift deren Überfchreitung ausreichend gerechtfertigt wird. 
Diefer Vorbehalt ift in den Beſcheid, mit welchem die Gebühren 
erleichterungen bewilligt werden, aufzunehmen. 


8 4. Bei Darlehen, welche von einer Anftalt, die Hypotheken— 
geichäfte betreibt, gewährt werden, können die Gebührenerleichterungen 
in3befondere auch davon abhängig gemacht werben, daß den Schuldnern 
günftigere al® die bei der Anftalt allgemein üblichen Darlehens» 
bedingungen zugejtanden werden. 


85. Die Gebührenerleichterungen merden dadurch nicht aus— 
geihlofjen, daß für ein Darlehen außer den von der Reblaus befallenen 
auch andere Liegenfchaften verpfändet werben. 

Sollen die zerftörten Weingärten nicht auf den bisherigen, fonbern 
auf anderen Parzellen derjelben oder einer benachbarten Gemeinde 
wiederhergeftellt werden, jo können die Gebührenerleichterungen infoweit 
Pla greifen, als das Flächenmaß der leßteren Parzellen jenes der 
erjteren nicht um mehr als ein Dritteil überfteigt. Die Katafterbezeichnung 
und da3 Flächenmaß ſowohl der einen, als auch der anderen Parzellen 
find in diefen Fällen in den Schuldicheinen anzuführen. 

8 6. Auf den Schufdfcheinen, fonftigen Rechtsurkunden und Ein- 
gaben, hinſichtlich welcher die Gebührenerleichterungen Anwendung 
finden, find die Daten des Erlafjes der Finanzlandesbehörde, womit 
die Gebührenerleichterungen gewährt worden find, erfichtlicdy zu machen. 

5 7. Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung 
in Kraft. 


Gefek 26. Auni 1894, 


betreffend die Begünftigung der Weinanpflanzungen Hinfichtlic) der 
Grundfteuer. 


(RGEBl. Nr. 138.) 


Ss 1. Wenn in den Gebiete einer Ort3gemeinde, für welches ein 
Verbot auf Grumd der SS 1 und 4 des Geſetzes 3. April 1875 (RGEBl. 
Nr. 61), ergangen iſt, Grundſtücke oder Teile derfelben von mindeſtens 
einem Viertel Hektar Fläche, weiche bisher mit Weinreben nicht bepflanzt 
waren, der Weinfultur gewidmet und mit heimifchen Neben bepflanzt 
werden, jo genießen diejelben eine von dem auf die vollendete Be— 
bflanzung folgenden Jahre laufende fechsjährige, wenn fie Hingegen 
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menigften3 zur Hälfte mit amerifanifchen Neben bepflanzt werden, 
eine zehnjährige Grundfteuerfreiheit. Werden jedoch innerhalb dieſes 
Beitraumes die Weinreben wieder bejeitigt, fo tritt mit Beginn des 
Sahres, in welchem die Befeitigung ftattfand, die Grundfteuerpflicht 
wieder ein. 

8 2. Behufs Erlangung der Steuerfreiheit ift von der Widmung 
de3 Grundftüdes zur Weinfultur in dem Jahre, in welchem die Be— 
pflanzung vollendet wurde, bi3 längftend Ende Dezember die Anzeige 
bei dem Steueramte oder dem Bermefjungsbeamten zu erjtatten. 

Die Überfchreitung diefer Frift zieht die Folge nach ſich, daß Die 
Steuerfreiheit erft von dem auf die Erftattung der Anzeige folgenden 
Sahre für die reftlihe Dauer zu laufen beginnt. 

8 3. Die Anzeige von der Auflaffung der Weinkultur Hinfichtlich 
jener Grundftüde, für melde die fech3-, beziehungsmeife zehnjährige 
Gteuerfreiheit in Anfpruch genommen mwurde, ift bi3 Ende des Jahres, 
in welchem die Auflaffung erfolgte, gleichfall3 bei dem Steueramte 
oder dem Bermefjungsbeamten zu erjtatten. 

Wird die Anzeige in diefem Termine nicht erftattet, fo ift die 
Srundfteuer für alle Fahre, in denen das Grundftüd von der Steuer 
freigelaffen wurde, wieder vorzufchreiben. 

Die in diefem Gefege geforderten Anzeigen können durch jeden 
Grundbeſitzer perfönlich oder für einen oder mehrere derfelben durch 
einen mit einer ftempelfreien Vollmacht auszuftattenden Vertreter oder 
durch den Gemeindevorfteher, welcher al3 Bevollmädtigter der Grund— 
befiger angefehen wird, erjtattet werden. 


8 4 Nah Ablauf der Steuerfreiheit find die der Weinkultur 
gewidmeten Grundftüde nach der, den tatjächlihen Verhältnifien ent» 
fprechenden Bonität3flafje der Weinkultur des Schäßungsbezirfes, be— 
ziehungsmweife Schätungsdiftrift3 zu bejteuern. Zum Bmede der Feſt— 
ftellung der Bonitätäflafje ift das im Punkte II der Verordnung bes 
Finanzminifteriums 20. Dezember 1885 (RGB. Nr. 4 ex 1886), hin- 
ſichtlich der Kulturänderungen angeordnete Verfahren mit der Ab- 
weihung in Anwendung zu bringen, daß über die Einreihfung be3 
Grundftücdes in die betreffende Bonitätsklaffe die Finanzlandesbehörde 
entjcheidet und gegen deren Entfcheidung der Rekurs an dad Finanz— 
minifterium zuläſſig ift. 

S 5. Werden auf Sandgebieten, welche vom f. k. Aderbaumini- 
fterium al3 zur Weinfultur geeignet erffärt werden, Weinpflanzungen 
angelegt, fo finden auf diefelben die Beſtimmungen dieſes Geſetzes auch 
in dem Falle, wenn die Bedingungen de3 $ 1, Alinea 1, zur Gewährung 
einer Steuerfreiheit nicht vorhanden find, jedoch mit der Einſchränkung 
Anwendung, dab ſich die Grundfteuerfreiheit nur auf feh3 Jahre zu 
erjtreden hat. - 

8 6. Mit dem Bollzuge diefes Gefetes find Meine Minifter des 
Aderbaues und der Finanzen beauftragt. 
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Gefek 26. Auni 1894, 


betreffend die Abfchreibung der Grundfteuer von Weingärten, welche 
von der Reblaus (Phylloxera vastatrix) befallen wurden. 


(RGBl. Nr. 139.) 


8 1. Wenn auf Grund des Artifel3 I des Geſetzes 3. Dft. 1891, 
(RGBl. Nr. 150), dem Beſitzer eines von der Reblaus befallenen Wein- 
garten3 eine Grundfteuerabjchreibung zuteil wurde, fo bleibt diejelbe 
bi3 auf weiteres in Wirkſamkeit, ohne daß der Beſitzer jährlih um 
eine Erneuerung der Steuerabfchreibung anzuſuchen hat. 

82. Will der Weingartenbefiger eine weitergehende Grund— 
fteuerabfchreibung in Anfprucd nehmen, jo hat er da3 Anjuchen regel- 
mäßig vor der Ernte (Weinleje), jedenfalls aber zu einer Zeit zu ftellen, 
zu welcher es noch möglich ift, durch eine Erhebung an Ort und Gtelle 
den Umfang des Schadens vollftändig ficherzuftelfen. 

8 3. Sit ein von der Reblaus befallener Weingarten, für welchen 
die Grundſteuer ganz oder teilweife abgejchrieben wurde, mit Reben 
neu angepflanzt worden oder liefert derjelbe infolge einer andermeitigen 
Bepflanzung einen Ertrag, fo hat der Befiter des Weingartens von der 
geichehenen Anpflanzung bis längjtens zum Ende des Jahres, in welchem 
die Anpflanzung erfolgte, bei dem Steueramte oder dem Vermeffungs- 
beamten entweder perjönlich oder für einen oder mehrere derjelben durd) 
einen mit einer jtempelfreien Vollmacht auszuftattenden Vertreter oder 
durch den Gemeindevorjteher, welcher als Bevollmädhtigter der Grund— 
befiger angejehen wird, die Anzeige zu erftatten. Die Nichterftattung 
dDiefer Anzeige zieht den Verluſt der Grundfteuerabichreibung für das 
betreffende Jahr nad) fidh. 

8 4. Mit dem Vollzuge diefes Gefeges iſt Mein Finanzminifter 
beauftragt. 


Verordnung des Acderbauminifteriums 6. Juni 
1893, 


betreffend die Bewilligung von Ausnahmen von den auf 
Grund des Geſetzes 3. April 1875 (RGEBl. Nr. 61) für 
bejtimmte Gemeinden erlafjenen Ausfuhrverboten. 


(RGBl. Nr. 100.) 


Auf Grund des Geſetzes 15. Juni 1890 (RGEBl. Nr. 142) 
wird verordnet, wie folgt: 
(Das Geſetz v. 15. Juni 1890, NGB. Nr. 142, ift bei $ 1 de3 
Geſetzes dv. 3. April 1875, RGEBl. Nr. 61 bezogen, fiehe oben.) 
S 1. Die politifchen Bezirfsbehörden fünnen von den 
in Gemäßheit der 88 1 und 4 des Geſetzes 3. April 1875 
(RGBl. Nr. 61), betreffend die Maßregeln gegen die Ver— 
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breitung der Reblaus (Phylloxera vastatrix) erlajjenen Ver— 
boten der Ausfuhr von Reben, Pflanzen, Pflanzenteilen und 
anderen Gegenftänden, die als Träger der Reblaus befannt 
jind, Ausnahmen bemilligen, wenn die Ausfuhr nach einer 
Ortsgemeinde desjelben politiihen Bezirkes erfolgen ſoll. 

Soll hingegen die Ausfuhr nad einer Ortsgemeinde 
eines anderen politijchen Bezirkes des Landes erfolgen, jo 
jteht die Erteilung der Ausfuhrbewilligung der politijchen 
Landesſtelle zu. 

sn beiden Fällen darf jedoch die Ausfuhr von Wurzel- 
und von Schnittreben nur nad jolden Ortsgemeinden ge= 
jtattet werden, rüdjichtlich welcher ebenfalls ein Verbot auf 
Grund der SS 1 und 4 des Gejeges 3. April 1875 (RGBl. 
Kr. 61) ergangen ift. 

S 2, Die Ausfuhrbemwilligungen find in der Regel fall- 
weile zu erteilen unter genauer Bezeichnung desjenigen, dem 
die Bewilligung erteilt wird, der Ortsgemeinde der Aus— 
und Einfuhr, der Gattung und Menge der auszuführenden 
Gegenjtände, ſowie des Empfängers derjelben. 

Ausnahmsweife kann einzelnen Perſonen auch eine all- 
gemeine Ausfuhrbemwilligung bis auf Widerruf im Falle 
eines Mißbrauches erteilt werden, und zwar auf bejtimmte 
oder unbejtimmte Zeit, für einzelne oder für alle in Betradjt 
fommende Gegenjtände, ſowie zur Einfuhr nad einzelnen 
bejtimmten oder nad allen Ortsgemeinden des politiichen 
Bezirkes, beziehungsmeije des Landes. 

$ 3. Bei Erteilung der Ausfuhrbewilligung find jene 
bejonderen Vorſichten vorzujchreiben, deren Bun bei 
der Ausfuhr, beziehungsmweije Verjendung behufs Hintan- 
haltung der Weiterverbreitung der Neblaus geboten erſcheint. 

S 4. Von der erteilten Ausfuhrbewilligung und den 
etwa vorgejchriebenen befonderen Vorſichten ift Die Gemeinde- 
porjtehung des Ausfuhrortes in Kenntnis zu fegen. 

8 5. Die politiichen Bezirksbehörden, beziehungsweife 
die politischen Landesjtellen haben über die erteilten Aus— 
fuhrbewilligungen ein Verzeichnis zu führen und in dem— 
jelben die näheren Bedingungen derſelben erjichtlich zu 
machen. 

S 6. Wenn zwei oder mehrere Ortögemeinden desjelben 
Landes rüdjichtlich welcher ein Verbot auf Grund der 88 1 
und 4 des Geſetzes 3. April 1875 (NGBL Nr. 61) erlajjen 
wurde, unmittelbar aneinander grenzen oder zwiſchen diefen 
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Gemeinden eine oder mehrere Ortsgemeinden Tiegen, in 
denen fein Weinbau betrieben wird, jo fann die politijche 
Zandesitelle die Ausfuhr aller dem Verbote unterliegenden 
Gegenjtände aus jeder der mit dem Verbote belegten Orts— 
gemeinden in eine andere derjelben, beziehungsmweije in die 
bezeichneten dazmifchen Tiegenden Ortsgemeinden ohne Be— 
ichränfung der Bewilligung auf beftimmte Perfonen geitatten. 

Liegt ein folches Gebiet in zwei oder mehreren Ländern, 
fo jteht die Bewilligung den betreffenden Landesitellen ein- 
vernehmlich zu. 

8 7. Die Erteilung von Bemilligungen zur Ausfuhr 
von Wurzel- und Schnittreben nad) Ortsgemeinden, rüd- 
fichtlich welcher ein Verbot auf Grund der SS 1 und 4 des 
Gejehes 3. April 1875 (RGEBl. Nr. 61) nicht ergangen iſt, 
ſowie die Erteilung von Bewilligungen zur Ausfuhr der in 
Betracht kommenden Gegenjtände überhaupt aus einem der 
im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder in ein 
anderes bleibt, außer dem im zweiten Abſatze des $ 6 be- 
zeichneten Falle, dem k. k. Aderbauminijterium vorbehalten. 

8 8. Jeder Mißbrauch der erteilten Ausfuhrbemwilligung, 
ſowie die Nichtbefolgung der etwa vorgejchriebenen bejonderen 
Vorſichten wird nad) S 17 des Gejeßes 3. April 1875 
(RGBl. Nr. 61) beitraft. 


Verordnung des Acderbauminifteriums 1. März 
1890, 
betreffend den Berfehr mit bewurzelten Reben. 
(RGBl. Nr. 34.) 


(Diefe Verordnung wurde für Böhmen modifiziert durch die Ver- 
ordnung vom 9. März 1903, RGBl. Nr. 61, betreffend den Berfehr 
mit bewurzelten Neben und Schnittreben und für Tirol durch Die 
MB. vom 26, Oktober 1902, RGBl. Nr. 206; fiehe weiter unten.) 


8 1. Das mit Verordnung 29. Juli 1882 (RGEBl. Nr. 109) er» 
lafjene allgemeine Verbot des Handelns mit bewurzelten Reben jeder Art 
tritt mit dem Tage der Kundmachung diefer Verordnung außer Kraft. 

8 2. Bon dem im $ 1 bezeichneten Zeitpunkte an bleibt der 
Berfehr mit bewurzelten Neben jeder Art innerhalb der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder nur infoweit bejchränft, al3 durch 
befondere in Gemäßheit der 88 1 und 4 des Gefehes 3. April 1875 
(RGBl. Nr. 61), ergangene Kundmachungen die Ausfuhr von Reben aus 
beftimmten Örtlichkeiten verboten ift. 
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8 8. Für die Einfuhr bewurzelter Reben in die im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder, dann für die Ausfuhr und Durch— 
fuhr, bleiben die Beftimmungen der internationalen Konvention vom 
3.Nov. 1881 (RGBL. Nr. 105 ex 1882), fowie der Zufagerflärung hiezu 
vom 15. April 1889 (RGEBl. Nr. 16 ex 1890), und die hierüber er— 
gangenen bejonderen Vorfchriften, namentlid die Verordnungen vom 
15. Juli 1882 (RGEBl. Nr. 107), beziehungsmweife für Stalien vom 
13. Sept. 1888 (RGB. Nr. 149), und vom 1. Mai 1883 (RGBl. 
Nr. 58), ſowie vom 24. Jänner 1890 (RGBl. Nr. 17), aufredit. 

(Aus den Ländern der ungarischen Krone dürfen laut der Ber- 
ordnungen des Aderbauminijteriums 16. März 1880, RGBl. Nr. 29 
und 30. Auguft 1881, 3. 8810, nach Dfterreich nicht eingeführt 
werden: bemwurzelte Neben [fiehe übrigens Hinfichtlih diefer 8 3 
obiger Verordnung 1. März; 1890], dann Schnittlinge, Nebholz, 
Nebenlaub [auch als Verpackung] und fonftige Teile des Weinftocdes 
im frifchen oder dürren Zuſtande, mit Ausnahme der zum freien 
Verkehre zugelaffenen Trauben und Traubenferne Laut Kund— 
machung der fteiermärtifchen Statthalterei 25. Juli 1881, LEBT. 
Nr. 14, ift das Einfuhrverbot aus Ungarn auch auf Kompoft, 
Düngererde und fchon gebrauchte Spaliere und Pfähle ausgedehnt.) 


Verordnung des Aderbauminifteriums 20, De: 
zember 1885, 


betreffend die an Seite der politischen Landesſtellen und des 
Uderbauminijteriums als fachliche Beiräte in Reblausange- 
legenheiten fungierenden Kommiffionen. 


(RGBl. Nr. 5 ex 1886.) 


Auf Grund und in Ausführung des $ 9 des Geſetzes 
27. Juni 1885 (RGEBl. Ne. 3 ex 1886) werden folgende 
Beſtimmungen getroffen: 

I. In jedem der weinbautreibenden Länder, das ift in 
Niederditerreih, Steiermarf, Krain, Görz-Gradisfa, Trieft, 
Sitrien, Dalmatien, Tirol, Böhmen und Mähren Hat eine 
„zandesfommiffion für Reblausangelegenheiten“ 
als fachlicher Beirat der Landesjtelle zu fungieren. 

(An Stelle der Landesfommifiionen für Reblausangelegenheiten 
ind nunmehr die Landesfommijjionen für Weinbauangelegenheiten 
getreten in Böhmen: MB. v. 24. Nov. 1903, RGB. Nr. 240; 
Dalmatien: MB. v. 21. Mai 1902, RGEBl. Nr. 110; Rrain: 
MB. v. 15. Dez. 1902, RGBl. Nr. 239; Mähren: ME. v. 
13. Dez. 1902, ROB. Nr. 238; Niederöfterreih: MB. v. 
22. April 1897, REB. Nr. 101 und 30. Sänner 1902, RG6EBl. 
Nr. 30; Steiermark: 5. Juni 1903, RGBl. Nr. 128; Tirol: 
MU. v. 5. Februar 1902, RGBl. Nr. 33; fiehe weiter unten.) 
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I. Den Borfiß in der Landesfommiffion führt der 
Statthalter (Tandespräfident) oder ein von ihm hiezu be— 
ftimmter Stellvertreter. Die Referate werden der Kommiſſion 
von dem jemweilig mit den amtlichen Verhandlungen in 
Neblausangelegenheiten betrauten Referenten der politijchen 
Zandesjtelle und von dem technijchen Leiter der Arbeiten 
zur Befämpfung der Reblaus, foferne ein folder im Lande 
beſtellt iſt, erjtattet. 


Stimmberechtigte Mitglieder der Landeskommiſſion ſind: 


a) ein vom Landesausſchuſſe aus ſeiner Mitte entſendetes 
Mitglied; 

b) ein Delegierter des Landeskulturrates (in Böhmen, 
Mähren und in Tirol je ein Delegierter der beiden 
Sektionen des Landeskulturrates) oder, ſoferne ein 
Landeskulturrat nicht beſteht, ein Delegierter der Land— 
wirtſchaftsgeſellſchaft; 

ec) drei vom Statthalter (Landespräſidenten) für je eine 
dreijährige Periode (1886—1888, 1889—1891 uſw.), 
beziehungsmweije für den Reſt derjelben berufene fach— 
männiſche Mitglieder. 

(Diefe Faſſung erhielt der Artikel IT durch die MB. v. 19. Nov. 

1898, ROBL. Nr. 208.) 

II. Die Landesfommiffionen für Görz-Gradisfa und 
für Iſtrien verfammeln fi in Görz, beziehungsweife in 
Parenzo, jene der übrigen Länder am Sitze der N 
und zwar über Einberufung durch den Vorſitzenden. 


IV. Die Landesfommifjionen find dann vollzählig einzu— 
berufen, wenn es fih um die Einholung ihres fachlichen 
Beirates in grundfäßlichen Fragen Handelt; in jenen 
Ländern, in melden die Neblaus bereit3 aufgetreten it, 
find fie jedenfall3 mindejtens einmal im Jahre zur Kennt» 
nisnahme und Erörterung der Sachlage vollzählig einzu— 
berufen. 

Wenn es erforderlich fein follte, den fachlichen Beirat 
lediglich in Betreff der Anwendung bejtehender Vorſchriften 
oder fejtgeitellter Grundfäge auf Fonfrete Fälle einzuholen, 
alfo insbefondere in dem, im erjten Alinea des $ 1 de3 
Geſetzes 27. Juni 1885 (RGB. Nr. 3 ex 1886) vorge- 
jehenen Falle, hat fich die Einberufung auf die mit dem 
Referate betrauten Perſonen (II, Abſatz 1) und — von den 
ſtimmberechtigten Mitgliedern — auf den Bertreter des 
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Landesausfchuffes und eine oder zwei Perjonen aus der 
Gefamtheit der unter II, lit. b und c, bezeichneten Kom— 
mijfionsmitglieder, nach Ermefjen und Wahl des Vorjigen- 
den, zu bejchränfen. 


V. Die Mitglieder der Landesfommiffionen üben ihre 
Funktionen al3 unentgeltliches Ehrenamt aus. 

Die nicht am Verfammlungsorte wohnhaften Mitglieder 
fünnen Diäten im Betrage von 5 fl., fowie die Vergütung 
der ihnen durch die Reife von ihrem Wohnorte zum Ver— 
jammlungsorte und zurüd faktiſch erwachſenden Reijeaus- 
lagen aus dem Etat des Aderbauminijteriums anſprechen. 


VI. Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer vom Borjißenden zu 
bejtimmenden, den Entfernungen, fowie der Wefenheit und 
etwaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenjtände tunlichit 
angemejfenen Friſt. 

Den Mitgliedern fteht e3 frei, in den Sigungen auch 
jolhe den Wirfungsfreis der Kommiffionen betreffende An— 
gelegenheiten vorzubringen, welche in die Tagesordnung nicht 
aufgenommen find. 


VI. As fachlicher Rat der Landesfommiffion gilt das— 
jenige, wofür jich die abjfolute Mehrheit der in Sitzung an— 
weſenden jtimmberedhtigten Mitglieder (II, a, b, c, be— 
ziehungsweife IV, 2. Alinea) ausgejprocdhen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protofoll. 


VII. Die Situngsprotofolle werden durch die von dem 
Vorſitzenden aus dem Amtsperjonale der Kommifjion zu— 
gewiejenen Schriftführer aufgenommen und Haben in ge= 
drängter Fafjung den Gang der Verhandlung darzuitellen. 

Die Gegenjtände der Tagesordnung, ſowie die gefaßten 
Beichlüffe find mörtlich anzuführen, und bei den Abjtim- 
N da3 Stimmperhältnis genau erjichtlih zu machen. 

Bon dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anjichten find 
über Verlangen des Stimmführerd in das Protofoll auf- 
zunehmen. 

(Die Beltimmungen der Punkte I bi3 einfchließlich VIII find in 
Böhmen, Dalmatien, Krain, Mähren, Steiermark und Tirol durch 
die bei $ 1 zitierten, weiter unten abgedrudten Minifterialverord- 
nungen, betreffend die Beftellung von Landestommiffionen für Wein- 
bauangelegenheiten, aufgehoben worden.) 
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IX. Als fachlicher Beirat des Aderbauminijters fungiert 
Een „gentralfommiffion für Reblausangelegen- 
eiten.” 


X. Den Vorſitz in der Zentralfommilfion führt der 
Aderbauminijter oder ein von ihm hiezu bejtimmter Stell» 
bertreter. 

Die Referate werden der Kommiffion von dem jemeilig 
mit der amtlichen Verhandlung der betreffenden Frage be— 
trauten Minifterialreferenten erjtattet. 

Stimmberechiigte Mitglieder der Zentralfommijjionen 
jind: 


a) je ein Delegierter der zehn Landeskommiſſionen, welcher 
von den sub II, a bis c bezeichneten Mitgliedern aus 
ihrer Mitte auf die Dauer jeiner Angehörigfeit zur 
Landeskommiſſion mit abjoluter — — oder, 
wenn eine ſolche bei dem erſten Wahlgange nicht erzielt 
wird, bei einem zweiten Wahlgange mit relativer Mehr— 
heit zu wählen iſt; 

dein Delegierter des „Vereines zum Schutze des öſter— 
reichiſchen Weinbaues“ in Wien; 

) jieben vom Ackerbauminiſter aus den Vorſtänden der 
landwirtichaftlichen Verſuchsſtationen, aus fachwiſſen— 
ſchaftlichen Kreifen (Botaniker, Chemifer, Entomologen), 
dann aus den Kreiſen der Weinbautreibenden für je 
eine dreijährige Periode (1886— 1888, 1889— 1891 uſw.), 
beziedungsweije für den Reſt derjelben berufene Mit- 
glieder. 


XI. Die Zentralkommiſſion für Reblausangelegenheiten 
tritt über die nach Bedarf erfolgende Einberufung jeitens 
des Aderbauminijters im Aderbauminijterium zufammen. 


XU. Die Mitglieder der Zentralkommiſſion üben ihre 
Sunftionen als unentgeltliches Ehrenamt aus. 

Die nicht in Bien wohnhaften Mitglieder können 
Diäten im Betrage von 8 fl. und die Vergütung der ihnen 
durch die Reife von ihrem Wohnorte nad) Wien und zurüd 
faktiſch erwachſenden Reiſeauslagen aus dem Etat des Uder- 
bauminijteriums anjpreden. 


XII. Die in den Punkten VI bis VIII für die Sitzungen 
der Landestommiffionen gegebenen Beitimmungen find auf 
die Situngen der Bentralfommiffion finngemäß anzumenden. 


oO 
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Internationale Konvention 3. November 1881, 
betreffend die Reblaus (RGBL. Nr. 105 ex 1882). 


Diefe Konvention wurde urſprünglich abgejchlojjen 
zwifchen Ofterreih=-Ungarn, Deutihland, Frankreich, 
Portugalund der Schweiz. Nadıträglid) he derjelben auf 
Grund des Urt. 13 noch folgende Staaten beigetreten: Bel— 
gien (Kundmachung des Aderbauminijteriums 15. Juli 
1882, RGBl. Nr. 106), Luremburg (28. Auguſt 1882, 
RGBl. Nr. 119), Niederlande (27. Dez. 1883, RGBl. 
Nr. 3 ex 1884), Serbien (12. Augujt 1885, RGBl. 
Nr. 115), Stalien (13. Sept. 1888, RGBl. Nr. 149), 
Spanien (14. Juni 1891, RGBl. Nr. 85) und Rumänien 
(22. Jänner 1892, RGEBl. Nr. 25). 


Die Beitimmungen der Konvention lauten: 


Urtifel I. Indem die vertragjchliegenden Staaten von 
der internationalen Konvention 17. Sept. 1878 zurüdtreten, 
um eine neue zu jchließen, verpflichten jie fich, foferne fie e3 
nicht getan hätten, ihre innere Gejeßgebung zu ergänzen, 
um ein gemeinjames und wirffames Vorgehen gegen die Ein- 
ichleppung und Verbreitung der Reblaus zu fichern. 

Die Gefeßgebung foll insbefondere ins Auge fafjen: 


1. Die Überwachung der Weinberge, der Pflanzjchulen 
jeder Art, der Gärten und Gemwächshäufer; die nötigen 
Durchforſchungen und Feititellungen in Abſicht auf die Auf— 
fuchung der Neblaus und die Maßregeln zur möglichiten 
Ausrottung derjelben; 

2. die Feſtſtellung der angejtedten Bodenflädhen und 
der Ausdehnung der wegen der Nähe von a a 
als verdächtig erjcheinenden Bezirke, nach Maßgabe des Auf- 
treteng und der Ausbreitung des Übels innerhalb der 
Staaten; 

3. Die Regelung des Transportes und der Verpadung 
bon Rebpflanzen, von Abfällen und Erzeugniffen derjelben, 
jowie von Pflanzen, Sträuchern und allen fonjtigen Erzeug- 
niffen des Gartenbaues, um die Verjchleppung des übels 
bon den Anjtedungsherden in das eigene Land oder nad 
anderen Staaten zu verhüten; 

4. die im Falle einer Übertretung der erlaffenen An- 
ordnung zu treffenden Verfügungen. 
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Artikel I. Wein, Trauben, Trefter, Traubenferne, ab— 
— Blumen, Gemüſe, Samen und Früchte jeder 
tt werden zum freien, internationalen Berfehr zugelajjen. 
Tafeltrauben dürfen nur in mwohlverwahrten und den— 
noch leicht zu durchjuchenden Schadhteln, Kijten oder Körben 
in Verfehr gebracht werden. 

BWeinlefetrauben dürfen nur eingeftampft und in gut 
verjchlojjenen Fäſſern in Verkehr gebracht werden. 

Trejter dürfen nur in gut verfchlofjenen Kiſten oder 
Tonnen in Berfehr gebracht werden. 

Sedem Staate bleibt das Recht vorbehalten, in den 
Grenzbezirken hinfichtlich der Gemüfe, welche zwiſchen phyllo— 
rerierten NRebpflanzungen gezogen werden, bejchränfende 
Maßnahmen zu treffen. 

Artikel II. Mit Ausnahme der Rebe werden alle 
Pflanzen, Sträuder und andere Gewächſe, melde aus 
Pflanzichulen, Gärten oder Gemwächshäujern herjtammen, 
zum internationalen Berfehre zugelajjen; fie dürfen jedoch 
nur über die hiefür zu bezeichnenden Zollämter in das 
Staatsgebiet eingeführt werden. 

Die genannten Gegenjtände müſſen forgfältig und zu» 
gleich dergejtalt verpadt fein, daß die notwendigen Unter» 
juhungen vorgenommen werden können; fie müfjjen von 
einer Erflärung des Abjenders und einer Bejcheinigung der 
zuftändigen Behörde des Urfprungslandes begleitet fein, 
welche bezeugt: 

a) daß fie aus einem Grundſtücke (einer offenen oder ein 
efriedeten Pflanzung) jtammen, welches von jedem 
Weinjtod durch einen Zwiſchenraum von wenigſtens 
20 Meter oder doch von den Wurzeln desjelben durch 
ein von der zujtändigen Behörde als hinreichend an- 
erfanntes Hindernis getrennt ijt; 

b) daß dieſes Grundſtück ſelbſt feinen Weinftod trägt; 

c) daß auf demfelben feine Weinjtöde abgelagert find; 

d) daß, wenn fi auf dem Grundjtüde von der Reblaus 
befallene Weinjtöde befunden haben, die gänzliche Aus— 
rottung derjelben, ferner wiederholte Desinfeftionen und 
durch drei Jahre hindurch Unterfuhungen ftatthatten, 
welche die volljtändige Vernichtung des Inſekts und der 
Wurzeln verbürgen. 

In dieſem Berfehre zwiſchen den vertragichließenden 
Staaten wird die im Alinea 2 vorgejehene Bejcheinigung 
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der zuftändigen Behörde des Urjprungslandes dann nicht 
notwendig fein, wenn es ſich um ſolche Pflanzenjendungen 
handelt, welche aus einem Etablifjement jtammen, das in 
den gemäß Artikel 9, 3. 6 der Konvention veröffentlichten 
Berzeichnijjen aufgeführt ift. 

(Diefes legte Alinea wurde dem vorftehenden Art. III durch die 
nachträgliche Deklaration, Bern, 15. April 1889, kundgemacht unter 
Nr. 16 RGBl. 1890, hinzugefügt.) 

Artikel IV. In Betreff der Zulaſſung von Weinleje- 
trauben, von Trefter, Kompojt, Düngererde, ſchon gebraudten 
Spalieren und Pfählen innerhalb der Grenzgebiete, voraus— 
geieht, daß die genannten Gegenjtände nicht aus einer mit 

rt Neblaus behafteten Gegend herrühren, bleibt Den 
Nachbarjtaaten das Übereinfommen vorbehalten. 

(S. Hinfichtlich de3 Grenzverfehres mit Italien die weiter unten 
nachfolgenden befonderen Kundmachungen der politifhen Landes— 
behörden in Kärnten, im Kiüftenlande und in Tirol; Hinfichtlich des 
Grenzverfehres mit Preußen mit anderen al3 den zur Kategorie der 
Neben gehörigen Vegetabilien, infoferne diefelben nicht auf dem 
Schienenmwege zur Grenze gelangen, wurden befondere Beitimmungen 
mit Erlaß de3 Finanzminifteriums 8. Auguft 1886, 3. 2559, au 
die Finanzlandesdireftionen Prag, Troppau und Lemberg getroffen.) 

Urtifel V. Ausgeriffene Weinjtöde und dürres Nebholz 
find von dem internationalen Berfehre ausgejchlojjen. 

Es bleibt jedoh den Nachbarſtaaten vorbehalten, fich 
in Betreff der Zulaffung jolcher Erzeugnifje innerhalb der 
Grenzgebiete zu verjtändigen, vorausgejeßt, daß dieſe Erzeug- 
niffe nicht aus einer mit Reblaus behafteten Gegend 
herrühren. 

Urtifel VI Rebpflanzen, Schnittlinge mit oder ohne 
Wurzeln und Rebholz dürfen in einem Bertragsjtaate nur 
mit der ausdrüdlichen Bewilligung und unter Aufjicht der 
Regierung eingeführt werden, und zwar nach vorher— 
gegangener wirffamer Desinfizierung und über die hiefür 
bejonder3 bezeichneten Zollämter. 

Die genannten Gegenstände dürfen nur in ſolchen Holz— 
fiften in Berfehr gebracht werden, welche durch Schrauben 
fejt verjchlojfen, dennoch aber leicht zu unterfuchen find. 

* Die Verpackung iſt ebenfalls der Desinfektion zu unter— 
ziehen. 

Artikel VII. Die zum internationalen Verkehre zuge— 
laſſenen Sendungen, welcher Art fie immer ſeien, dürfen 
weder Nebjtöde noch Blätter von Reben enthalten. 
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Artikel VIII. Gegenjtände, welche bei einem Zollamte 
wegen Übertretung der Xrtifel 2, 3, 6 und 7 angehalten 
werden, find auf Kojten des Berpflichteten nach dem Her— 
funftsorte zurüdzujenden oder nad) Wahl des etwa an- 
weſenden Berfügungsberechtigten durch Feuer zu vernichten. 

Diejenigen Gegenjtände, auf welchen die einvernom- 
menen Sacverjtändigen die Neblaus oder verdädtige An— 
zeichen derjelben vorfinden, find fofort an Ort und Stelle 
famt ihrer Berpadung durd Feuer zu vernichten. In einem 
jolhen Falle ijt ein Protofoll aufzunehmen und der Re— 
gierung des Urjprungslandes zuzuftellen. 

Urtifel IX. Die vertragjchliegenden Staaten verpflichten 
fih, zur Erleichterung ihres Zuſammenwirkens nachſtehendes 
einander regelmäßig mitzuteilen, und zwar mit der Ermäd)- 
tigung, davon bei den Veröffentlichungen, die fie vornehmen 
und austaujchen werden, Gebrauch zu maden, als: 

1. die von jedem derjelben in Betreff diejes Gegen- 
ftandes erlajjenen Gejege und Verordnungen; 

2. die zur Ausführung diefer Gejege und Verordnungen, 
fowie der gegenwärtigen Konvention getroffenen Maßregeln; 

3. die Art der Dienjtesausübung jeitens der im Innern 
und an den Grenzen mit Angelegenheiten der Reblausbe- 
kämpfung betrauten Organe, ſowie die Nachrichten über den 
Gang des übels; 

4. jede Entdedung des Auftretens der Reblaus an 
einem bis dahin für verjchont gehaltenen Gebiete, mit Be— 
eihnung der Ausdehnung und wenn möglich der Urjachen 
iejes Auftretens. Diefe Mitteilung hat ſtets ohne Verzug 
zu erfolgen; 

5. eine alljährlich anzufertigende, mit Maßjtab ver- 
jehene Karte zur Darjtellung der angejtedten Bodenflächen 
und der wegen der Nähe von Anjtedungsherden verdächtigen 
Bezirke; 

6. die zufammenzuftellenden und im laufenden zu er- 
haltenden Berzeichnifie derjenigen Gartenbau- oder bota= 
nischen Anlagen, Schulen und Gärten, in denen regelmäßige 
Unterfuhungen in angemejjener Nahreszeit vorgenommen 
werden, und welche amtlich als den Anforderungen der gegen— 
märtigen Konvention entjprechend erklärt worden jind; 

7. jede neue Ermittlung einer Anjtedung in Weinbaus, 
Gartenbau= oder botanischen Anlagen, Schulen und Gärten 
tunlichjt mit Angabe der von denjelben innerhalb der letzten 
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Sahre ausgeführten Pflanzenjfendungen. Diefe Mitteilung 
hat jtet8 ohne Verzug zu erfolgen; 

8. die Ergebnifje der wiſſenſchaftlichen Studien, ſowie 
der praftifchen “neh und Verfahrungsmethoden auf 
dem Gebiete der Phyllorerafrage; 

9. alle jonjtigen Schriftjtüde, welche von Intereſſe für 
den Weinbau fein fönnen. 

AUrtifel X. Die durch die gegenwärtige Konvention ge= 
bundenen Staaten werden Länder, welche der Konvention 
nicht beitreten, nicht günftiger behandeln al3 die Vertrags— 
ftaaten. 

Urtifel XI. Sobald es als notwendig erachtet wird, 
werden ich die vertragichliegenden Staaten an einer inter- 
nationalen Verfammlung vertreten laffen, der e3 obliegen 
wird, Diejenigen Fragen zu prüfen, welche ſich bei der 
Durchführung der Konvention aufiwerfen, und die durch die 
Erfahrung und den Fortichritt der Wiſſenſchaft gebotenen 
Anderungen vorzufchlagen. 

Dieje internationale Verfammlung wird zu Bern tagen. 

Urtifel XI. Die Ratififationen follen binnen ſechs 
Monaten vom Tage der Unterzeichnung Ddiefer Konvention 
oder wenn tunlich, ſchon früher in Bern ausgetaufcht werden; 
die Konvention tritt 15 Tage nah Austaufh der Rati- 
fifationen in Kraft. 

AUrtifel XII. Jedem Staate fteht es frei, der gegen- 
mwärtigen Konvention beizutreten oder fich jederzeit von der— 
jelben loszuſagen, und zwar vermittel3 einer Erflärun 
an den hohen eidgenöfjiihen Bundesrat, welcher Hinfichtlid 
der Ausführung der AUrtifel 11 und 12 die Vermittlung 
zwijchen den vertragjchliegenden Staaten übernimmt. 


Schlußprotofoll. 


Indem die Unterzeichneten behufs Unterfertigung der 
internationalen Phyllorerafonvention zufammentreten, er— 
Hären fie jih im Sinne und der Bedeutung der nad) 
folgenden erläuternden und nachträglichen Bemerkungen ein- 
verjtanden: 

ad Xrtifel I, 3. 1. Unter dem Ausdrude Gemächs- 
häufer ift jede zur Vervielfältigung oder Erhaltung von 
Pflanzen dienende Herjtellung (Frühbeete, Gewächshäufer, 
Orangerie uſw.) zu verjtehen. 
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ad Artikel I, 8. 2. Die Ausdehnung der megen der 
Nähe von Anftedungsherden al3 verdächtig erjcheinenden 
Bezirke wird jeder Staat je nad) den bejonderen Um— 
jtänden des einzelnen Falles feitjegen. 

ad Artikel I, 3. 3. Die Konferenz lenkt die Aufmerf- 
famfeit der Regierungen auf die im Boftivege erfolgenden 
Sendungen. 

ad Artikel IL, al. 1. Die vertragjchließenden Staaten 
erfennen, in Berüdfihtigung der bejonderen Berhältnifje 
der Schweiz, diefem Staate das Recht zu, Tafeltrauben, 
welche für weinbautreibende Gegenden bejtimmt find, nicht 
einführen zu laſſen, doch darf die Durchfuhr nicht ge» 
hindert werden. 

ad Artikel IL, al. 3. Die Fäſſer müfjfen einen Raum— 
inhalt von menigjtens fünf Heftoliter haben. Sie jollen 
derart gereinigt jein, daß ſie fein Teilen von Erde oder 
Reben an fich tragen. 

ad Xrtifel III, al. 2. Die Erklärung des Abſenders, 
mit welcher die Sendungen von Pflanzen, mit Ausjchluß 
der Nebpflanzen zu begleiten find, muß: 

1. bejcheinigen, daß der ganze Inhalt der Sendung aus 
feiner Anjtalt ſtammt; 

2. den definitiven Bejtimmungsort mit der Adreſſe des 
Empfängers angeben; 

3. bejtätigen, daß die Sendung feine Reben enthält; 

4. angeben, ob die Sendung Pflanzen mit Erdballen 
enthält; 

5. die Unterfchrift des Abjenders tragen. 

ad Xrtifel III, al. 2a und d. Die Befcheinigung der 
zuftändigen Behörde muß jtet3 auf der Erklärung eines 
amtlichen Sacverjtändigen beruhen. 

ad Xrtifel VI, 1. Die vertragichließenden Staaten 
werden in den Grenzgebieten hinſichtlich ausländijcher oder 
ihrer Herkunft nach verdächtiger Neben, ſoweit nur möglich 
beichränfende Mapregeln zu Gunjten der Nachbarſtaaten 
anmenpden. 

ad Artikel VI, 2. Die Wahl eines durch die Wiſſen— 
haft al3 wirkſam erkannten Desinfeltionsverfahrens bleibt 
jedem Staate überlafjen. 
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ad Artikel VIII, al. 1. Hinfichtlich der Heinen Pflanzen 
mit Ausschluß der Reben, dann Hinfichtlich der Blumen in 
Zöpfen und der Tafeltrauben ohne Blätter oder Nebholz, 
melde von Reijenden als Handgepäd mitgebradht werden, 
wird jeder Staat feinen Zollämtern befondere Weifungen 
erteilen. 

ad Artikel IX, 8. 5. Ein oder mehrere einzeln ftehende 
Beinjtöde, welche außerhalb einer zum Handel bejtimmten 
Anlage und außerhalb einer meinbautreibenden Gegend 
ſich ie follen nicht die Bezeichnung eine ganzen 
Verwaltungsbezirkes als phylloreriert oder verdädtig zur 
Folge haben, wenn amtlich feftgeftellt worden ift, daß die 
im Urtifel 3, Abſatz 2 lit. d vorgefchriebenen Vertilgungs— 
maßregeln zur ftrengen Anwendung gebracht worden find. 

Seder Staat wird in derartigen Fällen die Aus— 
dehnung jener Fläche feitjiegen, welche im Umfreife dieſes 
Punktes al3 verdächtig zu gelten hat; die Dauer der Be- 
handlung Ddiefer Fläche als verdächtiges Gebiet darf nicht 
weniger als drei Jahre betragen. 

Eine derartige als verdächtig geltende Srtlichfeit ſoll 
two möglich auf der Reblausfarte durch einen Punkt und 
feinen Namen bezeichnet werden; in jedem Falle muß in 
einer DBemerfung die Bedeutung des Punftes genau ange— 
eben jein, mo das Inſekt auftrat oder die Ausdehnung 
er mit Verbot belegten Grundfläde. 

Sp gejchehen zu Bern am dritten November Eintaufend- 
achthundert und ein und achtzig. 


Verordnung der Minifterien des Ackerbaues, des 
Innern, des Handels und der Finanzen 15. Juli 
| 1882, 


betreffend die im Verkehre mit dem Auslande zu beobacdhtenden Vor— 
fi'hten wegen Hintanhaltung der Einjchleppung ber Reblaus (Phylloxera 
vastatrıx). 


(RIBL. Nr. 107.) 


Auf Grund der internationalen Konvention 3. Nov. 1881 (RGEBl. 
Nr. 105 ex 1882) und des Geſetzes 3. April 1875 (RGEBl. Nr. 61), 
betreffend die Mafßregeln gegen die Verbreitung der Neblaus, wird im 
Einvernehmen mit der königlich ungarischen Regierung folgendes ver— 
ordnet: 
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8 1. Die Zoll-(Eingangs-)Ümter haben in Betreff der Einfuhr 
jener Gegenſtände, welche hinsichtlich der Reblaus in Betracht fommen 
und im Anhange zu diefer Verordnung angegeben find, nach den in 
eben diefem Anhange enthaltenen Beitimmungen vorzugehen. 

Dieje Beitimmungen gelten im allgemeinen nur für Sendungen 
aus ſolchen Staaten, welche der internationalen Konvention 3. Nov. 
1881 (RGEBl. Nr. 105 ex 1882) beigetreten find, nämlich: Deutſches 
Reich, Frankreich, Portugal, Schweiz und Belgien. 

(Hinfichtlich der fernerhin noch beigetretenen Staaten ſ. Bemerfung 

zur internationalen Konvention vom 3. Nov. 1881, RGBl. Nr. 105 
ex 1882.) 

In Betreff der Sendungen aus Staaten, welche der Konvention 

nicht beigetreten find, wird auf $ 4 diefer Verordnung verwiefen. 


3 2. Entjpricht eine Sendung nicht den in der Rubrik „Be— 
handlung“ des Anhanges angegebenen Einfuhrsbedingungen, fo ijt die» 
jelbe — in Gemäßheit des erjten Alinea, Artikel 8 der Konvention — 
nad) dem Herfunftsorte zurüdzujenden oder nad) Wahl des etwa an— 
wefenden Verfügungsberechtigten durch Feuer zu vernichten. 


8 3. Wird bei der vom Boll-(Eingangs-)Amte veranlaßten Unter» 
fuchung einer Sendung die Reblaus jelbit, oder werden verdächtige Ans 
zeichen derjelben vorgefunden, fo find in Gemäßheit des zweiten Alinen, 
Artikel 8 der Konvention Die behafteten Gegenjtände fofort an Ort und 
Stelle ſamt ihrer Verpadung durch Feuer zu vernichten. 

In diefem Falle ijt ein Protofoll aufzunehmen und ohne Verzug 
unmittelbar dem E. k. Aderbauminifterium behufs Kenntnisnahme und 
entjprechender Mitteilung an die Regierung des Urfprungslandes jener 
Sendung vorzulegen. 


S 4. Sendungen aus folchen Staaten, welche der internationalen 
Konvention nicht beigetreten find, find nur injolange und injoferne 
nad) den im Anhange enthaltenen Beftimmungen zu behandeln, als nicht 
befondere abweichende Verfügungen erlafjen werden. 

S 5. (Diefer Paragraph betraf die Provenienzen aus Italien, 
al3 diefer Staat noch außerhalb der Stonvention 3. Nov. 1881 ftand. 
Mit deſſen Eintritt in die Reihe der Konventionaljtaaten wurde 8 5 
durch die Vdg. des AM. 13. Sept. 1888, RGBl. Nr. 149, außer Kraft 
gejeßt und die Behandlung der italienischen Provenienzen gleich jenen 
aus den Übrigen VBertragsitaaten angeordnet.) 


8 6. Das Einbringen der gemäß Anhang Poſt-Nr. 1 überhaupt 
ausgeſchloſſenen Gegenjtände, ferner das Einbringen der im Anhange 
Poſt Nr. 2 bezeichneten Gegenftände über andere Zoll-(Eingangs-) 
Amter, al3 die laut Anhanges hiefür beftimmten, fchließlich das Ein- 
bringen mit Reblaus behafteter Gegenftände, als Handgepäd (Anhang 
Poſt Nr. 5) find, inſoweit nicht das allgemeine Strafgefeg zur An— 
wendung zu gelangen hätte, nach $ 17 des Geſetzes 3. April 1875 
RGBl. Nr. 61) von der politischen Bezirksbehörde zu beitrafen, un— 
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Die Zollämter und Grenzauffichtsorgane haben über die zu ihrer 
Kenntnis gelangenden diesfälligen Übertretungen den politifchen Bezirks- 
behörden Mitteilung zu machen. 


87. Die Beltimmungen Diefer Verordnung gelten nit nur 
für die Einfuhr, fondern auch für die Ducchfuhr der im Anhange be» 
zeichneten Gegenftände, fie finden aud Anwendung auf die Verfendung 
mittel3 Poſt und auf die Beförderung überhaupt der hier in Betracht 
fommenden Gegenftände au3 dem Auslande nah Hfterreich-Ungarn, 
wenn auch diefe Beförderung, 3. B. bei Verfrachtung duch den Eigen- 
tümer felbjt, nicht al3 Sendung im engjten Sinne aufzufafien wäre. 

8 8. Die Minifterialverordnung 8. Oft. 1879 (RGBL. Nr. 125) 
wird hiemit außer Kraft gefebt. 

Dagegen tritt die gegenwärtige Verordnung mit dem Tage in 
Wirkſamkeit, an welchem fie den Zoll-(Eingangs-)Amtern befannt wird. 


a) Abwehr der Neblaus, 345 


Anhang. = 
z Überficht 


der Gegenſtände, welche hinfichtlich der Reblaus in Betracht fommen 
und deren J bei der Ein- und —— 


Gegenſtände Behandlung Anmerkung 


























a) Rebpflanzen Bon der Ein- und Durch» Injofern für bie, 
(Weinitöde, fuhr ausgejchlofjen | Grenzgebiete oder für) 
Schnittlinge mit | (Art. 4, 5, 6 und 7 der|einzelne Fälle Aus— 
— ‚ohne Wur⸗ Konvenlionh. nahmen auf Grund 
gein) der Art. 4, 5 und 6 

b) — (bürres der Konvention ein- 
und friiches, in geräumt werden joll- 
ganzen Stüden ten, werben die be— 
oder in Bruch— treffenden Boll:(Ein- 
teilen) und Reb- ng ser bejon= 
blätter; ere Weifungen erhals 

c) Kompoit; ten. 


d) Spaliere und 
Nebpfähle, ge= 


braudte; 
e) Rebläuje, le— 
bende und 


deren Eier; 

f) Sendungen je— 
der Art, jobald 
jelben Blätter 
der Weinrebe 
oder Rebholz 
beigegeben find. 


— — — — — — —— — — 


Pflanzen, Zur Ein- und Durch— Im Falle das Zoll— 
Sträucher und ans | fuhr nur über die hierfür | (Eingangs-)amt einen 
dere Gewächſe aus | unten*) bezeichneten Boll- | befonderen Grund Hat, 








2. 





*) a) Für die im Reichsrate vertretenen Königreide 
und Länder: 

Die Hollämter in Oswiecim, Jägerndorf (Bahnhof), Ziegenhals, Oder: 
—— en. — Zittau, Warnsdorf, Bodenbach-Tetſchen, 
—— Paſſau, Simbach, Salzburg, Kufſtein, Bregenz, Ala, Pontafel 
(Bahnhof), Görz, Cormons, Straſſoldo, Capo d'Iſtria, — Rovigno 
— ferner (für die Einfuhr zur See in das Freihafengebiet von Trieſt) 
das Haien= und Seejanitats-ftapitanat in Trieft — ſchließlich die Zollämter 
in Bara, Spalato und Ragufa. (Hierzu kamen fpäter laut Vdg. des UM. 
7. Dez. 1582, RGBl. Nr. 170, die Zollämter in Halbitadt und Szczakowa, 
laut Vdg. 12. März 1883, RGEvil. Nr. 34, das Zollamt in Liebau, laut 
Vdg. 22. März 1836, REBL. Nr. 41, das Hauptzollamt in Buchs, laut 











Gegenftände 


Pflanzichulen, Gärten 
und Gewächshäuſern 
(Frühbeete, Orangerien 
und dergleichen) mit 
Ausschluß der Rebe. 
(Siehe nachträgliche 


MB. 22. SHänner 
1885, abgedbrudt im 
Unhange zu dieſer 
Tabelle.) 


Behandlung 


(Eingang3-)ämter und nur 
unter folgenden Bedingun— 
gen augelafjen (Art. 3 
der Konvention); 
1. Diefe Gegenftände 
müflen jorgfältig und zus 
leid) dergeſtalt verpadt 
ze daß die notwendigen 
Unterfuchungen (fiehe ne— 
benftehendeAlnmerfung)vor- 
genommen werben fünnen; 
2. fie müffen von einer 
Erflärung des Abſenders 
begleitet fein, welche 
a) bejcheinigt, Daß der ganze 
Inhalt der Sendung aus 
feiner Anftalt ſtammt; 
b) den definitiven Bejtim- 
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Anmerfung 





die a einer 
Sendung in Bmeifel 
zu ziehen, oder wenn 
es für beitimmte Bro» 
venienzen oder Zeit— 
perioden die ent 
ſprechende Weiſung er- 
hält, hat es ſolche 
Sendungen einer nähe— 
ren Unterſuchung auf 
das etwaige Vor— 
handenſein von Reb— 
läuſen zu unterziehen. 
Dieſe Unterſuchung iſt 
bei Zoll⸗Eingangs-⸗) 
ämtern, welche ein 
in dieſer Hinſicht in— 
ſtruiertes Organ be— 


mungsort mit derſitzen, durch das— 
Adreſſe des Empfängers | ſelbe vorzunehmen; 
angibt; dort wo denſelben ein 


Vdg. 18. Nov. 1888, NED. Nr. 170, die Hauptzollamtsexpoſitur in Lindau, 
laut Vdg. 15. Avril 1889, RGBl. Nr. 54, das Nebenzollamt Riva, laut 
Vdg. 24. Nov. 1890, RGBl. Nr. 208, dad Bollamt St. Margarethen 
(wogegen Hauptzollamt Feldkirch entiällt), laut Bdg. 7. Juli 1892, RGBl. 
Nr. 112, das Bollamt Suczawa-Itzkany, laut Vdg. 9. Dez. 1894, RGBl. 
Nr. 235, das Hauptzolamt Troppau, laut Vdg. 14. Nov. 1895, RGBl. 
Nr. 173, das Nebenzollamt Pinswang, laut Vdg. 22. April 1897, RGBl. 
Nr. 100, das Nebenzollamt in Mittelwalde, laut Vdg. 22. Jänner 1898, 
RGBl. Nr. 23, das Nebenzollamt Furth (in Bayern), laut Vdg. 
19. Sept. 1898, RGBl. Nr. 171, das Nebenzollamt Seidenberg, laut 
Vdg. 10. Nov. 1898, RGBl. Nr. 200, das Det Triejt, laut 
ME 25. Februar 1899, RGBl. Nr. 48, dad Hauptzollamt Villach, laut 
Vdg. 22. Mai 1900, RGBl. Nr. 128, das Hauptzollamt Cervignano, 
laut Bdg. 25. Aug. 1900, RGBl. Nr. 159, das Haup'zollamt Dziedig, 
laut MB. 22. Nov. 1900, RGBl. Nr. 200, dad Hauptzollamt Olmütz, 
laut MB. 11. Sept. 1901, RGBl. Nr. 145, das Hauptzollamt in 
Trautenau, laut Bdg. 29. Juli 1902, RGBl. Nr. 169, dad Hauptzollamt 
Bilfen, laut MB. 9. Sept. 1902, RGBI. Nr. 184, das Hauptzollamt Wien, 
laut MB. 27. Aug. 1903, RGBl. Nr. 178, das Nebenzollamt Voiterdreuth, 
| laut MB. 6. Nov. 1905, RGBl. Nr. 173, das Hauptzollamt Cattaro, laut 
| ME. 19. Nov. 1905, REBL. Nr. 179, das Nebenzollamt Weipert:Vahnhof. 
b) Für die Länder der ungarifchen Krone: 

Die Zollänter in Tölgyes, Feliö-Tämds, Vöröstorond, Predeal, Bulfan- 
Sosmezö, Orſova, Baziäs, PBancjova, Zimony, Racſa, Bengg, laut 
Kundmahung ded HM. v. 14. Jänner 1898, RGBl. Wr. 36, mehrere 
ungariihe Innerlandszollämter, laut Kundmachung des FM. v. 21. April 
1899, RGBl. Nr. 97, das ungarijhe Hauptzollamt in Fiume, laut 


Boft-Nr. 





Gegenftände 


a) Abwehr der Neblaus. 


u 


Behandlung 


c) beftätigt, daß die Sen— 
dung feine Reben ent: 


hält; 

d) angibt, ob die Sendung 
Pflanzen und Erdballen 
enthält; 

e) die Unterfchrift des Ab— 
fenders trägt. 

3. Die Gegenstände müfjen 
ferner von der Befcheinigung 
der Behörde des Ur— 
ſprungslandes begleitet fein, 
welche bezeugt: 

a) daß fie aus einem Grund: 
ſtücke (einer offenen oder 
eingefriedeten Pflan— 
zung) ftammen, welches 
von jedem Weinſtock 
durch einen Zwiſchen— 
raum von wenigſtens 
20 Meter oder doch von 
den Wurzeln desſelben 
durch ein von der zu— 
ſtändigen Behörde als 

hinreichend anerkanntes 

Hindernis getrennt iſt; 

b) daß dieſes Grundſtück 

ſelbſt keinen Weinſtock 


trägt; : 
c) daß auf demfelben feine 
Weinftöde abgelagert 


find; 

d) daß, wenn ſich auf dem 
Grundſtücke vonder Reb- 
laus befallene Weinftöde 
befunden haben, bie 
gänzlihe Ausrottung 
derjelben, ferner wieder— 
holte Desinfeftionen und 
durch drei Fahre hin— 
durh Unterfuchungen 
ftatthatten, melde Die 
volljtändige Bernichtung 
des Inſeltes und der 
Wurzeln verbürgen.*) 


Kundmachung des FM.v.29. Juli 1899, RGBl. Nr. 145, das ungarijche 
Hauptzollamt Cſik-Gyimes. 
*) Auf Grund der Deklaration 15. April 1889, RGBl. Nr. 16 ex 
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Anmerftung 


außer dem Amtsver— 
bande ftehender Sach— 
verftändiger Hierfür 
amtlich bezeichnet 
worden ift, ift Diefer 
mit der Unterfuchung | 
zu betrauen; wo feine 
diefer VBorausjegungen | 
zutrifft, ift die nötige 
Weifung telegra= 
phiſch vom Acker— 
bauminiſterium 
einzuholen. 

Wird die Sendung 
rein befunden, ſo iſt 
ſie abzufertigen; im 
gegenteiligen Falle iſt 
gemäß $ 3 dieſer Ver— 
ordnung vorzugehen. 









3. 
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Gegenftände 


a) Tajeltrauben ; 
b) Weinlefetrauben ; 
c) Treiter. 


Behandlung 


Zur Ein- und Durchfuhr 
über jedes zur Zollab— 
fertigung des betreffenden 
Artikels ermächtigte Boll» 
(Eingangd-)amt unter fol- 
genden Bedingungen zu— 
ehe (Art. 2 der 
'onvention): 


a) Tafeltrauben dürfen 
nur in wohlverwahrten 
und dennoch leicht zu 
durchſuchenden Schach— 


Anmerkung 





Erleichterungen in 
Betreff der Einfuhr 
von Weinleſe— 
trauben und Tre— 
ftern aus nidt 
phylloxerierten Gegen- 
den in die Grenze 
bezirke werben den be= 
treffenden Boll- Ein⸗ 
gangs-)ämtern bejon- 
ders befannt gegeben 





werden (Urt. 4 der 


lein, Kiften oder Kör-Konvention). 


ben verpackt fein**); 
b) Weinlefetrauben 
dürfen nur eingeitampft 
in folden aut ver= 
fchlofjenen Fäffern in 
Verkehr gebracht wer— 


den, welde einen 
Rauminhalt von wenig» 
ftens fünf Hektaren 


haben und fo gereinigt 
find, daß ſie feine Teil— 
hen bon Erde oder 
Reben an fich tragen; 


c) Trefter dürfen nur in 
gut verichloffenen Kiſten 
oder Tonnen in Verkehr 
gebracht werden. 


1890 (f. oben) ift bezüglich diefer -Pilanzenfendungen die sub 3 vor— 
gejehene Beicheinigung der zuitändigen Behörde des Urſprungslandes 
dann nicht notwendig, wenn e3 fich um Sendungen aus einem Etablifjement 
handelt, in welchem regelmäßige Unterfuchungen in angemefjener Jahres- 
zeit vorgenommen werden und welches anıtlicherfeit® als den Anforderungen 
der Konvention entiprechend erklärt worden ijt. Die betreffenden, von den 
einzelnen Konventionalftaaten veröffentlichten Verzeichniffe folder Etabliſſe— 
ment3 werden den Eingangsämtern mitgeteilt werden (AMB. 24. Jänner 
1890, NOBL. Wr. 17). 


**) Ym Einvernehmen mit der königlich ungarifchen Regierung werden 
die unter Poſtnummer 3 des Anhanges der auf Grund der internationalen 
Konvention vom 3. November 1881 (RGB. Nr. 105 ex 1882) und des 
Geſetzes vom 3. April 1875 (RGEBl. Nr. 61) erlafjenen Minifterialverord> 
nung dom 15. Juli 1882 (RGBl. Nr. 107) enthaltenen Beftimmungen, 
betreffend die Behandlung von Tafeltrauben, dahin abgeändert, daß Tafel: 
|  trauben in Hinkunft auch in Fäſſern — ohne Rüdjicht auf die Größe der 











Reifenden. 


a) Abwehr der Neblaus, 


Gegenſtände 


a) Blumen, ab— 
ge eihnittene; 
b) Samen (einidl. 
ber Pflanzenzwie: 

bein) ; 

c) Traubenterne; 

d) Wein; 

e) Früchte ieber 
Art, m. Ausnahme 
der Trauben; 

f) Gemüſe. 





Handgepäd der 


Behandlung 


Zur Ein: und Durchfuhr 
über jedes zur Bollabier- 
tigung des betreffenden Ar» 
tikels ermäcdtigte Boll: 
(Eingangs-)amt unbe= 
dingt zugelaflen (Art. 2 
der Konvention). 





Infofern im Handgepäde 
Trauben, oder unter 8. 5 
bezeichnete Gegenstände, 
oder Blumen in Töpfen, 
oder andere Pilanzen — 
jedoch immer mit Aus— 
ſchluß der gemäß 
Roftnummer 1 nidt 
einjulafjenden Ne: 
ben, WRebhölzer und 
Nebblätter — enthalten 
find, find viefelben über 
jedes Zoll- (Eingangs:) 
amt zur Einfuhr ohne 
weitere Bedingung zuzu— 
laſſen. 
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Anmerkung 


Einſchränkende Maß— 
nahmen hinſichtlich der 
Einfuhr von e⸗ 
müſen aus phylloxe— 
rierten Pflanzungen in 
die Grenzbezirke (Art. 
2 der Konvention) wer⸗ 
den nötigenfall® den 
betreffenden Boll-(Ein« | 
gangs-)ämtern bejon= 
ders befannt gegeben 
werben. 








ANfälige Einſchrän-⸗ 
fungen gegenüber be= 
fonderen Provenienzen 
werden a 5 enfall® | 
angeordnet und | 
gegeben werden. 

Sn Falle das Boll 
(Eingangs:)amt einen 


bejonderen Grund 
hatte, die Reinheit 
folder, im Handge— 


päde befinblicher Topf- 
oder anderer Pflan— 
zen in Zweifel zu 
ziehen, wird es in Ges | 
mäßheit obiger An— 
merkung zu Poft:Nr. 2 


vorzugehen haben. | 


leßteren — eingeführt werden können, wenn bie Fäfler weder Weinreben 


noh Weinlaub enthalten. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Wirkfamfeit, an 


welchem fie den Boll-(Eingangs-)ämtern befannt wird. 


1896, RGBl. Nr. 203.) 


(UMB. 8. Nov. 
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Verordnung des Aderbauminifteriums 22. Jänner 
1885, 


(RGBl. Nr. 13.) 


8 1. Jene Bodenerzeugniffe, deren Durchfuhr durch Oſterreich— 
Ungarn bisher nad) Art. 3 der internationalen NReblausfonvention 
3. Nov. 1881, beziehungsweife nach Poſt-Nr. 2 des Anhanges zur MB. 
15. Juli 1882 nur bedingungsweife geftattet war, werden ohne Rüdficht 
auf ihre Provenienz dann zur Durchfuhr zugelafjen, wenn diejelbe 
unter z0llamtlihem Ktolloverichluffe und unter Zollkontrolle erfolgt. 

8 2. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Wirk- 
famfeit, an welchem fie den Zoll-(Eingangs-)Amtern befannt wird. 


Verordnung der Miniiterien des Acerbaues, des 
Innern, des Handels und der Finanzen 1. Mai 
1883, 


betreffend die Anwendung der Beftimmungen ber internationalen Kon— 
vention 3. November 1881 (RGEBl. Nr. 105 ex 1882) auf die Aus— 
fuhr der Hinfichtli” der Neblaus in Betracht kommenden Gegenftände 


(RGBL. Nr. 58). 


In Betreff der Ausfuhr der hinfichtlich der Reblaus in Betradht 
fonmenden Gegenſtände wird auf Grund der internationalen Kon— 
vention 3. Nov. 1881 (RGBl. Nr. 105 ex 1882) folgendes verordnet: 

8 1. Die Ausfuhr folder Gegenftände, welche hinſichtlich der 
Neblaus in Betracht fommen, ift, ſoferne die Ausfuhr nad) einem der 
internationalen Konvention 3. Nov. 1881 (RGBL. Nr. 105 ex 1882) 
beigetretenen Staate (Deutjches Reich, Frankreich, Portugal, Schweiz, 
Belgien, Quremburg) ftattfindet, duch die Beftimmungen dieſer Kon— 
vention geregelt. 

(Nachträglich beigetretene Staaten f. oben bei der internationalen 

Konvention 3. Nov. 1881, RGEBl. Nr. 105 ex 1882.) 

Die Gegenstände, welche hienach zur Ausfuhr zugelaffen find, Die 
Vorschriften in Betreff ihrer Verpadung und der Erklärungen, welche 
den Sendungen beizufchließen find, find die gleichen, welche in der Über- 
ficht zur Minifterialverordnung 15. Juli 1882 (RGB. Nr. 107) unter 
Poſt-Nr. 1 bis 4 für die Einfuhr nad Ofterreich-Ungarn angegeben find. 

Hinfichtlih der Ausſtellung der den Sendungen beizufchliekenden 
Erklärung des Abſenders und Beicheinigung der Behörde im Inlande 
wird überdies nachſtehendes feſtgeſetzt. 

(In Betreff der Fälle, in denen die Befcheinigung der Behörde 

im Sinne der Deklaration 15. April 1889, RGBl. Nr. 16 ex 1890 
nicht mehr notivendig ift, f. die Anmerkung zur Vdg. 15. Juli 1882, 
RGBl. Nr. 107.) 
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8 2. Die Erklärung de3 Abjender3 und die Beicheinigung ber 
Behörde (Poſt-Nr. 2, Ziff. 2 und 3 der Überficht zur Minifterialver- 
ordnung 15. Juli 1882) find nach den im Anhange zur gegenwärtigen 
Verordnung unter I und II enthaltenen Formularien auszuſtellen. 

Die Erklärung de3 Abfenders und die Beicheinigung der Behörde 
find ftempelfrei ($ 20 des Geſetzes 3. April 1875, RGBl. Nr. 61). 

3. Zur Ausftellung der Befcheinigung ift die politische Be— 
hörde erjter Inſtanz jenes Bezirkes berufen, aus weldem die be- 
treffenden Gegenjtände herſtammen. 

3 4 Da die Beicheinigung der Behörde bezügli der im 
Formulare II bezeichneten Tatumftände in Gemäßheit des Schluß- 
protofolles zur mehrerwähnten internationalen Konvention ſtets auf 
der Erflärung eines amtlichen Sadverftändigen zu beruhen hat, fo find 
von den zur Ausftellung der Befcheinigung berufenen Behörden ge- 
eignete Perfönlichleiten behufs Abgabe des erforderlichen Befundes als 
Sachverſtändige dauernd oder fallmweife zu beitellen. 

8 5. Diefe Verordnung fritt mit dem Tage der Kundmachung in 
Wirkſamkeit. 


Anhang. 


I. Erklärung des —— 


Der Unterzeichnetet) . 
bejcheinigt biemit 
a) daß der ganze Sue der — —— —— 
bezeichnet mit?) . 
enthaltend®) . 
aus feiner Pflanzung in’ >), 
ſtammt; 


beſtimmt iſt; 


c) daß die Sendung Pflanzen ai Erbballen enthält. 


am 


(Unterjchriit.) 
Anmerkung zu Formulare 1, 

1) Name (Firma) und Domizil des Abſenders, 

n Anzahl und Beichaffenheit der Kollis (Kiften, Körbe uſw.), 
Markierung und Nummer, 

9 Ungabe des Inhaltes der Sendung (Gattung der Sträucher, 
Blumen uſw.), 

5) Sand und Ort, mo fi die Pflanzung befindet, 

°) und ) Name und Wohnort desjenigen, für den die Sendung be— 
ftimmt tft. 


II. Behörbdliche Beſcheinigung. 
Dem Herrn N. NR... .».. .» u 
wird biemit in Gemäßheit der internationafen Phylloxerakonvention 


3. Nov. 1881 (XGBIl. Nr. 105 ex 1882) und der Miniſterialverordnung 
1. Mai 1583 (RYDBL. Nr. 58) beicheinigt: 
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a) daß bie — Pflanzenſendung aus der Ben — eingefriebeten 
Pflanzun N. n (Land, Ort) ſtammt, 
welche —— von jedem Weinftode — einen gwiſchenrauni 
von . . . (menigitend 20) — entfernt iſt, 


) 

welche Pflanzung von den Wurzeln jedes Weinſtockes durch ein Hinder⸗ 
nis getrennt iſt, das von der unterzeichneten Behörde als hinreichend 
anerkannt wurde, jede Gefahr einer Übertragung der Phylloxera⸗ 
mwurzellaus auszufchlieh en; 

b) daß diefes Grunditüc ſeibſt feinen Weinftod trägt; 

e) daß auf demijelben feine Weinftöde abgelagert find; 

d) daß fi auf diefem Grundftüde niemals von der Reblaus befallene 
Weinjtöde beiunden haben, 


(oder) 
daß die auf diefem Grundftüde vorhanden und von der Reblaus be— 
fallen geweſenen Weinftöde gänzlich ausgerottet wurden, und wieder— 
holte Desinfektionen, und zwar drei Jahre hindurch ftatthatten, weldye 
bie MOPARENE Berniötung d des — und der Wurzeln verbürgen. 


8) — C(unierſchrift.) 


2. Beſondere Beſtimmungen. 


Böhmen. 


Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
24. November 1903, 


mit welcher die Punkte I bis einſchließlich VIII der Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
betreffend die an Seite der politifchen Länderjtellen und 
des Uderbauminijteriums als fachliche Beiräte in Reblaus— 
angelegenheiten fungierenden Kommiſſionen, beziehungsweije 
die Berorbnung en vom 14. März; 1893, RGBl. Wr. 35, 
und vom 19. November 1898, RGBl. Nr. 208, rücficht- 
lich Böhmens aufgehoben werden und eine Landeslommi ſion 
für Weinbauangelegenheiten in Böhmen im Einvernehmen 
mit dem böhmiſchen Landesausſchuſſe beſtellt wird. 


(RGBl. Nr. 240) 


J. In Böhmen hat vom Jahre 1904 angefangen eine 
Landeskommiſſion für Weinbauangelegenheiten als fach— 
licher Beirat der Landesſtelle zu fungieren. Die Tätigkeit 
dieſer Kommiſſion hat ſich auf alle mit dem Weinbaue 
zuſammenhängenden Fragen, alſo auch auf die Bekämpfung 
der Reblaus zu erſtrecken. 


a) Abwehr der Neblaus, 353 


II. Den Vorſitz in der Landesfommijjion für Weinbaus- 
angelegenheiten KA der Statthalter oder der von ihm 
hiezu bejtimmte Stellvertreter. 

Stimmpberedtigte Mitglieder der Landesfommiffion find: 

a) der Landesfulturreferent der Statthalterei; 

b) ein Vertreter des Landesausjchuffes; 

c) drei vom Statthalter für je eine dreijährige Periode, 
beziehungsweije für den Reſt derjelben berufene fach- 
männijche Mitglieder; 

d) je zwei Vertreter der beiden Landeskulturrats-Sektionen. 
Dem Borfigenden ijt es anheimgeftellt, nach Bedarf 

noch andere Fach- und Bertrauensmänner, jedod ohne 
Stimmredt, den Sitzungen beizuziehen. 

II. Die Kommiffion verfammelt fih in Prag über 
Einberufung durch den PVorfigenden. 

IV. Zu den Sißungen der Landesfommilfion find jtet3 
alle unter II. a) bis d) bezeichneten Mitglieder einzu— 
berufen. Die Kommijjion hat mwenigjtens einmal im Jahre 
zulammenzutreten. 

V. Die Mitglieder der Landesfommiffion üben ihre 
Funktionen als unentgeltliches Ehrenamt. 

Die nicht am Verfammlungsorte wohnhaften Mitglieder 
und die fein Stimmrecht bejienden Fach- und Bertrauend- 
männer fönnen Diäten im Betrage von 10 K ſowie Die 
Vergütung der ihnen durch die Reife von ihrem Wohnorte 
nad Prag und zurüd faktiſch erwachfenden Reijeauslagen 
anjprechen. Die bezüglichen Auslagen werden für das unter 
II. b) bezeichnete Mitglied aus Landesmitteln, für Die 
übrigen Mitglieder und Bertrauendmänner aus dem Etat 
des Aderbauminijteriums bejtritten. 

VI. Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit» 
teilung der Tagesordnung in einer vom Vorſitzenden zu 
zu bejtimmenden, den Entfernungen fowie der Wejenheit 
und etwaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenjtände tun— 
lichſt angemejjenen Friit. 

Den Mitgliedern jteht es frei, in den Sitzungen auch 
foldhe, den Wirkungskreis der Kommijjion betreffende An— 
gelegenheiten vorzubringen, welche in der Tagesordnung 
nicht aufgenommen find. 

VII. Als fachliches Gutachten der Landeskommiſſion gilt 
dasjenige, wofür ſich die abjolute Mehrheit der in der 
Sitzung anmejenden jtimmberechtigten Mitglieder ausge- 
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jprohen hat. Als Ausfertigung des Gutachtens dient das 
Situngsprotofoll. Die von der Kommiſſion bejchlojjenen 
Gutachten find regelmäßig zu verlautbaren. 


VII. Die Sigungsprotofolle werden durd die von 
dem Borjigenden aus dem Amtsperjonale der Kommijjion 
zugewieſenen Schriſtführer aufgenommen und haben in ge— 
drängter Faſſung den Gang der Verhandlungen darzuſtellen. 
Die Gegenſtände der Tagesordnung ſowie die —— Be⸗ 
ſchlüſſe ſind wörtlich anzuführen; bei den Abſtimmungen 
iſt das Stimmenverhältnis genau erſichtlich zu machen. 
Von dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anſichten ſind 
über Verlangen des Stimmführers in das Protokoll auf— 
zunehmen. 

Das im Artikel X der Verordnung vom 20. Dezember 
1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, einen 
Delegierten in die Zentralfommiffion für Reblausangelegen- 
heiten zu wählen, jteht nunmehr der böhmijchen BE 
fommifjion für Weinbauangelegenheiten zu. 

Die Wahl diejes Delegierten hat von den unter II. a) 
bis d) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu erfolgen. 


Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
9. März 1903, 


betreffend den Verfehr mit bewurzelten Reben und Schnitt- 
reben in Böhmen. 


(RGBl. Nr. 61 und LEBT. Nr. 70.) 


Sm Einvernehmen mit dem Minijterium des Innern 
und dem SHandelsminijterium wird über den Verkehr mit 
bewurzelten Neben und Schnittreben in Böhmen (und zwar 
hinjichtlich des Verfehres mit Wurzelreben in teilweijer Ab— 
änderung der 88 1 und 2 der Verordnung des Aderbau- 
minijteriums vom 1. März 1890, RGBl. Nr. 34) ver— 
ordnet, wie folgt: 

$ 1. Die Einfuhr bewurzelter Reben und Scnittreben 
nadı Böhmen aus den übrigen im Reichsrate vertretenen 
Königreihen und Ländern ijt nur gegen eine bon der 
f. £. Statthalterei in Prag, nad Anhörung des Landes- 
fulturrates für das Königreich Böhmen, auszuftellende Ein- 
fuhrsbemwilligung gejtattet, in welcher die Zahl der einzu- 
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führenden Reben, die Bezugsquelle und der Beltimmungs- 
ort erſichtlich zu machen find. 

Die Einfuhrsbemwilligung fann jedoch nur erteilt werden, 
jofern die Neben aus Gemeinden jtammen, auf melche 
die SS 1 und 4 des Geſetzes vom 3. April 1875, RGBl. 
Nr. 61, feine Anwendung finden. 

Die Gültigkeitsdauer der Einjuhrsbemwilligung ift von 
der Ef. f. Statthalterei nah Einvernehmung des Landes- 
fulturrates fallweiſe fejtzujtellen. 

8 2. Der Verkehr mit aus Böhmen ftammenden be- 
wurzelten Neben und Schnittreben innerhalb Böhmens ijt 
frei und erfährt für einzelne Gemeinden oder Gemeinde- 
teile erit dann eine Einſchränkung, jobald hinſichtlich der— 
jelben die 88 1 und 4 des Gejehes vom 3. April 1875, 
RGBl. Nr. 61, in Wirkſamkeit treten. 

S 3, Übertretungen der Bejtimmungen der 88 1 und 2 
unterliegen den im 8 17 des Gefeßes vom 3. April 1875, 
RGBl. Nr. 61, feitgefegten Strafen. 

8 4. Auf die Einfuhr bewurzelter Neben aus Böhmen 
nach den übrigen im Neichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern finden auch fernerhin der $ 2 der Verordnung 
vom 1. März 1890, RGBl. Nr. 34, fowie die fonftigen 
etwa bejtehenden befonderen Borjchriften über die Einfuhr 
von Reben in Die einzelnen im Reichsrate vertretenen 
Königreihe und Länder Anmendung. 

Sinsichtfich der Einfuhr von bewurzelten Neben und 
Schnittreben aus dem Auslande nad) Böhmen, fowie Hin- 
jichtlih der Ausfuhr derartiger Neben aus Böhmen nad) 
dem Auslande und der Durdyfuhr derjelben durch Böhmen 
bleiben die im $ 3 der Verordnung vom 1. März 1890, 
RGBl. Nr. 34, angeführten Vorjchriften maßgebend. 

$ 5. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund— 
machung in Wirkſamkeit. 


Dalmatien. 
Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
21. Mai 1902, 


mit welcher die Punkte I bis einfchließlich VIII der Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
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betreffend die an Seite der politifchen Länderftellen und 
des Aderbauminijteriums als fachliche Beiräte in Reblaus- 
angelegenheiten fungierenden Kommilfionen, beziehungsmweije 
die Verordnungen vom 14. März 1893, RGBl. Nr. 35, 
und vom 19. November 1898, RGBI. Nr. 208, rüdjicht- 
fih Dalmatiens aufgehoben werden und eine Landesfom- 
mijjion für Weinbauangelegenheiten in Dalmatien im Ein- 
vernehmen mit dem en Landesausſchuſſe bejtellt 
wir 


(RGEBl. Nr. 110.) 


I. In Dalmatien hat vom Jahre 1902 angefangen 
eine Landeskommiſſion für Weinbauangelegenheiten als fach— 
licher Beirat der Landesſtelle zu fungieren. 

Die Tätigkeit dieſer Kommiſſion hat ſich auf alle mit 
dem Weinbaue zuſammenhängenden Fragen, alſo auch auf 
die Bekämpfung der Reblaus, zu erſtrecken. 

II. Den Vorſitz in der Landeskommiſſion für Weinbau— 
angelegenheiten führt der Statthalter oder ein von ihm 
hiezu beſtimmter Stellvertreter. 

Stimmberechtigte Mitglieder der Landeskommiſſion ſind: 

a) der Landeskulturreferent der Statthalterei; 

b) der Landeskulturinſpektor; 

c) ein vom Landesausſchuſſe aus feiner Mitte entſendetes 
Mitglied; 

d) ein Vertreter des Landesfulturrates; 

e) die ar Beinbaufommiffäre; 

f) der Fachlehrer für Weinbau an ver t. t. landwirtichaft- 
lichen Lehranſtalt in Spalato; 

g) der Leiter der k.k. landwirtſchaftlich⸗ chemiſchen Ver—⸗ 
ſuchsſtation in Spalato; 

h) zwei vom ec aus den Kreifen der Weinbau 
a ae e eine dreijährige ‘Periode, beziehungs— 
weije für den Reſt derjelben berufene Mitglieder. 
Dem BVorfigenden iſt es anheimgejtellt, nad) Bedarf 

noch andere Fach- und Vertrauensmänner, jedoch ohne 
Stimmredt, den Sitzungen beizuziehen. 

III. Die Kommiffion verfammelt ſich in Zara über 

Einberufung durdy den Vorſitzenden. 


IV. Bu den Sißungen der Landeskommiſſion find ftet3 
alle oben unter II. a) bis h) bezeichneten Mitglieder ein- 
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zuberufen; die Kommifjion hat wenigftens einmal im Jahre 
zujammenzutreten. 


V. Die Mitglieder der Landesfommiffion üben ihre 
Funktionen als unentgeltliches Ehrenamt. 

Die nit am Verfammlungsorte wohnhaften Mitglieder 
und die fein Stimmrecht befigenden Fach-und Bertrauens- 
männer fönnen Diäten im Betrage von 10 K, fowie die 
Vergütung der ihnen durch die Reife von ihrem Wohnorte 
nah Zara und zurüd faktiſch erwachſenden Reijeauslagen 
anjprechen. 

Die bezüglichen Auslagen werden für das unter II. c) 
bezeichnete Mitglied aus Landesmitteln, für die übrigen 
Mitglieder und Vertrauensmänner aus dem Etat des Ader- 
bauminijteriums beftritten. 


VI Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer vom Vorfißenden zu 
beftimmenden, den Entfernungen, fowie der Wefenheit und 
ettvaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenjtände tunlichit 
angemefjenen Frift. 

Den Mitgliedern fteht es frei, in den Sitzungen auch 
jolhe den Wirkungskreis der Kommiffion betreffende An- 
gelegenheiten vorzubringen, melde in die Tagesordnung 
nit aufgenommen find. 


VI. Als fachliches Gutachten der Landesfommiffion gilt 
dasjenige, wofür fi die abfjolute Mehrheit der in der 
Situng anmejenden jtimmberechtigten Mitglieder ausge- 
ſprochen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachten dient das Sihungs- 
protofoll. 

Die von der Kommiffion bejchloffenen Gutachten find 
regelmäßig zu verlautbaren. 


VII Die Sißungsprotofolle werden durch die von 
dem Borfigenden aus dem Amtsperjonale der Kommiffion 
zugewiejenen Schriftführer aufgenommen und haben in ge= 
drängter Fafjung den Gang der Verhandlungen darzuftellen. 

Die Gegenſtände der Tagesordnung, fowie die gefaßten 
Beſchlüſſe find mörtfich anzuführen; bei den Abjtimmungen 
ift das Stimmenverhältnis genau erſichtlich zu machen. 

Bon dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anfichten find 
über Verlangen des Stimmführers in das Protokoll auf- 
zunehmen. 
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Das im Xrtifel X der Verordnung vom 20. Dezember 
1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, einen 
Delegierten in die Zentralfommijfion für vera sen Fe se 
heiten zu wählen, fteht nunmehr der dalmatinischen Landes— 
fommifjion für Weinbauangelegenheiten zu. 

Die Wahl diefes Delegierten hat von den unter II. a) 
bis h) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu erfolgen. 


Kärnten. 
Verordnung der Landesregierung in Kärnten 


23. Dezember 1893, 3. 18461, 
(LGBL. Nr. 37), 


womit auf Grund der internationalen Konvention vom 3. Nov. 1881, 
betreffend die Reblaus, RGBL. Nr. 105 ex 1882, und auf Grund des 
am 10. Nov. 1893 unterfertigten Übereinfommens mit der königlich 
italienischen Regierung, betreffend die Erleihhterung des Verkehres mit 
Begetabilien, verrottetem Stalldünger- Weinlefetrauben und Treſtern 
in den beiderjeitigen Grenzgebieten und mit Ermächtigung des k.k. Ader- 
bauminifteriums 20. Dez. 1893, 3. 20652, nachſtehendes verfügt wird: 


8 1. Bewurzelte und unbewurzelte Pflanzen, Holzgewächſe und alle 
Arten von Begetabilien, mit Ausnahme der Rebe, können von Sfterreich- 
Ungarn nad) Stalien und von Italien nad) Aſterreich-Ungarn ohne Bei- 
bringung der im Artikel 3 der internationalen Berner Reblausfonvention 
vorgejchriebenen Nachweife unter der Bedingung eingeführt werden, daß 
die Sendung aus einer don der Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer 
entfernten SOrtlichkeit ftammt und daß Ddiefelbe in eine von derjelben 
Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer entfernte Örtlichkeit beftimmt ift. 

8 2. Weinlefetrauben, Trefter und Traubenferne, welche aus einer 
in Ofterreich oder in Ftalien gelegenen, von der Grenze nicht weiter al3 
10 Kilometer entjernten Örtlichkeit Italiens oder Öfterreich3 ftammen 
und nad) einer von derjelben Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer ent— 
ernten SÖrtlichfeit bejtimmt find, find bei ihrem Eintritt nad) Stalien 
oder Oſterreich-Ungarn den VBorjchriften des Artikels 2, Alinea 3 und 4, 
der erwähnten internationalen Neblausfonvention nicht unterworfen. 

83. Verrotteter Stalldünger ift zum freien Berfehre in den Grenz— 
zonen zugelaffen, ausgenommen jedoch) für den Fall, daß infolge bes 
Auftretens von Viehfrankheiten die Einfuhr dieſes Gegenftandes im 
Sinne der bezüglich der Viehfanitätspolizei geltenden Geſetze und Vor— 
Khriften verboten werden fann. 

S 4. Wenn Zweifel über die Provenienz der Pflanzen und der ob— 
erwähnten Gegenftände entjtehen, jo können die Zollbehörden verlangen, 
daß dieſelbe durch die Beicheinigung ber Fompetenten Behörde des 
Urfprungslandes nachgewieſen wird. 
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8 5. Selbftverftändlich müfjen alle oberwähnten, zum Verfehre aus 
einer Grenzzone in die andere zugelafjenen Gegenitände aus einer 
reblausfreien Gegend ftammen, und zwar in der Weife, daß nicht nur 
die Weingärten oder Felder, aus welchen die Gegenjtände herrühren, 
fondern auch das ganze Gemeindegebiet, in welchem die betreffenden 
Grundſtücke liegen, immun fein müfjen. 

86. Wird das Vorkommen der Neblaus in einem außer der Örenz- 
zone gelegenen Gemeindegebiete in Rebpflanzungen Fonjtatiert, welche 
an Rebpflanzungen eines in die Grenzzone fallenden Gemeindegebietes 
anrainen, fo finden die Begünftigungen de3 gegenwärtigen Überein- 
fommens auf die aus diefem leßteren Gemeindegebiete herrührenden, 
in Rede ftehenden Pflanzen und Gegenjtände feine Anwendung. 

8 7. In den Grenzzonen ijt beiderfeitig die Einfuhr gebrauchter 
Spaliere und Rebpfähle, dann von Kompoſt und Düngererde verboten. 

88. Die vorftehende Verordnung tritt am 1. Jänner 1894 in Kraft. 


Krain. 
Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
15. Dezember 1902, 


mit welcher die Punkte I bis einschließlich VIII der Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
betreffend die an Geite der politifhen Länderjtellen und 
des Aderbauminijteriums als fachliche Beiräte in Reblaus- 
angelegenheiten fungierenden Kommijjionen, beziehungsmeije 
die Berordnungen vom 14. März 1893, RGBl. Nr. 35, 
und vom 19. November 1898, RGEBl. Nr. 208, rüdjicht- 
lid Krains aufgehoben werden und eine Landesfommijfion 
für Weinbauangelegenheiten in Krain im Einvernehmen 
mit dem frainifchen Landesausſchuſſe bejtellt wird. 


(RED. Nr. 239.) 


I. In rain hat vom Jahre 1903 angefangen eine 
Zandesfommijjion für Weinbauangelegenheiten als fach- 
liher Beirat der Landesitelle zu fungieren. Die Tätigkeit 
diejer Kommilfion hat ji auf alle mit dem Weinbaue 
zujammenhängenden Fragen, alfo auch auf die Befämpfung 
der Reblaus, zu erjtreden. 

II. Den Vorſitz in der Landesfommiffion für Weinbau- 
angelegenheiten führt der Landespräfident oder ein von 
ihm hiezu bejtimmter Stellvertreter. 
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Stimmberedhtigte Mitglieder der Landeskommiſſion find: 
a) der Landesfulturreferent der Landesregierung; 
b) die in Krain vom Staate bejtellten J 
c) zwei vom Landespräſidenten aus den Kreiſen der Wein— 
bauinterejjenten Ich je eine dreijährige Periode, be— 
ziehungsweife für den Reit derjelben — Mitglieder; 
d) ein vom Landesausſchuſſe aus ſeiner Mitte entſendetes 
Mitglied; 
e) der Landes-Weinbauwanderlehrer; 
f) die an den landwirtſchaftlichen Schulen in Krain be— 
jtellten Fachlehrer für Weinbau; 
g) a Delegierter der k. k. Landwirtichaftsgefellichaft für 
rain. 

Dem Borfigenden iſt es anheimgeftellt, nach Bedarf 
noch andere Fach- und Bertrauensmänner, jedodh ohne 
Stimmredt, den Situngen beizuziehen. 

III. Die Kommiffion verfammelt jih in Laibach über 
Einberufung durch den Borfigenden. 

IV. Zu den Sißungen der Landeskommiſſion find ftet3 
alle oben unter II. a) bis g) bezeichneten Mitglieder einzu— 
berufen; die Kommifjion hat wenigjtens einmal im Jahre 
zujammenzutreten. 

V. Die Mitglieder der Landesfommifjion üben ihre 
Funktionen als unentgeltlihes Ehrenamt. 

Die nicht am Verfammlungsorte wohnhaften Mitglieder 
und die fein Stimmrecht bejißenden Fach-und Vertrauens- 
männer fünnen Diäten im Betrage von 10 K, ſowie Die 
Vergütung der ihnen durd die Reife von ihrem Wohnorte 
nah Laibach und zurüd faktifch erwachſenden Reijeauslagen 
ansprechen. 

Die bezüglihen Auslagen werden für die unter II. d), 
e) und £) bezeichneten Mitglieder aus Landesmitteln, für 
die übrigen Mitglieder und Vertrauensmänner aus dem Etat 
des Ackerbauminiſteriums beitritten. 


VI Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer vom Vorſitzenden zu be- 
ftimmenden, den Entfernungen ſowie der Wefenheit und 
etwaigen Dringlichkeit Der Beratungsgegenftände tunlichjt 
angemefjenen Frift. 

Den Mitgliedern fteht e3 frei, in den Sitzungen auch 
jolche den Wirkungsfreis der Kommiſſion betreffende An- 
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gelegenheiten vorzubringen, welche in die Tagesordnung 
nicht aufgenommen find. 

VII. Als fachliches Gutachten der Landesfommilfion gilt 
dasjenige, wofür ſich die abjolute Mehrheit der in der 
Sitzung anmejenden jtimmberecdtigten Mitglieder ausge- 
ſprochen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protofolf. 

Die von der Kommiffion befchlojfenen Gutachten ſind 
regelmäßig zu verlautbaren. 

VII. Die Situngsprotofolle werden durch die von 
dem Vorſitzenden aus dem Amtsperjonale der Kommijfion 
zugemwiejenen Schriftführer aufgenommen und haben in ge— 
drängter Fafjung den Gang der Verhandlungen darzuftellen. 

Die Gegenftände der Tagesordnung, fowie die gefaßten 
Beichlüffe find wörtlich anzuführen; bei den Abjtimmungen 
ift das Stimmenverhältnis genau erfichtlih zu machen. 

Bon dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anfichten find 
über Verlangen des Stimmführers in das Protofoll auf- 
zunehmen. 

Das im Urtifel X der Verordnung vom 20. Dezember 
1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, einen 
Delegierten in die Zentralfommijfion für Reblausangelegen- 
heiten zu wählen, jteht nunmehr der frainifchen Landes— 
fommijjion für Weinbauangelegenheiten zu. 

Die Wahl dieſes Delegierten hat von den unter II. a) 
bis g) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu erfolgen. 


Küftenland. 


Kundmachung der Eüftenländifchen Statthalterei 
24. Dezember 1893, 3. 22804, 
(LGBl. Nr. 39.), 


womit auf Grund der internationalen Konvention vom 3. Nov. 1881, 
betreffend die Reblaus, RGB. Nr. 105 ex 1882, und auf Grund des 
am 10. Nov. 1893 unterfertigten Übereinfommens mit der füniglid) 
italienischen Regierung, betreffend Die Erleichterung des Verfehres mit 
Qegetabilien, verrottetem Stalldünger, Weinlefetrauben und Trejtern 
in den beiderfeitigen Grenzgebieten und mit Ermächtigung des k.k. Ader- 
bauminijteriums 20. Dez. 1893, 3. 20652, nachſtehendes verfügt wird: 


Bewurzelte und unbewurzelte Pflanzen, Holzgewächſe und alle 
Arten von Begetabilien, mit Ausnahme der Nebe, können von Ofterreich- 
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Ungarn nad Ftalien und von Jtalien nad) Öfterreih-Ungarn ohne Bei- 
bringung der im Artifel 3 der internationalen Berner Reblausfonvention 
porgefchriebenen Nachweiſe unter der Bedingung eingeführt werden, daß 
die Sendung aus einer von ber Grenze nicht weiter als 10 Kilometer 
entfernten Örtlichkeit ftammt und daß diefelbe in eine von berjelben 
Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer entfernte Ortlichfeit bejtimmt iſt. 

Weinlefetrauben, Trefter und Traubenferne, welde aus einer 
in Ofterreich oder in Italien gelegenen, von der Grenze nicht weiter al3 
10 Kilometer entfernten Ortlichkeit Italiens oder OÖſterreichs ftammen 
und nad) einer von derjelben Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer ent— 
fernten Örtlichleit beftimmt find, find bei ihrem Eintritt nach Stalien 
oder Öfterreiche Ungarn den Borfchriften des Artifel3 2, Alinea 3 und 4, 
der erwähnten internationalen Reblausfonvention nicht unterworfen. 

Verrotteter Stalldünger ift zum freien Verkehre in den Grenz 
zonen zugelaffen, ausgenommen jedoch für den Tall, daß infolge des 
Auftretens von Biehfranktheiten die Einfuhr diefes Gegenftandes im 
Sinne der bezüglich der Viehfanitätspolizei geltenden Geſetze und Vor— 
fchriften verboten werden Fann. 

Wenn Zweifel über die PBrovenienz der Pflanzen und der ob» 
erwähnten Gegenjtände entjtehen, jo können die Zollbehörden verlangen, 
daß diefelbe durch die Beicheinigung der kompetenten Behörde des 
Urfprungslandes nachgewieſen wird. 

Selbſtverſtändlich müſſen alle oberwähnten, zum Verkehre aus 
einer Grenzzone in Die andere zugelafjenen Gegenftände aus einer 
reblausfreien Gegend ftammen, und zwar in der Weife, daß nicht nur 
die Weingärten oder Felder, aus welchen die Gegenftände herrühren, 
fondern auch das ganze Gemeindegebiet, in welchem die betreffenden 
Grundftüde liegen, immun fein müfjen. 

Wird das Vorfommen ber NReblaus in einem außer der Grenz- 
zone gelegenen Gemeindegebiete in Rebpflanzungen fonjtatiert, welche 
an Rebpflanzungen eines in die Grenzzone fallenden Gemeindegebietes 
anrainen, fo finden Die Begünftigungen de3 gegenmärtigen Überein- 
fommen3 auf die aus dieſem leßteren Gemeindegebiete herrührenden, 
in Nede ftehenden Pflanzen und Gegenftände feine Anwendung. 

Sn den Grenzzonen iſt beiderfeitig die Einfuhr gebrauchter 
Spaliere und Rebpfähle, dann von Kompoft und Düngererde verboten. 

Die vorjtehende Verordnung tritt am 1. Jänner 1894 in Kraft. 

Mit obigem Termine tritt die Kundmachung vom 17. März 1889, 
3. 3457, LOB. Nr. 11, außer Wirkſamkeit. 
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Mähren. 


Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
13. Dezember 1902, 


mit welcher die Punfte J bis einfchließlich VIII der Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
betreffend die an Seite der politifchen Landesjtellen und 
des Aderbauminifteriums als fachliche Beiräte in Reblaus- 
angelegenheiten fungierenden Kommijjionen, beziehungsmeije 
die Verordnungen vom 14. März 1893, RGBl. Wr. 35, 
und vom 19. —— 1898, RGBl. Nr. 208, rückſicht— 
lich Mährens aufgehoben werden und eine Landeskommiſſion 
für Weinbauangelegenheiten in Mähren im Einvernehmen 
mit dem maähriſchen Landesausſchuſſe beſtellt wird. 


(RGBl. Nr. 238.) 


I. In Mähren hat vom Jahre 1903 angefangen eine 
Landeskommiſſion für Weinbauangelegenheiten als fachlicher 
Beirat der Landesitelle zu fungieren. Die Tätigkeit dieſer 
Kommilfion hat fich auf alle mit dem Weinbaue zujammen- 
es Biere Fragen, alfo auch auf die Belämpfung der 

eblaus, zu erjtreden. 

II. Den Vorſitz in der Landestommiffion für Weinbau 
angelegenheiten führt der Statthalter oder ein von ihm 
hiezu bejtimmter Stellvertreter. 

Stimmberedhtigte Mitglieder der Landeskommiſſion 
ind: 

a) der Landesfulturreferent der Statthalterei; 

b) die in Mähren vom Staate bejtellten Weinbaufacdhor- 


ane; 

c) * vom Gtatthalter aus den Kreiſen der Weinbau— 
interefjenten für je eine dreijährige Periode, bezie- 
— für den Reſt derſelben berufene Mit— 
lieder; 

d) * vom Landesausſchuſſe aus ſeiner Mitte entſen— 
detes Mitglied; 

e) die an den landwirtſchaftlichen, ſowie an den Wein— 
und Objtbaulehranftalten in Mähren bejtellten Fach— 
lehrer für Weinbau; Ä 

f) je ein Vertreter der beiden Sektionen des Landeskultur— 
rates. 
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Dem Vorfigenden ijt es anheimgeftellt, nach Bedarf 
noch andere Fach- und VBertrauensmänner, jedoch ohne 
Stimmredt, den Sitzungen beizuziehen. 

III. Die Kommiffion verfammelt fih in Brünn über 
Einberufung durch den Vorfigenden. 

IV. Zu den Sißungen der Landesfommiffion find ftet3 
alle oben unter II. a) bis f£) bezeichneten Mitglieder ein- 
zuberufen; die Kommiffion hat wenigitens einmal im Jahre 
aufammenzutreten. 


V. Die Mitglieder der Landesfommiffion üben ihre 
Funktionen als unentgeltlihes Ehrenamt. 

Die nicht am Berfammlungsorte a Mit- 
glieder und die fein Stimmrecht befigenden Fach- und Ver— 
trauensmänner fönnen Diäten im Betrage von 10 K, 
omwie die Vergütung der ihnen durch die Reife von ihrem 

ohnorte nah Brünn und zurüd faktiſch ermachjenden 
Neifeauslagen anſprechen. 

Die bezüglichen Auslagen werden für die unter II. d) 
und e) bezeichneten Mitglieder aus Landesmitteln, für 
die übrigen Mitglieder und Bertrauendmänner aus dem 
Etat des Aderbauminifteriums beftritten. 


VI. Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer vom Vorfigenden zu 
beftimmenden, den Entfernungen, jowie der Wejenheit und 
etwaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenftände tunlichft 
angemefjenen Frift. 

Den Mitgliedern fteht e3 frei, in den Sitzungen auch 
jolche, den Wirkungskreis der Kommiſſion betreffende Ans 
gelegenheiten ——— welche in der Tagesordnung 
nicht aufgenommen ſind. 

VII. Als fachliches Gutachten der Landeskommiſſion 
gilt dasjenige, wofür ſich die abſolute Mehrheit der in 
der Sitzung anweſenden ſtimmberechtigten Mitglieder aus— 
geſprochen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protokoll. 

Die von der Kommiſſion beſchloſſenen Gutachten ſind 
regelmäßig zu verlautbaren. 

VIII. Die Sitzungsprotokolle werden durch die von 
dem Vorſitzenden aus dem Amtsperſonale der Kommiſſion 
zugewieſenen Schriftführer aufgenommen und haben in 
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—— Faſſung den Gang der Verhandlungen dar— 
zuſtellen. 

Die Gegenſtände der Tagesordnung ſowie die ge— 
en Beichlüffe find mörtlih anzuführen; bei Den 

bitimmungen ijt das Stimmenverhältnis genau erjicht- 
lich zu machen. 

Von dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anſichten 
ſind über Verlangen des Stimmführers in das Protokoll 
aufzunehmen. 

Das im Artikel X der Verordnung vom 20. De— 
zember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, 
einen Delegierten in die Zentralkommiſſion für Reblaus— 
angelegenheiten zu wählen, jteht nunmehr der mährijchen 
Zandesfommiffion für Weinbauangelegenheiten zu. 

Die Wahl diefes Delegierten Hat von den unter II. a) 
bis f) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu er— 


folgen. 


Niederöſterreich. 


Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
22. April 1897, 


mit welcher die Verordnungen vom 20. Dezember 1885 
(RGBl. Nr. 5 ex 1886), beziehungsweiſe vom 14. März 
1893 (RGBl. Nr. 35), betreffend die an Geite der poli- 
tiſchen Zandesjtellen und des Aderbauminifteriums als fach- 
liche Beiräte in Reblausangelegenheiten fungierenden Kom— 
miffionen, bezüglich Niederöfterreich8 im Einvernehmen mit 
dem niederöfterreichifchen Landesausjchuffe abgeändert werden. 


(RGBl. Nr. 101.) 


Zu I In Niederöjterreih hat vom Jahre 1897 an- 
gefangen an Stelle der mit der Verordnung vom 20. De- 
— 1885 (RGEBl. Nr. 5 ex 1886) eingeſetzten Landes— 
ommifjion für Neblausangelegenheiten eine Landes— 
fommijjion für Weinbauangelegenheiten al3 fachlicher Bei- 
rat der Landesitelle zu fungieren. 

Die Tätigkeit diefer Kommiſſion hat fi) auf alle mit 
dem Weinbaue zujammenhängenden Fragen, aljo auch auf 
die Bekämpfung der Reblaus zu erftreden. 
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Zu II Den Borfig in der Landesfommilfion für 
Weinbauangelegenheiten führt der Statthalter oder ein von 
ihm hiezu bejtimmter Stellvertreter. 

Stimmberedtigte Mitglieder der Landeskommiſſion find: 

a) der Landesfulturreferent der Statthalterei; 

b) der technifche Konjulent für Neblaus- und Weinbau- 
a im Aderbauminijterium; 

c) der Weinbaufachlehrer an der k.k. önologiſchen und 
pomologiſchen Lehranſtalt in Kloſterneuburg; 

d) die ſonſtigen in Niederöſterreich vom Staate be— 
ſtellten Weinbaufachorgane; 

e) zwei vom Statthalter aus den Kreiſen der Wein— 
bauinterefjenten auf je eine dreijährige Funktions— 
dauer berufene Fachmänner; 

f) der Referent für Weinbau des niederöfterreihiichen 
Zandesausfchuffes; 

g) nachjtehende, für Zwecke des Weinbaues beitellte land- 
Ichaftlide Funktionäre, und zwar: 

1. der niederöfterreichiiche Landeswanderlehrer für 
BWeinbau- und Kellerwirtichaft und Leiter der nieder» 
öjterreichifchen Landesrebanlagen 

2. der mit der Leitung der niederöjterreihiichen 
Landesrebſchule in Korneuburg betraute Landes- 
beamte, 

3. die an den niederöfterreichiihen Landes— 
winzerfchulen, Wein- und Obſtbauſchulen und Ader- 
bauſchulen bejtellten Weinbaufachlehrer; 

h) zwei vom Borjigenden aus der Reihe der vom Staate 
und Lande beftellten Vertrauensmänner für Erteilung 
* Reblausvorſchüſſen fallweiſe zu berufenden Mit— 
glieder; 

i) ein Delegierter der k. Ef. niederöſterreichiſchen Land— 

wirtſchaftsgeſellſchaft. 

Dem Vorſitzenden iſt es anheimgeſtellt, nach Bedarf 
noch andere Fach- und Vertrauensmänner, jedoch ohne 
Stimmrecht, den Sitzungen beizuziehen. 

Zu II. Die Kommiſſion verſammelt ſich in Wien 
über Pi durch den PVorfigenden. 

Zu IV. Bu Den Situngen der 2 en jind 
ftetS alle oben unter a) bis i) bezeichneten Mitglieder 
einzuberufen; die Kommiſſion hat wenigftens zweimal im 
Sahre zufammenzutreten. 
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Zu V. Die Mitglieder der Landestommiffion üben 
ihre Funktionen al3 unentgeltliche® Ehrenamt. 

Die nit am Verfammlungsorte wohnhaften Mit- 
— und die kein Stimmrecht beſitzenden Fach- und 

ertrauensmänner können Diäten im Betrage von 10K, 

jowie die Vergütung der ihnen durch die Reife von 
ihrem Wohnorte zum Berfammlungsorte und zurüd fal- 
tiſch erwachſenden Reiſeauslagen anjprecden. 

Die bezüglichen Auslagen werden für die unter f) 
und g) bezeichneten Mitglieder aus Landesmitteln, für 
die übrigen Mitglieder und VBertrauensmänner aus dem 
Etat de3 Aderbauminifteriums bejtritten. 

(Vorſtehende Fafjung erhielten die Artikel II, IV und V durch 

die Verordnung de3 Aderbauminifteriums vom 30. Jänner 1902, 
RGBl. Nr. 30.) 

3u VII As fachlicher Rat der Landeskommiſſion gilt 
dasjenige, wofür fih die abfolute Mehrheit der in 
Sitzung anmejenden ftimmberedtigten Mitglieder ausge— 
ſprochen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protofoll. 

Die von der Kommiſſion bejchloffenen Gutachten ſind 
regelmäßig zu verlautbaren. 

Die Artikel VI und VIII der Verordnung vom 20. De— 
zember 1885 (RGBl. Nr. 5 ex 1886) finden auch auf 
die niederöfterreichiihe Landestommiffion in Weinbau- 
angelegenheiten jinngemäß Anwendung. 

Das im Mrtifel X bezeichnete Recht, einen Dele- 
ierten in die Zentralfommiffion für Reblausangelegen- 
A zu wählen, jteht nunmehr der niederöjterreichifchen 
Zandesfommiffion in Weinbauangelegenheiten für das 
Sahr 1897 und dann für jede dreijährige Funktions— 
periode zu. 


Steiermarf. 
Verordnung des Aderbauminifteriums vom 
5. Quni 1908, 
mit mwelcher die Punkte I bis einfchließlich VIII der Ver— 


ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
betreffend die an Geite der politifchen Landesſtellen und 
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des Aderbauminijteriums als fachliche Beiräte in Reblaus- 
angelegenheiten fungierenden Kommiffionen, beziehungsmweije 
die Verordnungen vom 14. März 1893, RGBl. Nr. 35, 
und vom 19. November 1898, RGBl. Nr. 208, rüdjichtlich 
Steiermarf3 aufgehoben werden und eine Landesfommijfion 
für Weinbauangelegenheiten in Steiermarf im Einvernehmen 
mit dem jteiermärfifchen Landesausſchuſſe bejtellt wird. 


(RGBl. Nr. 128.) 


I. In Steiermark hat vom Fahre 1903 angefangen 
eine Landeskommiſſion für Weinbauangelegenheiten als 
fachlicher Beirat der Landesjtelle zu fungieren. 

Die Tätigkeit dieſer Kommiſſion hat ji auf alle 
mit dem Weinbaue zufammenhängenden Fragen, aljo auch 
auf Befämpfung der Reblaus, zu erjtreden. 

II. Den Borjig in der Landeskommiſſion für Wein- 
bauangelegenheiten führt der Statthalter oder ein von 
ihm hiezu bejtimmter Stellvertreter. 

Stimmberedhtigte Mitglieder der Landeskommiſſion find: 

a) der Landesfulturreferent der Statthalterei; 

b) die in Gteiermarf vom Staate bejtellten Weinbau 
fachorgane; 

c) zwei vom Gtatthalter aus den reifen der Wein- 
bauinterejjenten für je eine dreijährige Periode, bezie- 
hungsweiſe für den Rejt derjelben berufene Mitglieder; 

d) ein vom Landesausschuffe aus feiner Mitte entjendetes 
Mitglied; 

e) die vom Lande bejtellten Weinbaufachorgane; 

f) ein an einer Aderbau-, Wein- und Objtbaujchule in 
Steiermarf bejtellter Fachlehrer für Weinbau; 

g) ein Delegierter der f. FE. fteiermärfifchen Landwirt» 
ihaftsgefelfichaft; 

h) einer der Direktoren der landwirtſchaftlich-chemiſchen 
Berjuchsjtationen in Gteiermarf. 

Dem Borfigenden iſt es anheimgejtellt, nach Bedarf 
nod; andere Fach- und PVertrauensmänner, jedoch) ohne 
Stimmredt, den Sißungen beizuziehen. 

II. Die Kommiffion verjammelt fih in Graz über 
Einberufung durch den Borfigenden. 

IV. Zu den Gißungen der Landesfommijfion find 
jtet8 alle unter II. a) biS h) bezeichneten Mitglieder ein- 
zuberufen. 
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V. Die Mitglieder der Landestommiffion üben ihre 
Funktionen als unentgeltlihes Ehrenamt. 

Die nicht am Verfammlungsorte mohnhaften get 
— und die kein Stimmrecht beſitzenden Fach- und 
ertrauensmänner können Diäten im Betrage von 10 K 
fowie die Vergütung der ihnen durch Die Reife von 
ihrem Wohnorte nah) Graz und zurüd faktiſch erwach— 
fenden Reijeauslagen anjprecen. 

Die bezüglichen Auslagen werden für die unter II. d), 
e), £), und h) bezeichneten Mitglieder aus Landesmitteln, 
für die übrigen Mitglieder und VBertrauensmänner aus 
dem Etat des Aderbauminijteriums bejtritten. 


VI. Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer vom Vorſitzenden zu 
beftimmenden, den Entfernungen fowie der Wejenheit und 
etwaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenjtände tunlichjt 
angemejjenen Friſt. 

Den Mitgliedern jteht e3 frei, in den Sigungen auch 
jolde, den Wirfungsfreis der Kommiſſion betreffende An— 
gelegenheiten vorzubringen, welche in die Tagesordnung 
nicht aufgenommen ſind. 


VII. Als fachliches Gutachten der Landeskommiſſion 
gilt dasjenige, wofür ſich die abſolute Mehrheit der in 
der Sitzung —— ſtimmberechtigten Mitglieder aus— 
geiprochen. hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protokoll. 

Die von der Kommiſſion beſchloſſenen Gutachten ſind 
regelmäßig zu verlautbaren. 


VIII. Die Sitzungsprotokolle werden durch die von 
dem Vorſitzenden aus dem Amtsperſonale der Kommiſſion 
zugewieſenen Schriftführer aufgenommen und haben in 
gedrängter Faſſung den Gang der Verhandlungen dar— 
zuſtellen. 

Die Gegenſtände der Tagesordnung ſowie die ge— 
— —2 ſind wörtlich anzuführen; bei den 

bſtimmungen iſt das Stimmenverhältnis genau erſicht— 
lich zu machen. 

Von dem gefaßten Beſchluſſe abweichende Anſichten 
ſind über Verlangen des Stimmführers in das Protokoll 
aufzunehmen. 


Geſ. Sig. VIII/2. Feldſchutzgeſetz. 24 
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Das im Artikel X der Verordnung vom 20. De- 
zember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, 
einen Delegierten in die Zentralfommijjion für Reblaus- 
angelegenheiten zu wählen, jteht nunmehr Der fteier- 
märfifhen Landesfommifjion für Weinbauangelegen- 
heiten zu. 

Die Wahl diefes Delegierten hat von den unter II. a) 
bi8 h) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu er— 
folgen. 


Tirol. 
Berordnung des Aderbauminifteriums vom 
5. Nebruar 1902, 


mit welcher die Punkte I bis einfchließlic” VIII der Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, 
betreffend die an Seite der politiihen Landesitellen und 
des Aderbauminifteriums als fachliche Beiräte in Reblaus— 
angelegenheiten fungierenden Kommifjionen, beziehungsweife 
die Verordnungen vom 14. März 1893, RGBl. Nr. 35, 
und vom 19. November 1898, RGBl. Nr. 208, rüdfichtlich 
Zirol® aufgehoben merden und eine Landeskommiſſion 
für Weinbauangelegenheiten in Tirol im Einvernehmen 
mit dem Tiroler Landesausſchuſſe bejtellt wird. 
(RGBl. Nr. 32.) 

I. In Tirol Hat vom Jahre 1902 angefangen 
eine Landesfommilfion für Weinbauangelegenheiten als 
fachlicher Beirat der Landesitelle zu fungieren. 

Die Tätigfeit diefer Kommilfion Hat jih auf alle 
mit dem Weinbaue zujammenhängenden Fragen, alfo aud 
auf Belfämpfung der Neblaus, zu erjtreden. 

II. Den Borfig in der Landesfommijlion für Wein- 
bauangelegenheiten führt der Statthalter oder ein von 
ihm hiezu bejtimmter Stellvertreter. 

Stimmberedhtigte Mitglieder der Landesfommiffion find: 

a) der Landesfulturreferent der Statthalterei; 
b) ein vom Landesausfchuffe aus feiner Mitte entjendetes 

Mitglied; 

e) je ein PVertreter der beiden Geftionen de3 Landes— 
fulturrates; 
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d) ein Vertreter des Verbandes der Tandwirtjchaftlichen 
Bezirksgenofjenichaften Deutih-Südtirols in Bozen; 

e) ein von der 2. Geftion des Landesfulturrates in 
Trient aus den Yachfreifen ihres Gebietes zu mwählen- 
des Mitglied; 

f) der jeweilige Direktor der landwirtichaftlichen Landes— 
lfehranftalt und Berjuchsitation in ©. Michele oder 
dejjen Stellvertreter; 

g) zwei vom Statthalter aus den reifen der Weinbau- 
interejjenten für je eine dreijährige Periode, bezie- 

ungsweife für den Reit derjelben, berufene Mitglieder. 
(3 beratendes Mitglied ijt der Landesweinbau- 
kommiſſär den Sibungen beizuziehen. 

Dem Vorfigenden iſt es anheimgejtellt, nad) Bedarf 
noch andere Fach- und PBertrauensmänner, jedoch ohne 
Stimmredt, den Situngen beizuziehen. 

III. Die Kommiffion verfammelt jih in Innsbruck über 
Einberufung durch den Vorſitzenden. 

IV. Zu den Gißungen der Landeskommiſſion ſind 
ſtets alle oben unter Il. a) bis g) bezeichneten Mit- 
glieder und der Weinbaukommiſſär einzuberufen; die Kom— 
miffion hat menigjtens einmal im Jahre zujammen- 
zutreten. 


V. Die Mitglieder der Landesfommijfion üben ihre 
Yunktionen als unentgeltlihes Chrenamt. 

Die nit am Perfammflungsorte wohnhaften Mit- 
glieder und die fein Stimmrecht bejigenden Fach- und 
Bertrauensmänner fönnen Diäten im Betrage von 10 K 
jowie die Vergütung der ihnen durch Die Reife von 
ihrem Wohnorte nad; Innsbruck und zurüd faktifch erwach— 
jenden Reiſeauslagen anjpreden. 

Die bezüglichen Auslagen werden für die unter II. b) 
und f) bezeichneten Mitglieder und für den Weinbau- 
kommiſſär aus Landesmitteln, für die übrigen Mitglieder 
und Bertrauensgmänner aus dem Etat des WUderbau- 
minijteriums beftritten. 

VI Die Einladung der Mitglieder erfolgt unter Mit- 
teilung der Tagesordnung in einer dom Borjißenden zu 
bejtimmenden, den Entfernungen fowie der Wejenheit und 
etwaigen Dringlichkeit der Beratungsgegenftände tunlichit 
angemeſſenen Frift. 

24* 
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Den Mitgliedern jteht e3 frei, in den Sißungen auch 
jolhe, den Wirfungsfreis der Kommijjion betreffende An- 
gelegenheiten vorzubringen, melde in die Tagesordnung 
nicht aufgenommen jind. 

VI. As fachliches Gutachten der Landesfommijfion 
gilt dasjenige, wofür ſich die abjolute Mehrheit der in 
der Situng anmefenden jtimmberedtigten Mitglieder aus- 
gejprochen hat. 

Als Ausfertigung des Gutachtens dient das Sitzungs— 
protofoll. 

Die von der Kommiffion bejchlojfenen Gutachten jind 
regelmäßig zu verlautbaren. 

VII. Die Sißungsprotofolle werden durch die von 
dem Borjigenden aus dem Amtsperjonale der Kommijjion 
zugewiefenen Schriftführer aufgenommen und Haben in 
gedrängter Faſſung den Gang der Berhandlung dar— 
zuftellen. 

Die Gegenitände der Tagesordnung ſowie die ge— 
gejapten Beichlüffe find mörtlih anzuführen; bei den 

bjtimmungen ijt das Stimmenverhältnis genau erjicht- 
fih zu maden. 

Bon dem gefaßten Pre abmweichende Anjichten 
jind über Verlangen des Stimmführerd in das Protokoll 
aufzunehmen. 

Das im Ürtifel X der Verordnung vom 20. De— 
zember 1885, RGBl. Nr. 5 ex 1886, bezeichnete Recht, 
einen Delegierten in die Bentrallommiffion für Reblaus- 
angelegenheiten zu wählen, fteht nunmehr der Tiroler 
Landeskommiſſion für Weinbauangelegenheiten zu. 

Die Wahl diefes Delegierten hat von den unter II. a) 
et g) bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte zu er- 
olgen. 


Verordnung des k. k. Statthalters vom 15. Te 
bruar 1900, 3. 4764, 


betreffend die Überwachung des Weinbaugebietes behuf3 Ver— 
Hinderung der Einfchleppung der Reblaus in Tirol. 
(LEBT. Nr. 14.) 


Behufs wirkſamer Überwachung des bisher noch unver- 
feuchten Weinbaugebietes in Tirol und möglichſter Ver— 
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hinderung der Einjchleppung der Reblaus, beziehungsweije 
raſcher Entdedung von etwa doch entjtehenden Seuchen- 
— finde ich über Antrag der Landeskommiſſion für 
eblausangelegenheiten in Tirol im Einvernehmen mit 
dem Tiroler Landesausſchuſſe und dem Landeskulturrate 
zu verordnen: 

1. Mit der Durchführung des bisher den Lokal— 
kommiſſionen in Reblausangelegenheiten übertragenen 
Uberwachungsdienſtes werden die landwirtſchaftlichen Be— 
zirksgenoſſenſchaften betraut. 

Die noch bejtehenden Lokalkommiſſionen in Reblaus- 
angelegenheiten werden hiemit aufgelöit. 

2. Zur Durhführung der den landwirtichaftlichen Be— 
zirksgenoſſenſchaften im Weinbaugebiete hHiemit über- 
tragenen Aufgabe hat der leitende nl os jeder Diejer 
Genoſſenſchaften einen aus drei bis fünf Mitgliedern be— 
jtehenden Sonderausfhuß für Neblausangelegenheiten zu 
wählen (Reblausbezirfsfommiffion). Der Obmann der Be- 
zirksgenoſſenſchaft dieſem Ausſchuſſe in der Regel als 
Vorſitzender und Leiter angehören, doch iſt es nicht aus— 
geſchloſſen, daß ein anderes Mitglied des Genoſſenſchafts— 
ausjchuffes von diefem zum Vorſitzenden der Neblaus- 
bezirfsfommiffion gewählt wird. Derjelbe bedarf aber dann 
der Bejtätigung der politiichen Bezirfsbehörde. 

Die landwirtſchaftliche Bezirksgenoſſenſchaft hat Die 
Namen des Obmannes und der Mitglieder der Neblaus- 
bezirfsftommiffion ſtets auch jener Sektion des Landes- 
fulturrate®s mitzuteilen, welcher die Genoſſenſchaft zu— 
gehört. 

In die Bezirksfommiffion für Reblausangelegenheiten 
fann der Genofjenihaftsausihug auch Perjonen mählen, 
die der Genofjenjchaft nicht angehören, deren Mitwirkung 
an den Urbeiten der Bezirkskommiſſion aber als bejonders 
mwünfchenswert und im Intereſſe der Sache erſprießlich 
erjcheint (Geiftliche, Lehrer, Beamte und andere Perſonen). 

Beſonders gilt dies für die Perſon des Gejchäftsführers 
(Referenten) (Art. 4). 

Der Ausfhuß der Tandwirtjchaftlihen Bezirfsgenofjen- 
ihaft und in3befondere der Obmann derjelben haben darauf 
zu jehen, daß die Reblaus-Bezirkskommiſſion ſich ihren Auf- 
gaben mit größtem Ernjte und Fleiße mwidme, und bleiben 
diejelben für die entfprechende Durchführung der Obliegen- 
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heiten der Bezirfsfommijjion, die nur ein Hilfsorgan der 
Genoſſenſchaft ift, der politischen Behörde und dem Landes- 
fulturrate verantwortlich. 

Kommt daher die Reblaus-Bezirksfommijjion oder ein- 
zelne Mitglieder derjelben ihren Verpflichtungen nicht nach, 
jo hat die Bezirksgenofjenjchaft für entjprechenden Erſatz 
zu jorgen. 

3. Sollte für einen Weinbaubezirf eine landwirtſchaft— 
fihe Genoſſenſchaft nicht bejtehen, oder die bejtehende Be— 
zirkögenojjenjchaft die ihr in diejer Verordnung anvertraute 
Aufgabe nicht übernehmen wollen, oder aber den über- 
nommenen Verpflichtungen nicht in entjprechender Weije 
nachkommen, jo fann die betreffende Sektion des Landes- 
fulturrates im Einvernehmen mit der Gtatthalterei aus 
Männern ihres Vertrauens eine eigene von der Bezirks— 
genojjenihaft unabhängige Reblauskommiſſion für den Bezirk 
ernennen. 

4. Die Reblaus-Bezirksfommifjion kann behufs Siche- 
rung der an hr Abwicklung der Gejchäfte eine ge- 
eignete, möglichjt ſachkundige Perjönlichkeit aus ihrer Mitte 
zum Gejchäftsführer (Referenten) wählen, fall® nicht der 
Obmann der Bezirfstommijjion jelbjt die Obliegenheiten 
des Geſchäftsführers übernimmt. 

5. Im Falle der Geſchäftsführer oder andere Mit— 
glieder der Reblaus-Bezirkskommiſſion mit Zuſtimmung des 
Obmannes der Bezirksgenofjenjchaft im Intereſſe ihrer Auf- 
gabe Begehungen innerhalb ihres Tätigfeitögebietes aus— 
führen müjjen, können dieſelben von der Bezirksgenoſſen— 
ihaft eine Vergütung ihrer Reijfeauslagen beanjpruden. 

Sn der Regel wird denjelben bei Verwendung außer- 
halb ihres Wohnortes für einen halben Tag eine Gebühr 
von 4 K, für einen ganzen Tag (ohne zu übernadten) 
eine jolhe von 6 K, und falls fie auch die Nacht außer— 
halb ihres Wohnortes zubringen, ein Betrag von 8 K an— 
zumeijen jein. 

Die von der Genojjenjchaft bejtrittenen Reijeauslagen 
fönnen derjelben von der zugehörigen Sektion des Landes— 
fulturrates über begründetes Anjuchen zurüderjegt werden. 

Sn bejonders berüdjihtigungswerten Fällen Tann der 
Landesfulturrat eifrigen und dabei bedürftigen Geſchäfts— 
führern auch eine mäßige NRemuneration für eine außer— 
ordentlihe und erfolgreiche Tätigfeitsentfaltung gewähren. 
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Zur Vergütung diefer Auslagen, ſowie der im nächſten 
Abſatze erwähnten Barauslagen der Bertrauensmänner wird 
von jeder Sektion des Landesfulturrates jährlih ein ent— 
prechender Betrag in das Präliminare der zu gleichen 

eilen vom Staate und Lande zu diefem bejonderen Zwecke 

zu gewährenden Subvention eingejtellt werden. 

6. Die Tandwirtjchaftlihden Bezirksgenojjenichaften 
wählen zur Unterftüßung ihres Reblaus-Sonderausjchufjes 
in den einzelnen Gemeinden ihres Bezirkes über Vorſchlag 
der jeweiligen Gemeindevorftehung VBertrauensmänner (Ver— 
trauensmänner in Reblausangelegenheiten). 

Se nach Bedarf und Zwedmäßigfeit können für eine 
Gemeinde bloß ein PVertrauensmann oder in größeren 
Gemeinden deren mehrere, etwa je einer für jede Fraktion 
gewählt werden. Es ijt auch zuläfjig, daß ein VBertrauens- 
mann für zwei oder jelbjt mehrere ganz Fleine benachbarte 
Gemeinden bejtimmt wird. 

Das Amt eines Bertrauensmannes in Reblaus— 
angelegenheiten ijt als ein Ehrenamt anzujehen, doch können 
den VBertrauensmännern in bejonders berüdjichtigungswerten 
Fällen allfällige Barauslagen von der Bezirksgenojjenjchaft 
erjeßt werden. 

Die Gemeindevorjtehung iſt verpflichtet, die Vertrauens- 
männer in NReblausangelegenheiten in der Erfüllung ihrer 
Aufgaben in jeder Weije wirkſam zu unterjtügen. 

Nach Bedarf und über Anjuchen des VBertrauensmannes 
hat die Gemeindevorftehung eine Anzahl ſachkundiger Männer 
in der Gemeinde, etwa je einen für jede Gemarfung zu 
wählen, melde dem Bertrauensmanne der Bezirksgenoſſen— 
ihaft zur Seite zu jtehen und denjelben über die in ihrer 
a gemachten Wahrnehmungen ftetS zu unterrichten 

aben. 

7. Jeder Vertrauensmann foll ein Tagebuch führen, 
in welches alle feine Aufgabe berührenden Wahrnehmungen 
und erhaltenen Mitteilungen jogleich einzutragen jind. 

Seine Aufgabe iſt es namentlich: 

a) mit Hilfe der ihm allfällig von der Gemeindevorjtehung 
zur Unterftüßung zugewiejenen Männer den Stand 
der Weingärten in dem ihm zur Überwachung zus 
gewiejenen Gebiete fortwährend zu beobachten und 
namentlich feine Aufmerkfjamfeit dahin zu richten, ob 
fih in den Nebpflanzungen feine Franfhaften oder 
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anormalen Ericheinungen zeigen, welche möglicherweise 
durch das Auftreten der Reblaus hervorgerufen fein 
fönnten. 

Mindeſtens einmal im Jahre aber, und zwar in 
den Monaten Juni oder Juli foll jeder Vertrauens- 
mann die Weingärten in dem ihm zur Überwachung 
anvertrauten Gebiete, womöglich in jeder Gemarfung 
in Begleitung eines Diejelbe genau fennenden Weine 
bauers ſelbſt begehen, um die Gewähr zu Haben, daß 
feine bedenkliche Erjcheinung feiner Wahrnehmung ent» 


geht; 
b) jich zu überzeugen, ob von der Bevölferung die gejeß- 


c 


) 


lichen Borjchriften bezüglich der Reblaus genau ein— 
gehalten merden. 

Ganz befonders hat er ftrenge auf die gemifjenhafte 
Beobahtung der Verordnung des f. k. Aderbaumini- 
fteriums3 vom 1. Dezember 1890, RGBT. Nr. 210, zu 
jehen, nach welcher in Tirol nur folhe außerhalb des 
jeweiligen &emeindegebietes erzeugte Wurzelreben in 
den Handel gebradit und angepflanzt werden dürfen, 
die aus einer Rebſchule de3 Landes jtammen, welche 
von der k. f. Statthalterei die ausdrüdliche Erlaubnis 
3er Berfaufe von Wurzelreben für den betreffenden 

ezirk erhalten hat. Ein Verzeichnis folcher zum Ver— 
faufe befugter Rebſchulen wird jährlich allen Bezirfs- 
genoſſenſchaften mitgeteilt werden; 
jih über den Urfprung aller neu oder in den leßten 
Sahren in die Gemeinde gelangten Reben (Wurzel- 
und Schnittreben), Objtbäume, Bierpflanzen, gebrauchte 
Rebpfähle ufw., kurz aller Gegenjtände, durch die mög- 
fihhermweife die Reblaus verjchleppt werden könnte, zu 
unterrichten; 

(Der Punkt 7e der vorliegenden Verordnung wurde durch bie 


weiter unten abgedrudte Statthaltereiverordnung v. 21. Sept. 1902, 
LOB. Nr. 31 ergänzt.) 


d) die Bevöfferung in feinem Orte über die außerordent- 


fihe Wichtigkeit, welche die möglichit Tange Fernhaltung 
der Reblaus für den Weinbau des Landes hat, zu 
beiehren und jie namentlich darauf aufmerffam zu 
machen, wie leicht durch unvorfichtigen Bezug von be= 
wurzelten Pflanzen aus verjeuchten oder doch nicht 
abjolut ficher jeuchenfreien Ländern die Einjchleppung 
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des fo gefährlichen Rebſchädlings erfolgen kann. In 
der jedem der Bertrauensmänner in den Gemeinden 
einzuhändigenden fachlihen, von der Gtatthalterei 
herausgegebenen Inſtruktion iſt die zur richtigen Be— 
urteilung vorfommender abnormer Erjcheinungen in 
den Weingärten nötige Belehrung enthalten, jomwie in 
derjelben auch alle jene gejeglichen Bejtimmungen und 
Berordnungen aufgenommen wurden, melde für Tirol 
ein Anterelfe bejigen. 


8. Die Reblaus-Bertrauensmänner in den Gemeinden 


haben tmwichtigere Wahrnehmungen, namentlich folche, welche 
ein Einjchreiten der Behörde erwünſcht erjcheinen laſſen, 
fogleich der Bezirksgenofjenichaft oder dem Reblaus-Sonder- 
ausichuffe derjelben zur Kenntnis zu bringen. 


Diefelben haben der Reblaus-Bezirkskommiſſion einmal 


im Jahre bis zu einem bon der Teßteren feſtzuſtellenden 
Beitpunfte einen Bericht über ihre gefamte Tätigkeit im 
abgelaufenen Jahre zu erjtatten. 


2) 


b) 


c) ob und wo in dem 


d) 


In diefem Bericht ift anzugeben: 

welche Gemarfungen in der Gemeinde und an welchen 
Zagen von dem Bertrauensmanne behufs Feitftellung 
des Standes der Weingärten begangen mwurden und 
welche Beobachtungen derjelbe hiebei machte; 

welche Mitteilungen dem Bertrauensmanne von ſach— 
fundigen Männern der Gemeinde (deren Namen ans 
zugeben find) über den Stand der Weingärten in den 
einzelnen Gemarfungen gemacht wurden; 

—* Vertrauensmanne unterſtehen— 
den Gebiete Neuanpflanzungen von Weingärten vor— 
genommen wurden und von woher die hiezu nötigen 
Reben bezogen wurden (namentlich wäre da auch feſt— 
zuſtellen, ob ſolche aus Rebſchulen ſtammen, die zum 
Verkaufe von Wurzelreben in dem betreffenden Be— 
zirke nicht befugt ſind); 
ob in ſeinem a u aha Rebſchulen bejtehen 
und im bejahenden Falle, ob deren Beſitzer den gejeß- 
lihen Anforderungen nacdfamen, namentlich ob die— 
jelben die Bewilligung zum Verlaufe von Wurzelreben 
außerhalb der Gemeindegrenze bejiten und ob die Reb— 


Ihulen von einem hiezu bejtimmten Fachmanne befichtigt 
wurden; 
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e) ob in fein Auffichtsgebiet bewurzelte Pflanzen aus dem 
Auslande oder aus verjeuchten Gegenden Oſterreichs 
eingeführt mwurden; 

f) welche fonjtigen, für die Sade micdtigen Wahr- 
nehmungen gemacht wurden, ſowie melde Wünſche in 
der Gemeinde im Hinblide auf die Fernhaltung der 
Reblaus vorliegen. 

Zur Erleihhterung und Sicherung einer regelmäßigen 
und zweddienlichen Berichterftattung wird der Landes— 
fulturrat den PVertrauensmännern im Wege der Be- 
zirksgenoſſenſchaften eigene Fragebögen zur ent» 
ſprechenden Ausfüllung zur Verfügung jtellen. 


9. Im Falle eines bejonders dringenden Berdachtes 
des VBorhandenjeins der Reblaus haben die Vertrauens 
männer nicht nur an die Bezirksgenofjenjchaft, ſondern 
gneichge tig auch im Wege des Gemeindevorjteher3 an Die 

—— re die Anzeige zu erjtatten. 
Der Gemeindevorfteher hat im Falle einer folchen 
Anzeige en die in $ 1 des Gefeßes vom 3. April 1875, 
RGBl. Nr. 61, vorgefchriebenen Maßregeln zu veranlafjen. 


10. Dem Reblausausſchuſſe jeder Bezirksgenofjenichaft 
obliegt es, die Tätigkeit jeiner Vertrauensmänner zu über 
wachen und fich von der Erfüllung der von denjelben über- 
nommenen Pflichten, falls er e3 für zweckdienlich oder nötig 
hält, auch durch zeitweiſe Entjendung des Gejchäftsführers 
oder eines anderen Mitgliedes in die einzelnen Ortjchaften 
zu überzeugen. 

Die Reblaus-Bezirfsftommiffion Hat ferner die jährlich 
bon ihren Bertrauensmännern einlaufenden Berichte zu 
jammeln, aufzubewahren und auf Verlangen dem Landes- 
fulturrate oder der politifhen Bezirksbehörde zuzujenden. 

Sedes Jahr hat diefelbe im Wege der Bezirksgenofjen- 
Ichaft der zuftändigen Sektion des Landesfulturrates (oder 
jtatt der 1. Sektion desjelben dem Verbande der landwirt— 
— — Bezirksgenoſſenſchaften Deutſchſüdtirols in Bozen, 
alls dieſer vom Landeskulturrate mit der Vertretung des— 
ſelben in dieſer Angelegenheit betraut werden ſollte) einen 
überſichtlichen Auszug aus den Berichten der einzelnen 
Vertrauensmänner zu überſenden und hiebei gleichzeitig über 
ihre eigene Tätigkeit einen eingehenden Bericht vorzulegen, 
wobei alle wichtigen Wahrnehmungen, ſowie auch allfällige 
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im Intereſſe der Sache gelegene Wünfche zur Mitteilung 
zu bringen find. 

11. Im Falle, daß von einem der VBertrauensmänner 
oder von anderer vertrauenswürdiger Seite an die Bezirks— 
genofjenfchaft oder ihren Reblausausſchuß die Mitteilung 
über eine bedenkliche Erfcheinung in den Weingärten gelangt, 
welche den Verdacht des Vorhandenjeins der Reblaus er- 
weden kann, hat die Reblaus-Bezirkskommiſion jogleich, jei 
e3 durch Entjendung eines ihrer Mitglieder oder einer jonft 
en vertrauenswürdigen und ———— Perſönlich— 
eit an Ort und Stelle zu konſtatieren, ob dieſer Verdacht 
begründet erſcheint. Ergibt ſich hiebei nicht die volle Grund— 
loſigkeit eines ſolchen Verdachtes, ſo hat die Bezirksgenoſſen— 
ſchaft die Anzeige an den Landeskulturrat und gleichzeitig 
an die politiſche Bezirksbehörde zu erjtatten, welche letztere 
gemäß dem Geſetze vom 3. April 1875, RGBl. Nr. 61, 
tunlihit im Einvernehmen mit der zujtändigen Sektion 
des Landesfulturrates den Tatbeftand durch einen Fach— 
mann*) fejtjtellen und die fonjt vom Gejeße vorgeschriebenen 
Mapregeln treffen wird. 

12. Bei den Unterfuchungen von der Reblausverſeuchung 
verdächtigen Stellen in den Weingärten haben ſowohl die 
einzelnen Wertrauensmänner als die von den Bezirfs- 
enofjenjchaften entjendeten Perſönlichkeiten in vorfichtigiter 

eife vorzugehen und jtrengjtens darauf zu achten, daß alles 
unterlaffen werde, was eine weitere Verjchleppung des viel- 
leicht vorhandenen Schädlings bewirken fönnte. 

13. Die beiden Sektionen des Landeskulturrates werden 
die Berichte der ihnen zugehörigen Bezirksgenojjenjchaften 
prüfen und über ihre Wahrnehmungen jährlich im Wege 
der k. k. Statthalterei an das f. f. Aderbauminijterium be— 
richten, twobei jie demfelben auch allfällige, die Organifation 
des Neblaus-Überwachungsdienites betreffende Wünfche zur 
Mitteilung bringen werden. 

Die beiden Sektionen des Landesfulturrates werden 
ſich auch durch ihre eigenen Organe ſowie durch die Wander— 
lehrer und andere Perfonen in geeigneter Weife über Die 
Tätigkeit der Bezirksgenofjenfchaften in diefer Angelegenheit 


*) In der Regel durch einen Fachmann der landwirtichaftlichen 
Zandesanftalt in S. Michele oder einen Techniker der 2, Sektion de3 
Zandeskulturrates. 
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unterrichten und, im Falle es fich ald notwendig erweifen 
follte, jelbjt eingreifen und innerhalb ihres Wirfungsfreijes 
alle jene Mafregeln veranlafjen, welche ſich zur Sicherung 
eines Erfolg verjprechenden Übertvadjungäbienttes als zweck⸗ 
dienlich erweiſen. (Art. 3.) 


Verordnung des k. k. Statthalters vom 21. Sep- 
tember 1902, Nr. 39065, 


betreffend die von den aufgeſtellten Vertrauensmännern in 
Reblausangelegenheiten zu führenden Regiſter über Neu— 
anpflanzungen von Weinreben. 


(LSB. Nr. 31.) 


In Ergänzung der Statthaltereiverordnung vom 14. Fe— 
bruar 1900 (LEBT. Nr. 14) finde ich nad) Einvernehmung 
des Tiroler Landesausfchuffes und des Landesfulturrates 
anzuordnen, wie folgt: 

1. Der Bertrauensmann in Reblausangelegenheiten hat 

gelegentlich feiner im Punkte 7c, der berufenen Verord— 
nung ihm aufgetragenen Erhebung über die Herkunft (Be— 
zugsquelle) aller neu oder in den legten Jahren im Über— 
wachungsgebiete angepflanzten Reben ein nad) dem bei— 
egebenen Mufter angelegtes Regiſter zu führen und das— 
(ib jährlih im Laufe de3 Monats Dezember im Wege 
er Reblaus-Bezirksfommijfion an den Landeskulturrat zu 
leiten. 

2. Die für die Anlegung des vorgefchriebenen Regiſters 
zu benügende Drudforte ijt im Wege der Reblaus-Bezirks- 
fommifjion vom Landesfulturrate fojtenfrei zu beziehen. 

3. Die Seftionen des Landesfulturrates fammeln und 
verwahren die aus ihrem Tätigfeitägebiete jtammenden 
Regiſter. 


Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
26. Oktober 1902, 
betreffend den Verkehr mit bewurzelten Reben in Tirol. 


(RGBl. Nr. 206 und LEBT. Nr. 6 ex 1903.) 


Im Einvernehmen mit den Minifterien des Innern 
und des Handels wird über den Verkehr mit be— 


a) Abwehr der Reblaus. 381 


mwurzelten Reben in Tirol unter Aufhebung der Verordnun 
des Aderbauminijteriums3 vom 1. Dezember 1890, RGEBl. 
Nr. 210, verordnet, wie folgt: 


8 1. Die Einfuhr bewurzelter Reben nad) Tirol aus 
den übrigen im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern ijt nur gegen eine von der k. f. Statthalterei in 
Snnsbrud nach Anhörung des Tiroler Landesfulturrates 
auszujtellende Einfuhrsbemwilligung gejtattet, in welcher Die 
Bahl der einzuführenden Wurzelreben, die Bezugsquelle und 
der Bejtimmungsort erjichtlic zu machen find. 

Die Einfuhrsbewilligung kann jedoch nur erteilt werden, 
jofern die bewurzelten Heben aus Gemeinden jtammen, auf 
melche die 88 1 und 4 des Gejehes vom 3. April 1875, 
RGBl. Nr. 61, feine Anwendung finden. 

Die Gültigkeitsdauer der Einfuhrsbemilligung ift von 
der f. £. Statthalterei nah Einvernehfmung des Landes- 
fulturrates fallweiſe fejtzuftellen. 

Der Berfehr mit aus Tirol jtammenden bewurzelten 
Reben innerhalb Tirol3 ift nur nah Maßgabe der Be- 
ftimmungen der 88 2 und 3 diefer Verordnung geftattet. 


5 2, Die k. f. Statthalterei kann nad eingeholtem 
Gutachten des Landesfulturrates einzelnen al3 verläßlich be— 
mwährten Rebzüchtern die Erlaubnis erteilen, Wurzelreben 
in Verkauf zu bringen. Diefe Verfaufserlaubnis wird jchrift- 
lich auf längjtens drei Jahre erteilt und gilt nur für ein 
in dem Erlaubnisfcheine befanntzugebendes bejchränftes Ge- 
biet, welches von der k. f. Statthalterei nad) Anhörung 
des Landesfulturrates einvernehmlih mit dem Tiroler 
Landesausshuffe unter Vorjchreibung der Borfichtsmaß- 
regeln, von welchen dieſe Begünftigung jemweilig abhängig 
zu machen ijt, fejtgeftellt wird. 

Der zur Erzeugung der Wurzelreben bejtimmte Pflanz- 
garten fteht unter der fortwährenden Aufficht der betreffen 
den Reblaus-Bezirfstommiffion, beziehungsweife Vertrauens» 
männer und wird jährlich einmal durch einen Abgeordneten 
der landmwirtfchaftlihen Landeslehranftalt und Verſuchs— 
ftation ©. Michele unterfucht. 

über die abgegebenen Wurzelreben iſt unter genauer 
Ungabe der Abnehmer und der Herkunft des Materiales ein 
DVerzeihnis zu führen; ebenſo ijt der jeweilige Stand des 
Pflanzgartens in einer Auffchreibung erfichtlich zu machen. 


382 IH. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. fchädlichen Tiere. 


Diefe Verzeichniſſe müfjen den mit der Überwachung 
betrauten Perſonen auf Verlangen vorgemwiefen werden. 

Die Urt und Wei r der Führung der Berzeichniffe wird 
in einer befonderen Verordnung der f. f. Statthalterei in 
Innsbruck geregelt werden. 

(Siehe die Ipiaende Statthaltereiverordnung vom 23. Fänner 1903, 

LGEBl. Nr. 8.) 

S 3. Der Berfehr mit Wurzelreben innerhalb ein- 
und derjelben Gemeinde, rüdjichtlich welcher ein Verbot 
auf Grund des Gefekes vom 3. April 1875, RGBl. Nr. 61, 
nicht ergangen ijt, unterliegt im allgemeinen feiner Be— 
Ihränfung. 

Für die im $ 2 erwähnten Rebenzüchter Ik die 
dortjelbft enthaltenen Anordnungen für den Verfehr mit 
Wurzelreben auch innerhalb der Gemeinde ihres Stand- 
orte maßgebend. 

8 4. Übertretungen der Bejtimmungen der $$ 1 und 2 
unterliegen den im $ 17 des Geſetzes vom 3. April 1875, 
RGBl. Nr. 61, feſtgeſetzten Strafen. 

S 5. Auf die Einfuhr beiwurzelter Reben aus Tirol nad) 
den übrigen im NReichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern findet auch fernerhin der $ 2 der Verordnung vom 
1. März 1890, RGBl. Nr. 34, Anwendung. 

Hinfichtli” der Einfuhr bemwurzelter Neben aus dem 
Auslande nah Tirol fowie Hinfichtli” der Ausfuhr der- 
artiger Reben aus Tirol nah dem Auslande und der 
Durchfuhr derfelben durch Tirol bleiben die im $ 3 der 
Verordnung vom 1. März 1890, RGBl. Nr. 34, ange- 
führten Vorfchriften maßgebend. 

. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund- 
mahung. in Wirkſamkeit. 


Verordnung des k. k. Statthalters vom 23. Jänner 
1903, Nr. 47689 ex 1902, 


betreffend die Führung von Verzeichniffen feitend der zum 
Verfaufe von Wurzelreben befugten Nebzüchter über den 
Stand der Pflanzgärten und den Abjah * Wurzelreben. 


(LIBL. Nr. 8.) 


In Durchführung der in der Verordnung des k. k. 
Aderbauminifteriums® vom 26. Dftober 1902, RG6GBl. 
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Nr. 206, vorgejehenen Regelung der Führung von Ber- 
zeichniffen feiteng der auf Grund derjelben Verordnung, be— 
ziehungsweife der hiedurch aufgehobenen Minijterialverord- 
nung vom 1. Dezember 1890, RGEBl. Nr. 210, mit der 
Erlaubnis zum —— von Wurzelreben verſehenen Reb— 
züchter finde ich über Antrag der Weinbaulandeskommiſſion 
nach Einvernehmung des Landeskulturrates anzuordnen, 
wie folgt: 

1. Die zum Verkaufe von Wurzelreben auf Grund der 
ihnen von der f. £. Statthalterei erteilten Erlaubnis be— 
fugten Rebzüchter find verpflichtet, ein nach dem beigegebenen 
Mujter angelegtes doppeltes Berzeichnis zu führen, und 
zwar: 

a) ein Rebſchul-Kontrollbuch, aus welchem der je— 

mweilige Stand der Rebſchule durch Erſichtlichmachung 
de3 Standortes der einzelnen Anpflanzung, der Zahl, 
Urt und Herkunft (Bezugsquelle) der eingelegten Schnitt» 
reben und des Zeitpunktes der Anpflanzung wie auch 
der Beitpunft zu entnehmen ijt, in welchem die Wurzel» 
reben aus dem bisherigen Pflanzorte entfernt wurden; 
ein Verfaufsbud, aus welchem die jeweilige Zahl 
der Berfäufe und fonftigen Abgaben von Wurzelreben, 
der Name und Wohnort (Bezugsort) des Bejtellers, 
das Alter, die Art und Anzahl der abgegebenen Wurzel- 
reben und der Zeitpunkt der Abgabe erfichtlich ift. 
2. Wurzelreben, welche nicht 5 von Veräußerung, 
ſondern wegen Verkümmerung aus dem Pflanzgarten ent— 
fernt wurden, ſind im Kontrollbuche nach Art, Zahl, Alter 
und Standort anzumerken. 

3. Beide Verzeichniſſe find den mit der Überwachung 
der Rebſchule betrauten Perjonen jederzeit auf Verlangen 
vorzulegen und find denjelben die begehrten Auskünfte zu 
erteilen. 

4. Die vorgefchriebenen Formularien der zu führenden 
Berzeichnifje können vom Landeskulturrate gegen Erlag des 
Gelbitfojtenpreifes bezogen werden. 

5. Die geführten VBerzeichnifje find forgfältig aufzube- 
wahren; jobald fie entbehrlich geworden find oder die Reb- 
züchter die Verkaufsbewilligung zurücgelegt oder verloren 
haben, find von ihnen die Verzeichniffe jofort im Wege 
der zuftändigen Bezirfsbehörde an den Landesfulturrat ab- 
zuführen. 


u“ 
— 
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6. Übertretungen dieſer Verordnung unterliegen den in 
8 17 des Geſetzes vom 3. April 1875, RGEBl. Nr. 61, 
fejtgefegten Strafen. Überdies fann die Berfaufserlaubnis 
entzogen werden. 


Kundmahung des Statthalters in Tirol 24. De 
zember 1893, 3. 31260, 
(LGBL. Nr. 39), 


womit auf Grund der internationalen Konvention vom 3. Nov. 1881, 
betreffend die Reblaus, RGBI. Nr. 105 ex 1882, und auf Grund bed 
am 10. Nov. 1893 unterfertigten Übereinfommens mit der königlich 
italienifchen Regierung, betreffend die Erleichterung des Verfehres mit 
Vegetabilien, verrottetem Stalldünger, Weinlefetrauben und Treftern 
in den beiderfeitigen Grenzgebieten und mit Ermäcdtigung des kek. Ader» 
bauminifteriums 20. Dez. 1893, 3. 20652, nachitehendes verfügt wird: 


Bewurzelte und unbewurzelte Pflanzen, Holzgewächſe und alle 
Arten von Vegetabilien, mit Ausnahme der Rebe, können von Oſterreich- 
Ungarn nad) Stalien und von Italien nach Ofterreich-Ungarn ohne Bei» 
bringung der im Artikel 3 der internationalen Berner Reblausfonvention 
vorgefchriebenen Nachweiſe unter der Bedingung eingeführt werden, daß 
die Sendung aus einer von der Grenze nicht weiter als 10 Kilometer 
entfernten Örtlichkeit ftammt und daß biejelbe in eine von derjelben 
Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer entfernte Örtlichleit beftimmt if. 

Weinlefetrauben, Trefter und Traubenkerne, welche aus einer 
in Ofterreich oder in Italien gelegenen, von der Grenze nicht weiter als 
10 Kilometer entfernten Örtlichleit Italiens oder Oſterreichs ſtammen 
und nach einer von derfelben Grenze nicht weiter al3 10 Kilometer ent» 
fernten Srtlichfeit bejtimmt find, find bei ihrem Eintritt nad) Stalien 
oder Dfterreichellngarn den Vorfchriften des Artikels 2, Alinea 3 und 4, 
ber erwähnten internationalen Reblausfonvention nicht unterworfen. 

Berrotteter Stalldünger ift zum freien Verlehre in den Grenze 
zonen zugelafjen, ausgenommen jedoch für den Fall, daß infolge des 
Auftretend don Wiehlrankheiten die Einfuhr dieſes Gegenjtandes im 
Sinne der bezüglich der Viehfanitätspolizei geltenden Gejee und Vor— 
fchriften berboten werden fann. 

Wenn Bmweifel über die Provenienz der Pflanzen und der ob. 
erwähnten Gegenftände entitehen, fo fünnen die Zollbehörden verlangen, 
daß dieſelbe durch die Bejcheinigung der kompetenten Behörde des 
Urfprungslandes nachgewiefen wird. 

Geilbftverftändlich müffen alle oberwähnten, zum Verkehre auß 
einer Grenzzone in Die andere zugelafienen Gegenftände aus einer 
reblausfreien Gegend ſtammen, und zwar in der Weife, daß nicht nur 
die Weingärten oder Felder, aus welchen die Gegenftänbe herrühren, 
fondern auch da3 ganze Gemeindegebiet, in welchem die betreffenden 
Grundftüde liegen, immun fein müfjen. 
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Wird das Vorkommen der Reblaus in einem außer der Gren 
zone gelegenen Gemeindegebiete in Rebpflanzungen Fonjtatiert, mel 
an Rebpflanzungen eines in die Grenzzone fallenden Gemeinbegebietes 
anrainen, fo finden Die Begünftigungen de3 gegenwärtigen Übereine 
fommen3 auf die aus dieſem legteren Gemeindegebiete herrührenden, 
in Rede ftehenden Pflanzen und Gegenjtände feine Anwendung. 

In den Grenzzonen ijt beiderfeitig die Einfuhr gebrauchter 
Spaliere und Rebpjähle, dann von Kompoft und Düngererde verboten. 

Die vorftehende Verordnung tritt am 1. Jänner 1894 in Kraft. 


b) Borfhriften zur Abwehr des Koloradokäfers und der 
San 3ofe-Schildlaus. 


Verordnung der Minifterien des Ackerbaues, des 
Innern, der Finanzen und des Handels 29. April 
1875, 


(RGBl. Nr. 73), 


betreffend das Verbot der Einfuhr von Kartoffeln aus den 
Bereinigten Staaten von Nordamerifa, ſowie von Abfällen 
und Verpadungsmaterial ſolcher Kartoffeln. 


Wegen Gefahr der Einfchleppung und Verbreitung der 
durch den Koloradofäfer (Doryphora decemlineata) veran- 
laßten Kartoffelfranfheit wird im Einvernehmen mit der 
föniglich ungarifchen Regierung bis auf mweiteres folgendes 
angeordnet: 

1. Die Einfuhr von Kartoffeln aus den Bereinigten 
Staaten von Nordamerika, jowie von Schalen und anderen 
Abfällen folder Kartoffeln, ferner von Süden, Kiften, Laub 
oder fonftigen Gegenjtänden, melde zur Verpadung oder 
Verwahrung derartiger Kartoffeln oder Kartoffelabfälle ge- 
dient haben, iſt unterfagt. 

2. Infofern fih an Bord anfommender Schiffe nord- 
amerifanifche Kartoffeln aud nur als Proviantreſt oder 
jonftige im Abſatze 1 genannte Gegenjtände befinden follten, 
ürfen diejelben nicht ans Land gebracht werden, und haben 
insbejondere die Hafen- und Seefanitätsorgane bei Zulafjung 
bon Schiffen aus nordamerifanifhen Häfen zum freien 
Berfehre die entfprechenden Erhebungen zu pflegen und 
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die danach angemejjenen Weifungen dem Schiffsführer 
zu erteilen. 

3. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage, an welchem 
fie den betreffenden Bollämtern, dann Hafen- und See— 
janitätsbehörden befannt wird, in Wirkſamkeit. 


Berordnung der Minifterien des Aderbaues, des 
Innern, der Finanzen und des Handels vom 
20. April 1898, 


(RGBl. Nr. 54), 


betreffend das Verbot der Einfuhr von lebenden Pflanzen 
und don mit der San Joſé-Schildlaus behaftetem frifchen 
Obſte aus Amerifa. 


Zur Verhütung der Einjchleppung der San Yoje-Schild- 
laus (Aspidiotus perniciosus) aus Amerika wird im Ein- 
vernehmen mit der königlich ungarifhen Regierung bis auf 
weiteres angeordnet, wie folgt: 


S 1. Die Einfuhr von lebenden Pflanzen, Edelreijern, 
Pflanzenjtedlingen und frifchen Pflanzenabfällen jeder Art, 
ferner der Fäſſer, Kijten und jonjtiger Gegenftände, melche 
zur Verpackung folher Waren oder Abfälle gedient haben, 
aus Amerifa ijt verboten. 

8 2. Desgleichen ijt die Einfuhr von frifchem Obſte 
und friſchen Objtabfällen, jowie der dazu gehörigen Em- 
ballage aus Amerika verboten, fofern durch die an der 
Eingangsitelle erfolgte Unterfuhung an der Ware oder an 
der Emballage das —— der San JoſéSchildlaus 
fonjtatiert wird. 

Die Eingangsabfertigung der im vorftehenden Abſatze 
bezeichneten Gegenitände ijt auf die Hauptzollämter Boden- 
bady-Tetfchen, Trieſt und Fiume bejchränft. 

8 3. Die Beftimmungen der SS 1 und 2 gelten aud 
für den Durdfuhrverfehr. 

S 4. Der Aderbauminifter ift ermächtigt, von dem im 
$ 1 enthaltenen Verbote fallweife und unter den erforder- 
lihen Vorſichtsmaßregeln Ausnahmen zu bewilligen. 

55. a Verordnung tritt mit dem Tage der Kund— 
madhung in Kraft. 
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Inſtruktion 


für die Unterſuchung von aus Amerika einlangenden Sendungen friſchen 

Obſtes auf das PVorhandenfein der San FJoje-Schildblaus (Aspidiotus 

perniciosus). (Erlaß de3 ET v. 17. Mai 1898, 
8. 8428. 


Mit Bezug auf $ 2 der Minifterialverordnung vom 20. April 
1898, RGBl. Nr. 54, wird nachſtehendes angeordnet: 


I, 


Sobald eine Sendung frifchen Objtes in Trieft oder beim Haupt» 
zollamte in Bodenbach-Tetſchen anlangt und aus dem Schiffsmanifeſte 
oder au3 der Ladeliſte hervorgeht, daß das Obſt amerikanischen Urfprungs 
ift, hat die Unterfuchung der Sendung auf das Vorhandenfein der San 
Hoje-Schildlaus im Sinne der nachſtehenden Inſtruktion ftattzufinden. 


A. Beim Einlangen zur See in Friefl. 


I. Die im Freigebiete von Trieft anlegenden Schiffe, welche eine 
Sendung frifchen amerifanifshen Obſtes an Bord führen, haben die 
Schiffsmanifefte der zuftändigen Behörde mit dem Bemerfen zu über- 
geben, daß eine derartige Obftladung vorhanden ift. 

II. Die Lagerhausverwaltung verjtändigt unverzüglich den für 
die Unterfuchung bejtellten Sachverſtändigen. Nach Eintreffen desfelben 
find in defjen Gegenwart durch Organe des Generalaffordes der Lager» 
häufer, nad gepflogenem Einvernehmen mit dem Hafen- und Gee- 
fanität3-apitanate an Bord de3 Schiffes unter Intervention des 
Hangarinfpeltor3 von der Obitfendung Stichproben zu entnehmen. 

II. Die Stihproben haben fich bei jeder Sendung auf jedes 
zehnte Kollo, mindeitens jedoch auf ein Kollo zu erjtreden. 

Aus jedem ftihprobenweife gezogenen und ſodann zu eröffnenden 
Kollo ift der zehnte Teil de3 Inhaltes herauszunehmen und in ger 
eigneter, jede Verfchleppung der San Joſé-Schildlaus fihernden Weife 
zu verpaden. Der Sachverſtändige hat da3 zur Unterfuchung vorbereitete 
ftihprobenweife entnommene Materiale zu übernehmen und für befjen 
Unterfuchung Sorge zu tragen. 

Derfelbe hat auch die Emballage der geöffneten Kolli an Bord 
zu unterfuchen. Die Unterfuchung ijt derart zu bejchleunigen, daß bie 
dem Schiffe gewährte Liegezeit nicht verlängert zu werden braucht. 


B. Beim Einlangen in Bodendad-Eetfhen. 


I. Beim Einlangen von friſchem amerikanifhen Obſte in Boden- 
bach⸗Tetſchen avifiert da3 Hauptzollamt den für die Unterſuchung be» 
ftellten Sachverſtändigen mit der Einladung, die Unterfuhung des 
Obſtes fofort vorzunehmen. 

II. Zur Unterfuhung find unter Intervention eined Bollbeamten 
im Beifein des Sachverſtändigen durch die Gehilfen des letzteren Stich- 
proben von der Obftfendung entnehmen zu lafjen. 
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II. Die Stichproben haben fi) bei jeder Sendung auf jedes 
zehnte Kollo, mindeitens jedoch auf ein Kollo zu erjtreden. 

Aus jedem ftihprobenweife gezogenen und fodann zu eröffnenden 
Kollo ift der zehnte Teil des Inhaltes Herauszunehmen und in ge 
eigneter, jede Berjchleppung der San Joſé⸗Schildlaus fihernden Weife 
durch die Gehilfen des Sachverſtändigen zu verpaden. 

Der Sachverſtändige hat das ftichprobenmweife entnommene 
Materiale zu übernehmen und die Unterfuhung mit tunlichſter Be— 
ſchleunigung durchzuführen. 

Derſelbe hat auch die Emballage der geöffneten Kolli an Ort 
und Stelle zu unterſuchen. 


II. 


Wird bei der ftichprobenmweifen Entnahme der geöffneten Kolli 
das PVorhandenfein einer Laubpadung im Innern eines Kollo fon» 
ftatiert, fo Hat die Unterfuchung der gefamten Sendung, welcher das 
Kollo entnommen wurde, auf das Vorhandenfein von Laub zu erfolgen. 
Das vorgefundene Laub ift zu entfernen und unter Aufficht durch Feuer 
zu vernichten. 

Wird die Vernichtung der Laubpadung von ber Partei verweigert, 
fo ift die ganze Sendung zurüdzumeifen. 


III, 


Wenn der Sachverſtändige da3 Nichtvorhandenfein der Sarı Joſé— 
Schildlaus an den geöffneten Kolli, beziehungsmeife an deren Emballage 
fonftatiert, fo hat derjelbe hierüber ein Zertififat auszufertigen und 
der Lagerhausverwaltung in Trieft, beziehungsweife dem Hauptzollamte 
in Bodenbad-Tetfchen zu übergeben. Die zollämtliche Eingangsabferti- 
gung darf nur auf Grund dieſes Zertifikates ftattfinden. 


IV, 


Wird jedoch vom Sacpverftändigen dad Vorhandenfein der San 
Joſé⸗Schildlaus an den geöffneten Kolli, beziehungsmweife an deren 
Emballage fonjtatiert, jo ijt die Löfchung, beziehungsmweife der Eintritt 
der ganzen Obftfendung zu verweigern. 


V. 


Das nach der Unterſuchung verbliebene Muſtermateriale iſt in 
allen Fällen zurückzuerſtatten. 


c) Abwehr der Naupen, Maikäfer u, dgl. 389 


c) Borfhriften betreffend den Schub der Bodenkultur gegen 
Raupen, Maikäfer und andere ſchädliche Infchten. 


Böhmen. 
Gefek von 30. April 1870, 


(LEBT. Nr. 38), 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durch Raupen, Mailäfer und andere jchädliche Inſekten. 


S 1. Feder Inhaber eines Grundftüdes, fei er Eigen- 
tümer, Fruchtnießer oder Pächter von Grundjtüden, ijt 
verpflichtet, bi8 Ende März eines jeden Jahres feine Obit- 
und Bierbäume, Gejträuce, Heden, hölzerne Gartenzäune 
und Hauswände, in den Gärten und Weingärten, auf den 
Feldern und Wiefen von den eingejponnenen Raupen, In— 
efteneiern und Puppen zu reinigen, und die eingefammelten 

aupennejter und Eier zu verbrennen oder fonjt zu vertilgen. 

Auf gleiche Weife find die Raupen, ſobald fie im Früh— 
jahr auf Bäumen, Gejträudhen und Kulturpflanzen zum 
Borihein fommen, jowie auch die Puppen innerhalb der 
von dem Gemeindevorjteher jährlich mittels öffentlicher Ver— 
lfautbarung ($ 10) fejtzujegenden Frijt zu vertilgen. 

Werden Bäume, welche von Raupen befallen find, ge- 
fällt, oder von Raupen befallene Aſte abgehadt, jo dürfen 
diefelben nicht im unabgeraupten Zujtande liegen gelafjen, 
fondern müſſen abgeraupt oder jogleich verbrannt werden. 

8 2, Diejelben Perjonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer al3 der im $ 1 vorgefehenen 
ihädlichen Inſekten, ſowie dieſe letzteren felbft, wenn fie 
zu irgend einer Jahreszeit auf Adern und Wiefen in be- 
jorgniserregender Menge verheerend auftreten, innerhalb 
der durch öffentliche Verlautbarung des ee 
feſtgeſetzten Frijt zu vertilgen. 

In ſolchen Fällen ijt der Gemeindevorjteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlihen Mafregeln und Verfügungen recht- 
zeitig zu treffen; zugleich ijt derjelbe berechtigt, die Leiſtung 
von Notarbeiten jeder Urt, ſoweit folche zur Befeitigung der 
augenblidlichen Gefahr notwendig find, zu verlangen. 

In allen jenen Fällen aber, wo zur Abmwendung der 
Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, hat der 
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Gemeindevorjteher unverzüglich die Anzeige an den Bezirks— 
ausſchuß zu machen. 

8 3. Ebenjo haben die im $ 1 bezeichneten Perfonen 
die Maifäfer während ihrer ganzen Flugzeit in der von 
dem Gemeindevorjteher dazu anzuberaumenden Frift von 
Obſt- und Bierbäumen, Biergeiträudhern und Alleebäumen, 
dann von den Bäumen an Waldrändern in den Fällen, 
wo die Wälder in einer ſolchen Nähe von den eben er- 
mwähnten Bäumen jich befinden, daß durch die Unterlafjung 
des Abſchüttelns die Durchführung der ganzen Maßregeln 
zwedios wäre, täglich, bejonder3 in den frühen Morgen- 
jtunden, abzujchütteln und zu vertilgen oder zu landwirt- 
ichaftlihen Zwecken zu verwenden. 

Sm Baufelde find beim Aufbrude des Bodens die 
Engerlinge hinter dem Pfluge, der Haue oder Schaufel auf— 
zulefen und ebenfalls jogleich zu vertilgen. 

8 4. Der Gemeindevorjtand Hat darüber zu wachen, 
daß alle Befiter, Fruchtnießer und Pächter ihren Ver— 
pflihtungen (SS 1—3) genau nachkommen. 

n Ermanglung eines Flurenwädterd hat der Ge— 
meindevoritand für die erforderliche Zeit ein oder mehrere 
Andividuen als Auffeher zu bejtellen, welche, wo dies not— 
wendig fein follte, aus der Gemeindefafje zu entlohnen find. 

Sn allen Fällen, mo das Sammeln der Raupengejpinite 
längjtens bis Ende März eines jeden Jahres oder das zu 
irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Abraupen, 
oder Die DVertilgung der Maifäfer und Engerlinge oder 
anderer, den Kulturpflanzen jchädlichen Inſekten bis zur 
feftgefegten Zeit unterlafjen wurde, ijt die Veranftaltung 
zu treffen, daß dies auf SKojten der Säumigen vorge 
nommen werde. 


8 5. Außerdem ift von dem Gemeindevorfjteher und 
zwei Semeinderäten gegen die Säumigen eine in den Landes— 
fulturfonds einzuzahlende Geldjtrafe von 1 bis 10 fl. ö. W. 
und im Wiederholungsfalle 20 fl. ö W. oder im alle 
der Zahlungsunfähigfeit eine Arrejtitrafe von 12 Stunden 
bis 4 Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenntnis iſt der Partei entweder in 
ichriftlicher Ausfertigung gegen Empfangjchein zuauftellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der 
Gemeindefanzlei mündlich Fundzumaden. 
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In diefem Falle ift Die gefchehene Kundmachung und 
der Tag, an welchem diefelbe erfolgte, von den Zeugen auf 
dem Straferfenntnifje zu bejtätigen. 


8 7. Gegen das StraferfenntniS des Gemeindevor- 
jteher8 und der beiden Gemeinderäte geht die Berufung, 
welche binnen 14 Tagen nad der Kundmachung oder Zus 
ftellung des Gtraferfenntnijjes beim Gemeindevorjtande 
chriftlich oder mündlich einzubringen ijt, an die politijche 

ezirksbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet 
eine weitere Berufung nicht ftatt. 


8 8. Die Bäume, Gejträuche und Heden, welche ſich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbit 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlihen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 


8 9. Zur Aufmunterung des Einfammelns der Mai- 
fäfer und Engerlinge wird für jeden Metzen an die be- 
treffende Gemeinde einzuliefernder Maifäfer und Engerlinge 
eine bejtimmte Vergütung geleijtet, deren Ausmaß jährlich 
von dem Statthalter im Einvernehmen mit dem Landes- 
ausſchuſſe fejtgejtellt wird. 

Diefe Vergütung wird aus der Gemeindefafje bejtritten 
und zur Hälfte des Gefamtbetrages aus Landesmitteln erfegt. 

Die eingelieferten Maifäfer und Engerlinge find fofort 
zu vertilgen. 

Die Einwendung, daß ein Grundbefiter für die auf feinen Grund— 
ftüden eingefammelten und an die Gemeinde abgelieferten Maikäfer 
einen Anſpruch auf die im $ 9 Gef. 30. April 1870, L6Bl. Nr. 38, 
erwähnte Vergütung nicht erheben Eönne, ift unbegründet. Aus dem 
Sinne de3 Wortes „Aufmunterung“ muß abgeleitet werden, daß fich 
da3 Geſetz mit der Beltimmung des $ 9 zunächſt an jene Perjonen 
menden wollte, welchen e3 die Pflicht zum Einfammeln der Maikäfer 
auferlegte, da ja dieje in erjter Reihe in der Lage find, der Abficht 
des Gefeßes gerecht zu werden, und gegen ihren Willen troß aller 
Aufmunterung gar niemand in die Lage käme, Maikäfer einzu- 
ſammeln und an die Gemeinde abzuliefern. (BGH. 9. März 1901, 
8. 1806 und 2. Zuli 1901, 3. 5321.) 


8 10. Diejes Gejeb ift zweimal im Jahre, und zwar 
Anfangs Oktober und Anfangs Februar durch den Gemeinde- 
borjteher zu verlautbaren und hat derjelbe, jei es bei dieſer 
Gelegenheit oder abgefondert, die Frijt für die Vornahme 
der einzelnen VBerrichtungen genau befannt zu machen. 


392 III. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. jchädlichen Tiere. 


8 11. Den Bezirfsausfchüffen Tiegt es ob, darüber zu 
wachen und fich die Überzeugung zu verjchaffen, daß Die 
Bejtimmungen ee Geſetzes von den Gemeinden ihres 
Bezirkes genau befolgt werden. 

Diejelben Haben aud die Gemeinden ihres Bezirkes 
über die zwedmäßigjten Methoden der Bertilgung der In— 
jeften und über die hiebei von Geite der Gemeinde zu 
ergreifenden Maßregeln zu belehren. 

12, Wird die Vollziehung dieſes — durch die 
Gemeinde vernachläſſigt, oder entſpricht dieſelbe nicht den ihr 
als Grundbeſitzer obliegenden Verpflichtungen ($ 8), jo Hat 
der Bezirksausſchuß auf Koſten der Gemeinde die erforder— 
liche Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlaſſung der dem Gemeindevorſteher in dieſem 
Geſetze vorgezeichneten Verpflichtungen wird von der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde mit einer Ordnungsſtrafe von 10 bis 
20 fl. ö W. zu Gunſten des Landeskulturfonds geahndet. 

8 13. Die Ef. f. Gendarmerie, da3 GStraßenauflichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung dieſes Geſetzes dem emeindevorftande, und 
fall3 dieſen ſelbſt ein Verſchulden Hiebei trifft, der poli- 
tiſchen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

8 14. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes Ge- 
jeßes im Widerfpruche jtehenden Gejege, Verordnungen und 
Borfchriften werden Hiemit aufgehoben. 

15. Mit dem Vollzuge diejes Gefetes ijt Mein Mi- 
nijter des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 


Bufomina. 
Gefek vom 30. April 1870, 


(LEBT. Nr. 22), 


betreffend den Schuß der Bodenfulsur gegen Berheerung 
durh Raupen, Maifäfer und andere jchädliche Inſekten. 


S 1. Alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter von 
Srundjtüden find verpflichtet, bis Ende März eines jeden 
Sahres, oder innerhalb der von dem Gemeindevorſteher 
längjtens bis Ende April zu verlängernden Frift ihre Obſt— 
und Bierbäume, Gefträuche, Heden, hölzernen Gartenzäune 
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und Hauswände in den Gärten und Weingärten, auf den 
Feldern und Wieſen innerhalb des Ortsriedes von den 
eingefponnenen Raupen, Inſekteneiern und Puppen zu 
reinigen, und Die eingefammelten Raupennejter und Eier 
zu verbrennen oder fonit zu vertilgen. 

Auf gleiche Weile find die Raupen, fobald fie im 
Frühjahre auf Bäumen, Gefträuhen und Kulturpflanzen 
zum Vorſchein fommen, jowie aud die Puppen innerhalb 
der von dem Gemeindevorjteher jährlich mittels öffentlicher 
Berlautbarung ($ 10) fejtzufegenden Frift zu vertilgen. 

Werden Bäume, welche von Raupen befallen find, ge- 
fällt, oder von Raupen befallene Aſte abgehadt, fo dürfen 
diefelben nicht im unabgeraupten Zuftande liegen gelafjen, 
fondern müfjen abgeraupt, oder fogleich verbrannt werden. 


8 2, Diefelben Perjonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven und Würmer, fowie die Puppen anderer al3 der 
in $ 1 angeführten fchädlichen Inſekten, ſowie dieſe letzteren 
felbjt, wenn fie zu irgend einer Jahreszeit auf Adern und 
Wiefen in bejorgniserregender Menge verheerend auftreten, 
innerhalb der durch öffentliche Verlautbarung des Gemeinde- 
vorſtehers feſtgeſetzten Frift zu vertilgen. 

In ſolchen Fällen iſt der Gemeindevorjteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlichen Maßregeln und Verfügungen recht- 
zeitig zu treffen; zugleich iſt derjelbe berechtigt, die Leiſtung 
von Notarbeiten jeder Urt, ſoweit folche zur Befeitigung 
der augenblidlihen Gefahr notwendig find, zu verlangen 
und jedes dazu taugliche Gemeindemitglied und jelbjt Fremde 
hiezu anzuhalten. In allen jenen Fällen aber, wo zur Ab- 
wendung der Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht aus- 
langen, hat der Gemeindevorjteher unverzüglich die Anzeige 
an die politifche Bezirfsbehörde zu machen. 

8 3. Ebenfo haben diefe Perfonen ($ 1) die Maikäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der vom Gemeindevor- 
jteher dazu anzuberaumenden Friſt von ihren Obft- und 
Bierbäumen, Hiergejträuchen und Alleebäumen täglich, in3- 
befondere in den frühen Morgenftunden, abzujhütteln und 
zu vertilgen oder zu Tandwirtichaftlichen Zmeden zu ver- 
wenden. 

Sm Baufelde find beim Aufbruche des Bodens die 
Engerlinge Hinter dem Pfluge, der Haue oder Schaufel 
aufzulejen und ebenfalls fogleich zu vertilgen. 
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8 4. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß alle Beſitzer, Fructnieger und Pächter ihren Ver— 
pflihtungen (88 1—3) genau nachkommen. 

Sn Ermanglung eine Flurenwächters hat der Ge- 
meindevorjteher für Die erforderliche Zeit ein oder mehrere 
Sndividuen als Auffeher zu beftellen, welche, wo dies not— 
wendig fein follte, aus der Gemeindekaſſe zu entlohnen find. 

Sn allen Fällen, wo das Sammeln der Raupengejpinite 
längjtens bis Ende März eines jeden Jahres oder das zu 
irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Abraupen 
oder die Bertilgung der Maikäfer und Engerlinge oder 
anderer, den Kulturpflanzen fchädlichen Inſekten bis zur 
feftgefegten Zeit unterlaffen murde, ijt die Veranſtaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge— 
nommen werde. 

8 5. Außerdem ijt von dem Gemeindevorfteher und 
zwei Beigeordneten, und in den Städten mit eigenem Statut 
vom Magijtrate gegen die Säumigen eine in den Landes- 
fulturfonds einzuzahlende Geldftrafe von 50 fr. bis 5 fl 
ö. W. und im Wiederholungsfalle bis 10 fl. ö. W. oder 
im Falle der BZahlungsunfähigkeit eine Arreftitrafe von 
6 Stunden bis 2 Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenntnis ift der Partei entweder in 
ichriftlicher Ausfertigung gegen Empfangſchein zuzuſtellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart ziweier Zeugen in der 
Gemeindelanzlei mündlich kundzumachen. In dieſem Falle 
iſt die geſchehene Kundmachung und der Tag, an welchem 
dieſelbe erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferkenntniſſe 
zu beſtätigen. 

8 7. Gegen das Straferkenntnis ($ 5) geht die Be— 
rufung, welche binnen 14 Tagen nad der Kundmadhung 
oder Suftelfung des Straferfenntnifjes beim Gemeindevor- 
ftande fchriftlich oder mündlich einzubringen iſt, an die 
fompetente politiiche Behörde. Gegen zwei gleichlautende 
Erfenntniffe findet eine mweitere Berufung nicht ftatt. 

8 8. Die Bäume, Geſträuche und Heden, welche ſich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbit 
bemwirtjchafteten Gründen oder auf öffentlihen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 

8 9. Diefes Geſetz ift zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Dftober und anfangs Februar durch den Gemeinde- 
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borjteher zu verlautbaren und hat derfelbe, ſei es bei dieſer 
Gelegenheit oder abgejondert, die Frift für die Vornahme 
der einzelnen Berrichtungen genau befannt zu machen. 

S 10. Den politijhen Bezirfsbehörden Tiegt es ob, 
darüber zu wachen, und ſich die Überzeugung zu verfichaffen, 
daß die Bejtimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

Ss 11. ®ird die Vollziehung dieſes Geſetzes durch die 
Gemeinde vernachläffigt oder entjpricht diejelbe nicht den 
ihr als Grundbefiger obliegenden Verpflichtungen (8 8), fo 
hat Die kompetente politifhe Behörde auf Kojten der Ge- 
meinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. Die Unterlaffung 
der dem Gemeindevorjteher in diefem Geſetze vorgezeichneten 
Verpflichtungen wird von der fompetenten politifchen Be— 
hörde mit einer Ordnungsitrafe von 5 bis 10 fl. ö. W. zu 
Bunjten des Landesfulturfonds geahndet. 

S 12, Die Ef. k. Gendarmerie, das GStraßenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
Übertretung diejes Gejeßes dem Gemeindevorjtande und falls 
diefen ſelbſt ein Berjchulden hiebei trifft, der fompetenten 
politiihen Behörde anzuzeigen. 

8 13. Die in den vorftehenden Paragraphen ent- 
haltenen Bejtimmungen haben aud auf die ausgefchiedenen 
Butsgebiete ihre Anwendung. 

Die Gefhäftsführer der Gutögebiete Raben die dem 
Gemeindevorjteher zugewiefenen Rechte und Pflichten zu 
übernehmen; das im $ 5 normierte Strafrecht jteht jedoch 
der politifchen Behörde zu. 

Die auf dem Gut3gebiete von Geite der im $ 1 ge- 
nannten Perſonen begangenen Übertretungen dieſes Geſetzes 
find mit den im $ 5 und die Nichtbeobachtung der Ver- 
pflihtungen des Gejchäftsführers des Gutsgebietes mit den 
im $ 11 verhängten Strafen zu ahnden. 

S 14. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes Ge- 
etzes im Widerfpruche ftehenden Geſetze, Verordnungen und 
zorſchriften werden hiemit aufgehoben. 

8 15. Mit dem Vollzuge diejes Gefetes ift Mein Mi- 
nijter des Innern und Mein Aderbauminifter beauftragt. 
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Dalmatien. 
Gefek vom 18. Mars 1887, 


LEBT. Nr. 19, 


betreffend das Tr Hase der Intereſſenten zur Aus- 
rottung des jtahlblauen Rebenſtechers (Rinchites betuleti). 


5 1. Die Gemeindevermwaltung entfcheidet, ob auf dem 
Gebiete einer se a oder auf einem Teile der- 
jelben, wo ſich der jtahlblaue Rebenſtecher (Rinchites 
betuleti) gezeigt hat, die Weinbauer (mögen fie Eigentümer 
oder Kolonen I in ihren Weingärten die Ausrottung 
desfelben innerhalb eines gegebenen Termines, und in einer 
gleihförmig feſtgeſetzten Reife vorzunehmen .. 

ie Entjcheidung ijt vom Beitpunfte der Berlautbarung 
verbindlich und ein Dagegen eingebradjter Rekurs Hat feine 
aufichiebende Wirkung. 

2. Die Gemeindeverwaltung ift verpflichtet, Die Aus— 
rottung des jtahlblauen Rebenſtechers auf Koften und Gefahr 
der Eigentümer und Kolonen, welche innerhalb des feit- 
gelebten Termine und in der vorgejchriebenen —— die 

usrottung nicht unternommen hätten, ſelbſt zu veranlaſſen. 

Der Erſatz der Koſten kann im adminiſtrativen Exeku— 
tionswege erfolgen, und nur gegen die Richtigkeit derſelben 
kann innerhalb acht Tagen von dem Tage der Zuſtellung 
der Rekurs bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft eingebracht 
werden, welche endgültig entſcheidet. 

8 3. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage feiner 
Kundmahung in Wirkfamfeit, und ift der Vollzug desjelben 
Meinen Minijtern des Innern und des Aderbaues über- 
tragen. 

e Auf Grund des Erlaffes de3 Aderbauminifterrums3 16. Nov. 1887, 
3. 14801, hat die dalmatinifche Statthalterei folgende Inſtruktion zu 
dem vorftehenden Geſetze erlafjen: 


Inſtruktion 


über die geeignetſten Arten der Vertilgung des ſtahlblauen Rebenſtechers 
(Rinchites betuleti). 


Der Schaden, ben diefer Käfer, wenn er in großer Anzahl auftritt, 
in den Weingärten anrichtet, bejteht darin, daß er zur Zeit des erften 
Untriebes der Reben die jungen Sprofjen benagt, fpäter die Stengel ber 
Rebenblätter anfticht, dieſe felbit aufrolft, und vorzeitig verwelken macht. 
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Der Rebenftecher ift ein Käfer, etwas fleiner al3 eine gewöhnliche 
Fliege, ftahlblau, glänzend, bisweilen goldig grün, und hat einen ver- 
hältnigmäßig langen Rüffel. 

Der Rüffel ift jo lang, wie Kopf und Halsfchild zufammengenommen. 

Das Männchen zeigt auf beiden Seiten der Bruft je einen ziemlich) 
hervorjtehenden Dorn. 

Der Rebenftecher fommt im erjten Frühjahre aus dem Erdboden, 
wo er überwinterte, hervor, und legt in den Monaten Mai und Juni 
in zigarrenartig zufammengerollte Blätter der Rebe 3—10 Eier. Aus 
diefen entwideln fi nad) S—12 Tagen Larven, welche die zufammen- 
gerollten Blätter im Innern langjam volfftändig auffreffen, und dann 
in den Erdboden friechen und fich zu Puppen verwandeln. 

Unter der Erde bringen auch die au3 den Puppen entjtandenen 
jungen Käfer den Winter bi3 zum nächiten Yrühjahre zu. 

Um ſich vor Schaden bei dem Auftreten des Käfers zu bewahren, 
erübrigt nicht3 anderes, ald im Frühjahre in den Morgenftunden bei 
fühlem und ruhigem Wetter genügend große Tücher unter die Rebſtöcke 
auszubreiten, diefe dann zu ſchütteln und abzuflopfen, die herab» 
gefallenen Käfer zu ſammeln und zu vernichten. 

Später, d. i, Ende Mai, im Juni und anfangs Juli können eine 
große Menge von Eiern und Larven dadurd) vertilgt werden, daß man 
die leicht Tenntlichen zufammengeroliten Blätter vorjichtig abbricht und 
verbrennt. 

Bor allem ift e3 geboten, daß da3 Einfammeln des Käfers und ber 
gerollten Blätter in allen Weinpflanzungen eine3 Gemeindegebietes 
gleichzeitig gejchieht, weil jonjt die Arbeit des einzelnen Weingarten- 
befiter3, jall3 die Anrainer fich nicht an den BVertilgungsarbeiten be- 
teiligen, in Anbetracht der jteten Gefahr der neuen Zumanderung des 
Rebenftechers eine vergebliche fein könnte. 


Görz Gradiska. 
Gefek vom 30. April 1870, 


GB. Nr. 34, 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Berheerung 
durch Raupen, Maifäfer und andere jchädliche Inſekten. 


8 1. Alle Beliger, Fruchtnießer und Pächter von 
Grundjtüden find verpflichtet bi8 Ende März eines jeden 
Sahres, oder innerhalb der von dem Gemeindevorjteher 
längjtens bis Ende April zu verlängernden Frijt ihre Objt- 
und Bierbäume, Geſträuche, Heden, hölzernen Gartenzäune 
und Hauswände in den Gärten und Weingärten, auf den 
Feldern und Wiefen von den eingefponnenen Raupen, In— 
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efteneiern und Puppen zu reinigen, und die eingefammelten 
aupennejter und Eier zu verbrennen oder fonjt zu vertilgen. 
Auf gleiche Weife find die Raupen, fobald fie im Früh— 
jahre auf den Objtbäumen und auf folden Bäumen, an 
welchen die Neben gezogen werden, ſowie auf Gefträucden 
und Kulturpflanzen zum Vorſchein fommen, ſowie aud die 
Puppen innerhalb der von dem Gemeindevorfteher jährlich 
mittel3 öffentlicher Verlautbarung ($ 9) fejtzujegenden Frift 
zu vertilgen. 


8 2, Diefelben Perjonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven oder Würmer, jowie die Puppen anderer als der 
im $ 1 angeführten fhädlichen Inſekten, ſowie dieſe legteren 
jelbjt, wenn fie zu irgend einer Jahreszeit auf Adern und 
Wieſen auf verheerende Art auftreten, innerhalb der durch 
öffentliche Berlautbarung des Gemeindevorftehers fejtgejegten 
Friſt zu vertilgen. 

Sn folhen Fällen ijt der Gemeindevorfteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlihen Mafregeln und Verfügungen redht- 
zeitig zu treffen; zugleich ijt Derjelbe berechtigt, die er— 
forderlihe Mitwirkung, ſoweit dieſe zur Befeitigung Der 
augenblidlichen Gefahr notwendig ijt, zu verlangen, und 
jedes dazu taugliche Gemeindemitglied und ſelbſt Fremde 

iezu anzuhalten. In allen jenen Fällen aber, wo zur 
bwendung der Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht aus- 
langen, hat der Gemeindevorjteher unverzüglich die Anzeige 
an die politifche Bezirkfsbehörde zu maden. 

Ss 3. Ebenfo haben dieje Perjonen in der von dem 
Gemeindevorjteher anzuberaumenden Friit die Maifäfer 
(Melolontha vulgaris), die Getreidefäfer (Melolontha agri- 
cola), die Gartenfäfer (Melolontha horticula), die Wein- 
blattfäfer (Melolontha vitis), die Rüſſelkäfer (Rynchites 
bacchus) durch Abjchütteln der Objt-, Zier- und jener 
Bäume, an welchen die Reben gezogen werden, fowie der 
Biergejträudje, der Alleebäume und der Ähren in den be- 
hafteten Getreidefeldern täglich in den frühen Morgenftunden 
einzujammeln. 

Die genannten Inſekten find ſonach zu vertilgen. Beim 
Aufbrechen des Bodens in den Baufeldern find die Larven 
oder Würmer der Maifäfer, jowie die Larven und Puppen 
anderer Inſekten hinter dem Pfluge, der Haue oder Schaufel 
aufzulefen und zu vertilgen. 
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8 4. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß alle Befiker, Fruchtnieger und Pächter ihren Ver— 
pflihtungen ($$ 1 und 2) genau nachkommen. 

In Ermanglung eines Feldhüters hat der Gemeinde- 
vorjteher für die erforderliche Zeit die Aufficht einem oder 
mehreren Individuen zu übertragen, welche eventuell aus 
der Gemeindefafje zu entlohnen find. Wurde die genaue Er- 
füllung der in den 88 1—3 angeführten Obliegenheiten 
innerhalb der anberaumten Friſt unterlaffen, jo ijt Die 
Beranjtaltung zu treffen, daß dies auf Koften der Säumigen 
vorgenommen werde. 

8 5. Außerdem ift von dem Gemeindevorfteher und 
zwei Gemeindedeputierten gegen die Säumigen eine in den 
Landesfonds einzuzahlende Geldjtrafe bis zu 5 fl. ö. W. 
und im Wiederholungsfalle biß zu 10 fl. ö. W. oder im 
Falle der BZahlungsunfähigfeit eine Arreſtſtrafe von 
6 Stunden bi8 2 Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenntnis ijt der Partei entweder in 
Schriftlicher Ausfertigung gegen Empfangjchein zuzujtellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der 
Gemeindefanzlei mündlich kundzumachen. In diefem Falle 
ift die gefchehene Kundmachung und der Tag, an welchem 
diejelbe erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferfenntnifje 
zu bejtätigen. 

3 7. Gegen da3 Erkenntnis des Gemeindevorftehersd 
und der beiden Gemeindedeputierten geht die Berufung, 
welche binnen 14 Tagen nad) der Kundmachung oder Zu— 
jtellung des Straferkenntniſſes beim Gemeindevorjtande 
ihriftlih oder mündlich einzubringen ift, an die politische 
Bezirksbehörde. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe findet eine 
weitere Berufung nicht ſtatt. 

$ 8. Die Bäume, Gefträuhe und Heden, melche I 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr ſelbſt 
bemwirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen oder 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 

$ 9. Diejes Geſetz ijt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Oktober und anfangs Februar durch den Gemeinde- 
vorjteher zu verlautbaren, und hat derjelbe gleichzeitig oder 
in der Folge die genaue Frijt für die Vornahme der 
einzelnen Verrichtungen befannt zu machen. 
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8 10. Den politijhen Bezirfsbehörden liegt es ob, 
darüber zu wachen, und jich die Überzeugung zu verihaffen, 
daß die Bejtimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

5 11. Wird die Vollziehung dieſes Geſetzes durch die 
Gemeinde vernadläfjigt oder entjpricht diejelbe nicht den 
ihr al3 Grundbejiger obliegenden Verpflichtungen ($ 8), fo 
hat die politifche Bezirksbehörde auf Koften der Gemeinde 
die erforderliche Abhilfe zu treffen. Die Unterlafjung der 
dem Gemeindevorfteher in dieſem Geſetze vorgezeichneten 
Verpflichtungen wird von der politiſchen Bezirfsbehörde mit 
einer Ordnungsitrafe bis 20 fl. ö. W. zu Gunſten des 
Landeskulturfonds geahndet. 

12, Die f. f. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und — —— ſind verpflichtet, jede wahrgenommene 
Übertretung dieſes Gejeges dem Gemeindevorjtande und 
falls dieſen —— ein Verſchulden hiebei trifft, der poli— 
tiſchen —— sbehörde anzuzeigen. 

8 13. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes Ge— 
Kai im Widerfpruche jtehenden Gefete, Verordnungen und 

orfhriften werden hiemit aufgehoben. 

Ss 14. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes ift der Mi- 
— des Innern und der Ackerbauminiſter beauftragt. 


Iſtrien. 
Geſetz vom 2. September 1870, 


(LSB. Nr. 45), 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durh Raupen, Maifäfer und andere jhädliche Inſekten. 


Ss 1. Alle Bejiter und Pächter von bebauten Grund- 
ftüden find ftrenge verpflichtet, die Afterrüfjelfäfer (Atta- 
labus bacchus) einzufammeln und unmittelbar zu vertilgen; 
in den Gemeinden oder Gemeindefraftionen, in welchen Die 
Objtfultur bedeutend entmwidelt ijt, gilt die obige Verpflichtung 
auch bezüglich der Raupen und nad Mögtichfeit für jede 
der Bodenkultur jchädliche Inſektengattun 

Die Einfammlung und Bertilgung Bat jih auf alle 
Entwidlungsjtadien des Inſektes, auf deſſen Eier und Neiter 
zu erjtreden. 
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8 2, Der Gemeindevorfteher hat jedes Jahr durch eine 
befondere Kundmadung jene Gattungen von Inſekten be- 
fanntzugeben, melde je nad) dem Berlauf des Jahres 
bedeutenderen Schaden drohen, fowie die Zeit der Ein- 
jammlung zu bejtimmen. 

8 3. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß alle Befiger und Pächter ihren Verpflichtungen nach— 
fommen. 

8 4. Bon dem Gemeindevorjteher und zwei Gemeinde- 
räten ift gegen die Übertreter eine Gelditrafe bis zu 5 fl. 
6. W. und im Wiederholungsfalle bis zu 10 fl. ö. W. 
zu verhängen. Die Geldjtrafen fließen in jenen Gerichts- 
bezirfen, in melden eine oder mehrere Bezirksgenofjen- 
fhaften der Landwirte im Sinne des Landesgeiekes 8. Sep- 
tember 1884, LOB. Nr. 36, bejtehen, jener Genojjenjchaft 
zu, zu welcher die Gemeinde, in deren Gebiete die Über- 
tretung begangen wurde, gehört und find in Ermanglung 
diefer Senoffenichaften in den Landesfulturfonds abzuführen. 


($ 4 erhielt die vorjtehende Faſſung nachträglich durch das Gefeg 
30. Juni 1886, LEBT. Nr. 8). 


8 5. Das Straferfenntnis ijt der Partei in jchriftlicher 
et gegen Empfangsbejtätigung zuauftellen. 

8 6. Gegen das Straferfenntnis geht die Berufung, 
welche binnen 14 Tagen nad) der Zuſtellung desjelben 
beim Gemeindevorſtande ſchriftlich oder mündlich einzus 
bringen ift, an die politifche Bezirksbehörde. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

8 7. Diefes Geſetz iſt jedes Jahr anfangs April zu 
verlautbaren. 

88. Den politifhen Bezirksbehörden Liegt es ob, 
darüber zu wachen, und fich die Überzeugung zu verfchaffen, 
daß die Beitimmungen diejes Gejehes von den Gemeinden 
ihres Bezirfes genau befolgt werden. 

89. Die Ef. E. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und Feldihußperfonale find verpflichtet, jede mahrgenommene 
Übertretung dem Gemeindevoritande anzuzeigen. 

8 10. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes 
Geſetzes in Widerfpruch jtehenden Gejege, Verordnungen und 
Vorſchriften werden hiemit aufgehoben. 

8 11. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 
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Kärnten. 
Gefek vom 30. Hovember 1870, 


(LEBT. Nr. 55), 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durch) Raupen, Maifäfer und andere fchädliche Inſekten. 


8 1. Alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter von 
Grundftüden find verpflichtet, ihre Objt- und Gemüjegärten, 
ihre Felder und Wieſen, wie auch Gejträuche und Läume, 
welche innerhalb des Kulturlandes oder an deſſen Grenze 
jtehen, von den allgemein jhädlichen Inſekten, deren Eiern, 
Raupen und Puppen zu befreien und jelbe zu töten. 

Insbeſondere find fie verpflichtet: 

a) vom Dezember bi Ende Februar die Objtbäume von 
den auf jelben hängenden dürren Blättern, als ge— 
wöhnlihen NRaupennejtern zu befreien und felbe zu 
verbrennen; 

b) bei der Frühjahrsfaatbeitellung die in der frijchen 
Pflugfurche zu Tage liegenden Engerlinge zu fammeln 
und zu töten; 
die im Frühjahre auf den Objtbäumen jich zeigenden 
Raupen zu töten, und bei mafjenhaftem Auftreten der- 
jelben im eigenen Objtgarten oder in den des Nachbars 
die noch nicht von Raupen befallenen Bäume dadurch 
vor dem Hinauffriechen der abgejchüttelten Raupen zu 
bewahren, daß die Baumjtämme mit einem handbreiten 
Strohbande ummidelt werden, welches mit Wagen- 
ichmiere fo oft zu bejtreichen ijt, als es, troden ge— 
worden, den Raupen das Darüberfriechen geftattet. 

h 2. In Fällen fo majjenhaften Auftretens jchädlicher 
Inſekten, daß zu deren rechtzeitiger Vertilgung die gemöhn- 
lihen Urbeitsfräfte des Befigers ohne zu große Beirrung 
dringender Feldarbeiten nicht ausreichen, ijt die Gemeinde 
verpflichtet, zur Bertilgung mitzuwirken. ($ 7.) 

Insbeſondere tritt diefe Verpflichtung in jedem Mai- 
fäfer-Slugjahre ein, und dauert vom erjten Erfcheinen der- 
jelben bis zu Ende der Flugzeit. 


3. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 


daß Die betreffenden Perfonen den im $ 1 ausgeſprochenen 
Verpflichtungen nachkommen. 


c 


mt 
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In Ermanglung eines Flurenwächters hat er das Recht, 
ein oder mehrere el zu bejtellen, welche, two dies not— 
wendig fein follte, aus der Gemeindefafje zu entlohnen find. 

In Fällen, wo den im $ 1 ausgejprodenen Ver— 
pflichtungen nur in ungenügender, läſſiger Weife entjprochen 
wird, fann er auf Kojten der Säumigen die nötigen Ar— 
beiten durch eine andere Perſon vollziehen Tafjen. 


8 4. Außerdem ijt von dem Gemeindevorfteher und 
zwei Gemeinderäten gegen die Säumigen eine in die Ge— 
meindefajje einzuzahlende Gefdjtrafe von 1 bis 10 fl. ö. W., 
und im Wiederholungsfalle bis 20 fl. ö. W., oder im Falle 
der Zahlungsunfähigfeit eine Arreititrafe von 12 Stunden 
bi8 4 Tagen zu verhängen. 

8 5. Das Straferfenntnis ijt der Partei entiweder in 
ſchriftlicher Ausfertigung gegen Empfangjchein zuguftellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der 
Gemeindefanzlei mündlich kundzumachen. 

In diefem Falle ift die gejchehene Kundmadung, und 
der Tag, an welchem diefelbe erfolgte, von den Zeugen auf 
dem Straferfenntnifje zu bejtätigen. 


86. Gegen das Straferfenntnis des Gemeindevor- 
fteher8 und der beiden Gemeinderäte geht die Berufung, 
welche binnen 14 Tagen nad der Kundmachung oder Zu— 
ftellung des ba — beim Gemeindevorftand 
riftlih oder mündlich einzubringen ijt, an die politijche 

ezirfsbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet 
eine weitere Berufung nicht jtatt. 

8 7. In Fällen, wo zur Bertilgung der Inſekten die 
Gemeinde mitzuwirken hat ($ 2), hat der Gemeindevorjteher 
den Gemeindeausshuß zu berufen, der zu bejchließen Hat, 
wie viele Arbeiter jede der im $ 1 genannten Perſonen 
beizuftellen hat. As Maßſtab Hat die Höhe der Grund» 
fteuer zu dienen. 

Der Gemeindevorfteher beruft diefe Arbeiter nad) Maß— 
gabe des Bedürfniffes, bejtimmt für jeden Zeit und Ort 
der Urbeitsleijtung, leitet und überwacht ſelbe entweder 
jelbjt oder durch eine andere, nötigenfall3 aus der Ge— 
meindefaffe zu entlohnende Perjönlichkeit. 

Der Gemeindevorfteher hat das Recht, auf Rechnung 
des Berpflichteten Arbeiter aufzunehmen, wenn ſolche ent— 
weder gar nicht beigeftellt wurden, oder arbeitsunfähig find. 
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Speziell ift das Einfammeln und Vertilgen der Mai- 
fäfer auf die Morgenjtunden von 5 bis 8 Uhr zu befchränfen 
und hat jeder Arbeiter die zum Einjammeln notwendigen 
Geräte mitzubringen. 

8 8. Diefes Gefeh ijt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Oftober und anfangs Februar durch den Gemeinde- 
vorjtand zu verlautbaren. 

9. Den politiihen Bezirkfsbehörden liegt es ob, 
darüber zu wachen und ſich die Überzeugung zu verichaffen, 
daß die Bejtimmungen dieſes Gejeßes von den Gemeinden 
ihres Bezirfes genau befolgt werden. 

8 10. Wird die Vollziehung diefes Geſetzes Durch die 
Gemeinde vernadhläffigt, oder entjpricht Ddiejelbe nicht den 
ihr als Grumdbefiter obliegenden Verpflichtungen, & gs 
die politifche Bezirksbehörde auf Kojten der Gemeinde Die 
erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Gemeindevorfteher, welche unterlafjen, die ihnen durch 
diefes Geſetz auferlegten Pflichten zu erfüllen oder melche 
ſich hierin nachläffig erweijen, find nad dem Landesgejege 
7. Dez. 1868 (LGBl. Nr. 33, XXVIII. Stüd) zu behandeln. 

s 11. Die Ef. £. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale jind verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung dieſes Geſetzes dem Gemeindevorjteher, und 
falls dieſen ſelbſt ein Verſchulden hiebei trifft, der poli— 
tiichen Bezirfsbehörde anzuzeigen. 

8 12. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes 
Geſetzes im Widerfpruche jtehenden Gefeße, Verordnungen 
und Vorſchriften werden hiemit aufgehoben. 

8 13. Mit dem Vollzuge diefes Geſetzes ift Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminifter beauftragt. 


Krain. 
Gefek von 17. Iuni 1870, 


(LEBT. Nr. 21), 
betreffend den Schuß der Bodenfultur gegen Berheerung 
durh Raupen, Maifäfer und andere fchädliche Inſekten. 
8 1. Alle Befiter, Fructnieger und Pächter von 
Grundftüden find verpflichtet, bi$ Ende März eines jeden 
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Sahres oder innerhalb der von dem Gemeindevorjteher nicht 
über Ende April zu verlängernden Friſt, ihre Objt- und 
Bierbäume, Geſträuche, Heden, hölzernen Gartenzäune und 
Regent in den Gärten und Weingärten, auf den 

eldern und Wiejen von den eingejponnenen Raupen, In— 
efteneiern und Puppen zu reinigen, und die eingefammelten 

aupennefter und Eier zu verbrennen oder jonjt zu vertilgen. 

Auf gleiche Weiſe find die Raupen, fobald fie im 
Frühjahre auf Bäumen, Gefträuden und Kulturpflanzen 
zum Vorjchein fommen, ſowie auch die Puppen innerhalb 
der von dem Gemeindevorjteher jährlich mittels öffentlicher 
Berlautbarung ($ 10) feitzufegenden Friſt zu vertilgen. 

Werden Bäume, welche von den Raupen befallen find, 
gefällt, oder von den Raupen befallene Ajte abgehadt, fo 
dürfen Ddiefelben nicht im unabgeraupten Zujtande liegen 
gelafjen, fondern müſſen abgeraupt oder ſogleich verbrannt 
werden. 

S 2, Diefelben Perſonen ($ 1) jind verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer als der im $ 1 vorgejehenen 
ſchädlichen Inſekten, ſowie dieſe letzteren jelbjt, wenn fie 
u irgend einer Jahreszeit auf Ackern und Wieſen in be— 
—— Menge verheerend auftreten, — 
er durch öffentliche Verlautbarung des Gemeindevorſte 
feſtgeſetzten Friſt zu vertilgen. 

In ſolchen Fällen iſt der Gemeindevorſteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlichen Maßregeln und Verfügungen recht— 
zeitig zu treffen; zugleich iſt derſelbe berechtigt, die Leiſtung 
von Notarbeiten jeder Art, ſoweit ſolche zur Beſeitigung 
der augenblicklichen Gefahr notwendig ſind, zu verlangen, 
und jedes dazu taugliche Gemeindeglied hiezu anzuhalten. 

In allen jenen Fällen aber, wo zur Abwendung der 
Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, hat der 
Gemeindevorſteher unverzüglich die Anzeige an die poli— 
tiſche Bezirksbehörde zu machen. 

8 3. Ebenſo haben dieſe Perſonen ($ 1) die Maikäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der von dem Gemeinde- 
vorjteher dazu anzuberaumenden Friſt von ihren Obſt— 
und Bierbäumen, Hiergejträuchern und Alleebäumen, dann 
von den Bäumen an Waldrändern in den Fällen, mo 
e3 wegen ihrer Nähe erforderlich it, täglich, befonders in 
den frühen Morgenjtunden abzufchütteln und zu vertilgen 
oder zu landwirtichaftlichen Sweden zu verwenden. 


ers 
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Im Baufelde find beim Aufbruche des Bodens Die 
Engerlinge hinter dem Pfluge, der Haue oder Schaufel auf- 
zulefen und ebenfalls jogleich zu vertilgen. 

4. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter ihren Ver— 
pflichtungen ($$ 1 bis 3) genau nachkommen. 

In Ermanglung eines Flurenwächters hat der Ge- 
meindevorfteher für die erforderliche Zeit ein oder mehrere 
Individuen als Auffeher zu bejtellen, welche, wo dies not- 
wendig fein follte, aus der Gemeindefafje zu entlohnen find. 

In den Fällen, wo das Sammeln der Raupengejpinfte 
längjtend bis Ende März eines jeden Jahres oder das 
zu irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Ab— 
raupen oder die Vertilgung der Maifäfer und Engerlinge 
oder anderer, den Kulturpflanzen fchädlichen Inſekten bis 
zur fejtgefetten Zeit unterlaffen twurde, ift die Veranſtaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge- 
nommen werde. 

8 5. Außerdem ift von dem Gemeindevorjtande gegen 
die Säumigen eine in die Gemeindefafje einzuzahlende Geld- 
ftrafe von 1 bis 10 fl. d. W. und im Wiederholungsfalle 
bis 20 fl. ö. W. oder im Falle der Zahlungsunfähigfeit 
eine Urrejtitrafe von 12 Stunden bis 4 Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenntnis ijt der Partei entweder in 
ichriftlicher Ausfertigung zuzuftellen oder aber derjelben in 
Gegenwart zweier Zeugen in der Gemeindefanzlei mündlich 
fundzumachen. In dieſem Falle ijt die gejchehene Kund— 
madhung und der Tag, an welchem diefelbe erfolgte, von 
den Zeugen auf dem Straferfenntnifje zu bejtätigen. 

8 7. Gegen das Gtraferfenntni des Gemeindevor- 
ftandes geht die Berufung, welche binnen 8 Tagen nad) der 
Kundmachung oder Zuſtellung des Straferfenntniffes beim 
— hunde Ihriftlih oder mündlid einzubringen 
ift, an die politiiche Bezirfsbehörde. Gegen zwei gleich» 
lautende Erfenntnifje findet eine weitere Berufung nicht ftatt. 

8 8. Die Bäume, Gefträuche und Heden, welche io 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbit 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen und 
an den Rändern derfelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 

8 9. Dieſes Gefeß ift zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Dftober und anfangs Februar durch den Ge— 
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meindevorfteher zu verlautbaren und hat derfelbe, fei es 
bei diefer Gelegenheit oder abgejondert, die Frijt für Die 
—— der einzelnen Verrichtungen genau bekannt zu 
machen. 

$ 10. Den politiſchen Bezirksbehörden liegt es ob, 
darüber zu wachen und ſich die Überzeugung zu verſchaffen, 
dat die Bejtimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

$ 11. Wird die Vollziehung dieſes een durch die 
Gemeinde vernachläfjigt oder entjpricht Diejelbe nicht den 
ihr als Grundbefiger obliegenden Berpflichtungen (8 8), fo 
hat die politifche Bezirfsbehörde auf Kojten der Gemeinde 
die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlaffung der dem Gemeindevoritande in dieſem 
Geſetze vorgezeichneten Verpflichtungen wird von der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde mit einer Ordnungsitrafe von 10 big 
20 fl. 5. W. zu Gunften der Gemeindefafje geahndet. 

8 12. Die f. E. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
Übertretung dieſes Gejehes dem Gemeindevorjteher, und 
falls Diejen ed ein Berjchulden hHiebei trifft, der poli- 
tiihen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

S 13. Alle früheren mit den Anordnungen Diefes 
Geſetzes im Widerjpruche ftehenden Geſetze, Verordnungen 
und Vorſchriften werden hiemit aufgehoben. 

Ss 14. Mit dem Bollzuge dieſes Gefeges ift Mein 
Minifter des Innern und Mein AUderbauminifter beauftragt. 


Mähren. 
Gefek vom 30. April 1870, 


LSB. Nr. 37, 

betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durch Raupen, Maifäfer und andere fchädliche Inſekten. 

81. Wie Befiger, Fruchtnießer und Pächter von 
Grundjtüden find verpflichtet, bi8 Ende März eines jeden 
Jahres oder innerhalb der von dem Gemeindevorjteher 
längitens bis Ende April zu verlängernden Friſt ihre 
Obſt- und Zierbäume, Geſträuche, Heden, hölzernen Garten- 
zäune und Hauswände, in den Gärten und Weingärten, 
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auf den Feldern und Wieſen von den eingejponnenen 
Raupen, Inſekteneiern und Puppen zu reinigen, und Die 
eingefammelten Raupennefter und Eier zu verbrennen oder 
font zu vertilgen. 

Auf gleihe Weije jind die Raupen, fobald fie im 
Frühjahre auf Bäumen, Gejträuden und Kulturpflanzen 
zum Vorſchein fommen, fowie auch die Puppen innerhalb der 
bon dem Gemeindevorjteher mittels öffentlicher Verlaut- 
ie ($ 10) fejtzufegenden Friſt zu vertilgen. 

erden Bäume, welche von Raupen befallen find, ge- 
De oder von Raupen befallene Ajte —— ſo büchen 
iefelben nicht im unabgeraupten Zuftande liegen gelafjen, 
jondern müſſen abgeraupt oder jogleich verbrannt werden. 

S 2, Diefelben Perjonen ($ 1) jind verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer al3 der im 8 1 vorgefehenen 
ſchädlichen Inſekten, ſowie dieſe letzteren jelbjt, wenn jie zu 
irgend einer Jahreszeit auf Ackern und Wieſen in beſorg— 
niserregender Menge verheerend auftreten, — der 
durch öffentliche Verlautbarung des Gemeindevorſtehers feſt— 
geſetzten Friſt zu vertilgen. 

In ſolchen Fällen iſt der Gemeindevorſteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlichen Maßregeln und Verfügungen recht— 
zeitig zu treffen; zugleich iſt derſelbe berechtigt, die Leiſtung 
von Notarbeiten jeder Art, ſoweit ſolche zur Beſeitigung der 
augenblicklichen Gefahr notwendig ſind, zu verlangen, und 
jedes dazu taugliche Gemeindemitglied und ſelbſt Fremde 
hiezu anzuhalten. 

In allen jenen Fällen aber, wo zur Abwendung der 
Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, hat der 
Gemeindevorſteher unverzüglich die Anzeige an die poli— 
tiſche Bezirksbehörde zu machen. 

83 3. Ebenſo haben dieſe Perſonen ($ 1) die Maikäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der von dem Gemeinde— 
vorſteher dazu anzuberaumenden Friſt von ihren Obſt— 
und Zierbäumen, Zierſträuchern und Alleebäumen, dann 
von den Bäumen an Waldrändern in den Fällen, wo 
die Wälder in einer ſolchen Nähe von den eben erwähnten 
Bäumen ſich befinden, daß durch die Unterlaſſung des Ab— 
ſchüttelns die Durchführung der ganzen Maßregeln zwecklos 
wäre, täglich, beſonders in den frühen Morgenſtunden, ab— 
zuſchütteln und zu vertilgen, oder zu landwirtſchaftlichen 
Sweden zu verwenden. 
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Sm Baufelde find beim Aufbruche des Bodens die 
Engerlinge hinter dem Pflug, der Haue oder Schaufel auf- 
zulefen und ebenfalls fogleich zu vertilgen. 

8 4. Der Gemeindevorfteher hat darüber zu machen, 
daß alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter ihren Ber- 
pflihtungen (88 1—3) genau nachkommen. 

Sn Ermanglung eines Flurenwäcdterd hat der Ge— 
meindevorjteher für die erforderliche Zeit ein oder mehrere 
Individuen als Auffeher zu bejtellen, welche, wo dies not» 
wendig fein follte, aus der Gemeindefaffe zu entlohnen find. 

In allen Fällen, wo dad Sammeln der Raupengefpinfte 
längjtens bis Ende März eines jeden Jahres oder das zu 
irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Abraupen 
oder die Bertilgung der Maifäfer und Gngerlinge oder 
anderer, den Kulturpflanzen jchädlichen Inſekten bis zur 
feftgejegten Zeit unterlaffen wurde, iſt die Veranftaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge— 
nommen werde. 

8 5. Außerdem ift von dem Gemeindevorfteher und 
zwei Gemeinderäten gegen die Säumigen eine in die Ge- 
meindefaffe einzuzahlende Geldjtrafe von 1—10 fl. 5. W. 
und im Wiederholungsfalle bis 20 fl. ö. W. oder im Falle 
der Bahlungsunfähigfeit eine Arreftitrafe von zwölf Stunden 
bis vier Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenninis ift der Partei entweder in 
Ihriftlicher Ausfertigung gegen Empfangſchein zuaguftellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der 
Gemeindefanzlei fundzumaden. In diefem Falle ift Die 
— Kundmachung und der Tag, an welchem dieſelbe 
erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferkenntniſſe zu 
beſtätigen. 

8 7. Gegen das Straferkenntnis des Gemeindevor— 
ſtehers und der beiden Gemeinderäte geht die Berufung, 
welche binnen vierzehn Tagen nach der Kundmachung oder 
Zuſtellung des Straferkenntniſſes beim Gemeindevorſtande 
ſchriftlich oder mündlich einzubringen iſt, an die politiſche 
Bezirksbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet 
eine Berufung nicht ſtatt. 

$ 8. Die Bäume, Geſträuche und Hecken, welche ſich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr jelbft 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen und 
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an den Rändern derjelben befinden, find auf Koften der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 

8 9. Zur Aufmunterung des Einfammelns der Mai- 
fäfer und Engerlinge wird für jeden Meten an die be- 
treffende Gemeinde einzuliefernder Maifäfer und Engerlinge 
eine bejtimmte Vergütung geleijtet, deren Ausmaß jährlich 
von dem Landeschef im Einvernehmen mit dem Sandes- | 
ausſchuſſe feſtgeſtellt wird. 

Dieſe Vergütung wird aus der Gemeindekaſſe beſtritten 
und zur Hälfte des Geſamtbetrages aus Landesmitteln erſetzt. 

Die eingelieferten Maikäfer und Engerlinge ſind ſofort 
zu vertilgen. 

8 10. Dieſes Geſetz iſt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Oktober und anfangs Februar durch den Ge— 
meindevorſteher zu verlautbaren und hat derſelbe, ſei es 
bei dieſer Gelegenheit oder abgeſondert, die Friſt für die 
Vornahme der einzelnen Verrichtungen genau bekannt zu 
machen. 

Ss 11. Den politiſchen Bezirksbehörden liegt es ob, 
darüber zu wachen und ſich die Überzeugung zu verſchaffen, 
daß die Beſtimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

S 12. Wird die Vollziehung dieſes Geſetzes durch die 
Gemeinde vernadläffigt oder entfpricht Ddiejelbe nicht den 
ihr al3 Grundbefiger obliegenden Verpflichtungen ($ 8), fo 
hat die pofitifche Bezirfsbehörde auf Koften der Gemeinde 
die erforderlihe Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlaffung der dem Gemeindevorfteher in diefem 
Geſetze vorgezeichneten Verpflichtungen wird von der poli— 
tiihen Bezirfsbehörde mit einer Ordnungsſtrafe von 10 bis 
20 fl. ö. W. zu Gunften des Lofalarmenfonds geahndet. 

8 13. Die k. E Gendarmerie, das Strohenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung dieſes Gejeßes dem Gemeindevorjtande und 
falls dieſen nr ein Verſchulden Hiebei trifft, der poli- 
tiihen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

14, Alle früheren, mit den Anordnungen Diejes 
Geſetzes im Widerſpruch ftehenden Gefete, Berordnungen 
und Borjchriften werden Hiemit aufgehoben. 

8 15. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminifter beauftragt. 
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Öiterreich unter der Enns. 
Gefek vom 10, Dezember 1868, 


LGBl. Nr. 4 ex 1869, 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Raupenfchäden 
und Maikäfer. 


1. Alle Befiger und Pächter von Grundftüden find 
verpflichtet, bi8 Ende März eines jeden Jahres ihre Obſt— 
und BZierbäume, Gefträuche und Heden in den Gärten und 
Weingärten und auf den Feldern und Wiejen von den 
im Herbſte zwiſchen den Blättern, auf den Aſten und 
Bäumen eingefponnenen Raupen und von den in Häufchen 
oder Ringform angejegten Raupeneiern forgfältig zu reinigen 
und die eingefammelten Raupennejter und Eier zu ver— 
brennen. Auf gleihe Weife find Die lebenden Raupen, 
jobald fie im Frühjahre auf Bäumen, Geſträuchen und 
Kulturpflanzen zum Borfchein kommen, innerhalb der von 
dem Gemeindevorjteher jährlich” mittels öffentlicher Ver— 
fautbarung ($ 7) fejtzufegenden Friſt zu vertilgen. 

8 2, Ebenfo find die Befiter und Pächter von Grund- 
ftüden verpflichtet, die Maifäfer in der von dem Ge— 
meindevorfteher anzuberaumenden Friſt von ihren Obſt— 
bäumen, Zierbäumen, Biergefträuchern und Alleebäumen in 
den frühen Morgenftunden abzufchütteln und zu vertilgen. 

Ss 3. Der — — hat darüber zu wachen, 
daß jeder Beſitzer und Pächter dieſen ſeinen Verpflichtungen 
($$ 1 und 2) genau nachkomme und in allen Fällen, wo 
da3 Sammeln der Raupengefpinfte Tängjtens bis Ende 
März eines jeden Jahres oder das mit der märmeren 
Sahreszeit angeordnete allgemeine Abraupen oder die Ver— 
tilgung der Maifäfer unterlajjen wurde, die Beranftaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge- 
nommen werde. 

8 4. Außerdem ift von dem &emeindevorfteher und 
zwei Gemeinderäten gegen die Säumigen eine in Die 
Armenkaſſe der Ortsgemeinde in deren Gebiet die Über- 
tretung begangen mwurde, einzuzahlende Gefditrafe von 
1 bis 10 fl. oder im alle der Zahlungsunfähigfeit eine 
Urreititrafe von höchjtens 48 Stunden zu verhängen. 

5. Gegen das Straferfenntnis des Gemeindevor- 
fteher8 und der beiden Gemeinderäte geht die Berufung, 
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welche binnen drei Tagen nad) Kundmachung und Bus 
ftellung des Straferfenntnifjes beim Gemeindevorftande ein- 
zubringen ift, an die politiiche Behörde und findet gegen 
zwei gleichlautende Erfenntnifje eine weitere Berufung 
nicht ftatt. 

8 6. Die Bäume, Geſträuche und Heden, welche fich auf 
den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbjt be- 
mwirtjchafteten Gründen oder auf öffentlihen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Koſten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern, und 
hat, im Falle die Gemeinde diefer ihr obliegenden Ber- 
pflichtung nicht nachfommt, die —— Behörde auf Koſten 
der Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

S 7. Dieſes Geſetz iſt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Oktober und anfangs Februar durch den Gemeinde— 
vorſteher zu verlautbaren. 

5 8. Die Unterlaſſung der in dieſem Geſetze dem Ge— 
meindevorjtande zugewiejenen Obliegenheiten wird von der 
politiihen Behörde mit einer Ordnunggitrafe von 10 bis 
20 fl. zu Gunſten der Armenkaſſe der Gemeinde geahndet. 

$ 9. Diejes Gefeß tritt mit dem Tage der Kundmachung 
in Wirkſamkeit. 

Mit dem PVollzuge dieſes Geſetzes jind Mein Minifter 
des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 


Gefek vom 26. Auguſt 1899, 
betreffend die Hintanhaltung und PVertilgung der Blutlaus 
des Upfelbaumes (Schizoneura lanigera). 


(LEBT. Nr. 72), 


8 1. Alle Bejiger, Nutznießer, Pächter und Bewirt- 
ihafter von Objtgärten, Objtbaumfchulen, Obftbaumalleen 
und jonjtigen Objtbaumpflanzungen, im Falle fi) in den- 
ſelben Apfelbäume befinden, jind verpflichtet, in den Mo- 
naten April und September die zur Befämpfung der Blut- 
laus notwendigen Arbeiten durchzuführen. 

Die näheren Anordnungen bezüglich der Art und Weife 
diefer Befämpfung find in einer von der f. k. Statthalterei 
im Einvernehmen mit dem niederöjterreidifchen Landes- 
ausſchuſſe zu erlafjenden Durchführungsverordnung zu treffen. 

(Siehe die nachfolgende Statthaltereiverordnung v. 18. Nov. 1899, 

LSB. Nr. 73.) 
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8 2, Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß jeder Objtzüchter dieſer jeiner Verpflichtung genau nad)- 
fomme und in allen Fällen der Unterlafjung der Be- 
fümpfungsarbeiten die Veranjtaltung zu treffen, daß dieſe 
Arbeiten nah Ablauf einer Friſt von 14 Tagen nad) der 
emäß $ 7 zu erfolgenden Berlautbarung auf Kojten der 
Säumigen Durch Die Gemeinde vorgenommen werden. 

5 3. Außerdem ijt von dem Gemeindevorjteher in Ge— 
meinjhaft mit zwei Gemeinderäten gegen die Säumigen 
eine in den Bezirfsarmenfonds fließende Gelditrafe von 
1 bi? 10 fl. oder im Falle der Zahlungsunfähigfeit eine 
Arreititrafe von Höchjtens 48 Stunden zu verhängen. 

3 4. Segen das nad) $ 3 gefällte Straferfenntnis geht 
die Berufung, welche binnen drei Tagen nad) Kundmachung 
oder Zuftellung des Straferfenntnifjes bei dem Gemeinde- 
vorjtande mündlich oder jchriftlich einzubringen ift, an die 
politijche Bezirfsbehörde, und findet gegen zwei gleichlautende 
Erfenntnifje eine weitere Berufung nicht ftatt. 

S 5. Die Befämpfungsarbeiten gegen die Blutlaus auf 
Upfelbäumen, welche ſich auf den der Gemeinde eigentüm- 
lichen oder von ihr gepachteten und von ihr felbjt bewirt— 
Ihafteten Gründen oder auf öffentlichen Straßen und Wegen 
und an den Rändern derjelben befinden, find von der 
Gemeinde auf ihre Koften durchzuführen; entfprechen die 
Gemeinden troß einmaliger Aufforderung feitens der poli- 
tiſchen Bezirfsbehörde dieſer ihrer Verpflichtung nicht, fo 
hat die politische Bezirfsbehörde auf Koften der betreffenden 
Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Auf Ararialſtraßen, reſpektive Bezirksſtraßen gejchehen 
die Vertilgungsarbeiten auf Koſten des Arars, Be 
weiſe des Bezirksſtraßenfonds. 

8 6. Die Vernachläſſigung oder gänzliche Unterlaſſung 
der den Gemeindevorjtehern in Vollziehung dieſes Geſetzes 
borgezeichneten Verpflichtungen wird von. der politifchen 
Bezirfsbehörde an dem betreffenden Gemeindevorjteher mit 
einer in den Bezirfsarmenfonds fließenden Ordnungsitrafe 
von 10 bis 20 fl. geahndet. 

8 7. Dieſes Geſetz, ſowie die gemäß $ 1 zu erlafjende, 
die Belehrung über das einzuhaltende Bertilgungsverfahren 
enthaltende Durhführungsverordnung find zweimal im 
Sahre, und zwar anfangs der Monate April und Sep— 
tember durch die Gemeindevorjtehungen zu verlautbaren; die 
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politifchen Bezirfsbehörden haben die Gemeindevorjtehungen 
zu diefer Verlautbarung rechtzeitig zu veranlafjen und zu 
verhalten. 


8 8. Die £. f. Gendarmerie, fowie das zum Schuße 
der einzelnen Zweige der Landeskultur bejtimmte Wach— 
perfonal jind verpflichtet, jede wahrgenommene Übertretung 
dieſes Geſetzes dem Gemeindevorjteher oder, wenn Diejen 
jelbjt ein Verſchulden trifft, der politifchen Bezirksbehörde 
zur Anzeige zu bringen. 

9. Die Volksſchullehrer find verpflichtet, die Schul- 
jugend ſowohl über die Schädlichfeit der Blutlaus, mie 
über deren Befämpfung zu belehren. 


8 10. Diejes Gejeß tritt mit dem Tage der Kund— 
madhung in Wirkſamkeit. 

Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes ift Mein Aderbau- 
minijter und Mein Minijter des Innern beauftragt. 


Verordnung des E. F. Statthalters im Erzherzog- 
tume Diterreih unter der Enns vom 18. No— 
vember 1899, 3. 101219, 


betreffend die Durchführung des Landesgefehes vom 26. Auguft 1899 
behufs Hintanhaltung und Vertilgung der Blutlaus de3 Apfelbaumes 
(Schizoneura lanigera). 


(LEBL. Nr. 73.) 


Gemäß $ 1, Alinea 2 des Geſetzes vom 26. Auguft 1899, LG. u. 
VBl. Nr. 72, betreffend die Hintanhaltung und Vertilgung der Blutlaus 
des Apfelbaumes (Schizoneura lanigera) finde ich im Einvernehmen 
mit dem niederöfterreichifchen Landesausſchuſſe bezüglich der Art und 
Weife der Bekämpfung dieſes Schädlings nacdhjtehendes zu verorbnen, 
beziehungsweije zur Belehrung der Obitzüchter befanntzugeben : 

Punkt 1. Alle am Stamme und Aften durch da3 weißfilzige Aus— 
fehen leicht fenntlichen Blutlausfolonien (Brut), insbefondere an Wund« 
rändern und in Niben der Rinde fich zeigend, find mit jcharfen Bürſten 
gründlich zu entfernen. 

Alle diefe Stellen find fodann zur Vernichtung etwa noch vor- 
handener Bruten forgfältig mit Baumwachsfett (Schweine-, Pferde- oder 
dünnem gelben Wagenfett), und zwar did zu überjtreichen. 

Punkt 2, Alle vorhandenen Wunden am Stamme und an ben 
Aſten find, da ſich an diefen Stellen vor allem baldigft neue Blutlaus— 
folonien bilden, forgfältig auszufchneiden und kleinere Wunden mit 
Baummwachs, größere Wunden mit Steinfohlenteer gut zu verftreichen. 
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Punkt 3. Dringend geboten ift e3, alle älteren Apfel— 
bäume, die von Der Blutlaus ftarf befallen erfcheinen, 
entfräftet und ertraglo3 geworden find, ſobald wie mög- 
lid auszubauen und fofort zu verbrennen, da foldhe alte 
Bäume die gefährlidhften Brutjtätten für die Weiter- 
verbreitung der Blutlaus bilden. 

Punkt 4. Apfelbäume, die an den jüngeren Aſten bereit3 ftarf 
mit Blutläufen bejegt find, müſſen im Spätherbite durch ſtarkes Zurück— 
fchneiden der gejamten Krone verjüngt werden. Hiebei müſſen alle 
abgefchnittenen Aſte jogleih an Ort und Stelle verbrannt werden. 

Die verjüngten Obitbäume find am Stamme und an den Aſten 
mit einem Kalkmilchanftriche (Miſchung von Kupfervitriol, Kalk, Lehm 
und — zu verſehen. 

Punkt 5. Im Beginne des Frühjahres ſind alle mit Blutläuſen 
befallenen Apfelbäume mit einer Miſchung von 4 Kilogramm Schmier- 
feife, 11/5, Kilogramm Snfektenpulver in 100 Liter Wajjer gelöft, aus— 
giebig zu bejprigen. 

Punkt 6. Es empfiehlt fich ferner, im Spätherbite Stämme, Aſte 
und Zweige aller Apfelbiume mit dem im Punfte 4 erwähnten (Kupfer- 
vitriol-)Ralkanftriche zu verjehen, den Boden um den Stamm — bei 
jungen Obitbäumen in der Größe einer einen Meter Durchmeffer um— 
faffenden Baumfcheibe, bei älteren Bäumen dem Umfange der Baum- 
frone entfprechend — tief umzugraben und hiebei ungelöfchten Kalt 
unterzubringen. 

Punkt 7. Obgleich nad) $ 1 des Gefeges eine Verpflichtung zur 
Vornahme der Belämpfungdarbeiten nur für die Monate April und 
September bejteht, wird den Obftzüchtern doch in ihrem eigenen inter» 
efie dringend empfohlen, die oben (befonder3 die in den Punkten 1 
und 2) angeführten Arbeiten mehrmals wiederholt, das ganze Jahr hin— 
durch vorzunehmen, da fi) immer wieder Fleinere und größere Blut— 
lausfolonien an einmal davon befallenen Apfelbäumen bilden. 


Salzburg. 
Gefek vom 18. Zänner 1872, 


LED. Nr. 8, 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Berheerung 
von Raupen, Maifäfer und andere schäbtiche Inſekten. 


Ss 1. Alle Beſitzer, Fruchtnießer und Pächter von 
Grundſtücken ſind verpflichtet, bis Ende März eines jeden 
Jahres ihre Obſt- und Zierbäume, Geſträuche, Hecken, höl— 
zernen Gartenzäune und Hauswände, in den Gärten, auf 
den Feldern und Wieſen von den eingeſponnenen Raupen, 
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Snfekteneiern und Puppen zu reinigen, und Die einge- 
fammelten Raupennejter und Eier zu verbrennen oder fonft 
zu vertilgen. 

Diefen gejeglihen Termin fann der Gemeindevorjteher 
nad) Orts- und Witterungsverhältniffen um einen Monat 
verlängern oder abfürzen. 

Auf gleiche Weife find die Raupen, fobald jie im 
Frühjahre auf Bäumen, Gefträuchen und Kulturpflanzen 
zum Borfchein fommen, jowie audy die Puppen innerhalb 
der don dem Gemeindevorjteher jährlich mittels öffentlicher 
Kundmadhung ($ 10) feitzufegenden Frift zu vertilgen. 

Werden Bäume, welche von Raupen befallen find, ge— 
fällt, oder von Raupen befallene Äſte abgehadt, jo dürfen 
diefelben nicht im unabgeraupten Zuſtande Tiegen gelafjen, 
fondern müſſen abgeraupt und fogleich verbrannt werden. 

(Borftehende Faflung erhielt $ 1 durch das nachträgliche Geſetz 

6. Yuli 1876, LEBT. Nr. 27.) 

8 2, Diefelben Perjonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer als der im $ 1 vorgejehenen 
ihädlichen Inſekten, ſowie dieſe Teßteren ſelbſt, wenn jie 
zu irgend einer Jahreszeit auf Adern und Wieſen in be- 
jorgniserregender Menge verheerend auftreten, innerhalb 
der durch öffentliche Verlautbarung des Gemeindevorjtehers 
feftgejegten Friſt zu vertilgen. In ſolchen Fällen ift der 
Gemeindevorjteher verpflichtet, die hiebei erforderlichen Maß— 
regeln und Verfügungen rechtzeitig zu treffen; zugleich ift 
derjelbe berechtigt, die Leiftung von Notarbeiten jeder Art, 
ſoweit folche ur Befeitigung der augenblidlichen *5 
notwendig ſind, zu verlangen, und jedes dazu taugliche 
Gemeindeglied und ſelbſt Fremde hiezu anzuhalten. 

In allen jenen Fällen, wo zur Abwendung der Gefahr 
die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, kp der Ge— 
meindevorjteher unverzüglich die Anzeige an die politifche 
Bezirfsbehörde zu machen. 

8 3. Ebenfo haben dieſe Perjonen ($ 1) die Maifäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der von dem Gemeinde- 
borjteher dazu anzuberaumenden Frijt von ihren Objt- und 
Bierbäumen, Biergefträudhen und Alleebäumen, dann von 
den Bäumen und Waldrändern in den Fällen, two die Wälder 
in einer folchen Nähe von den eben erwähnten Bäumen 
jich befinden, daß durch die Unterlafjung des Abjchüttelng 
die Durchführung der ganzen Mafregeln zmedios märe, 
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täglich, befonder8 in den frühen Morgenjtunden abzu= 
jhütteln und zu jvertilgen oder zu landmirtjchaftlichen 
Zwecken zu verwenden. 

Im Baufelde find beim Aufbruche des Bodens Die 
Engerlinge Hinter dem WPfluge, der Haue oder Schaufel 
aufzulefen und ebenfalls jogleih zu vertilgen. 

8 4, Der Gemeindevorjteher hat darüber zu wachen, 
daß alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter ihren Ber- 
pflihtungen (8$ 1—3) genau nadhfommen. In Ermanglung 
eine Flurenwächters hat der Gemeindevorjteher für Die 
erforderliche Zeit ein oder mehrere Individuen als Auf— 
jeher zu bejtellen, welche, wo dies notwendig fein jollte, 
aus der Gemeindefafje zu entlohnen jind. 

In allen Fällen, wo das Sammeln der Raupen- 
geipinite längjtend bis Ende März eines jeden Jahres 
oder das zu irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine 
Abraupen, oder die Bertilgung der Maifäfer und Enger- 
finge oder anderer, den Kulturpflanzen fchädlichen In— 
eften bis zur feitgejegten Zeit unterlafjen wurde, ift Die 

eranjtaltung zu treffen, daß dies auf Kojten der Säumigen 
vorgenommen werde. 

8 5. Die Übertretungen der in dieſem Geſetze ent- 
haltenen Gebote und Verbote jind von dem Gemeinde- 
vorjteher und zwei Gemeinderäten mit einer Gelditrafe bis 
10 fl., bei wiederholter Verurteilung bis zu 20 fl. zu 
betrafen. Die Gelditrafe hat in den Armenfonds jener 
Gemeinde, in welcher die Übertretung begangen murde, 
einzufließen. 

S 6. Das Straferfenntnis iſt der Partei entiweder in 
ichriftlicher Ausfertigung gegen Empfangjchein zuzujtellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in Der 
Gemeindefanzlei mündlich kundzumachen. In diefem Falle 
ift die gefchehene Kundmadhung und der Tag, an welchem 
diefelbe erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferfenntnijje 
zu beftätigen. 

8 7. Gegen das Ötraferfenntnis de3 Gemeindevor- 
jteher8 und der beiden Gemeinderäte geht die Berufung, 
welche binnen 14 Tagen nad der Kundmachung oder Zu— 
jtellung des Straferfenntnijjes beim Gemeindevorjtande 
ihriftlich oder mündlich einzubringen ijt, an die politische 
Bezirfsbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet 
eine mweitere Berufung nicht jtatt. 
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8 8. Die Bäume, Geſträuche und Heden, melde fich 
auf den der Gemeinde eigentümlicdhen und von ihr jelbjt 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu jäubern. 


8 9. Zur Aufmunterung des Einfammelns der Mai- 
fäfer und Engerlinge wird für 50 Liter an die betreffende 
Gemeinde einzuliefernder Maifäfer und Engerlinge eine 
bejtimmte Vergütung geleiftet, deren Ausmaß jährlih von 
dem Landeschef im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe 
fejtgejtellt wird. 

Diefe Vergütung wird aus der Gemeindefafje bejtritten, 
und zur Hälfte des Gefamtbetrages aus Landesmitteln erjeht. 

(Die Mahbeftimmung 50 Liter erfolgte durch die Vdg. der Landes- 

regierung 15. Yug. 1890, LEBT. Nr. 21.) 

Die eingelieferten Maifäfer und Engerlinge find fofort 
zu vertilgen. 

S 10. Diejes Geſetz ijt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs Oftober und anfangs Februar durch den Gemeinde- 
borjteher zu verlautbaren, und hat derfelbe, ſei es bei dieſer 
Gelegenheit oder abgefondert, die Frilt für die Vornahme 
der einzelnen Verrichtungen genau befanntzugeben. 


Ss 11. Den politijchen Behörden liegt es ob, darüber 
zu machen und fich die Überzeugung zu verfchaffen, daß 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden ihres 
Bezirkes genau befolgt werden. 


5 12. Wird die Vollziehung dieſes Geſetzes durch Die 
Gemeindevorjtehung vernachläfiigt oder entjpricht Ddiejelbe 
nicht den ihr als Grundbefiger obliegenden Berpflichtungen 
($ 8), jo hat die politiſche Bezirfsbehörde auf Kojten der 
Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlaffung der dem Gemeindevorjteher in dieſem 
Geſetze vorgezeichneten Verpflichtungen wird von“ der poli= 
tiſchen Bezirtsbehörde mit einer Ordnungsitrafe von 10 bis 
20 fl. 5. W. zu Gunften des Lofalarmenfonds geahndet. 


8 13. Die Ef. f. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und Feldichußperfonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung dieſes Gejeges dem Gemeindevorftande, und 
fall3 dieſen ſelbſt ein Berjchulden hHiebei trifft, der poli— 
tiihen Bezirfsbehörde anzuzeigen. 
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8 14. Alle früheren, mit den Anordnungen dieſes 
Geſetzes im Widerjpruche ftehenden Gefege, Verordnungen 
und Borjchriften werden hiemit aufgehoben. 

8 15. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminifter beauftragt. 


Schlejien. 
Geſetz vom 30. April 1870, 


LEBT. Nr. 33, 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Berheerung 
durch Raupen, Maikäfer und andere jhädlihe Inſekten. 


8 1. Alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter von 
Srundftüden find verpflichtet, bi3 Ende März eines jeden 
Sahres oder innerhalb der von dem Gemeindevorfteher (dem 
Bürgermeijteramte) längjtens bis Ende April zu verlän- 
gernden Frift, ihre Obft- und Zierbäume, Geiträuche, Heden, 
Poiernen Sartenzäune und Hauswände in den Gärten, 
auf den Feldern und Wiefen von den eingefponnenen 
Raupen, Inſekteneiern und Puppen zu reinigen, und Die 
eingefammelten Raupennejter und Eier zu verbrennen oder 
font zu vertilgen. 

Auf gleihe Weife find die Raupen, jobald fie im 
Frühjahre auf Bäumen, Gejträuden und Kulturpflanzen 
zum Borjcheine fommen, jowie auch die Puppen innerhalb 
der von dem Gemeindevorjteher (Bürgermeijteramte) jähr- 
lich mittels öffentlicher Berlautbarung ($ 10) fejtzufeßenden 
Friſt zu vertilgen. 

Werden Bäume, weldhe von Raupen befallen find, ge- 
fällt, oder von Raupen befallene Aſte abgehadt, fo biirfen 
diefelben nicht im unabgeraupten Zuftande Liegen gelafjen, 
fondern müfjen abgeraupt oder ſogleich verbrannt werden. 

8 2, Diejelben Perſonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer al3 der im $ 1 vorgejehenen 
ihädlichen Inſekten, ſowie dieſe Tetteren ſelbſt, wenn fie 
zu irgend einer Jahreszeit auf Adern und Wiefen in be- 
jorgniserregender Menge verheerend auftreten, innerhalb 
der durch öffentliche Verlautbarung des Gemeindevorftehers 
(de3 Bürgermeifteramtes) fejtgejegten Frift zu vertilgen. 

27* 
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Sn ſolchen Fällen ijt der — — (das 
Bürgermeiſteramt) verpflichtet, die hiebei erforderlichen Maß— 
regeln und Verfügungen rechtzeitig zu treffen; zugleich iſt 
derſelbe berechtigt, die Leiſtung von Notarbeiten jeder Art, 
ſoweit ſolche zur Beſeitigung der augenblicklichen Gefahr 
notwendig ſind, zu verlangen, und jedes dazu taugliche Ge— 
meindeglied und ſelbſt Fremde hiezu anzuhalten. 

In allen jenen Fällen aber, wo zur Abwendung der 
Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, hat der 
Gemeindevorſteher unverzüglich die Anzeige an die poli— 
tiſche Bezirksbehörde zu machen. 

8 3. Ebenſo Haben dieſe Perſonen ($ 1) die Maikäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der von dem Gemeinde- 
vorjteher (Bürgermeijteramte) dazu anzuberaumenden Frift 
von ihren Obſt- und Zierbäumen, Ziergefträuchen und 
Alleebäumen, dann von den Bäumen an Waldrändern in 
den Fällen, wo die Wälder in einer folhen Nähe von den 
eben erwähnten Bäumen fich befinden, daß durch die Unter- 
fafjung des Abjchüttelng die Durchführung der ganzen Maß— 
regeln zwecklos wäre, täglid, beſonders in den frühen 
Morgenitunden, abzufchütteln und zu vertilgen oder zu land- 
wirtichaftlichen Zwecken zu verwenden. 

Sm Baufelde find beim Aufbruche des Bodens die 
Engerlinge Hinter dem Pfluge, der Haue oder Schaufel 
aufzulejen und ebenfalls jogleich zu vertilgen. 

$ 4. Der Gemeindevorjteher (das Bürgermeifteramt) 
hat darüber zu wachen, daß alle Befiter, Fruchtnießer und 
Pächter ihren Verpflichtungen (SS 1 bis 3) genau nad)- 
fommen. 

In Ermanglung eines Flurenwächters hat der Ge- 
meindevorjteher (das Bürgermeijteramt) für die erforder 
fihe Zeit ein oder mehrere Individuen als Auffeher zu 
bejtellen, welche, wo dies notwendig fein follte, aus der 
Gemeindekaſſe zu entlohnen find. 

Sn allen Fällen, wo das Sammeln der Raupengejpinite 
lfängjtens bis Ende März eines jeden Jahres oder das 
zu irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Ab— 
raupen oder die Vertilgung der Maifäfer und Engerlinge 
oder anderer, den Kulturpflanzen jchädlichen Inſekten bis 
zur feſtgeſetzten Zeit unterlaſſen wurde, iſt die Veranjtaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge- 
nommen werde. 
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S 5. Außerdem ijt von dem Gemeindevorjteher und 
zwei Gemeinderäten (in den Städten mit eigenem Statute 
von dem Bürgermeijteramte) gegen die Säumigen eine in 
die Gemeindefafje einzuzahlende Geldjtrafe von 1 bis 10 fl. 
ö. W. und im Wiederholungsfalle bis 20 fl. 6. W., oder 
im Falle der Zahlungsunfähigkeit eine Arreftitrafe von 
12 Stunden bis 4 Tagen zu verhängen. 

8 6. Das Straferfenntnis ift der Partei entweder in 
Ihriftliher Ausfertigung gegen Empfangsjchein zuzuftellen, 
oder aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der 
Gemeindefanzlei mündlich fundzumaden. In diefem Falle 
iſt die RER Kundmahung und der Tag, an welchem 
diejelbe erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferfenntniffe 
zu bejtätigen. 

S 7. Gegen das Straferfenntnis geht die Berufung, 
welche binnen vierzehn Tagen nad der Kundmachung oder 
Buftellung des Straferfenntniffes der erjten Inſtanz ſchrift— 
li oder mündlich einzubringen ift, an die politifche Bezirks— 
behörde, in den Städten mit eigenem Gtatute an die 
Landesregierung. Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje 
findet eine weitere Berufung nicht jtatt. 

$ 8. Die Bäume, Geſträuche und Heden, welche ſich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr jelbit 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Kojten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. 

8 9. Zur Yufmunterung de3 Einfammelns der Mai- 
fäfer und Engerlinge wird für jeden Meben an die be- 
treffende Gemeinde einzuliefernder Maifäfer und Engerlinge 
eine bejtimmte Vergütung geleitet, deren Ausmaß jährlich 
von dem Landeschef im Einvernehmen mit dem Landes- 
ausſchuſſe fejtgejtellt wird. 

Diefe Vergütung wird aus der Gemeindefafje bejtritten 
und zur Hälfte des Gefamtbetrages aus Landesmitteln erjegt. 

Die eingelieferten Maifäfer und Engerlinge find jofort 
zu vertilgen. 

$ 10. Diefes Geſetz ijt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs DOftober und anfangs Februar durch den Gemeinde- 
porfteher zu verlautbaren und hat derjelbe, jei e3 bei dieſer 
Gelegenheit oder abgefondert, die Frijt für die Vornahme 
der einzelnen Verrichtungen genau befannt zu machen. 
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8 11. Den politifhen Bezirksbehörden Liegt es ob, 
darüber zu wachen und fi die Überzeugung zu verichaffen, 
daß die Beltimmungen dieſes a von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

8 12. Wird die Vollziehung diefes Gefehes durch die 
Gemeinde vernachläſſigt oder entſpricht Diejelbe nicht den 
ihr als Grundbefiger obliegenden Verpflichtungen (8 8), To 
hat die politifche Bezirfsbehörde, und rüdjichtli der mit 
eigenem Statute verfehenen Gemeinden die politijche Landes— 
ftelle auf Kojten der Gemeinde die erforderlide Abhilfe 
zu treffen. 

Die Unterlaffung der dem Gemeindevorfteher in dieſem 
Geſetze vorgezeichneten Berpflichtungen wird bon der poli= 
tifchen Bezirksbehörde, und rüdfichtli) der mit eigenen 
Statuten verjehenen Gemeinden von der politifchen Landes— 
jtelle mit einer Ordnungsitrafe von 10 bis 20 fl. ö. W. 
zu Gunjten der Gemeindefafje geahndet. 

8 13. Die k. f. Gendarmerie, das Gtraßenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede mahrgenommene 
übertretung dieſes Gejeßes dem Gemeindevorjtande, und 
falls diefen ſelbſt ein Berfchulden Hiebei trifft, der poli- 
tiſchen Bezirfsbehörde anzuzeigen. 

8 14. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes 
Geſetzes im Widerfpruche jtehenden Geſetze, Verordnungen 
und San werden hiemit aufgehoben. 

Ss 15. Mit dem Vollzuge Ddiejes Geſetzes ift Mein 
Minifter des Innern und Mein Aderbauminifter beauftragt. 


Stetermarf. 
Geſetz vom 10. Desember 1868, 


LEBL. Nr. 5 ex 1869, 


betreffend Maßregeln zum Schuße der Feldfrüchte und Objt- 
bäume gegen jchädliche Inſekten. 


8 1. Sobald ſich Maifäfer in einer Gemeinde zeigen, 
jollen dieſelben mährend der ganzen Flugzeit, bejonders 
des Morgen? von den Gejträudhen und Bäumen abge= 
ichüttelt, aufgelefen, in geeigneter Weiſe getötet, und den 
in jeder Gemeinde zu bejtellenden Aufſehern vorgemiefen 
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werden, melden es obliegt, jolche jogleih an einem ge— 
eigneten Orte in eine Grube zu bringen, oder mit dem 
Dünger vermifhen zu laſſen. 

8 2. Im Baufelde ijt jeder Grundbeſitzer verpflichtet, 
beim Aufbrudhe des Bodens die Engerlinge Hinter dem 
Pfluge, der Haue oder Schaufel, aufzulefen, und jogleich 
töten zu lafjen. 

8 3. Das Abjchütteln der Bäume und Gefträuche, ſowie 
da3 Einfammeln und Töten der Maifäfer oder anderer 
maſſenhaft auftretender, der Kultur ſchädlichen Inſekten, 
3 B. des Kohlweißlings, feiner Eier und Raupe (des 
Krautwurmes), dann der Rübenraupe uſw. hat jeder Grund- 
befiter, Pächter und Fruchtnießer auf den ihm eigentüm- 
fihen, rüdjichtlih von ihm gepadhteten oder benüßten 
Grundftüden, unentgeltlich zu beforgen; die Gemeinde- oder 
Bezirksvertretung kann aber auch fir die Ablieferung von 
Maifäfern Preije ausmwerfen, mweldhe dann aus der Ge— 
meinde- oder Bezirkskaſſe zu bezahlen find. 

8 4. Jeder Grundbefiger, Pächter oder Fruchtnießer 
iſt verpflichtet, im Frühjahre und im Herbjte jeden Jahres 
feine Objtbäume von den Raupen und der Raupenbrut zu 
reinigen und an feinen Objtbäumen alle jene VBerrichtungen 
rechtzeitig vorzunehmen, welche notwendig und geeignet find, 
das Entjtehen und die Vermehrung jchädliher Inſekten 
zu verhindern. 

8 5. Diefelbe Verpflichtung hat auch die Gemeinde 
bezüglich der Bäume, Gefträude und Heden, welche jich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbit 
bewirtjchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen an 
den Rändern derjelben befinden. 

6. Der Gemeindevorfteher Hat den Tag, an welchem 
die Ausführungen obiger Beſtimmungen allgemein zu be- 
ginnen haben, in folher Weije befannt zu machen, daß 
ji) niemand mit Unkenntnis entjchuldigen fann. 

S 7. Der Gemeindevorjtand hat über die Befolgung 
obiger Anordnungen zu wachen und in Ermanglung eines 
angejftellten Flurwächters für Die erforderliche Zeit ein 
oder mehrere Individuen als Auffeher zu bejtellen, melde, 
wenn notwendig, aus der Gemeindefaffe zu entlohnen find. 

8 8. Grundbefiger, Pächter und Fruchtnießer, melche 
unterlafjen oder ſich meigern, den ihnen durch die Be— 
jftimmungen dieſes Gejeßes oder durch die innerhalb derjelben 
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von dem Gemeindevorjteher erlafjenen Anordnungen aufs 
erlegten Berpflichtungen nadzufommen, verfallen in eine 
Gelditrafe von 1 bis 10 fl. zur Gemeinde. 

Bei Unterlaffung der nad diefem Geſetze obliegenden 
Wrbeitsleiftung hat der Gemeindevorjteher außerdem auf 
Koften der ſäumigen Parteien dieſe Arbeiten vornehmen 
zu laſſen. 

Sm Falle der Zahlungsunfähigkeit fann die verwirkte 
Selditrafe nah 3 54 GO. in Ürzeitftrafe, die erwachjenen 
Kojten aber in Arbeitsleijtungen zu Gemeindeziweden um— 
— werden, wobei der ortsübliche Taglohn einer 

agarbeit gleichzuſtellen iſt. 

8 9. Der Gemeindevorſtand fällt nach $ 54 GO. gegen 
jene Perſonen, welche nad; dem vorhergehenden Paragraphe 
einer Strafe verfallen, das Straferfenntni® nad dem 
Formular A. 

Die Strafbeträge und die Koſten für durch dritte Per- 
jonen gejchehene Leiftungen werden nad) $ 80 GO. vom 
Gemeindevorjteher eingetrieben. 

Das Straferfenntnis ijt der Partei entweder in jchrift- 
fiher Ausfertigung gegen Empfangfchein zuguftellen oder 
aber derjelben in Gegenwart zweier Zeugen in der Ge- 
meindefanzlei mündlich kundzumachen. In diefem Falle ift 
die klei Kundmahung und der Tag, an welchem jelbe 
erfolgte, von den Zeugen auf dem Straferfenntnifje zu 
bejtätigen. 

10. Der Rekurs gegen das Straferfenntnis des 
Gemeindevorjtandes ijt nun der Frijt von vierzehn 
Tagen vom Tage der Zujtellung oder der Kundmachung 
desjelben gerechnet, bei dem Gemeindevorjtande entweder 
ſchriftlich oder mündlich anzubringen, welcher denfelben der 
politifchen Bezirfsbehörde zur Entjcheidung vorzulegen hat. 

Der Rekurs Hat feine auffchiebende Wirkung. Gegen zwei 
gleichlautende Entjcheidungen findet ein weiterer Rehurs 
nicht Statt. 

Ss 11. Den Bezirksausfhüffen obliegt es, darüber zu 
wachen, und fich Die Überzeugung zu verjchaffen, daß Die 
Beltimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden ihres 
Bezirkes genau befolgt werden. Diefelben haben daher Die 
Gemeinden ihres Bezirkes über die zweckmäßigſten Methoden 
der Bertilgung der vorerwähnten Inſekten und über die 
hiebei von Geite der Gemeindevorjteher zu ergreifenden 
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Maßregeln zu belehren; fie aber auch insbejondere auf die 
Nüplichkeit des Maulwurfes und das Schädliche des Vogel— 
fanges aufmerffam zu maden, ſowie im Frühjahre und 
im Herbjte jeden Jahres diejelben jchriftlich aufzufordern, 
die Durch Ddiejes Geſetz vorgejchriebenen Anordnungen zu 
treffen. 


$ 12. Gemeindevorftände, welche unterlaffen, die ihnen 
durch dieſes Geſetz auferlegten Pflichten zu erfüllen, oder 
melde ſich Hierin nachläfjig erweifen, hat der Bezirksaus— 
ihuß nad vergeblicher Ermahnung zu einer Strafe von 
5 bi3 20 fl. zu verurteilen, welche an die Bezirkskaſſe ab- 
zuführen ift. 

Der Rekurs gegen ein jolches Straferfenntnis ift an 
den Landesausſchuß zu richten und binnen vierzehn Tagen, 
vom Tage der Zujtellung des Straferfenntnijjes an ge- 
rechnet, bei dem Bezirk3ausfchuffe zu überreichen. 

Derjelbe hat ebenfalls feine aufjchiebende Wirkung. 

Die verhängte Geldftrafe iſt vom Bezirfsobmanne, ſo— 
bald das Straferfenntnis rechtskräftig it, im Wege der 
politiſchen Erefution einzubringen, und find die einschlägigen 
Behörden jchuldig, feinen Hierauf gerichteten Anjuchen Solge 
zu geben. 

13. Meine Minijter des Innern und des Aderbaues 
werden mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Beilage A. 
Erfenntni3. 


Nachdem die im Geſetze .. . . LEB. Z. . . .. vor- 
geſchriebene Anordnung zum Schutze der Feldfrüchte und 
Obſtbäume gegen ſchädliche Inſekten in Befolgung des 86 
dieſes Geſetzes in der Gemeinde am*)...... gehörig fund- 
gemacht worden, und nahdem N. N., Grundbefiger im 
Haufe ..... übermiefen ijt, daß er der genannten 
Anordnung, dadurd, daß er unterlafjen hat,**) .... nicht 
nachgefommen ift, fo erfennt der Gemeindevorjtand, be— 
nannter Grundbefiger habe eine Ungehorjamftrafe von 





*) Einzutragen der Tag, an weldhem die Anordnung am Brette an— 
geihlagen oder Öffentlich verlautbart wurde. 


**) Einzutragen die Arbeit (Einfammeln der Maikäfer uſw.), melde 
unterlafien wurde. 


426 III. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. fchadlichen Tiere. 


fl. ö. W. zur Gemeindefaffe binnen vierzehn Tagen 
bei Vermeidung der Erefution zu erlegen. 
Zugleich treffe 0 die Verfügung, daß die Arbeit des***) 
. auf Koften des N. N. vorgenommen werde. 
Gemeinde N. am... MN. 
Gemeindevoriteher. 


Tirol. 
Gefek vom 16. Mai 1874, 


LSB. Nr. 34, 


er Se zum Schutze der Feldfrüchte, Obit- 
bäume und Weinberge gegen jchädliche Inſekten. 


8 1. Sobald fih Maifäfer in einer Gemeinde zeigen, 
Tara diejelben mwährend der ganzen Flugzeit, bejonders 
es morgens von den Bäumen und Gejträuchen abgeflopft 
oder — aufgeleſen und den in jeder Gemeinde 
zu beſtellenden Aufſehern vorgewieſen werden, welchen es 
obliegt, ſolche ſogleich zu töten. 

ie Menge der einzuliefernden Maifäfer für jeden 
Befiger, Pächter oder Fruchtnießer wird von der Gemeinde 
bertretung bejtimmt, wenn fie es nicht vorziehen follte, Die 
Einfammlung gegen Entlohnung anzuordnen. 

2. Das Fangen (Töten) der Maulwürfe in den 
Wäldern und allen nicht zu Wiefen und Gärten verwendeten 
Gründen ift jederzeit verboten, in den Wiesgründen und 
Gärten aber nur in der Beit vom 1. April bi3 Ende 
September gejtattet. 

8 3. Das Einjammeln und Töten der Engerlinge oder 
anderer mafjenhaft auftretender, der Kultur ſchädlicher In— 
jeften hat jeder Grundbefiger, Pächter oder Fruchtnießer 
auf den ihm he oder von ihm benüßten Grund— 
ftüden unentgeltlich zu beforgen. 

4. Jeder —— Pächter und Fruchtnießer iſt 
verpflichtet, im Frühjahre und im Herbſte jeden Jahres 
ſeine Obſtbäume, Weinreben und die in ihrer Nähe be— 
findlichen Hecken von den Raupen und der Raupenbrut 


***) Einzutragen die leiſtende Arbeit, wie oben. 
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und anderen ſchädlichen Inſekten zu reinigen. Werden 
Bäume, welche von Raupen befallen find, gefällt oder von 
Raupen befallene Aſte abgehadt, jo müfjen diefelben ab- 
geraupt, oder fogleich weggeſchafft und verbrannt werden. 
Ebenjo find die von den Reben abgenommenen Weide- 
bänder unverzüglih aus den Weingärten zu entfernen. 


8 5. Diejelbe Verpflichtung hat auch die Gemeinde be- 
Hüatid der Bäume, Gejträuhe und Heden, welche ſich auf 
en der Gemeinde eigentümlichen und von ihr ſelbſt be- 
wirtichafteten Gründen oder auf öffentlihen Wegen und 
an Rändern derfelben befinden. 


8 6. Die Gemeindevorjtehung hat den Tag, an welchem 

die Ausführungen obiger Bejtimmungen allgemein zu be- 
innen haben, in folher Weije befannt zu machen, daß 
ern niemand mit Unkenntnis entjhuldigen Tann. 

8 7. Die Gemeindevorjtehung hat über die Befolgung 
obiger Anordnungen zu wachen und in Ermanglung eines 
angejtellten Flurwächters (Saltner) für die erforderliche 
Beit ein oder mehrere Individuen als alla zu bejtellen, 
welche, wenn notwendig, aus der Gemeindekaſſe zu ent- 
lohnen find. 

8 8. Grundbefiger, Pächter und Fruchtnießer, melche 
unterlafjen, oder jich weigern, den ihnen durch die Be— 
ſtimmungen dieſes Geſetzes, oder durch die innerhalb der- 
jelben von der Gemeindevorjtehung erlaffenen Anordnungen 
auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, verfallen in eine 
Geldftrafe von 1 bis 10 fl. zur Gemeindelaffe. 

Bei ENG der nach diefem Geſetze obliegenden 
Urbeitsleiftung hat der Gemeindevorjteher außerdem auf 
Koften der Fu en Barteien diefe Arbeiten vornehmen zu 
laſſen. Im Falle der Zahlungsunfähigfeit Tann die verwirkte 
Geldftrafe nach $ 57 der Gemeindeordnung (LEBT. Nr. 1 
ex 1866) in Xrreftitrafe, die erwachſenen Koften aber in 
AUrbeitsleiftungen zu Gemeindezweden umgewandelt werden, 
wobei für die Arbeit eines Tages der ortsübliche Taglohn 
angerechnet wird. 

8 9, Die Gemeindevorjtehung fällt nad $ 57 der Ge— 
meindeordnnung gegen jene Perjonen, welche nad) dem vorher- 
gehenden Paragraphe einer Strafe verfallen, Tängjtens 
binnen adt Tagen nad erfolgter Anzeige das Straf— 
erfenntnis nad) Bi Formular A. Die Strafbeträge und 
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die Koften für durch dritte Perfonen gejchehene Leiftungen 
werden nach $ 81 der Gemeindeordnung von der Gemeinde- 
vorjtehung eingetrieben. 

Das Straferfenntnis iſt der Partei entweder in fchrift- 
fiher Ausfertigung gegen Empfangsjchein zugujtellen, oder 
aber derjelben mündlich fundzumaden, und dafür ein Pro- 
tofoll aufzunehmen. 

S 10. Der Rekurs gegen das Straferfenntnis der Ge— 
meindevorjtehung geht an die politifche Bezirfsbehörde und 
ift innerhalb der srift von 14 Tagen, vom Tage der Zu— 
jtellung oder der Kundmachung derjelben gerechnet, bei der 
Gemeindevorftehung entweder jchriftlich oder mündlich anzu 
bringen. Gegen zwei gleichlautende Erfenntniffe findet ein 
weiterer Rekurs nicht jtatt. 

S 11. Den Bezirksausſchüſſen Tiegt e3 ob, darüber zu 
wachen und fich die Überzeugung zu verichaffen, daß die Be- 
jtimmungen diejes Geſetzes von den Gemeinden ihres Be- 
zirfe8 genau befolgt werden. 

Diefelben haben daher die Gemeinden ihres Bezirkes 
über die zwedmäßigjten Methoden der Vertilgung der vor- 
erwähnten Inſekten und über die hHiebei von Geite der 
Gemeindevorftehungen zu ergreifenden Maßregeln zu be= 
lehren, fie aber auch insbejondere auf die Nütlichfeit des 
Maulwurfes und das Schädliche des Vogelfanges aufmerkſam 
zu macden, fo wie im Frühjahre und im Herbſte jeden 
Jahres dieſelben fjchriftlich aufzufordern, die durch dieſes 
Geſetz vorgejchriebenen Anordnungen zu treffen. 

8 12. Gemeindevorjtehungen, welche unterlafjen, Die 
ihnen durch dieſes Gejeß auferlegten Pflichten zu erfüllen, 
oder welche fich hierin nachläſſig erweiſen, hat der Bezirks— 
ausſchuß nach vergeblicher Ermahnung zu einer Strafe von 
5 bis 20 fl. zu verurteilen, welche fie aus eigenem zu 
bezahlen und an die Bezirksfaffe abzuführen haben. 

Der Rekurs gegen ein ſolches Straferfenntnis ift an 
den Landesausſchuß zu richten, und binnen 14 Tagen, vom 
Tage der Zuftellung des Straferfenntnifjes an gerechnet, bei 
dem Bezirksausſchuſſe zu überreichen. 

Die verhängte Geldjtrafe iſt vom Bezirfsobmanne, fo- 
bald das GStraferfenntnis rechtsfräftig geworden iſt, im 
Wege der politifchen Erefution einzubringen und find Die 
einjchlägigen Behörden jchuldig, feinem hierauf gerichteten 
Anſuchen Folge zu geben. 
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Wenn der Landesausſchuß die Wahrnehmung mad, daß 
die Strafgelder nicht nach dieſen Bejtimmungen eingehoben 
und verwendet werden, jo jteht ihm das Recht zu, diejelben 
für den Landesfulturfonds einzutreiben. 

13. Bis zur Einfegung der Bezirkövertretungen hat 
der Landesausshuß (analog mit dem Artikel V des Ein- 
führungsgejeßes zur Gemeindeordnung vom 9. Jänner 1866) 
die der Besirfövertretun und dem Bezirksausichuffe in den 
borjtehenden 88 11 und 12 vorbehaltenen Befugnifje zu 
üben, weshalb eine meitere Berufung gegen deſſen Ent— 
icheidung entfällt und die betreffenden Strafgelder in den 
Zandesfulturfonds einzufließen haben. 

8 14. Alle früheren mit den Anordnungen diejes Ge- 
eßes im Widerfpruche jtehenden Gejege, Verordnungen und 

orihhriften werden hiemit aufgehoben. 

Das vorliegende Gele erſetzte insbeſondere jenes vom 30. April 1870, 
LGBl. Nr. 38, betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durch Raupen und andere jhädlihe Infelten. 

8 15. Mit dem Bollzuge dieſes Gefehes ift Mein 

Minifter des Innern und Mein Minifter des Aderbaues 
beauftragt. 


Formular A. 


Erfenntnis. 
Nachdem die im Geſetze vom 16. Mai 1874, 2G. und 
BB. 3.348... . vorgejchriebene Anordnung zum Schuße 


der Feldfrüchte, Objtbäume und Weinberge gegen jchädliche 
Inſekten in Befolgung des $ 7 Diejes Geſetzes in der 
Gemeinde am....... gehörig kundgemacht worden und 
nachdem N. N., Grundbefiger im Haufe Nr... . . über- 
wieſen ift, daß er der genannten Anordnung, dadurch, daß 
er unterlajien hat ........ nicht nachgekommen ift, 
fo erfennt die Gemeindevorjtehung der bejagten Gemeinde, 
Dar Grundbefiger habe eine Ungehorjamjtrafe von... fl. 
ö. W. zur Gemeindefafje binnen 14 Tagen bei Vermeidung 
der Erefution zu erlegen. 

Zugleich treffe ich die Verfügung, daß die Arbeit des 
REN (wird Die Arbeit verzeichnet) auf Koften des 
N. N. vorgenommen werden wird. 

Gemeinde N. N. am...... MN. 

Gemeindevorjteher. 
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Trieſt. 
Gefek vom 14. April 1885, 


LGBl. Nr. 14, 


betreffend den Schuß der Boden- und Waldfultur gegen 
Verheerung durch fchädliche Anjeften und deren Raupen. 


8 1. Alle Befiger, Pächter und Mieter von Grund- 
jftüden in der Stadt Trieft und ihrem Gebiete find ver- 
pflichtet, jedes Jahr die Obſt- und Zierbäume, die Ge- 
jträuche, Neben und Heden, in den Gemüjegärten, in den 
Gärten, auf den Yeldern, auf den Wieſen und in den 
Wäldern, von den in den Blättern, Stämmen und Xften 
eingejponnenen jchädlichen Inſekten und deren Raupen, 
jowie von den darin gelegten Eiern jorgfältig zu reinigen 
und die eingefammelten Nejter und Larven zu verbrennen. 

Ebenfo find die lebenden Raupen, die Engerlinge, ſowie 
die Afterrüffelfäfer, fobald fie auf den obbejagten Pflanzen 
zum Borjcheine fommen, zu vertilgen. 

Der Stadtmagijtrat wird jedes Jahr in einer eigenen 
Kundmahung die Friſt feitfegen, innerhalb welcher die 
vorstehenden Borfchriften auszuführen und zu vollenden find. 

S 2, Der jtädtifche Magijtrat hat durd die ihm unter- 
jtehenden Organe darüber zu wachen, daß alle Befißer, 
Pächter und Mieter von Grundjtüden ihren eben ange- 
führten Verpflichtungen genau nachkommen; mwird die Aus— 
rottung der NRaupennejter, der Raupen jelbjt, der Enger- 
linge und der Afterrüfjelfäfer unterlafjfen, jo veranlaßt der 
Stadtmagiftrat diefelbe auf Koſten der Säumigen. 

8 3. Außerdem ift vom Stadtmagijtrate gegen Die 
Säumigen eine Geldjtrafe von 1 bis 25 fl. zu Guntten de3 
Urmeninjtitutes zu verhängen; im alle der BZahlungs- 
unfähigfeit ijt die Geldjtrafe in eine Arrejtitrafe von zwölf 
Stunden bis zu fünf Tagen umzuändern. 

8 4. Gegen das Erkenntnis des Stadtmagijtrates fann 
der Rekurs binnen drei Tagen im Wege des Stadtmagiftrates 
bei der politiihen Landesjtelle eingebracht werden. 

Gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

S 5. Die Pflanzen, welche auf Gründen fich befinden, 
die Eigentum der Gemeinde find oder unter Nußnießung 
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oder Berwaltung der Gemeinde ſtehen, fowie jene Pflanzen, 
welche fich längs der öffentlichen Wege und Spaziergänge 
befinden, find auf Kojten der Gemeinde abzuraupen und 
von Engerlingen zu fäubern. 

8 6. Diejes Gefeg ijt zweimal im Jahre, und zwar 
anfangs DOftober und anfangs Februar vom Stadtmagiftrate 
zu verlautbaren. 

87. Die kak. Gendarmerie, das Straßenauffichts- 
und Feldſchutzperſonale find verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung des gegenwärtigen Geſetzes dem Stadtmagijtrate 
anzuzeigen. 

8 8. Das gegenwärtige Gejeß tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 

5 9. Alle früheren mit den Anordnungen dieſes Ge- 
ebes im Widerfpruche jtehenden Gefege, Verordnungen und 
en werden hiemit aufgehoben. 

10. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes find Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 


Dorarlberg. 
Gefek vom 30. April 1870, 


LOB. Nr. 40, 


betreffend den Schuß der Bodenkultur gegen Verheerung 
durch Raupen, Maifäfer und andere fchädliche Inſekten. 


5 1. Alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter von Grund- 
jtüden find verpflichtet, bi8 Ende März eines jeden Jahres 
oder innerhalb der von dem Gemeindevorjteher Tängjtens 
bis Ende April zu verlängernden Frift, ihre Objt- und 
Bierbäume, Geſträuche, Heden, hölzernen Gartenzäune und 
Hauswände, in den Gärten und Weingärten, auf den 
Feldern und Wiefen von den eingejponnenen Raupen, In— 
on und Puppen zu reinigen, und die eingefammelten 

aupennejter und Eier zu verbrennen oder ſonſt zu vertilgen. 

Auf gleiche Weife find Raupen, jobald fie im Früh— 
jahre auf Bäumen, Gejträuden und Kulturpflanzen zum 
Borjcheine kommen, fowie auch die Puppen innerhalb der 
von dem Semeindevorfteher jährlich mittels öffentlicher Ver— 
lautbarung ($ 10) fejtzujegenden Friſt zu vertilgen. 
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Werden Bäume, welche von Raupen befallen find, ge— 
fällt, oder von Raupen befallene Aſte abgehadt, jo dürken 
diefelben nicht im unabgeraupten Zuftande liegen gelaffen, 
jondern müjjen abgeraupt oder jogleidy verbrannt werden. 


8 2. Diefelben Perjonen ($ 1) find verpflichtet, Raupen, 
Larven und Puppen anderer als der im $ 1 vorgejehenen 
ſchädlichen Inſekten, ſowie die letzteren jelbjt, wenn fie 
zu irgend einer Jahreszeit in bejorgniserregender Menge 
verheerend Auftreten, innerhalb der durch öffentTiche Ver⸗ 
lautbarung des Gemeindevorſtehers feſtgeſetzten Friſt zu 
vertilgen. 

In ſolchen Fällen iſt der Gemeindevorſteher verpflichtet, 
die hiebei erforderlichen Maßregeln und Verfügungen recht— 
zeitig zu treffen; zugleich iſt derſelbe berechtigt, die Leiſtung 
von Notarbeiten jeder Art, ſoweit ſolche zur Beſeitigung 
der augenblicklichen Gefahr notwendig find, zu verlangen, 
und jedes Dazu taugliche Gemeindeglied und jelbjit Fremde 
hiezu anzuhalten. 

In allen jenen Fällen aber, wo zur Abwendung der 
Gefahr die Kräfte der Gemeinde nicht auslangen, hat der 
Gemeindevorfteher unverzüglich die Anzeige an die politische 
Bezirksbehörde zu machen. 

8 3. Ebenfo haben dieje Perjonen ($ 1) die Maifäfer 
während ihrer ganzen Flugzeit in der von dem Gemeinde- 
vorjteher dazu anberaumten Frift von ihren Objt- und 
Zierbäumen, Ziergejträuhen und Alleebäumen, dann von 
den Bäumen an Waldrändern in den Fällen, wo die Wälder 
in einer jolhen Nähe von den eben erwähnten Bäumen 
I befinden, daß durch die Unterlafjung des Abjchüttelng 
ie Durchführung der ganzen Maßregeln zwecklos wäre, 
täglich, bejonders in den frühen Morgenjtunden, abzu= 
Ihütteln und zu vertilgen oder zu Tandwirtichaftlichen 
Sweden zu verwenden. Im Baufelde find beim Aufbruche 
des Bodens die Engerlinge Hinter dem Pfluge, der Haue 
oder Schaufel aufzulejen und ebenfalls fogleich zu vertilgen. 
Unbeſchadet der Verpflichtung der erwähnten Perſonen jteht 
es der Gemeinde frei, eine allgemeine Bertilgung der Mai- 
fäfer oder Engerlinge anzuordnen, und die hiezu geeigneten 
Mapregeln zu treffen, insbejondere, wenn Maitäfer oder 
Engerlinge in bejorgniserregender Menge auftreten, auch 
die Leiftung von Notarbeiten jeder Art ($ 2) zu verlangen. 
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S 4. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu wachen, 
daß alle Befiger, Fruchtnießer und Pächter ihren Ver— 
pflichtungen ($$ 1—3) genau nacdfommen. 

In Ermanglung eine Flurenwächters hat der Ge— 
meindevorfteher für die erforderliche Zeit ein oder mehrere 
Andividuen als Aufjeher zu bejtellen, welche, wo dies not— 
wendig fein follte, aus der Gemeindefafje zu entlohnen jind. 

In allen Fällen, two das Sammeln der Raupengejpinite 
längjtens bis Ende März eines jeden Kahres oder das zu 
irgend einer Jahreszeit angeordnete allgemeine Abraupen 
oder die Bertilgung der Maifäfer und Engerlinge oder 
anderer, den Kulturpflanzen jchädlichen Inſekten bis zur 
feftgejegten Zeit unterlafjen wurde, ijt die Veranjtaltung 
zu treffen, daß Dies auf Koften der Säumigen vorge» 
nommen werde. 

8 5. Außerdem ijt von dem Gemeindevorfteher und 
zwei &emeinderäten gegen die Säumigen eine in den 
AUrmenfonds der Ortsgemeinde einzuzahlende Gelditrafe von 
1 bis 10 fl. ö. W. und im Wiederholungsfalle bis 20 fl. 
ö. W., oder im Falle der Zahlungsunfähigfeit eine Arrejt- 
jtrafe von 12 Stunden bi 4 Tagen zu verhängen. 

6. Das Straferfenntnis ijt der Partei entweder in 
ihriftliher Ausfertigung gegen Empfangjchein zuaujtellen, 
oder aber derjelben in der Gemeindefanzlei mündlich fund 
zumachen. In diefem Falle ijt die gejchehene Kundmadhung 
und der Tag, an welchem Ddiejelbe erfolgte, auf dem Straf— 
erfenntnifje zu bejtätigen. 

8 7. Gegen das Straferfenntnis geht die Berufung, 
welche binnen 8 Tagen nad) der Kundmachung oder Zus 
jtellung des Gtraferfenntnifjes beim Gemeindevorjtande 
chriftlich oder mündlich einzubringen ijt, an die politijche 

ezirfsbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erfenntnijje findet 
eine weitere Berufung nicht jtatt. 

8 8. Die Bäume, Geſträuche und Heden, welche jich 
auf den der Gemeinde eigentümlichen und von ihr felbit 
bewirtfchafteten Gründen oder auf öffentlichen Wegen und 
an den Rändern derjelben befinden, find auf Roten der 
Gemeinde abzuraupen und von Maifäfern zu fäubern. Diefe 
Verpflichtung obliegt dem öffentlichen rar. 

8 9. Zur Yufmunterung des Einfammelns der Mai- 
fäfer und Engerlinge wird für jeden Meben an die be- 
treffende Gemeinde einzuliefernder Maifäfer und Enger 
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finge eine bejtimmte Vergütung geleijtet, deren Ausmaß 
jährlich von dem ee ge je fejtgejtellt wird, wobei 
darauf Rüdficht zu nehmen ijt, daß die gleich beim Be— 
ginne des Maifäferfluges vorgenommene Sammlung wert— 
voller ijt, als jpätere. | 

Die Koſten diefer Vergütung find auf die Grundbefiger 
der Ortsgemeinde nad) Maßgabe des Grundjteuerfapitals 
umzulegen, wenn eine Gemeinde nicht eine andere Weife 
ihrer Dedung zu bejchließen findet. 

Die eingelieferten Maifäfer und Engerlinge find vor 
oder bei ihrer Einlieferung zu töten und jofort bejtmöglichit 
zu Gunjten der für ihre Einfammlung zu leiftenden Ver— 
gütung zu vermwerten. 

S 10. Diefes Geſetz ijt jährlich anfangs Februar durch 
den Gemeindevorfteher zu verlautbaren und hat derfelbe, 
ei es bei Ddiejer Gelegenheit oder abgejondert, die Frijt 
Mr die Vornahme der einzelnen Verrichtungen genau be- 
fannt zu maden. 


8 11. Den politijchen Bezirksbehörden liegt e3 ob, 
darüber zu wachen, und fich die Überzeugung zu verichaffen, 
daß die Beftimmungen dieſes Gejeges von den Gemeinden 
ihres Bezirkes genau befolgt werden. 

$ 12, Wird die Vollziehung dieſes Geſetzes durch Die 
Gemeinde vernadläfjigt oder entjpricht Ddiejelbe nicht den 
ihr als Grundbejiger obliegenden Verpflichtungen ($ 8), fo 
hat die pofitifche Bezirfsbehörde auf Kojten der Gemeinde 
die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlafjung der dem Gemeindevorfteher in dieſem 
Geſetze vorgezeichneten —— wird von der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde mit einer Ordnungsſtrafe von 10 bis 
20 fl. ö. W. zu Gunſten des Landeskulturfonds geahndet. 

S 13. Die kak. Gendarmerie, das Straßenaufficht3- 
und Seldichußperjonale jind verpflichtet, jede wahrgenommene 
übertretung Diejes Geſetzes dem Gemeindevorjtande, und 
fall3 dieſen jelbjt ein Berfchulden trifft, der politifchen 
Bezirfsbehörde anzuzeigen. 

8 14. Alle früheren mit den Anordnungen Diejes 
Geſetzes im Widerſpruch ftehenden Gejege, Verordnungen 
und Borjchriften werden hiemit aufgehoben. 

S 15. Mit dem PVollzuge Diejes Gejeßes ift Mein 
Minijter des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 
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Verordnung der Minifterien der Finanzen und 
des Handels 4. Mai 1890, 


betreffend die Zollbehandlung des Müpelfchen Raupenleimes und 
anderer Raupenvertilgung3mittel ähnlicher Befchaffenheit. 
(RGEBl. Nr. 91.) 

Am Einvernehmen mit ben beteiligten königl. ung. Minifterien 
wird bejtimmt, daß der fogenannte Mübelfche Raupenleim (Raupenöl) 
aus Stettin, ein Gemenge von Harzöl und Kalf, ala Fette und Fett» 
gemenge, nicht befonder3 benannte, nach) der Tarifnummer 71 u. folg. zu 
behandeln ift. Der gleichen Bollbehandlung unterliegen auch andere 
NRaupenvertilgung3mittel ähnlicher Bejchaffenheit. 


d) Borfhriften betreffend die Bekämpfung der Feldmänfe. 


Verordnung der Minifterien der Finanzen, des 


Innern und des Handels 13. Juli 1895, 
betreffend den Bezug des Löfflerſchen Mäufe-Bazillus aus dem Auslande. 
(RGBl. Nr. 121.) 

Auf Grund des Artikel VI des Zollgeſetzes 25. Mai 1882 wird 
einvernehmlich mit den beteiligten königlich ungarifchen Minifterien 
der Bezug des „Löfflerſchen Mäufe-Bazillus” aus dem Auslande, deffen 
Kulturen nad Nr. 64 des Bolltarifes zollfrei zu behandeln find, an 
die Beibringung einer befonderen Einfuhrsbemilligung der politifchen 
Behörden erſter Inſtanz gefnüpft. 


Böhmen. 


Statthaltereiverordnung 16. März 1896, 
3. 42914, 
betreffend die Bekämpfung der Feldmäufe. 
(LEBT. Nr. 20.) 


Auf Grund des vom k. k. Aderbauminiftertum im Einvernehmen 
mit dem k. k. Minifterium de3 Innern ergangenen Erlafje3 10. März 
1896, 3. 5380, wird im Einverjtändniffe mit dem Landesausſchuſſe des 
Königreiches Böhmen verordnet, wie folgt: 

8 1. Der Gemeindevorfteher hat, wenn in dem Gemeindegebiete 
die Feldmäuſe in verheerender Weije auftreten, ober deren verheerendes 
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Auftreten zu befürchten fteht, auf Grund eines einzuholenden Beſchluſſes 
des Gemeindeausfchujjes mittels einer in ortsüblicher Weife zu verlaut- 
barenden Kundmachung die Befiger, Fruchtnießer und Pächter von 
Grundftüden zu beauftragen, auf denjelben binnen einer feitzufegenden 
Friſt, welche jedoch 8 Tage nicht überfchreiten darf, Maßregeln zur 
Belämpfung der Feldmäufe anzuwenden. 

Der Gemeindeausshuß fann für den Fall der Nichtbefolgung dieſes 
Auftrages aud im Sinne des $ 35 der Gemeindeordnung eine Geld» 
buße bi3 zum Betrage von 10 fl. und für den Fall der Zahlungs» 
unfähigfeit Haft bis zu 48 Stunden androhen. 

8 2. Zur Befämpfung der Feldmäuſe dürfen nur folde Mittel 
angeordnet werden, welche in der von der GStatthalterei im Einver- 
nehmen mit dem Landesausfchufje zu erlafjenden Belehrung als zu 
diefem Zwecke geeignet bezeichnet werden. 


8 3. Hinfichtlih jener Grundftüde, welche zum Gemeindegute 
oder zum Gemeindevermögen gehören, hat der Gemeindevorjteher, Hin- 
fichtlich jener Grundſtücke, welche öffentliche3 Gut find, haben jene Organe, 
welche zur Verwaltung desjelben berufen find, die Durchführung ber 
erforderlichen Mafßregeln zu veranlafjen. - 

S 4 Infoferne innerhalb der in der Kundmachung feitgejegten 
Friſt feitens der Verpflichteten eines der ald zur Bekämpfung der Feld- 
mäufe geeignet bezeichneten Mittel überhaupt nicht oder nur unzweck— 
mäßig angewendet wird, hat der Gemeindevorfteher ohne Verzug da3 
Erforderliche auf Koſten des Säumigen zu veranlaffen. 

35 5. Der Gemeindeausfchuß iſt berechtigt, zu bejchließen, daß 
die Durchführung der Mafregeln zur Bertilgung der Feldmäufe im 
ganzen Gemeindegebiete Durch Gemeindeorgane vorzunehmen ſei. 

In diefem Falle find die Grundbefiger, beziehungsweife Frucht— 
nießer und Pächter verpflichtet, Die Vornahme ber Vertilgung3maßregeln 
auf den von Feldmäuſen heimgefuchten Grundftüden zu geftatten und 
hiebei nad) Maßgabe des Gemeindebefchlufjes mitzumirfen. 

Die Kojten find aus Gemeindemitteln vorläufig zu deden und im 
Sinne des $ 78 Gemeindeordnung nad) Maßgabe der in der Gemeinde 
vorgefchriebenen Grundfteuer von Den Beteiligten einzuheben. 

8 6. Wenn dur einen Ausſpruch des Bezirksausfchuffes oder 
in anderer Weiſe fichergeitellt erjcheint, daß in einer Gemeinde ein ver— 
heerende3 Auftreten der Feldmäuſe bereits erfolgt oder zu befürchten ift 
und der Gemeindeausfhuß, nachdem er eventuell über Verlangen ber 
politifhen Behörde im Grunde des $ 42 der Gemeindeordnung, be» 
ziehungsweife des Geſetzes 25. März 1889, LOB. Nr. 28, zur Be- 
ihlußfaffung im Sinne diefer Verordnung einberufen worden war, e3 
unterläßt oder verweigert, den im 8 1 diefer Verordnung bezeichneten 
Beihluß zu faſſen, oder wenn ber Gemeindevorſteher die Erfüllung 
der ihm mit Rückſicht auf dieſen Beſchluß im Sinne dieſer Verordnung 
obliegenden Verpflichtung verabſäumt, ſo hat die politiſche Behörde 
auf er und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe ($ 4) 
zu treffen 
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Kundmahung des Statthalters für Böhmen, 
11. April 1896, 3. 59267, 


mit welcher im Einvernehmen mit dem Landesausjchuffe des König- 

reiches Böhmen die im $ 2 der Verordnung 16. Mär; 1896, 3. 42914, 

LOB. Nr. 20, betreffend die Belämpfung der Feldmäufe, vorgejehene 
Belehrung erlafjen wird. 


(LSB. Nr. 26.) 


8 1. Das geeignetfte Mittel zur Belämpfung der Yeldmäufe ift 
der Löfflerſche Mäufetyphusbazillus. Bei richtiger Behandlung vernichtet 
er mit Sicherheit die Feldmäufe, ift dagegen für alle anderen Tiere, 
fowie für Menjchen ganz unjchädlich. 

Derjelbe wird in Heinen gläjernen Röhrchen, welche mit Watte 
verjtopft find, verfendet. Die Röhrchen enthalten eine gelblich graue 
Sulze, auf deren Oberfläche fich ein hellgrauer Belag befindet. 

Diejer Belag enthält die Bazillen und ift daher allein wirkſam. 

Behufs Anwendung diefes Mittels ift Waſſer abzufochen und 
wieder auszufühlen, und zwar auf je ein Röhrchen 1 Liter Wafjer. 

Ferner ilt Brot, welches nicht Shimmelig jein darf, in haſelnuß— 
große Stüde zu zerjchneiden, zu dörren und abzufühlen, und zwar für je 
1 Liter Wajjer, beziehungsmweife je 1 Röhrchen Bazillus 1/, Kilo 
trocenes oder 3/, Kilo frisches Brot. 

Sit dies vorbereitet, gießt man einen Eßlöffel des abgefühlten 
Waſſers in je ein Röhrchen, von dem vorher der Wattepfropf entjernt 
worden ift, löjt mit einer Gansfeder den oben erwähnten, auf Der 
Sulze liegenden hellgrauen Belag ab und vermifcht legteren mit dem 
ins Röhrchen gegofjenen Waſſer. Den ganzen Inhalt des Röhrchens 
gießt man dann in das bereitgehaltene abgefühlte Waſſer und mijcht 
gut dur. Dann wirft man die Brotjtüdchen in das Waffer und 
wartet jo lange, bi3 das Brot ſich mit der Flüſſigkeit angejaugt hat. 

Die jo zubereiteten Brotjtüdchen werden fo tief al3 möglich in die 
Mäufelöcher gelegt, und zwar ein Stüdchen Brot in je ein Maufelod). 

Nach 14 Tagen werden die Mäufelöcher zugetreten; zeigen fich 
nachher frifhaufgerworfene Löcher, wird da3 Verfahren erneuert bis zur 
gänzlidhen Vertilgung der Mäufe. 

Sowohl der in den Röhrchen befindliche Bazillus, als aud) das 
mit demfelben vermiſchte Waſſer und das zubereitete Brot jind vor 
Sonnenlicht zu jchügen, da letzteres den Bazillus jchnell tötet und 
unwirkſam macht. Die Anwendung des Bazillus hat daher vor Sonnen- 
aufgang oder nad Sonnenuntergang zu gejchehen; nur an trüben 
Tagen kann fie auch während de3 Tages fortgefegt werden. Bei jtarfem 
Negen iſt die Arbeit einzuftellen. 

Durhichnittlich wird für je ein Joch Grundjtüd ein Röhrchen 
mit Bazillenpräparat, beziehungsweife 1 Liter abgekochtes Wafier und 
1/, bis 3/, Kilo Brot benötigt. 

(Der $ 1 hatte außerdem noch fünf weitere Abſätze, die jedoch 
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mit der Statthaltereikundmachung v. 18. Dftober 1899, LOB. Nr. 72, 
aufgehoben wurden.) 

8 2. Für den Fall, als die Anwendung bes Löfflerfchen Mäufe- 
typhusbazillus in einer Gemeinde aus welchen Gründen immer nicht 
rechtzeitig durchzuführen wäre, wird ausnahmsweife die Anwendung 
von Gift, und zwar von Sackharin-Strochnin-Hafer und von Phosphor- 
pillen, jedoch nur unter den nadjtehenden, ftrenge einzuhaltenden Be- 
dingungen geftattet: 

Die Verordnungen der Minifter des Innern und des Handels 
29. April 1874, RGBl. Nr. 53, betreffend das Gewerbe der Vertilgung 
von Ratten und Mäufen durch gifthältige Mittel, und 21. April 1876, 
RGBl. Nr. 60,- betreffend den Verkehr mit Giften, haben volle An- 
wendung zu finden. 

E3 wird jedoch den Bezirkshauptmannſchaften geftattet, beftimmten 
geeigneten Bertrauensmännern in den bon der Mäufeplage heim- 
gejuchten Gemeinden gegen Widerruf die Konzefjion zu erteilen, Die 
Vertilgung der Mäufe duch Sacharin-Strychnin-Hafer und durch 
Phosphorpillen vorzunehmen, wobei ſich der Konzeſſionär nach Bedarf 
unter feiner Verantwortung und Aufficht auch der notwendigen Hilf3- 
perfonen bedienen Tann. 

Die Gifte, zu deren Bezug nur den erwähnten Vertrauensperfonen 
Lizenzfcheine ausgefolgt werden Dürfen, find von allen Genuß- und 
Gebrauchsartikeln abgefondert verjperrt zu halten; bei Legung der— 
jelben in die Mäufelöcher ift mit größter Gewifjenhaftigkeit darauf 
Bedacht zu nehmen, daß fie nicht frei im Felde verftreut werden und 
daß niemand Unberufener in den Befiß des Giftes gelange. 

Demgemäß darf die Einbringung de3 Strychninhafers in Die 
Mäufelöcher nur durch die hiezu bejtimmten, verjchließbaren Lege» 
apparate vorgenommen werden. 

Die Füllung diefer Apparate hat der Konzefjionär vorzunehmen, 
welcher die gefüllten und verjchlofjenen Apparate den unter feiner Auf— 
jicht arbeitenden Hilfsperjonen zu übergeben hat. 

Im Falle eintretender Arbeitöpaufen find die gefüllten Legeröhren 
dem Stonzejlionär zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Überall, wo Gift zur Vertilgung der Feldmäufe angewendet worden 
ift, find alltägli die vorfindlichen verendeten Tiere forgfältig zu 
fammeln und in 1 Meter tiefen Gruben zu verfcharren. 

Übrig gebliebene Vorräte von Gift hat ber Konzeffionär dem 
Giftverjchleiger zur Aufbewahrung in feinem Depot zurüdzuftellen und, 
fall3 dies nicht tunlich ift, in einer anderen von der Bezirkshauptmann- 
ichaft zu beftimmenden Weife volljtändig ungefährlich zu verforgen. 

Die Anwendung von Giften zur Vertilgung von Feldmäufen ift 
auf Kulturgründen, welche in der unmittelbaren Nähe von Wirtfchafts- 
gebäuden liegen, tunlichit zu vermeiden. 

Der richtige Vorgang bei der Anwendung von Giften zur Ver— 
tilgung der Yeldmäufe ift durch die I. f. Bezirksärzte und Bezirks— 
tierärzte, fowie im Wege der Gemeindefanitätspolizei ftrengftens zu 
überwachen. 
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8 3. Neben der Anwendung des Löfflerfhen Mäufetyphus- 
bazillus, beziehungsweiſe der Giftjtoffe, wird auch das Einfangen ber 
Mäufe in allen, Fanggräben, Bohrlöcdher ufm. empfohlen. 

Insbeſondere find Feldſcheuern, Getreideichober und fonjtige Ob— 
jefte, die eine befondere Anziehungskraft für Mäuſe haben, mit Yang- 
graben zu umgeben und die in denfelben gefangenen Mäuſe täglich 
mehrmals zu vertilgen. 

Diefe Fanggräben find mindejtens 0-30 Meter breit und 
0-50 Meter tief mit ganz fteiler Wandung auszuheben und von 10 zu 
10 Meter in der Sohle noch mit ebenfo ausgehobenen Fanglöchern 
von weiteren 0-30 Meter Tiefe zu verjehen. 

Die Anwendung diefer Mittel zum Einfangen der Mäufe enthebt 
aber nicht von der Verpflichtung zur Anwendung ber im $ 1, be- 
ziehungsweife im $ 2 Diefer Kundmachung angeführten Bertilgungs- 
mittel, welche allein al3 geeignete Mittel im Sinne des $ 4 der Ver- 
ordnung 16. März 189%, 3. 42914, LOB. Nr. 20, bezeichnet werden. 

8 4. Nachdem die im $ 1 der Verordnung 16. März 1896, 
3. 42914, LGBL. Nr. 20, vorgefchriebene Kundmachung in der Gemeinde 
erlaffen worden ift, hat der Semeindevorfteher allwöchentlich über den 
Fortſchritt in den Arbeiten zur Bertilgung der Feldmäufe bis zu beren 
Beendigung der zuftändigen Bezirfshauptmannfchaft Bericht zu erftatten. 


Galizien. 


Verordnung der galizifchen Statthalterei 17, April 
1897, 3. 28059, 
betreffend die Befämpfung der Feldmäuſe. 
(LGEBl. Nr. 20.) 


Auf Grund des im Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern und dem Handelsminijterium ergangenen Erlafjes des Ackerbau— 
minijteriums 30. Dezember 1891, 3. 18781, wird nady Einvernehmung 
des Landesausſchuſſes im Hinblide auf die Verheerungen, welche die 
Feldmäufe anrichten, verordnet wie folgt: 

8 1. Der Gemeindevorfteher hat, wenn in dem Gemeindegebiete 
die Feldmäufe in verheerender Weife auftreten, oder deren verheerendes 
Auftreten zu befürchten fteht, auf Grund eines einzuholenden Beſchluſſes 
de3 Gemeinderates, mittel3 einer in erflärlicher Weife zu verlaut- 
barenden Kundmachung die Befiter, Fruchtnießer und Pächter von 
Grumdftüden zu beauftragen, auf denfelben binnen einer fejtzufegenden 
Frijt, welche jedody 8 Tage nicht überfchreiten darf, die in der Kunde» 
machung bezeichneten Maßregeln zur Belämpfung der Yeldmäufe an— 
zuwenden, widrigenfall3 nach Ablauf diefer Frijt Die angeordneten Maß- 
regeln auf Koften der Säumigen durch den Gemeindevorfteher an- 
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gewendet und die Säumigen mit einer Gelditrafe von 10 fl, — im 
Falle der Zahlungsunfähigfeit aber mit einer Arrejtitrafe von 48 Stunden 
belegt werden. 

Eine gegen diefen Auftrag des Gemeindevorftehers gerichtete Be- 
rufung hat feine auffchiebende Wirkung. 

8 2. Desgleihen hat der Gutägebietövorjteher, beziehungsmeife 
der Gutsbefiger, wenn auf dem Gutsgebiete die Feldmäuſe in ver— 
heerender Weije auftreten oder deren verheerendes Auftreten zu be— 
fürchten fteht, fofort und längjtens binnen 8 Tagen die in der bei 
diefer Verordnung herausgegebenen Belehrung bezeichneten Maßregeln 
zur Belämpfung der Feldmäuſe auf den Grundjtüden de3 Gutsgebietes 
anzumenden, widrigenfall3 nad erfolglofem Ablaufe diefer Friſt Die 
Mafregeln auf dejjen Koften durch die k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
werden angewendet werden und bderjelbe überdies im Sinne der Mini— 
fterialverordnung vom 30. September 1857, RGBl. Nr. 198, beſtraft 
werden wird. 

8 3. Somohl der Gemeindevorjteher als auch der Gutsgebiet3- 
vorjteher, beziehungsmweife der Gutsbeſitzer find verpflichtet, jobald Die 
Notwendigkeit eintritt, die Bekämpfung der Feldmäuſe auf den Ge— 
meinde- oder Gutsgebietögrundjtüden in Angriff zu nehmen, hievon 
fofort die f. k. Bezirkshauptmannſchaft in Kenntnis zu jegen. 

Die f. f. Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf an den Gutsgebiets-, 
beziehungsweife an den Gemeindevoritand den Auftrag zu erlafjen, 
damit gleichzeitig mit Der Bekämpfung der Feldmäuſe auf ben Gemeinde» 
ftüden, diefe Befämpfung auch auf den Grundjtüden des Gutsgebietes 
oder umgelehrt vorgenommen werde. 

Die E. £. Bezirkshauptmannſchaft hat diefen Auftrag an den Guts— 
gebiet3- und den Gemeindevorjtand auch dann zu erlajjen, wenn die— 
jelbe in irgend einer anderen Weiſe über das verheerende Auftreten 
der Feldmäuſe Kenntnis erlangt. 

3 4. In der gemäß $ 1 diefer Verordnung durch den Gemeinde» 
vorfteher zu erlafjenden Kundmachung find jene Pflichten, welche im 
Sinne der durch die k. k. Statthalterei nad) Einvernehmung bes 
Landesausjchufjes zu erlaffenden Belehrung dem Beliger des Grund- 
ſtückes obliegen, ausführlich zu bezeichnen, ſowie auch jene Maßregeln 
zur Befämpfung der Feldmäufe anzuführen, welche in der gedachten Be— 
lehrung vorgefchrieben werden. 

3 5. Hinfihtli jener Grundjtüde, welche zum Gemeindegute 
oder zum Gemeindevermögen gehören, hat der Gemeindevorfteher uns 
mittelbar die Durchführung Der angeordneten Maßregeln zu veranlafjen. 

Bezüglich jener Grundftüde, welche öffentliches Gut find, obliegt 
die Vornahme der angeordneten Mafregeln den zur Verwaltung bes 
Öffentlichen Gutes berufenen Organen. 

8 6. Inſoweit die Vornahme der angeordneten Mafregeln inner- 
halb der fejtgefegten Frift von den Verpflichteten unterlaffen oder un— 
regelmäßig bewerkjtelligt wird, hat der Gemeindevorfteher ohne jeden 
Verzug das Erforderliche zur Durchführung der Maßregeln auf Koften 
der Säumigen zu veranlafjen und gegen die Schuldtragenden nach 
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Maßgabe der Beitimmungen ber Gemeindeordnung das Strafverfahren 
einzuleiten. 

Im Falle ein ſolches Verſäumnis vom Gutsgebietsvorftande, be- 
ziehungsweife vom Gutsbeſitzer begangen wird, hat die f. f. Bezirks 
hauptmannschaft ohne jeden Verzug das Erforderliche zur Durhführung 
der Mafregeln auf defjen Kojten zu veranlajjen, und gegen denjelben 
im Sinne der Minifterialverordnung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, 
da3 Strafverfahren einzuleiten. 

8 7. Wenn der Gemeindevorfteher troß des bereits erfolgten oder 
zu befürchtenden verheerenden Auftretens der Feldmäuſe es unterläßt, 
behufs Beichließung der Anordnung der Mäufevertilgung im Sinne de3 
8 1 diefer Verordnung den Gemeinderat einzuberufen, oder wenn der 
durch den Gemeindevorjteher einberufene Gemeinderat ſich weigert, einen 
ſolchen Beſchluß zu faſſen, jo hat die politifche Bezirksbehörde die Durch— 
führung der Maßregeln zur BVertilgung der Mäuſe auf Kojten und 
Gefahr der Gemeinde von Amts wegen anzuordnen. 

88 Im Falle auf Grund der im $ 4 diefer Verordnung be— 
zeichneten Belehrung die Anwendung von Gijtftoffen behufs Befämpfung 
der Feldmäufe angeordnet werden joll, hat der Gemeindevorjteher, be— 
ziehungsweife der Gutsgebietsvorjteher oder der Gutsbefiger auf der 
gemäß der Minijterialverordnung 21. April 1876, RGBl. Nr. 60, ein- 
zuholenden Bezugsbewilligung auf Koften der Gemeinde, beziehungsmeife 
auf Koften des Gutsgebietes die betreffenden Giftjtoffe in der für das 
Gemeindegebiet, beziehungsweife für das Gutsgebiet vorausjichtlich er- 
forderlihen Menge zu beichaffen. 

Über Verlangen der Gemeinden oder Gutägebiete hat die f. k. Be- 
zirkshauptmannſchaft die in der Belehrung für zuläfjig erklärten Mittel 
zur Tilgung der Feldmäufe von Amt3 wegen zu bejchaffen, und die» 
jelben nad) Maßgabe des Bedarfes unter die Gemeinde- und Guts— 
gebiet3vorjteher, beziehungsweife Die Gutsbeſitzer in den mit der Seuche 
betroffenen Ortfchaften gegen Erjag der Anjchaffungs- und Transport» 
fojten, und infoferne dieje Mittel Giftjtoffe enthalten, unter Beobachtung 
der vorgefchriebenen Vorjicht3maßregeln, zu verteilen. 

Der Gemeindevorfteher ijt berechtigt, denjenigen, welchen die Vor— 
nahme der zur Bekämpfung der Feldmäufe angeordneten Maßregeln 
obliegt, die für ihre Grundjtüde erforderliche Menge von Verſeuchungs— 
oder Giftitoffen gegen Erjtattung der Kojten abzugeben. 

Desgleichen ijt der Gutsgebietsvorſteher oder der Gutsbeſitzer be» 
rechtigt, den ftändigen oder zeitlichen Einwohnern des Gutsgebietes, im 
Yalle fie aus dem Titel der Benügung von Grunditüden innerhalb de3 
Sutögebieted zur Vornahme der angeordneten Maßregeln zur Be- 
fümpfung der Feldmäuſe verpflichtet werden fönnen, die für die von 
ihnen benüßten Grundjtüde erforderlihe Menge von Verſeuchungs— 
oder Giftſtoffen gegen Erjtattung der Koſten abzugeben. 

Sm Grunde der Beitimmungen der $$ 4 und 10 der Minifterial- 
verordnung 21. April 1876, RGEBl. Nr. 60, ijt der Gemeinde», bes 
ziehungsweife Gutsgebietövorjteher oder Der Gutsbejiger für die une 
ſchädliche Aufbewahrung der von ihm direkt bezogenen, oder ihm über» 
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gebenen Giftftoffe und für die Hintanhaltung jedes Mißbrauches mit 
denfelben, fowie für die Berläßlichfeit jener Perſonen verantwortlich, 
denen er Gift zur Bertilgung der Feldmäufe verabfolgt. 

Der Gemeindevorfteher, beziehungsweife Der Gutsgebiet3vorftand 
oder der Gutsbefiter hat eine Bormerfung zu führen, aus welcher er- 
fihtlih ift, an welche Perſonen und in welcher Menge Giftftoffe ab 
gegeben wurden. 


Kundmahung der Statthalterei in Lemberg 
17. April 1896, 3. 28059, 


mit welcher im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe die Belehrung 
über den bei Vertilgung der Feldmäuſe zu beobacdhtenden Vorgang er» 
lafjen wird. 


(LGBl. Nr. 21.) 


Da Fang und Tötung der Feldmäufe bei Deren mafjenhaftem Auf- 
treten ſich zumeift wirkungslos ermweifen, ijt bei Eintritt de3 in den 
88 1 und 2 der Verordnung 17. April 1896, 3. 28059 (LEBT. Nr. 20), 
vorgejehenen Falles zur Bertilgung der Mäufe entweder: 

a)) der Löfflerſche Mäufebazillus, jog. „Bacillus typhimurium“, 
oder 

b) Phosphorgift in Form einer dreiprozentigen Pate, oder eben» 
folder Phosphorpillen anzumenden. 


Die Art und Weife der Anwendung des Dr. Löfflerfhen Mäufebazillus. 


Der Löfflerfhe Mäufebazillus tötet nach den gemachten Erfahrun— 
gen nur Mäufe, ohne das Leben der Menfchen oder da3 Leben ber 
Haus- oder nützlichen Tiere zu gefährden. 

Der Mäufebazillus wirkt auf Mäufe in der Weife, daß jede Maus, 
welche denjelben jamt dem Köder verzehrt, nad Ablauf von 4 bis 8 
Tagen zu kränkeln beginnt und binnen 14 Tagen zu Grunde geht. 

Diefer Anjtelungstörper wirft am ftärfjten im unverbünnten 
Buftande, je nachdem er verdünnt wird, verliert er an Wirkungsfraft. 

Der Löfflerſche Mäufebazillus muß fofort nad) deſſen Erhalt zur 
Verwendung gelangen, nachdem derfelbe dem raſchen Verderben im 
höchſten Grade ausgefegt ift. Der Vorgang bei der Zubereitung des 
— mit dem Bazillus und bei der Auslegung desſelben im Felde iſt 
olgender: 

Der Inhalt eines mit dieſem Bazillus gefüllten Fläſchchens wird 
mit einem Liter gekochten und dann abgekühlten Waſſers, welchem ein 
kleiner Löffel Kochſalz beigegeben wird, in einem reinen Gefäße gemiſcht. 

Nach erfolgter genauer Miſchung der Anſteckungsſubſtanz mit dem 
geſalzten Waſſer und nach Ausſpülung des Fläſchchens — wirft man 
eine Anzahl Stückchen trockenen, vorzugsweiſe weißen, jedenfalls aber 
nicht ſaueren, würfelartig in der Größe einer Haſelnuß geſchnittenen 
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Brotes, hinein, legt fodann diefe Brotjtüde, fobald fie gehörig weich 
werden, in bejondere reine Gefäße und wirft an deren Stelle weitere 
Brotjtüde hinein, bis zur vollitändigen Ausnüßung der angejtedten 
Flüffigkeit; mit den Reſten und den übriggebliebenen Brotkrümchen 
werden bie bereit3 getränften Brotjtüde begofjen und auf das Feld 
hinausgetragen. Mit einem Liter folder Flüffigkeit können zirka 
1000 Brotjtüde getränft werden. 

. Entjprechend der Größe des Feldes, auf welchem bie Tilgung der 
Mäufe bewerkitelligt werden foll, it eine angemejjene Anzahl der in 
oben bezeichneter Weife zubereiteten Köder vorzubereiten. Ein Fläſchchen 
be3 in foldyer Weife verdünnten Mäufebazillus reicht mehr weniger für 
1 Zoch Feld aus. 

Der fo zubereitete Köder wird auf dem Felde in jedes Mäufeloch 
in einem und in mehr befuchte Löcher in mehreren Stüdchen hineingelegt. 

Die Fläfchchen mit Mäufebazillus, ſowie der zubereitende Köder 
find vor Sonnenlicht zu ſchützen; daher hat die Verjeuchung am beiten 
abends, jedoch an einem heiteren Tage ftattzufinden. Die ganze Menge 
bes Köder3 muß an bemfelben Tage, an welchem fie vorbereitet wurde, 
verbraucht werden, weil der Köder, fobald er bis zum nädjiten Tage 
aufbewahrt wird, an Wirkung verliert. 

Deshalb ift an jedem Tage nur eine ſolche Menge des Köders 
vorzubereiten, welche die dazu bejtimmten Arbeiter an einem und dem- 
felben Tage auf dem Felde zu verteilen im ftande find. 

Nach Verlauf von 4 bi3 8 Tagen beginnen die Mäufe zu kränkeln 
und umzulommen, wovon man ſich nach Ablauf von 14 Tagen durd) 
Niedertreten der Mäufelöcher, oder, wenn Died angezeigt ift, durch das 
Adern oder Eggen des verfeuchten Grundftüdes überzeugen fann. 

Aus dieſem Grumde ilt e3 ratjam, die Verſeuchung auf zwei oder 
drei Wochen vor den erwähnten Feldarbeiten vorzunehmen. Sollten 
die Mäufe frische Yöcher ausgraben, was zumeift im Sommer, wo die 
Mäufe fi vermehren, vorkommt, jo ift die Infizierungsprozedur in 
der oben bezeichneten Weife zu wiederholen. 

Der Löfflerſche Mäufetyphusbazillus kann aus dem bafterio- 
logifhen Laboratorium des Profeſſors Dr. J. Szpilmann an der 
f. . Tierarzneifchule in Lemberg (gegenwärtig zum Preiſe von 25 fr. 
für ein 40 g fafjendes Fläſchchen ohne Verpadungs- und Berfandkoften) 
oder aus dem vom Ff. k. Aderbauminifterium errichteten bafterivlogijchen 
Laboratorium am E, u, k. Militär-Tierarznei-Fnftitute in Wien (gegen 
wärtig zum Preiſe von 50 Kr. für eine Kultur [Portion]) bezogen 
werden. 

Der Preis des aus diefen beiden Laboratorien ftammenden Mäufe- 
bazillu3 wurde für landwirtfchaftliche Vereine und für Gemeinden auf 
20 Kr. für ein Fläſchchen, beziehungsweije für eine Portion ermäßigt, 
wenn gleichzeitig mit der Beſtellung feitens derſelben ein Zertifikat 
der politifchen Behörde beigebracht wird. 

Über die beabfichtigte Anwendung des Mäufebazillus bes 
Dr. Löffler ift die E. f. Bezirfshauptmannfcaft in Kenntnis zu feßen, 
welche die Verwendung diefes Stoffes beauffichtigen wird. 
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Jede einzelne Gemeinde oder jedes Gutsgebiet fowie mehrere 
Gemeinden und Gutsgebiete gemeinschaftlich können fi an die E. f. Be— 
irfshauptmannfchaft mit dem Erfuchen wenden, daß biefelbe auf ihre 
* Gemeinde und Gutsgebiete) Rechnung die erforderliche Menge des 
Typhusbazillus beſchaffe. 

Dieſer Vorgang empfiehlt ſich aus praktiſchen Rückſichten, um ſich 
die Beſchaffung der notwendigen Menge des Köders zu ſichern. 

Wer den Löfflerſchen Mäuſetyphusbazillus aus dem Auslande be— 
ziehen will, muß hiezu im Sinne der Miniſterialverordnung 13. Juli 
1895, RGEBl. Nr. 121, eine beſondere Bewilligung der politiſchen Be— 
hörde I. Inſtanz einholen. 


Die Art und Weiſe der Anwendung des Phosphorgiftes. 


Phosphor als Mäufegift ift in der oben bezeichneten Form der 
Pate oder Pillen in Berbindung mit würfelförmigen Schnitten von 
Rüben, Möhren, Kartoffeln, Obft, Dörrobft u. dgl. anzumenden. Diefe 
find mit der Paſte innig zu vermengen, fo, daß die Schnitte mit einer 
Schichte der Paſte überzogen erfcheinen. Diejelben find ähnlich wie der 
Löfflerfche Bazillus in die Mäufelöcher und Gänge insbejondere auf 
Nainen und Böſchungen derart zu legen, daß deren Aufnahme durch 
Wild oder andere nügliche Tiere tunlichit verhütet werde. 

Die Auslegung des Phosphorgiftes hat durch die Befiger, Frucht- 
nießer oder Pächter, beziehungsweife durch ihre Bevollmädtigte per- 
ſönlich oder aber unter Aufficht derjelben durch verläßliche Perjonen 
zu erfolgen. 

Über Verlangen der Gemeinden oder Gutsgebiete wird die f. k. Be- 
zirkshauptmannſchaft die jeweilig erforderliche Menge des Phosphor- 
giftes gegen Nüderfag der Ankaufs- und Verſandkoſten bejchaffen ; 
wenn jedoch jemand dieſes Gift auf anderem Wege fich verjchaffen will, 
jo kann er nur auf Grund einer im Sinne der Minijterialverordnung 
21. April 1876, RGBl. Nr. 60, von ber k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
einzuholenden Bezugslizenz dasfelbe von den zum Abjage von Giften 
berechtigten Apothefen beziehen. 

Diejes Gift darf nur in gefchloffenen, mit der deutlichen Auffchrift 
„Mäuſegift“ verjehenen Gefäßen an die Gemeinde- und Gutögebiet3- 
vorjteher oder Gutsbeſitzer oder an verläßliche dazu berechtigte Private 
verabfolgt werden. 

Das Gift ift in einem verfperrbaren Behälter und von anderen 
Lorräten abgefondert aufzubewahren. 

Die bei der Verteilung desfelben an die Parteien und bei ber 
Auslegung des Giftes verwendeten Geräte dürfen für andere Zwecke 
nicht verwendet werden. 

Das Gleiche gilt für die weiteren Abnehmer des Giftes, welche das— 
jelbe ebenfall3 nur in wohlverſchloſſenen Gefäßen an einem ficheren, 
Kindern nicht zugänglichen Drte aufzubewahren haben, in welchem 
Speiſevorräte nicht vorhanden fein dürfen. 
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Über die vom Gemeinde- und Gutägebietsvorfteher oder Guts— 
befiger an einzelne Parteien erfolgten Giftmengen haben diefelben Vor— 
merfungen zu führen. 

Die bei der Verteilung und Legung des Giftes bejchäftigten Per- 
fonen dürfen während dieſer Bejchäftigung feine Speifen zu ſich nehmen. 

Sie haben jorgfältig darauf zu achten, daß an ihren Händen und 
Fingern Verlegungen fich nicht befinden und müfjen nach Beendigung 
diefer Arbeit und jedenfall vor dem Speijen ſich jedesmal die Hände 
mit Seife, Waffer und Bürfte ordentlich” wafchen und den Mund mit 
frifhem Waſſer gut ausjpülen. 

Der jeweilig nicht verbrauchte Reſt des Giftes ift fogleich zu ver- 
graben, da ohnehin bei längerer Aufbewahrung da3 Gift die Wirfung 
verliert. 

Schließlich wird bezüglich der Verabfolgung des Giftes und Ge— 
barung mit demfelben auf die Beitimmungen der 88 10, 12, 13 und 14 
der Minifterialverordnung 21. April 1876, RGBl. Nr. 60, hingemiefen. 


Allgemeine Beflimmungen. 


Als die entjprechendite Fahreszeit zur Bertilgung der Feldmäufe 
find der Frühling und der Herbit anzufehen, wo die Mäufelöcher fichtbar 
und leicht zugänglich find, fo daß die Auslegung ber Köder ohne Be— 
[hädigung der Feldfrüchte bemwerfitelligt werben kann. 

Die Auslegung der Köder hat innerhalb des von Mäufen heim— 
gefuchten Gemeindegebietes famt Dem Gutsgebiete gleichzeitig zu erfolgen, 
da diefe Maßregel jonit ohne genügende Wirkung bleibt. _ 

Die Legung der Köder ift nach Erfordernis mehrmals in Zwiſchen— 
räumen bon zwei bis drei Wochen zu wiederholen. 

Neben der Auslegung der Köder ift immerhin der Fang der Mäufe 
in Fallen, Fanggräben, Bohrlöchern u. dgl. zur Verftärkung der Wirte 
ſamkeit der Befämpfung derjelben vom mejentlichen Nuben. 

Sedenfall3 aber find Feldſcheuer und Getreibefchober, welche eine 
befondere Anziehungskraft für Mäufe haben, mit Fanggräben zu ume 
geben und die in denfelben gefangenen Mäufe täglich mehrmals zu 
bertilgen. 

Diefe Fanggräben find mindeftens 0-30 Meter breit und 
0-50 Meter tief mit ganz fteiler Wandung auszuheben und von 10 zu 
10 Meter in der Sohle noch mit ebenfo ausgehobenen Fanglöchern von 
weiteren 0-30 Meter zu verfehen. 
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Niederöſterreich. 


Geſetz vom 50. Zuni 1898, 


wirkſam für das Erzherzogtum Sfterreid) unter der Enns 
mit Ausnahme des Gebietes der Reichshaupt- und Refidenz- 
jtadt Wien, betreffend die Vertilgung der Feldmäuſe. 
(LEBT. Nr. 44.) 


1. Wenn die Feldmäufe in einer den Feldfrüchten 
Gefahr drohenden Weife auftreten, hat die Gemeinde eine 
Aktion zur Bertilgung derjelben durchzuführen. 

8 2, Die Gemeindevorjteher find verpflichtet, wenn fie 
von dem ftärferen Auftreten der Feldmäuſe in der Gemeinde 
Kenntnis erlangen, hievon unverzüglich der f. k. Bezirks— 
hauptmannjchaft, jowie dem Landesausjchuffe die Anzeige 
zu erjtatten. 

Auf Grund dieſer gemeindeamtlichen Anzeige haben 
die Bezirkshauptmannſchaften in jenen Gemeinden des be- 
treffenden politifhen Bezirkes, von welchen feine Meldungen 
über das Borfommen der Feldmäufe eingelaufen jind, ſo— 
gleich diesbezügliche Erhebungen zu pflegen und — 
Falls die ſäumigen Gemeindevorſteher an die Verpflichtung 
zur unverzüglichen Anzeige zu mahnen, eventuell auch gegen 
dieſelben nach den geltenden Strafbeſtimmungen vorzugehen. 

In den mit eigenem Statute verſehenen Stadtgemeinden 
erſtattet der Bürgermeiſter dem Landesausſchuſſe direkt die 
Anzeige. 

Die Bezirkshauptmannſchaften haben das Reſultat der 
von ihnen gepflogenen Erhebungen dem Landesausschuffe 
mitzuteilen und nad Maßgabe der Iofalen PVerhältniffe 
eventuell aud die benachbarten politifchen Bezirfsbehörden 
behufs Einleitung von Erhebungen und Erinnerung der 
etwa jäumigen Gemeindevorjteher zu verjtändigen. 

8 3. Der Landesausjhuß veranlaßt, nach erfolgter An— 
zeige durch die Gemeinde, die Beijtellung des Vertilgungs— 
mittel3, eventuell anderer für die Aktion nötiger Behelfe, 
ferner die mündliche Jnitruftion der von den betreffenden 
Gemeindevorjtehern mit Zuftimmung des Landesausjchuffes 
zu bejtellenden Aftionsleiter ($ 4) und bejtimmt den Tag 
des Beginnes der Bertilgungsarbeiten. 

S 4. Dem Betreten der Grundjtüde zum Bmede der 
Mäufevertilgung darf feitens der Grundeigentümer, Pächter, 
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Nutznießer ufw. oder der zur Verwaltung der Grundftüce 
Berufenen ein Hindernis nicht in den Weg gelegt werden 
und Haben Diefelben den im Sinne der Durdführungs- 
verordnung getroffenen Verfügungen der vom &emeinde- 
borfteher mit Yuftimmung des Landesausſchuſſes zur —— 
der Vertilgungsaktion beſtimmten Organe zu entſprechen un 
denſelben bereitwillig an die Hand zu gehen. 

Wegen Vertilgung der Mäuſe auf Eiſenbahngrundſtücken 
hat ſich der Gemeindevorſteher mit dem betreffenden Organe 
der Eiſenbahnverwaltung (Stationsvorſtande) in der Rich— 
tung ins Einvernehmen zu ſetzen, daß dieſe Vertilgung 
gleichzeitig mit der Aktion im übrigen Gemeindegebiete, 
jedoch Tediglich nur durch) Bahnorgane vorgenommen werde, 
welchenfall® dann die Eifenbahnverwaltung zu den der 
Gemeinde ermwachjenden Lajten der Mäufevertilgung nicht 
weiter beizutragen hat. 

S5. Für die gemeinschaftlich vorzunehmenden Ver— 
tilgungsarbeiten, insbejondere zur Belegung der elder 
mit dem Bertilgungsmittel haben die einzelnen Grund» 
bejiger oder deren Stellvertreter (Pächter, Nubnießer uſw.) 
über Beichluß des Gemeindeausichuffes nach Maßgabe der 
Größe ihrer, in die Vertilgungsaftion einbezogenen Grund» 
ftüde in der betreffenden Gemeinde die erforderlichen 
Urbeitsfräfte beizujtellen. Unterläßt ein Gemeindemitglied 
die Beijtellung der ihm vorgefchriebenen Arbeiter, jo hat der 
Gemeindevorjteher folche auf Kojten des Säumigen auf- 
zunehmen. 

Bermweigert eine Gemeinde die Durchführung der Aktion, 
jo hat die betreffende f. k. Bezirkshauptmannſchaft dieſelbe 
im Einvernehmen mit dem Landesausfchuffe auf Koften 
diefer Gemeinde durchzuführen. 

Diefe Abhilfe ift, wenn es fih um eine mit eigenem 
Statute verjehene Stadtgemeinde handelt, von der Gtatt- 
halterei im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe zu 
treffen. 

8 6. Die mit der Mäufevertilgung verbundenen Koften 
find von den daran beteiligten Grundbeſitzern (Bächtern, 
Nußnießern ufm.) nad) dem PBerhältnifjfe ihrer Teilnahme 
zu tragen, werden jedoch vorfhußmeije aus dem Landesfonds 
gegen Refundierung beftritten. Dieſe Koſten jind vom Ge- 
meindevorjteher auf die betroffenen Gemeindemitglieder nad) 
obigem Maßjtabe aufzuteilen und von dieſen einzuheben. 
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8 7. Die Bertilgungsmaßnahmen werden im Frühjahre 
und Herbjte, ausnahmsweife im Sommer und Winter durch— 
geräbtt, und iſt bezüglich der Wahl des Zeitpunftes für 

en Beginn der Aktion auf den Wirtjchaftsbetrieb oder 
die Betriebsperiode Rüdfiht zu nehmen. 

8 8. Der Landesausfhuß hat fi von der korrekten 
Durhführung des Verfahrens durch Entjendung von inſpi— 
zierenden Sachverjtändigen zu überzeugen. 

8 9, Über Gemeindevorjteher können, falls fie das Auf— 
treten der Feldmäuſe gar nicht oder nicht rechtzeitig zur 
behördlichen Kenntnis bringen, oder wenn fie den ihnen 
nad) diefem Geſetze und der hiezu erlafjenen Durhführungs- 
berordnung zuftehenden Obliegenheiten nicht entſprechen, 
Ordnungsitrafen bis zum Betrage von 10 fl. verhängt 
werden. 

Grundbeſitzer oder deren Stellvertreter (Pächter, Nub- 
nießer ufw.), welche e3 unterlajjen, Arbeiter in der ihnen 
vorgeschriebenen Zahl zur Verfügung zu jtellen, oder jonft 
den Bejtimmungen Diejes Geſetzes, beziehungsmeije der hiezu 
erlafjenen Durchführungsverordnung zumiderhandeln, werden 
mit Geldjtrafen von 1 bis 10 fl. und im Nichteinbringungs— 
falfe mit Arrejt von 6 bis 48 Stunden bejitraft. 

Die Strafamtshandlungen und die oben vorgejehene 
Berhängung von Ordnungsitrafen, fofern es jih um Pflicht- 
verlegungen der Vorſteher von nicht mit eigenem Statute 
verfehenen Gemeinden handelt, jtehen der politifchen Behörde 
erjter Inſtanz zu. 

8 10. Mit dem Bollzuge dieſes Gejehes find Mein 
Aderbauminijter und Mein Minifter des Innern beauftragt. 


Verordnung des k. E, Statthalters im Erz- 
berzogtume Dfterreih unter der Enns vom 
25. Juli 1898, 3. 68338, 


für die Durchführung des Gefehes vom 30. Juni 1898, LEBE. Nr. 44, 
betreffend die Bertilgung der Feldmäufe. 


(LOB. Nr. 45.) 


Im Einvernehmen mit dem niederöjterreichifchen Landesausſchuſſe 
und mit Genehmigung der f. k. Minijterien des Innern und bes Ader- 
baues wird zur Durchführung des Geſetzes vom 30. Juni 1898, 
LGBl. Nr. 44, folgendes verordnet: 
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I. Allgemeine Beflimmungen. 


Bu 82. In der vom Gemeindevorfteher an den Landesausſchuß 
zu erftattenden Anzeige ift die Stärke de3 Auftretens der Feldmäufe in 
den einzelnen Gebieten der Gemeinde und annäherungsmweife die Aus— 
dehnung der von den Mäufen heimgefuchten Grundfläche anzugeben. 

Zu 8 3. Die Wahl de3 in Anwendung zu bringenden Mittels be- 
forgt der Landesausfchuß. Derfelbe beftellt auf Grund ber von ben 
Gemeindevorftehern erftatteten Anzeigen (8 2) fogleich die nötige Menge 
des PVertilgungsmittel3 bei den betreffenden Erzeugern und veranlaßt 
die ehefte direfte Zufendung des Mittel3 von dort an die Gemeinden. 
Bezüglich der Beihaffung von eventuell zur Anwendung gelangenden 
allgemein giftig wirkenden Bertilgung3mitteln gelten die im folgenden 
Abichnitte III enthaltenen befonderen Beftimmungen. 

Da fi die Durchführung einer größeren gemeinfamen Ver— 
tilgungsaktion bei ausgedehnterer Mäufeinvafion fehr empfiehlt, wird 
ſich der Landesausſchuß ſolchenfalls wegen Beſtimmung des Tages des 
Beginnes der Vertilgungsarbeiten mit den betreffenden politiſchen Be— 
zirksbehörden zuvor ins Einvernehmen ſetzen und ſonach den gewählten 
Tag rechtzeitig bekannt geben. 

Den politiſchen Bezirksbehörden wird es dann obliegen, die in die 
Aktion einbezogenen Gemeinden ihres Amtsgebietes zur ſogleichen Er— 
laſſung der bezüglichen ortsüblichen Verlautbarung und dahin an— 
zuweiſen, die erforderlichen Vorbereitungsvorkehrungen (88 4 und 5), 
falls dieſe noch nicht getroffen ſein ſollten, unverzüglich nachzutragen 
und über die Durchführung dieſer Vorbereitungen noch vor dem Beginne 
der Vertilgungsarbeit zu berichten. 


Bu 8 4. Zum Zwecke der Ermöglichung der unbehinderten Durch— 
führung der Vertilgungsarbeiten haben die Gemeindevorſteher den Tag 
des Beginnes und die vorausſichtliche Dauer derſelben nicht nur in der 
zu verlautbarenden Kundmachung bekanntzugeben, ſondern auch den 
Jagdberechtigten (auch den Tiergartenbeſitzern) in der Gemeinde be— 
ſonders mitzuteilen. Eventuell iſt auch das betreffende Organ der 
Eiſenbahnverwaltung (Stationsvorſtand) vom Gemeindevorſteher im 
obigen Sinne beſonders zu verſtändigen. 


Bu 85. Gleich nach Erſtattung ber Anzeige an den Landes— 
ausſchuß (8 2) ift vom Gemeindevorfteher der Gemeindeausfchuß zu ver- 
fammeln, welcher die Anzahl der von den einzelnen Grundbefikern 
(Pächtern, Nußnießern uſw.) beizuftellenden Arbeitskräfte zu beftimmen 
hat. Zu diefem Behufe wird vorerft die Gefamtzahl der in der ganzen 
Gemeinde erforderlichen Arbeiter feitzufegen fein, wobei für je 10 Jod) 
der mit dem Vertilgung3mittel zu belegenden Grundfläche eine Arbeits- 
fraft zu rechnen fommt. E3 werden alfo beifpieldmweije in einer Ge- 
meinde, in welcher 1000 Joch von den FFeldnäufen befallen find, 
100 Arbeiter fo lange zu bejchäftigen fein, bi3 da3 Verfahren zum 
Abſchluſſe gebracht worden ift. 

Diefe für die Gemeinde audgemittelte Arbeiterzahl ift auf bie ein— 
zelnen Grundbefiger, Pächter ufw. nad) Maßgabe der Größe ihrer in die 
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Bertilgungsaktion einbezogenen Grundſtücke in ber Gemeinde aufzuteilen 
und ift ſonach den Beiftellungspflichtigen die auf jeden von ihnen ent» 
fallende Anzahl Urbeiter unter Berufung auf den bezüglichen Gemeinde» 
ausſchußbeſchluß und Hinweiſung auf die Folgen der Nichtbeiftellung 
fowie mit dem Beifügen rechtzeitig befanntzugeben, daß Tag und 
Stunde des Beginnes der Arbeiten verlautbart werben wird. 

Der Gemeindevorfteher hat ferner eine Perfönlichkeit zur Leitung 

der gefamten Vertilgungsarbeit in der Gemeinde zu bejtimmen, welche 
ur Übernahme diefer Funktion geeignet und bereit ift, und felbe dem 
andesausfchuffe unverweilt namhaft zu machen. Yür die gedachte 
Funktion find verftändige und verläßliche männliche Perfonen aus— 
zumwählen, die auch geeignet erfcheinen, auf das Wrbeiterperfonale den 
nötigen Einfluß zu üben. 

Diefe leitenden Organe erhalten ein vom Gemeindeausfchuffe zu 
beftimmendes Taggeld, werden über die Durchführung des Vertilgungs- 
verfahren? vom Landesausfchuffe mündlich inftruiert ($ 3) und haben 
fich bei Durchführung ihrer Aufgabe an die im Abjchnitte II diefer Ver— 
ordnung aufgenommene, vom Landesausſchuſſe verjaßte Inftruftion für 
die Anwendung des Löfflerfhen Mäufetyphusbazillus, welche teilweife 
auch beim Gebrauche anderer Bertilgungsmittel finngemäße Anwendung 
findet, zu halten. 

Zum Zwecke der mündlichen Unterweifung haben ſich die Leiter 
über Aufforderung de3 Landesausfchuffes an einem feitgejegten Tage 
und Orte einzufinden. 


II, Beftimmungen, welche für die Purdführung der Berktilgung der Feld- 
mäufe mittelft des Löfflerfhen Mäuſetyphusbaziſſus Geltung Haben. 


1. Die Kulturen dieſes Bazillus, welche in dem vom k. k. Ackerbau⸗ 
minifterium errichteten bafteriologifhen Laboratorium in Wien und in 
anderen hiezu berechtigten Erzeugungsftätten angefertigt werden, find 
nur in möglichit friſchem Zuftande zum Gebrauche zu übernehmen; über 
14 Tage alte Kulturen find wegen Unficherheit in der Wirkung in ber 
Regel nicht mehr in Verwendung zu nehmen. 

Das al3 Träger des Mäufetyphusbazillus dienende Brot be- 
darf vor der Verwendung ala Köder einer forgfältigen Zubereitung. 

Für die Befchaffung des vorfchriftsmäßig zubereiteten Brotes hat 
ber Gemeindevorfteher Sorge zu tragen. Bezüglich der für die Ber- 
tilgung3arbeiten in einer Gemeinde erforderlichen Menge desfelben gilt 
al3 Regel, daß pro och zu belegender Bodenfläche durchſchnittlich zirka 
ein Kilogramm frifhen Brotes erforderlich ift. Als Köder eignet fich 
gewöhnliches Hausbrot am beiten. E3 foll weder zu Ticht, noch zu 
Ihwarz fein, feinen übermäßigen Waffer-, nur einen möglichſt geringen 
Säuregehalt aufweifen. 

Die Zubereitung des Brotes ift folgende: 

Altbaden wird e3 in gleichmäßige Würfel von der Größe eines 
Kubikzentimeter3 gefchnitten und in diefem Zuſtande fo lange einer 
mäßigen Ofenwärme ausgeſetzt, bis e3 vollkommen troden und hart 
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geworben iſt. Dieje Herrihtung des Brotes, welche der Aftionsleiter 
zu beauffichtigen hat, ift ſchon einige Zeit vor Beginn der Vertilgungs— 
arbeit in Angriff zu nehmen und ift dafür Sorge zu tragen, daß der 
tägliche Bedarf an Brot gededt ift. 

Die für die Herrichtung des Brotes erforderlichen Arbeiter Hat 
der Gemeindevorfteher aufzunehmen. 

3. Um Tage vor Beginn der Aktion veranlaßt ferner der Ge» 
meindevorfteher das Ablochen eine Quantum von zirka 21/, mal fo- 
vielen Litern reinen Wafjerd, ald Arbeitskräfte für die Durchführung 
ber Vertilgungsaltion gegen bie Feldmäuſe beizuftellen find. Die Keſſel, 
welche hiebei benüßt werden, find vorerjt ebenjo jorgfältig zu reinigen, 
wie die Behälter (Bottiche, Tröge u. dgl.), in welchen das gut ab- 
gefochte ne Waſſer zur Abkühlung aufbewahrt wird. Das 
Waffer ift dur Zudecken der Behälter vor Verunreinigungen zu 
bewahren. 

Der Leiter der Aftion hat zu trachten, mit den Vorbereitungen, 
da3 ift der Imprägnierung des Brote3 mit bazillenhältigem Waſſer, bis 
zur zugefagten Stunde des Beginnes der Bertilgungsarbeiten fertig zu 
fein. Hiebei ift folgender Vorgang zu beachten: Die Hälfte des Tags 
vorher abgefochten, nunmehr abgefühlten Waſſers ift mit Bazillen des 
Mäufetyphus zu verjeßen, fo zwar, daß auf je einen Liter Waſſers eine 
Kultur verwendet wird. Der Leiter der Aktion nimmt zu diefem Zwecke 
ein bi3 drei Rulturenröhrchen, von denen vorher die Umhüllung und 
der Wattepfropf zu entfernen find, derart in die Hand, daß die Ober- 
fläche de3 bräunlich gelben Nährbodens der Kultur mit dem hellgrauen 
Bazillenbelage dem Auge zugemwendet ift. Hierauf taucht er die fo in der 
Hand firierten Röhrchen in das bereitjtehende fterilifierte Waffer, daß 
fich diefelben etwa bis zur Hälfte füllen, und löſt mit einer vorher gut 
gereinigten ftarfen Gänfefeder den Bazillenbelag durch öfteres Auf- 
und Abjchieben der Feder auf den Nährboden vollftändig ab, jo daß die 
in dem Röhrchen befindliche Flüffigfeit eine milchige Trübung annimmt. 
Durch einen etwas Fräftigeren Drud auf den Boden und eine drehende 
Bewegung der Feder wird nun der Nährboden von der Glaswand ge» 
trennt, und der ganze Inhalt durch Umfehren, nötigenfall3 durch Nach» 
hilfe mit der Feder in das zur Aufnahme der Brotwürfel bejtimmte 
Waffer gefchüttet. Nach wiederholtem Ausſpülen werden die Röhrchen 
beifeite gelegt. Diefe Prozedur iſt folange fortzufegen, biß in dem 
Waſſer der Bazillengehalt von fovielen Kulturen entleert ift, al3 Liter 
Waſſers vorhanden find. Da die Wirffamkeit des Mäufetyphusbazilius 
durch die Einwirkung direften Sonnenlichte3 vernichtet wird, jo haben 
diefe Vorbereitungen an einem bejchatteten Orte vorgenommen zu 
werden. Der Leiter fann fich bei diefen Arbeiten der Mithilfe einer 
hiezu verwendbaren Perfon bedienen. 

Nach dem Entleeren der Glasröhrchen wird die Flüffigfeit gut auf» 
gemifcht und ift Diefelbe nunmehr zur Aufnahme der getrocneten Brot» 
würfel geeignet. 

4. In diefes bazillenhältig? Wafjer wird ein Quantum von ebenfo- 
viel Kilogramm getrodneter Brotwürfel hineingegeben, als Arbeits— 
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fräfte zur Verfügung zu ftehen haben. Die Brotwürfel werben folange 
darinnen gelaffen, bis fie ſich vollftändig angefogen haben, wovon fich 
der Leiter durch Unterfuchhung herausgenommener Stüdchen überzeugen 
wird. 

Ein Teil dieſes mit Bazillen imprägnierten Brotmateriales wird 
entweder an die ſchon bereit ſtehenden, mit reinen, einige Liter 
faſſenden Gefäßen ausgerüſteten Arbeiter verteilt und der Reſt auf 
einem vom Gemeindevorſteher beizuſtellenden Wagen, durch Bedecken 
mit einem Tuche vor dem Lichte geſchützt, auf das Feld hinausgeführt, 
oder es wird die ganze Maſſe hinausbefördert, und dann erſt ein Teil 
derſelben den an einem zu beſtimmenden Orte verſammelten Arbeitern 
ausgefolgt. 

5. Nach einer kurzen Belehrung über die Anwendung des Brotes 
und einer Aufforderung, dasſelbe eventuell vor den direkten Sonnen— 
ſtrahlen durch Bedecken der Gefäße zu ſchützen, ſind die Arbeiter in 
Gruppen von je höchſtens 30 Perſonen zu teilen, und iſt jeder Gruppe 
ein Aufſeher beizugeben. Es iſt nun Aufgabe des Leiters, dieſe Gruppen 
zweckmäßig zu verteilen, ſo daß jede ungehindert und unabhängig von 
der anderen den Belegearbeiten obliegen kann. Die Arbeiter der ein— 
zelnen Gruppen ſind in Zwiſchenräumen von je zwei Schritten von— 
einander an der Grenze einer Wieſe, eines Ackers, Feldes oder ſonſt 
eines von den Mäuſen heimgeſuchten Grundſtückes in einer geraden 
Reihe aufzuſtellen und nur in der Richtung der Ackerfurchen oder der 
Spuren derſelben, wenn ſolche überhaupt vorhanden ſind, vorwärts 
ſchreiten zu laſſen, ohne daß die Zwiſchenräume der Arbeiter unter— 
einander eine Anderung erfahren, oder die Reihe ſonſt irgendwie in Un— 
ordnung gerät. Für die Aufrechterhaltung der Ordnung innerhalb der 
Arbeitergruppen haben die einzelnen Aufſeher Sorge zu tragen. 

Während des Vorwärtsſchreitens iſt in jedes Mausloch, welchem 
die Arbeiter begegnen, ein Brotwürfel ſorgfältig ſo tief hineinzuſchieben, 
daß er weder von der Sonne beſchienen, noch von Tieren (Krähen, 
Feldhühnern u. dgl.) bemerkt werden kann. 

Bei der Belegung der Löcher mit dem Brote iſt darauf zu achten, 
daß letzteres nicht etwa durch Erdbeſtandteile ſtark verunreinigt werde, 
oder gar die Löcher zerſtört oder zugetreten werden. In dieſer Weiſe 
ſind nicht nur bebaute Grundflächen, ſondern auch alle im Gemeinde— 
gebiete befindlichen Feldraine, Straßengräben, Gärten und überhaupt 
ſämtliche Ortlichkeiten, welche von Feldmäuſen heimgeſucht find, zu 
begehen und die vorfindlichen Mauslöcher mit infizierten Brotſtückchen 
zu verſehen. 

6. Feder einzeinen Arbeitergruppe, reſpektive dem Aufſeher der— 
ſelben, iſt vom Leiter der Aktion ein gewiſſes Arbeitsgebiet zuzumeifen. 
Um zu vermeiden, daß kleinere Stellen oder Streifen des Bodens un— 
belegt bleiben, haben die Aufſeher dafür Sorge zu tragen, daß jene 
Linien, welche den von der Arbeiterreihe begangenen Bodenſtreifen 
beiderſeits begrenzen, Durch entſprechende Zeichen (Stein, Stock od. dgl.) 
markiert werden, wenn nicht ſchon Feldraine, Gräben und ähnliches 
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eine natürliche Markierung bilden, fo daß die Grenze zwijchen mit Brot 
belegtem und unbelegtem Boden deutlich erfehen werden fann. 

Sp ſchreitet die Reihe unter fteter Beachtung diefer Grenzlinie 
auf und nieder, bi3 endlich nach mehrtägiger Begehung feitens der ein— 
zelnen Arbeitergruppen die Mauglöcher des ganzen von den Feldmäufer 
—— Gebietes der Gemeinde mit infiziertem Brot belegt ſind. 

Es Sache des Leiters, darauf zu ſehen, daß jede Arbeitec 
gruppe —* mit dem Vertilgungsmittel verjorgt ijt, fo daß Störungen 
oder Unterbredungen der Arbeit vermieden werben. 

Die DBelegearbeiten beginnen in den erjten Morgenjtunden und 
währen mit Ausnahme einer Mittagspaufe bis abends. Nur im Yalle 
eines jtarfen Regens find diefelben einzuftellen. 

7. Zu Mittag wird der Vorrat für den Nachmittag hergerichtet 
und zu Diefem Zwecke die zweite Hälfte des Tags vorher fterilifierten 
(gefochten) Waſſers verwendet. 

E3 ſei bemerkt, daß die oben angegebenen relativen Mengen von 
Brot und Waffer für den erjten Tag zur Richtſchnur dienen follen, und 
daß der Leiter dann den täglichen Bedarf leicht wird beurteilen, be» 
ziehungsweife bejtimmen können. 

Bei der Imprägnierung des Brotes ijt jtet3 darauf zu fehen, daß 
ſich dasjelbe vollftändig anfauge, und wenn das Wafjer nad) dent ge- 
gebenen Mifcjungsverhättnifie 1 nicht Hinreichen jollte, durch Nachgießen 
von friſch zuzubereitendem dem Brote der nötige Bazillengehalt ger 
geben werde. 

Sollte jedoch da3 Brot nicht i im ftande fein, Die vorhandene Flüſſig⸗ 
keitsmenge aufzunehmen, ſo wäre der Reſt der letzteren noch mit Brot 
aufzunehmen und ſo zu verwerten. 

Obzwar dem Leiter ein ganz genaues Miſchungsverhältnis nicht 
gegeben werden kann, da das Brot je nach Qualität nicht immer das— 
ſelbe Waſſeraufſaugevermögen beſitzt, ſo wird es demſelben nach der bei 
der erſten Herrichtung des bazillenhältigen Brotes gemachten Erfahrung 
nicht ſchwer ſein, an den folgenden Tagen das richtige Mengenverhältnis 
von Brot und Waſſer zu finden. 

Das Abkochen des für einen Tag erforderlichen Waſſers hat ſtets 
Tags vorher vorgenommen zu werden. Das hergerichtete Brotmateriale 
darf nur an demſelben Tage verwendet werden; übrigbleibende Reſte 
von bereits infiziertem Brote find als unwirkſam zu beſeitigen. 

. Da von den auf den Feldern vorfindlichen Mauslöchern oft nur 
ein verhältnismäßig Heiner Teil bewohnt iſt, jo empfiehlt es ſich, um 
einen unnützen Brotverbrauch zu vermeiden, bloß die frifch eröffneten 
oder als bewohnt erkennbaren Mausföcher mit dem Köder zu bejchiden. 

9. Acht bis vierzehn Tage nad) Vollendung der Belegearbeiten ift 
da3 Bertilgungsverfahren nad) Zutreten oder Zuwalzen aller vorfinde 
lihen Mauslöcher in der angegebenen Weife dann zu wiederholen, wenn 
fi) nad) Ablauf dieſes Zeitraumes noch eine beträchtlichere Menge von 
Teldmäufen vorfinden follte. In diefem Falle wird jedoch der Aufwand 
an Brot, Waſſer und Kulturen ein entjprechend geringerer fein, und ift 
es Sache des nunmehr neuerdings in Funktion tretenden Aktious— 
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leiterd, mit dem Gemeindevorfteher über da3 annäherungsmweife Er- 
fordernis zu beraten. 

Bezüg:ich der Dauer ber Bertilgungsarbeiten wird bemerkt, daß, 
ba eine Perſon an einem Tage bei fleißiger Arbeit zwei Joch Grund— 
fläche zu belegen im ftande ift, bei Zugrundelegung der ad 5 der Ber- 
ordnung gegebenen Berehnungsbafis in jeder Gemeinde, günjtige 
Witterung vorausgeſetzt, das Vertilgungsverfahren innerhalb einer 
Woche beendet fein fann. 


III. Beflimmungen für die Purdführung der Mänfeverfilgung mit 
anderen Mitteln. 

Außer dem Löfflerfchen Mäufetyphusbazillus fönnen auch andere 
Bertilgungsmittel angewendet werden, wenn beren Brauchbarkeit bereit3 
een erwiejen erjcheint. Gifte Dürfen jedoch nur unter der Boraus- 
egung gebraucht werden, daß die Verwendung des betreffenden ggiltigen 
Mitteld zur Mäufevertilgung nad) defjen Beichaffenheit und 
behördlicherfeit3 überhaupt als zuläflig befunden wurde. 

Sedenfall3 werden bei Durchführung der Bertilgungsarbeiten mit 
giftigen Mitteln die vor Beginn des Vertilgungsverfahrens von der zur 
ſtändigen politifhen Bezirkäbehörde vorzufchreibenden bejonderen Vor— 
fichten genau zu beobachten fein. Im allgemeinen wird hier für den Fall 
der Anwendung von Giften noch folgendes beſtimmt: 

Wegen des Bezuges des giftigen Vertilgung3mittel® wird ber 
Landesausſchuß, welcher gemäß $ 3 des Geſetzes die Beiftellung des— 
jelben veranlaßt, unter Beachtung der Beitimmungen der Minifterial- 
verordnung vom 21. April 1876, RGBl. Nr. 60, durch feine Organe 
das Erforderliche verfügen. Das bezogene Mittel ift den Aftionzleitern 
auszufolgen, welche jür deſſen vorfichtige Verwendung und geeignete 
Aufbewahrung perjönlih verantwortlich erfcheinen. Die beftellten 
leitenden Organe find daher in ſolchem Falle vom Gemeindevorfteher 
auch der zuftändigen politifhen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

Bur Verrichtung der Vertilgungsarbeit mit Giften dürfen Kinder 
nicht verwendet werden. Wenn Giftmittel mittel3 hiezu beftimmter, ver- 
ſchließbarer Legeapparate in die Mauslöcher zu bringen find, jo ift die 
Füllung diefer Apparate außer vom Leiter der Aktion nur von den 
intervenierenden Auffehern (jiehe die Inftruftion in II) vorzunehmen, 
welch letztere die gefüllten und verſchloſſenen Apparate den unter ihrer 
Aufficht ftehenden Arbeitern zu übergeben haben. 

Während der Arbeit3paufen find die Legeröhren bem Leiter oder 
Auffeher zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Bei Anwendung von Gift zur Vertilgung der Feldmäuſe find all- 
täglich während der Bertilgungsaktion und auch in den nächſten Tagen 
nach Beendigung derſelben die vorfindlichen verendeten Tiere forgfältig 
zu jammeln und in 1 Meter tiefen Gruben zu verfcharren. Übrig 
gebliebene Vorräte des Giftmittel3 hat der Leiter in vollitändig ficherer 
Weiſe zu verforgen. Die vom Landesausſchuſſe beizuftellenden Lege 
röhren find nad) Beendigung des Verfahrens vom Gemeindevorfteher 
gut aufzubewahren. 
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Der richtige und vorfichtige Vorgang beim Gebrauche eines Gift- 
mittel3 ift außer von ben feitend des Landesausſchuſſes nad) $ 8 des 
Geſetzes zu entjendenden injpizierenden Organen aud) von ben Sanität3« 
organen der betreffenden politifchen Bezirksbehörde ſowie vom Gemeinde» 
vorjteher in Handhabung der Sanität3polizei zu überwachen. 

Im übrigen gelten auch hier die Beftimmungen I diefer Ber» 
ordnung, ſowie die Punkte 5, 6, 8 und 9 der Inftruftion II für die 
Anwendung des Mäufjetyphusbazillus. 

Das AUderbauminifterium hat zum Behufe einer gemeinfamen 
Bekämpfung der Mäufeplage in den nieberöfterreihifhen und 
ungarifhen Grenzgebieten mit dem f. ungar. WUderbau- 
minijterium da3 Einvernehmen gepflogen, worüber unter Hinweis 
auf da3 Geſetz dv. 30. Juni 189, LEB. Nr. 44, nachitehendes 
eröffnet wird: In Ungarn findet der $ 54 des Gef. Urt. XII vom 
Sahre 1894 auf die Bertilgung der Feldmäufe Anwendung, wonach 
in dem Falle, als in einer Gemeinde fchädliche Tiere derart maſſen— 
haft auftreten, daß deren Ausrottung nur durch Anwendung ber 
öffentlichen Kraft oder Inanſpruchnahme der Staatshilfe gelingen 
fann, der erjte Beamte de3 Munizipiums aljogleich die nötigen Ver— 
fügungen zu veranlafjen und die Anzeige an den ungar. Aderbaue 
minifter zu erjtatten Hat, welcher durch feine Fachorgane den Fall 
unterfuchen und das Ausrottungsverfahren einleiten und kontrollieren 
läßt. Weiter hat das k. ungar. Aderbauminijterium die Munizipien 
der an Niederöfterreich grenzenden Komitate, namentlid) Pozfony, 
Mofon und Sopron, eventuell auch Bas, angemwiefen, im Falle eines 
ftärferen Auftreten3 der Feldmäufe die politifchen Behörden des 
benachbarten öfterreichifchen Gebiete hievon fofort direkt zu ver» 
ftändigen. Die politiſchen Grenzbehörden Niederöfterreich3 werben 
hievon in Kenntnis gejeßt und angewieſen, aud von ben an fie 
gelangenden Anzeigen eine3 mafjenhaften Auftretens ber Feldmäufe 
in dem an Ungarn grenzenden öjterreichifchen Gebiete fofort bie 
benachbarten k. ungarischen Behörden direkt zu verftändigen. (Erlaß 
de3 Uderbauminijteriums v. 2, Jänner 1899, 3. 26496 ex 1898.) 


Schlefien. 


Verordnung der ſchleſiſchen Kandesregierung 
21. Februar 1892, 3. 2244, 
betreffend die Befämpfung der Feldmäufe. 

(LEBT. Nr. 20.) 


Auf Grund des im Einvernehmen mit bem k. k. Minifterium be3 
Innern und dem k. k. Hanbel3minifterium ergangenen Erlaſſes de3 
k. k. Aderbauminifteriums 30. Dez. 1891, 3. 18781, wird nad) Eins» 
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vernehmung des Landesausfchufjes im Hinblide auf das verheerende 
Auftreten der Feldmäufe und die bevorjtehende Gefahr der gänzlichen 
Vernichtung der Winterfaaten Durch diejelben verordnet, wie folgt: 

8 1, Der Gemeindevorfteher hat, wenn in dem Gemeindegebiete 
die Feldmäufe in verheerender Weife auftreten, oder deren verheerendes 
Auftreten zu befürchten fteht, auf Grund eines einzuholenden Beſchluſſes 
des Gemeindeausfchufjes mittels einer in ortsüblicher Weile zu verlaut- 
barenden Kundmachung die Befiser, Fruchtnieger und Pächter von 
Grundftüden zu beauftragen, auf denfelben binnen einer feſtzuſetzenden 
Frift, welche jedoch) 8 Tage nicht überjchreiten darf, die in der Kund— 
machung bezeichneten Maßregeln zur Bekämpfung der Feldmäuſe an- 
zuwenden, widrigenfall3 nach Ablauf diefer Frift die angeordneten Maß— 
regeln auf Koften der Säumigen duch den Gemeindevorjteher an— 
gewendet und die Säumigen mit einer Geldjtrafe von 10 fl. d. W., im 
Halle der Zahlungsunfähigkeit aber mit einer Arreftftrafe von 48 Stunden 
belegt werben. 

Eine gegen diefen Auftrag de3 Gemeindevorjteher3 gerichtete Be- 
rufung hat feine auffchiebende Wirkung. 

S 2. In der gemäß $ 1 diefer Verordnung zu erlaffenden Kund- 
machung können nur ſolche Mafregeln behufs Bekämpfung der Feld— 
mäufe angeordnet werden, welche in der von ber f. k. Landesregierung 
nach Einvernehmung des Landesausfchufjes zu erlaffenden Belehrung 
al3 zu diefem Zwecke geeignet bezeichnet werden. 

8 3. Hinfihtlid jener Grundjtüde, weldhe zum Gemeindegute 
oder zum Gemeindevermögen gehören, ſowie bezüglich jener Grundjtüde, 
welche öffentliches Gut find — und zwar bezüglich letzterer auf Koſten 
der betreffenden Verwaltungen — hat der Gemeinbevorfteher unmittel- 
bar die Durchführung der angeordneten Maßregeln zu veranlafjen. 

8 4. Infoweit die Vornahme der angeordneten Maßregeln inner» 
halb der fejtgejegten Frift von den Verpflichteten unterlafjen oder une 
zweckmäßig bemwerfftelligt wird, hat der Gemeindevorfteher ohne jeden 
Berzug das Erforderliche zur Durchführung der Maßregeln auf Koften 
der Säumigen zu veranlafjen und gegen die Schuldtragenden nad) 
Maßgabe der Beltimmungen der Gemeindeordnung das Strafverfahren 
einzuleiten. 

8 5. Wenn ein Gemeindeausfchuß troß des bereit erfolgten oder 
zu befürchtenden verheerenden Auftretens der Feldmäuſe aud) dann, 
nachdem er über Verlangen der politifhen Bezirf3behörde im Grunde 
des $ 40 der Gemeindeordnung zur Eher ge. im Sinne biefer 
Berordnung einberufen worden war, e3 unterläßt oder verweigert, ben 
im $ 1 diefer Verordnung bezeichneten Beſchluß zu faſſen, oder ber 
Gemeindevorjteher die Erfüllung der ihm mit Rüdficht auf dieſen Be— 
ſchluß im Sinne diefer Verordnung obliegenden Verpflichtungen ver- 
abjäumt, jo hat die politifche Behörde im Sinne der Gemeindeorbnung 
auf Koften und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

5 6. Im Falle auf Grund der im $ 2 diefer Verordnung be- 
zeichneten Belehrung die Anwendung von Giftftoffen behufs Belämpfung 
der Yeldmäufe angeordnet werden foll, hat der Gemeindevorfteher auf 
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Grund der gemäß der Minifterialverordnung 21. April 1876, RGEBl. 
Nr. 60, einzuholenden Bezugsberwilligung auf Koften der Gemeinde 
die betreffenden Giftjtoffe in der für dad Gemeindegebiet vorausſichtlich 
erforderlichen Menge zu beichaffen. 

Der Gemeindevorjteher ijt berechtigt, denjenigen, welchen die Vor— 
nahme ber zur Bekämpfung der Feldmäuſe angeordneten Maßregeln 
obliegt, die fiir ihre Grundftüde erforderlihe Menge von Giftjtoffen 
gegen Erftattung der Koften abzugeben. 

Sm Grunde der Beftimmungen der 88 4 und 10 der Minifterial- 
verordnung 21. April 1876, RGBl. Nr. 60, iſt der Gemeindevorjteher 
für die unfchädlihe Aufbewahrung der von ihm bezogenen Giftitoffe 
und für die Dintanhaltung jedes Mißbrauches mit denfelben, ſowie 
für die Verläßlichfeit jener Perfonen verantwortlich, denen er Gift 
zur Bertilgung der Feldmäufe verabfolgt. 

Der Gemeindevorfteher Hat eine Bormerfung zu führen, aus 
welcher erjichtlic ift, an welche Perjonen und in welcher Menge Gift- 
jtoffe abgegeben mwurben. 


Kundmahung der fchlefifchen Landesregierung 
21. Februar 1892, 3. 2244, 


mit welcher im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe die Belehrung 
über den bei Bertilgung der Feldmäufe zu beobachtenden Vorgang 
erlaffen wird. 


(EGBl. Nr. 21.) 


Da Fang und Tötung der Feldmäufe bei deren mafjenhaftem Auf- 
treten jich zumeift wirkungslos erweijen, ijt bei Eintritt des im $ 1 der 
Verordnung 21. Februar 1892, 3. 2244, Gef. u. VBl. Nr. 20, vor- 
gefehenen Falles zur Vertilgung der Mäufe Gift anzumenden. 

Bu diefem Zwecke wird die Verwendung von Phosphor in Form 
einer dreiprozentigen Paſte oder ebenfolher Phosphorpillen zugelaffen. 

Undere Öiftarten bedürfen der bejonderen behördlichen Bewilligung. 

Die Phosphorpafte ift in Verbindung mit würfelfürmigen Schnitten: 
von Rüben, Möhren, Kartoffeln, Obſt, Dürrobjt u. dgl. anzumenden.. 
Diefe find mit der Pajte innig zu vermengen, fo daß die Schnitten mit. 
einer Schichte der Paſte überzogen erjcheinen. 

Diefe Giftlöder find in die Mäufelöcher und Gänge insbeſondere 
auf Rainen und Böfchungen derart zu legen, daß deren Aufnahme durch 
Wild oder andere nüglihe Tiere tunlichjt verhütet werde. 

Die Auslegung des Giftes hat innerhalb des Gemeindegebietes- 
oder wenigſtens innerhalb eines Riedes gleichzeitig zu erfolgen, da dieſe 
Maßregel fonft ohne genügende Wirkung bleibt. 

Die Auslegung des Giftes Hat durch die betrejfenden Befiber, 
Fruchtnießer oder Pächter, beziehungsweife durch ihre Bevollmächtigten 
perfönlidh, oder aber unter Aufficht derjelben durch verläßliche Per— 
ſonen zu erfolgen. 


458 III. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. ſchädlichen Tiere. 


Auch ift die Legung des Giftes nad Erfordernis mehrmals in 
Bwifchenräumen von zwei bi drei Wochen zu wiederholen. 

Neben der Vergiftung ijt immerhim der Fang der Mäufe in allen, 
Fanggräben, Bohrlöchhern u. dgl. zur Berftärkung der Wirkfamfeit der 
Belämpfung von mwefentlihem Nutzen. 

Jedenfalls aber find Feldfcheuern und Getreibefchober, welche eine 
befondere Anziehungskraft für Mäufe haben, mit Fanggräben zu um— 
‚geben und die in denfelben gefangenen Mäufe täglich) mehrmald zu ver- 
tilgen. 

Diefe Fanggräben find mindeftens 0-30 Meter breit und 0-50 Meter 
tief mit ganz fteiler Wandung auszuheben und von 10 zu 10 Meter in 
der Sohle noch mit ebenjo ausgehobenen Yanglöchern von weiteren 
0-30 Meter Tiefe zu verfehen. 

Das Gift ift auf Grund der von der politifchen Bezirksbehörde 
‚ausgeftellten Bezugslizenzen aus öffentlihen zum Abjage von Giften 
‚berechtigten Apothefen zu beziehen. 

Dazfelbe darf nur in gejchloffenen, mit der deutlichen Auffchrift 
„Mäuſegift“ verjehenen Gefäßen an die Gemeindevorfteher oder ver- 
läßliche, dazu beredhtigte Private erfolgt werden. 

Das Gift ijt in einem verfperrbaren Behälter und von anderen 
Vorräten abgefondert aufzubewahren. 

Die bei der Verteilung desſelben an die Parteien und bei ber 
Auslegung des Giftes verwendeten Geräte dürfen für andere Zwecke 
nicht verwendet werden. 

Das Gleiche gilt für die weiteren Abnehmer des Giftes, welche 
dasſelbe ebenfall3 nur in mohlverfchloffenen Gefäßen an einem ficheren, 
Kindern nicht zugänglichen Orte aufzubewahren haben, in welchem 
Speifevorräte nicht vorhanden fein dürfen. 

über die vom Gemeindevorfteher an die einzelnen Parteien er» 
folgten men hat derjelbe Vormerkungen zu führen. 

Die bei der Verteilung und Legung des Giftes befchäftigten Ber- 
fonen dürfen während diefer Beichäftigung Feine Speifen zu fich nehmen. 
Sie haben forgfältig Darauf zu achten, daß an ihren Händen und Fingern 
fi) feine Verlegungen befinden, und fie müffen nad) Beendigung biejer 
Arbeit jedesmal die Hände mit Seife und Waffer ordentlich waſchen 
und den Mund mit friſchem Waſſer gut ausjpülen. 

Der jeweilig nicht verbrauchte Reſt des Giftes ift fogleich zu 
vergraben, ba ohnehin bei längerer Aufbewahrung das Gift die Wirkung 
verliert. 

Schließlich wird noch bezüglich der Verabfolgung des Giftes und 
ber Gebarung mit Demfelben auf die Beftimmungen ber $$ 10, 12, 13 
14 der Verordnung der k. k. Minifterien de3 Innern und bes Handels 
21. April 1876, RGEBl. Nr. 60, hingewieſen. 
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IV. Vorſchriften betreffend die Bekämpfung der 
für die Bodenkultur ſchädlichen Pflanzen. 


Böhmen. 
Gefek 13. Oktober 1880, 


(LEBT. Nr. 78), 


behufs Hintanhaltung und PVertilgung der Schmaroterpflanze Kleejeide 
(Cuscuta). 


8 1. Die Geidenpflanze EKleeſeide, Cuscuta) ift auf Acker— 
fänbdereien jeder Art, fowie auf Wiejen, Weiden, Aderrainen, Weg- 
rändern, Eijenbahndämmen und anderen Grundftücden durch die Beſitzer, 
beziehungsmweife Nußnießer oder Pächter diefer Grundftüde zu vertilgen. 

(In Betreff des Begriffes „Seidenpflanze” ſ. den nächſtfolgenden 

Statthaltereierlaß 17. Mai 1888, 3 106711 ex 87.) 

8 2. Gegen bie Befiter, beziehungsweife Nugnießer oder Pächter 
von Grundftüden, auf welchen die Seidenpflanze im Stande des Ab» 
blühens oder Reifens vorgefunden wird, ift eine in den Lolalarmenfonds 
fließende Geldftrafe von 1—20 fl. und im Falle der Zahlungsunfähigfeit 
eine Urreftftrafe von 12 Stunden bi3 4 Tagen zu verhängen. 

Gleichzeitig hat Der Gemeindevorfteher die Veranftaltung zu treffen, 
daß die Befeitigung ber Kleefeide durch Ausfchneiden und Verbrennen 
an Ort und Stelle, fowie durch tiefe3 Umgraben ber mit der Geiden- 
pflanze beitandenen Flede auf Koften der Säumigen ausgeführt werde. 

8 8. Der Gemeindevorfteher hat darüber zu wachen, daß die im 
8 1 erwähnten Perfonen ihrer daſelbſt normierten Verpflichtung genau 
nachlommen. 

8 4. Diefes Gefeß ift zweimal im Jahre, und zwar Anfang Mai 
und Anfang Auguft Durch den Gemeindevorjteher zu verlautbaren. 

8 5. Den Bezirksausfchüffen liegt e3 ob, darüber zu wachen und 
fich die Überzeugung zu verſchaffen, daß die Beltimmungen dieſes Ge- 
feßes3 von den Gemeinden ihres Bezirkes genau befolgt werben. 

Diefelben Haben auch die Gemeinden ihres Bezirke über die 
hiebei von Seiten der Gemeinde zu ergreifenden Maßregeln zu belehren. 

8 6. Wird die Vollziehung dieſes Gefeße3 durch die Gemeinden 
vernadhläffigt, oder entipricht diejelbe nicht den ihr als Grundbeſitzer 
obliegenden Verpflichtungen (8 1), fo hat der Bezirksausſchuß auf Koften 
der Gemeinde bie erforderliche Abhilfe zu treffen. 

Die Unterlaffung der dem Gemeindevorfteher in biefem Geſetze vor- 
gezeichneten Verpflichtungen wird von der politifchen Bezirksbehörde mit 
. ENTE von 10 5i8 20 fl. zu Gunſten des Lokalarmenfonds 
geahndet. 

8 7. Das Straferfenntnis ift der Partei entweder in fchriftlicher 
Ausfertigung gegen Empfangjchein zuzuftellen, oder aber derjelben in 
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Gegenwart zweier Beugen in ber Gemeindefanzlei mündlich fund» 
zumachen. 
In diefem Falle ift die gefchehene Kundmachung und der Tag, an 
welchem dieſelbe erfolgte, von ven Zeugen auf dem Strajerfenntnifje 
zu beftätigen. 

8 8. Gegen das Straferfenntnis des Gemeindevorſtehers und der 
beiden Gemeinderäte geht die Berufung, welche binnen 14 Tagen nad) 
der Kundmachung oder YZuftellung des Straferfenntnifjfes beim Ge— 
meindevorftande jchriftlich oder mündlich einzubringen ijt, an die poli» 
tiſche Bezirlsbehörde. Gegen zwei gleichlautende Erlenntniſſe findet 
eine weitere Berufung nicht ftatt. 

89 Die E k. Gendarmerie, das Straßenauffiht3- und Yeld- 
ſchutzperſonale find verpflichtet, j2de wahrgenommene Übertretung dieſes 
Geſetzes dem Gemeindevorjtande, und falls dieſen jelbit ein Verſchulden 
hiebei trifit, der politifchen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

8 10. Mit dem Bollzuge diefes Gefeges find der Aderbauminifter 
und der Minifter des Innern beauftragt. 


Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 


21. Dezember 1886, 3. 101912, betreffend die Durhführung bes 

Landesgefeges 13. Oltober 1889 (RGBL Nr. 78), wirtfam für das 

Königreih Böhmen, behufs Yintanhaltung und Bertilgung der 
Schmarogerpflanze Kleefeide (Cuscuta). 


(LGBl. Nr. 87.) 


Sm Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe des Königreiches 
Böhmen und über Ermächtigung feitens des k. k. Aderbauminifteriums 
22. Nov. 1886, 3. 15057, finde ich nachſtehendes zu verorbnen: 

$S 1. Die Gemeindevorfteher find verpflichtet, die Beſtimmungen 
des bezogenen Gejeges und insbejondere der gegenwärtigen Belehrung, 
mit welcher das einzuhaltende Vertilgungsverfahren vorgezeichnet wird, 
ed im Jahre, und zwar Anfang Mai und Anfang Auguſt 
m Gemeindegebiete zu verlautbaren. | 

8 2. Behufs Bertilgung der Kleeſeide müfjen an jenen Stellen, 
two diefelbe erjicheint, mit einer Sichel im erweiterten Umtfreife, das ift 
mindeſtens 30 Zentimeter über die von der Seide überjponnenen Pläße 
hinausgreifend, alle Bilanzen Dicht an der Erde abgeſchnitten und da— 
jelbft unverweilt verbrannt werden. 

Befonders ift darauf zu achten, daß feine Fabenftüde zurüdbleiben, 
durch welche ber Schmaroger auf3 neue hervorzubrechen vermöchte. 

Die von der Kleeſeide befreiten Plätze find fofort forgfältig 
umzugraben. 

8 3. Die Befiter oder Bewirtfchafter von Gründen haben bie 
im $ 2 bejchriebene Bertilgung bis ſpäteſtens nach dem erjten Klee— 
Ichnitte vorzunehmen. 

E3 empfiehlt ſich jedoch, ſchon zur Herbitzeit den fogenannten 
Stoppelflee und im folgenden Frühjahre die Kleefelder und fonftigen 
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Grundftüde Aufmerkſam zu übergehen und bie etwa vorgefunbene 
Kleefeide auf die genannte Weife zu vernichten. 

8 4. Nach Beendigung des erften Kleefchnittes hat ber Gemeinde» 
vorfteher, unter Beiziehung zweier Vertrauendmänner, behuf3 Er— 
mittlung, ob dem Geſetze vollflommen entſprochen wurde, eine Be» 
gehung fämtliher Grundftüde, auf welchen Kleeſeide vor— 
tommen fann, vorzunehmen. — Wird bei diefer Begehung die Klee— 
feide im blühenden oder abgeblühten Zuſtande vorgefunden, jo hat der 
Semeindevorfteher gegen die fchuldtragenden Beſitzer, beziehungsweiſe 
Nutznießer oder Pächter der bezüglichen Grundſtücke in Gemäßheit bes 
8 2 des Geſetzes vom 13. Okt. 1880, LEBL. Nr. 87, behuf3 Hintan« 
haltung und Bertilgung der Kleefeide, das Amt zu handeln. 

Ss 5. Im Falle einer Berufung gegen die Verfügung des Ge- 
meindevorftehers iſt das Strafregifter, eventuell unter Anfchluß ber 
Beſchwerdeſchrift, mit Bejchleunigung an die politifche Bezirksbehörde 
einzufenden. 

8 6. Bei dieſem Anlaffe wird den Grundbefigern, Nubnießern 
und Pächtern in ihrem eigenen Intereſſe die Verwendung von feide- 
freier Kleeſaat befonderd empfohlen. 


Erlaß der k. k. Statthalterei in Prag an alle 
Bezirkshauptmannfchaften 


17, Mai 1888, 3. 106711 ex 1887, betreffend die Anwendung bes 
Geſetzes 13. Dftober 1880. 


Der Landesausfhuß des Königreiches Böhmen hat ber k. f. Statt» 
halterei mitgeteilt, daß in einzelnen Gegenden Böhmens die Anficht ver- 
breitet wurde, e3 habe das Geſetz 13. Dt. 1880, L6Bl. Nr. 78, be- 
treffend die Hintanhaltung und Vertilgung der Schmarogerpflanze 
Kleefeide (Cuscuta) nur auf die Seidenpflanze Anwendung, während 
alle anderen Arten dieſer fchädlichen Schmarogerpflanze (Cuscuta) 
den Beltimmungen diefes Geſetzes nicht unterliegen follen. 

Hierüber findet die f. f. Statthalterei im Einvernehmen mit dem 
Landesausfchuffe und nad) Anhörung des Landeskulturrates dem Herrn 
E. E. Bezirköhauptmann zur Darnachachtung und tunficht allgemeinen 
Belehrung der landwirtfchaftlichen Kreife und ber mit der Überwachung 
der Befolgung de3 bezogenen Landesgefsges betrauten Organe nach— 
ftehendes zu eröffnen: 

Das Geſetz 13. Dft. 1880 gebraucht im 8 1 und 2 den allgemeinen 
Gattungsnamen „Seidenpflanze” (Cuscuta), woraus gefchlofien werden 
muß, daß dieſes Geſetz auf alle Arten (species) der Seidenpflanze an« 
zumenden ift. 

Diefe Annahme wird durch die in dem Geſetze benüßte Benennung 
„Kleeſeide“ nicht ausgefchloffen, denn durch diejelbe wollte das Geſeh 
feinesweg3 den im $ 1 früher gebrauchten Gattungsnamen bloß auf 
eine Art (species) der Seibenpfianze einfchränfen, fondern bloß eine 
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lfandläufige Benennung ber Gattung Geidenpflanze überhaupt 
hervorheben, worauf nicht nur die weitere allgemeine gegnerische Be— 
zeidmung „Cuscuta“, fondern aud die folgende Anführung des Gefetes 
auf Aderländereien jeder Art, daß ſonach nicht nur Kleejaat, fondern 
auch andere Anpflanzungen (Wiefen, Flachslulturen ufw.) gemeint 
werden, hinmeilt. 

Endlih benügt auch da3 Geſetz abwechſelnd die Ausdrücke 
„Seidenpflanze“ und „Kleefeide” und madht daher zwiſchen 
diefen Bezeichnungen feinen Unterjhied. Nachdem aber dieſes Gejeß 
die Tendenz verfoigt, „Anpflanzungen“ jeder Urt gegen den fchäblichen 
Einfluß von Schmarogerpflanzen zu fchügen und nachdem alle Arten 
ber Gattung „Seidenpflanze“, alfo nicht bloß Cuscuta trifolii, fondern 
aud) Cuscuta epithymum, Cuscuta epilinum und andere, namentlich 
in der neueren Zeit mit amerifanifcher Saatware importierte Cuscuta- 
Arten ſchädigend auf Saaten (Klee, Flachs, Wiefen ufw.) einwirken, 
würde eine einjchränfende Anwendung des Geſetzes auf die Cuscuta 
trifolii allein offenbar diefer Tendenz widerſprechen und bie beabjichtigte 
twohltätige Wirkung des Geſetzes illuſoriſch machen. 

Das Gefeg 13. Oft. 1880 findet daher auf alle Arten der Seiden- 
pflanze (Cuscuta) volle Anwendung. 

Ebenfo wird die zur Durchführung bes zitierten Geſetzes erlafjene 
Statthaltereiverordnung 21. Dez. 1886, 3. 101912, 26Bl. Nr. 87, 
auf alle Arten der Seidenpflanze anzumenden, insbeſondere aber bei ber 
Unterfuhung der Grundftüde in Bezug auf da3 Vorkommen dieſer 
Schmarogerpflanzen, fowie auf die Art und Weife der Vertilgung ber- 
jelben genau zu beobachten fein. 


Gefek vom 16. Mai 1898, 


betreffend den Schuß der Weingärten gegen den Reben- 
- mehltau (Peronospora viticola). 


(LEBT. Nr. 37.) 


8 1. Die Befiger von Weingärten und einzelnen Wein- 
ſtöcken find verpflichtet, die zum Schutze der Weinrebe 
gegen den NRebenmehltau (Peronospora viticola de By) er- 
forderliden Vorkehrungen zu treffen. 


8 2, Zu diefem Zwecke hat die Statthalterei einver- 
nehmlich mit dem Landesausfchuffe durch die politifchen 
Bezirksbehörden an die Vorjteher jener Gemeinden, in 
weichen Weinbau betrieben mwird, eine befondere Anleitung 
über die zum Schutze der Weinrebe gegen die Peronospora 
zu treffenden Vorkehrungen mit dem Auftrage zu verfenden, 
diefelben zu verlautbaren und den einzelnen Befißern be- 
ſonders befanntzugeben. 
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Diefe Anleitung bleibt ſolange in Gültigkeit, bis jelbe 
nit durch eine andere erjegt wird. Hievon find gleid)- 
zeitig die Bezirksausſchüſſe zu verjtändigen. 

3. Der Gemeindevorjteher hat darüber zu machen, 
daß die Befiger ihrer Verpflichtung ($ 1) gemäß der verlaut- 
barten Anleitung ($ 2) nachkommen. 

Gegen die Säumigen ijt von dem Gemeindevorjtande 
(8 62 BD.) eine in die Ortsarmenfafje fliegende Geldjtrafe 
von 5 bis 20 fl. oder im Falle der Uneinbringlichfeit eine 
Arreſtſtrafe von 24 Stunden bis zu 4 Tagen zu verhängen. 

Zugleich hat der Gemeindevorjteher die erforderlichen 
Schugmaßregeln auf Koften des Säumigen ausführen zu 
lafjen. 

8 4. Die Berufung gegen das Erkenntnis ($ 3) fann 
binnen der Frijt von acht Tagen nad der Kundmachung 
oder Zuſtellung desjelben an die Bezirkshauptmannjcaft 
ichriftlich oder mündlich bei dem Gemeindevorjteher einge- 
bracht werden. 

Die Berufung Hat in Hinficht der Ausführung der 
notwendigen Maßregeln feine auffchiebende Wirkung. 

5. Der Ef. f. Bezirkshauptmannfchaft Tiegt es ob, 
ji) die Überzeugung zu verjchaffen, daß die Beſtimmungen 
diefes Geſetzes von den Gemeinden genau befolgt werden 
und im Falle einer Vernachläſſigung gegen die Mitglieder 
des Gemeindevorjtandes nah $ 105 der Gemeindeordnung 
einzujchreiten, ferner gegen die ſäumigen Beſitzer eine Strafe 
im Sinne der $$ 3 und 4, Abſatz 2 dieſes Gejebes, in- 
jofern Dies feitend des Gemeindevorjtandes nicht verfügt 
wurde, zu verhängen und nebjtdem auch die erforderlichen 
Vorkehrungen auf Kojten der bezüglichen Gemeinde unver- 
züglich zu treffen, welche das Recht und die Pflicht Hat, 
den Erſatz dieſer Koſten von den jäumigen Befigern ein- 
zutreiben. 

8 6. Die von der Gemeinde oder der f. f. Bezirks- 
hauptmannfchaft wegen Saumfeligfeit gemachten Auslagen 
genießen die Eigenschaft öffentlicher Abgaben und find 
im Wege der politiichen Erefution einzutreiben. 

8 7. Dieſes Gejeß tritt mit dem Tage feiner Kunda 
madhung in Kraft. Mit dem Bollzuge desjelben find Mein 
Minifter des Innern und Mein Aderbauminijter beauftragt. 


464 IV. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. fchadl. Pflanzen. 


Bufowina. 
Gefek vom 5. Auni 1896, 
betreffend die Vertilgung der Kleefeide und der fchädlichen 
Difteln. 


(LEBT. Nr. 24.) 


8 1. Alle Eigentümer, Befiger und Fruchtnießer von 
Grundjtüden, beziehungsmweife deren Pächter, find ver- 
pflichtet, die Kleefeidepflanze (Cuscuta trifolii) und Die 
en Dijteln auf den in ihrem Befige oder in ihrer 

ewirtjchaftung befindlichen Grundftüden jeglicher Art und 
Kultur, auf ihren Rainen, Wegen, Uferrändern, Dämmen, 
einjchließlich der Eifenbahndämme, Gräben, Wiefen, Hutun- 
gen und Weiden zu vertilgen, bevor dieſe Pflanzen zu 
blühen oder zu reifen beginnen. 

Die gleiche Verpflichtung obliegt den Gemeinden be- 
zügli der Vertilgung der Kleefeide und der jchädlichen 
Dilteln an den Gräben, Banfetten und Rändern der in 
ihrer Verwaltung jtehenden Gemeindejtraßen und Wege. 

8 2, Sollte jemand der obigen Berpflichtung in der 
borgejchriebenen Zeit nicht nachkommen und Die Kleefeide, 
ſowie Die er Dijteln vor vollendetem Blütenjtande 
nicht vertilgt haben, jo hat der Gemeinde-, beziehungsmeife 
der ntänchietsporteiee ihn Hiezu unter Beſtimmung eines 
furzen Termines aufzufordern, nach erfolgter Berftreichung 
dieje8 Termines aber die Vertilgung der Kleejeide und der 
ihädlichen Difteln auf Koften des Säumigen zu veranlafjen. 

8 3. Im legteren Falle unterliegt der Säumige auch 
einer Strafe von einer bis vier Kronen, und im Wieder- 
holungsfalle bis zehn Kronen, bei Zahlungsunfähigfeit aber 
einer Arreititrafe von 12 Stunden bi3 3 Tagen. 

Die Gelditrafen fließen in den Landeskulturfonds. 

8 4, Gegen die Gemeindemitglieder übt das Strafrecht 
der Gemeindevorjtand im übertragenen Wirfungsfreife (8 57 
der Gemeindeordnung, beizehungsmweife des Geſetzes vom 
9. Dezember 1869), gegen die Gemeindevorftandsmitglieder, 
den Gutögebietsvorfteher und die auf dem Gutögebiete wohn— 
haften Parteien Hingegen die politifche Bezirksbehörde aus. 

Das Erkenntnis ift entweder dem Verurteilten in der 
Gemeindeamtsfanzlei in Gegenwart zweier Zeugen mündlich 
zu verfündigen, oder in fchriftlicher Ausfertigung zuzuftellen. 
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Im erſteren Falle iſt die Verkündigung und der Tag 
derſelben im Protokolle aufzunehmen und dortſelbſt von 
zwei Zeugen zu beſtätigen. 

8 5. Die Berufung gegen das Straferkenntnis kann 
binnen 3 Tagen, vom Tage der Berfündigung, beziehungs- 
weiſe Zuftellung derjelben mündlich oder jhriftlid an Die 
politifche Bezirfsbehörde im Wege des Gemeindevorjtandes, 
beziehungsmweife an die politifhe Landesbehörde im Wege 
der politifchen Bezirksbehörde eingebracht werden. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
meitere Berufung nicht ftatt. 


8 6. Die f. E. Gendarmerie, das Feldihuß- und 
Straßenauffichtsperfonale find von Amts wegen verpflichtet, 
jede wahrgenommene Übertretung dieſes Geſetzes dem Ge- 
meindevorjteher, und fall® der Gemeindevorjteher felbit, 
oder die Mitglieder des Gemeindevorjtandes (Beigeordnete) 
oder der Gutsgebietsvorjteher und die auf dem Gutögebiete 
mwohnhaften Parteien fich ſchuldig gemacht haben, der poli- 
tiihen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

Der politifchen Bezirksbehörde obliegt es, Darüber zu 
wachen, daß die Beitimmungen — Geſetzes von den 
Gemeinden, beziehungsweiſe Gutsgebieten ihres Bezirkes 
genau befolgt werden. 

8 7. Wird die Handhabung dieſes Geſetzes durch Die 
Gemeinde, beziehungsweiſe Gutsgebietsvorſteher vernach— 
läſſigt, oder —* die Gemeinden nicht den ihnen 
als Grundbeſitzer, Nutznießer oder Pächter obliegenden Ver— 
pflichtungen (88 1 und 2), fo hat die politiſche Bezirksbehörde 
die erforderlichen Maßnahmen zur Abhilfe zu treffen. Die 
Unterlaffung der dem Gemeindes, beziehungsweife Gut3- 
—— in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Obliegen— 
ſeiten iſt von der politiſchen Bezirksbehörde mit Ordnungs— 
ſtrafen von 10 bis 20 Kronen zu Guuſten des Landeskultur— 
fonds an den fchuldtragenden Perfonen zu ahnden. 

8 8, Diefes Geſetz ift in jedem Jahre zweimal, und 
zwar Mitte März und anfangs Juni feitend der Gemeinde, 
beziehungsmweife Gutsgebietsvorſteher auf ortsübliche Weife 
zu verlautbaren. 

8 9. Die ka k. Landesregierung hat im Einvernehmen 
mit dem Landesausſchuſſe die erforderliche Belehrung zur 
Durchführung dieſes Geſetzes und bezüglich der Art und 

Gef. Sig. VII/2. Feldſchutzgeſetz. 30 


466 IV. Vorſchr. betr. d. Bekämpfung d. ſchadl. Pflanzen. 


Weiſe der Bertilgung der Kleefeide und der jchädlichen 
Dijteln zu erlaffen. 


10. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes find Mein 
Aderbauminijter und Mein Minifter des Innern betraut. 


Verordnung der Bukowinaer k.k. Landesregierung 
vom 18. September 1896, 


über die Durchführung des Landesgeſetzes vom 5. Juni 1896, 
betreffend die Vertilgung “ —— und der ſchädlichen 
iſteln. 


(LEBT. Nr. 25.) 


Auf Grund des 8 I des Landesgefebes vom 5. Juni 
1896, betreffend die Bertilgung der SKleefeide und der 
ihädlichen Dijteln, wird von der Bufowinaer f. f. Landes- 
regierung im Einvernehmen mit dem Landesausichuffe 
nachſtehendes verordnet: 


8 1. Dem Gemeinde- und Gutsgebietsvorfteher Tiegt 
die Pflicht ob, die Beftimmungen des obigen Geſetzes ſowie 
die in der vorliegenden Belehrung enthaltenen Weifungen 
über das Vorgehen bei der Bertilgung der Kleefeide und 
der jchädlidhen Difteln zweimal im Jahre, und zwar Mitte 
März und anfangs Juni in ortsüblicher Weife zu ver- 
lautbaren. 


A. Bertilgung der Aleefeide. 


8 2. Un jenen Stellen, wo die Kleefeide jich zeigt, 
müſſen alle dafelbjt vorfommenden Pflanzen und ebenjo 
jene Pflanzen, welche fich in einem Umkreiſe von mindeftens 
30 Bentimeter um die von der Kleeſeide überfponnenen 
Pläße vorfinden, mit der Sichel dicht an der Erde abge- 
Ihnitten und in Haufen zujammengemworfen werden. 

Die von der Kleeſeide derart gejäuberten Stellen find 
alsdann mit einer diden Schichte von fußlang gejchnittenem 
Stroh oder mit einer Hinreichenden Menge von Spänen 
oder Neifig zu bededen, und — ebenfo wie die in Haufen 
gelegte Kleeſeide — in Brand zu jeßen. 

Schließlich find die von der Kleejeide gefäuberten Stellen 
jorgfältig umzugraben. 
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8 3. Die Befiger, Pächter oder Verwalter der Grund- 
jtüde haben die oben bejchriebene Vertilgung der Kleefeide 
bis jpäteftens nach dem erjten Kleejchnitte vorzunehmen. 

E3 empfiehlt fich jedoch, jchon zur Herbitzeit den 
Stoppelflee und im folgenden Frühjahre die Kleefelder auf- 
merfjamjt abzugehen und die etwa vorgefundene Kleejeide 
auf die genannte Weife zu vernichten. 

5 4 Nah Beendigung des erjten Kleefchnittes Hat 
der Gemeinde-, beziehungsmweife Gutsgebietsvorfteher alle 
Grundjtüde, auf melden die Kleeſeide vorfommen fönnte, 
unter Beiziehung ziveier VBertrauensmänner zu begehen, die 
Stellen auf — Bere vorfommt, feitzujtellen, und 
—— die Bewirtſchafter der betreffenden Grundſtücke unter 

erufung auf $ 2 des Geſetzes aufzufordern, die Vertilgung 
der Kleefeide längjtens binnen 14 Tagen vorzunehmen. 

8 5. Nach Ablauf der bejtimmten Friſt hat fich der 
Gemeinde-, beziehungsmweife Gutsgebietsvorfteher von der 
Befolgung feiner Aufträge zu überzeugen, eventuell die Ver- 
tilgung der Kleeſeide auf Koſten des Säumigen zu 
veranlaſſen. 

Gegen die Säumigen hat der Gemeindevorſteher im 
Sinne der 88 3 und 4 des Geſetzes vorzugehen; der Guts— 
gebietSvorfteher Hingegen hat die Fälle folder Säumigfeit 
der politifchen Behörde anzuzeigen, welche fodann das Straf- 
amt Handeln mird. 


B. Bertifgung der ſchädlichen PDifkeln. 

56. ey von einer forgfältigen Beſtellung des 
AUders und der Verwendung reinen Saatgutes ift da3 einzige 
Mittel zur Vertilgung ſchädlicher Difteln das gründliche 
Ausjäten derfelben. 

Mit Beginn des Frühjahres find die noch Fleinen 
Diftelpflanzen durch entjprechend tiefes Ausftechen mittels 
Hade zu entfernen; bereit3 größere Dijtelpflanzen find nad) 
einem ergiebigen Regen 67 der Wurzel mit der Hand 
herauszuziehen. Das Ausſtechen größerer Diſtelpflanzen iſt 
nicht ratſam, weil auf dieſe Weiſe die Wurzeln nicht un— 
ſchädlich gemacht werden können. 

8 7. Die Beſitzer, Pächter oder Verwalter der Grund— 
jtüde haben die Vertilgung der ſchädlichen Difteln im Früh— 
jahre vorzunehmen, und fo lange fortzufegen, als dies ohne 
Beihädigung der Saaten tunlich ift. 

30* 
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8 8. Bei Gelegenheit der erjtmaligen Berlautbarung 
des Gefeßes im Monate März find die oben im $ 7 ge= 
nannten Berfonen aufzufordern, das Ausjäten der jchädlichen 
Diſteln im Frühjahre vorzunehmen. 

8 9. Die Gemeinde, beziehungsmeife Gutsgebiet3vor- 
jteher find verpflichtet, fich in der Zeit vom 1. April bis 
15. Mai die Überzeugung zu verjchaffen, ob dieſer Auf- 
forderung Folge geleijtet wurde, Hiebei die Säumigen auf 
die Beitimmungen der 88 2 und 3 des Gefekes eindringlich 
aufmerfjam zu machen und im — Falle im Sinne 
des 8 5 der gegenwärtigen Verordnung vorzugehen. 

5 10, Sollten zur Erntezeit dennoch größere Mengen 
von jchädlichen Dijteln in den Getreidefeldern vorfommen, 
jo hat der Gemeinde-, beziehungsweise Butsgebietövorfteher 
jtrenge Darauf zu achten, daß die Dijteln nad dem Schnitte 
oder Abmähen des Getreides auf dem Felde verbleiben und 
dafelbft verbrannt merden. 

Sn feinem Falle dürfen die auf dem Felde zurüdge- 
bliebenen Dijteln auf die Feldwege, Feldjtege und Raine 
geworfen werden, mweil der Same dieſes Täftigen Unfrautes 
von da aus durch die Erntewägen allerwärt3 Verbreitung 
finden würde. 

8 11. In Gegenden, wo die Dijteln auf Brachfeldern 
in großer Menge vorfommen und das Ausjäten derfelben 
mit bedeutenden Koften verbunden wäre, fowie auf Hut— 
meiden ſind die Diſteln abzumähen, in Haufen zu legen 
und zu verbrennen, und ift dies alljährlich fo oft zu wieder- 
holen, daß die Difteln zur Blüte, oder gar zur Reife nicht 
gelangen können. 

S 12. Die Vertilgung der fhädlichen Dijteln auf Ge- 
meindewegen obliegt den Gemeinden, auf Straßen hingegen 
jenen Behörden, unter deren Verwaltung diefelben jtehen. 


Dalmatien. 
Gefek 7. Iuni 1891, 


betreffend da3 Bufammenmwirfen der Intereffenten zur Belämpfung ber 
Peronofpora. 


(LEBT. Nr. 19.) 


81. Die Semeindevertretung entfheidet, ob auf dem Gebiete 
einer Gemeindefraktion, oder auf einem Teile derſelben, wo ſich die 
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Peronofpora zeigen follte, die Eigentümer und Kolonnen für die Be— 

fämpfung derjelben in ihren Weingärten innerhalb eines gegebenen 

Termines und in einer gleichförmig feftgefegten Weife ſich zu verwenden 
ben 


Diefe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Wirk— 
jamfeit, und der Refurs gegen diefelbe hat feine auffchiebende Wirkung. 

$ 2. Die Gemeindeverwaltung ift verpflichtet, felbit anzuordnen, 
daß das Mittel gegen die Beronojpora auf Koften und Gefahr der Eigen- 
tümer und Kolonnen, welche dasſelbe innerhalb des feſtgeſetzten Termines 
und in der vorgefchriebenen Weife nicht gebrauchen foilten, angewendet 
werde. 

Der Erſatz der Koſten kann im adminiſtrativen Exekutionswege 
eingetrieben werden, und nur gegen die Richtigkeit derſelben kann inner— 
halb acht Tagen der Rekurs an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft, welche 
endgültig entſcheidet, ergriffen werden. 

8 3. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund— 
machung in Wirkſamkeit, und find mit dem Bollzuge desjelben Meine 
Minifter des Innern und des Aderbaues beauftragt. 


Verordnung der dalmatinischen Statthalterei 
15. Mai 1894, 3. 12386, 


mit welcher neue Durchführungsbeſtimmungen zu dem Landesgejehe 
vom 7. Juni 1891 (LEBE. Nr. 19), betreffend das Zuſammenwirken 
der Snterefjenten zur Bekämpfung der PBeronofpora, erlaffen werden. 


(LGBL. Nr. 10.) 


Zur Durchführung des Landesgeſetzes vom 7. Juni 1891 (LGBL. 
Nr. 19), betreffend das Zuſammenwirken der Intereſſenten zur Be— 
fämpfung der Beronofpora, wird mit Zuftimmung der hohen k. k. Mini— 
fterien des Innern und des AUderbaues und nach mit dem dalmatinifchen 
Landesausſchuſſe gepflogenen Einvernehmen an Stelle der hiemit außer 
Kraft gejegten Statthaltereiverordnung dom 8. Dt. 1891 (LEBT. 
Nr. 20) angeordnet, wie folgt: 

Artikel 1. Wenn in den Weingärten einer Gemeindefraktion fich 
im Vorjahre die Peronoſpora gezeigt hätte, oder diefelbe vor hängender 
Frucht ſich zu zeigen beginnen follte, ift die Gemeindeverwaltung nad 
Anhörung der anjehnlicheren Grundbefiger und Kolonnen des bezüg— 
lichen Gebietes anzuordnen berechtigt, daß innerhalb einer mit Rück— 
ficht auf die Ausdehnung der Weingärten zu bejtimmenden Zeitfriit, 
eine allgemeine Behandlung derjelben durch Beiprigung mit Kupfer» 
vitriol vorgenommen werde. 

Diefe Anordnung der Gemeindeverwaltung ijt mittels einer Kund— 
machung nad) dem zuliegenden Yormular in üblicher Weife zu ver- 
lautbaren. 

Die gleiche Anordnung kann in derjelben Weife wiederholt werben, 
wenn es fich zeigen follte, daß die erjte Behandlung nicht genügt hat. 

Gleichzeitig mit der Erlaffung der vorbezeichneten Kundmachung 
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hat die Gemeindeverwaltung einen vom Gemeinderate genehmigten Tarif 
zu verlautbaren, auf Grund defjen der Erjaß jener Koften zu leiften ift, 
welche für die, gemäß Artikel 2 durch die Gemeindeverwaltung vor— 
zunehmende Bejprigung erlaufen. 

Die Tariffäge find für die Flächenbezeihnungen, wie fie in der 
Gemeinde üblich find (vreteni, metike uf.) unter Beifügung der bezüg- 
lihen Flächenmaße nad) Quadratmetern anzugeben und ijt durch ent» 
fprechende Abftufungen der Tariffäge auf die Entfermung der Grundjtüce 
und deren Lage angemefjen Bedacht zu nehmen. 

Gegen die mittel3 Kundmachung getroffene Anordnung und gegen 
den aufgeftellten Tarif ift der Rekurs an die politifche Bezirksbehörde, 
jedoch ohne auffchiebende Wirkung zuläflig. 

Artikel 2. Wenn die Anordnung nicht von ber politifchen. Behörde 
behoben würde und ber fejtgefegte Termin verjtrichen wäre, ohne daß 
die Eigentümer und Kolonnen der Weingärten in dem bezeichneten 
Gebiete die angeordnete Befprigung freiwillig vorgenommen hätten, ijt 
die Gemeindeverwaltung verpflichtet, Die Bejprigung in den Weingärten 
der Eigentümer unter ihrer Aufficht vornehmen zu laſſen. Wenn Die 
Ktolonnen die von ihnen bearbeiteten Weingärten nicht bejprigen wollten, 
find die Eigentümer zu ermächtigen, die Beſpritzung innerhalb eines 
in der Kundmachung feitzufegenden Termines vorzunehmen, und wenn 
auch dieje Ermächtigung erfolglos bliebe, hat die Gemeindeverwaltung 
auch in den von Kolonnen bearbeiteten Weingärten die Befprigung vor» 
aunehmen. 

Artikel 3. Bevor die Gemeindeverwaltung die im Artikel 1 be- 
Iprochene Anordnung erläßt, hat fie ſich zu überzeugen, daß fie Die 
nötigen Mittel zur Hand habe, um dieſelbe mit Erfolg durchzuführen 
und hiebei nicht Durch Mangel an den nötigen Bejprigungsapparaten 
F durch Mangel der erforderlichen Kupfervitriolmenge behindert 
zu ſein. 

Zu dieſem Zwecke iſt fie ermächtigt, wenn die Anzahl der bei 
Privaten des Gebietes befindlichen Befprigungsapparaten nicht genügen 
jollte, oder eine entiprechende Menge Kupfervitriol nicht im Handel vor- 
rätig wäre, auf Gemeindekoſten das Notwendigfte anzufchaffen. 

In der im Artikel 1 vorgefehenen Kundmachung ift aud an— 
äugeben, welche Anzahl Apparate und welche Quantität Kupferpitriol 
die Gemeinde zur Verfügung hat, ſowie die Ausdehnung der Fläche, auf 
welcher die Beſpritzung vorzunehmen ift. 

Urtifel 4. Gegen den unter Zugrundelegung de3 Tarife er- 
hobenen Anſpruch auf Erjaß der Koften für die durch die Gemeinde» 
verwaltung vorgenommene Beſpritzung iſt innerhalb acht Tagen nad) der 
Zuftellung des Zahlungsauftrages der Refurs an die politische Bezirks— 
behörde mit auffchiebender Wirkung zuläſſig. Ein weiterer Rekurs ift 
nicht ftatthaft. 

Artikel 5. Die Gemeindeverwaltung ift berechtigt, in fummarifchem, 
abminijtrativem Wege gegen diejenigen vorzugehen, die innerhalb vier- 
zehn Tagen, nachdem das bezügliche Erkenntnis in Rechtskraft ge- 
treten ift, die gejchuldeten Beträge nicht entrichten follten. 
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Formular der Kundmachung. 


(ad Urtifel 1). Nachdem fich im verflofjenen Jahre die Peronofpora 
in der —— u Uder) in DER Fe 
fhaften -. .. . . . ber Gemeindefraltion Da el 
gezeigt hat, 

(oder): Nachdem das Auftreten der Peronojpora in den Weingärten 
ber Semeindefraltion (oder: Ortſchaften . . . ber 
Gemeindeiraftion . . . ) tonitatiert "wurde, hat die 
Gemeindeverwaltung, nach Anhörung der am . 
abgehaltenen Verjammlung von Eigentümern und Kolonnen, auf Grund 
be3 Lundesgefeged vom 7. Juni 1891 (LGBL. Nr. 19) befchlofien, daß bie 
Weingärten des erwähnten Gebieted von den Eigentümern mit einer Löſung 
von Kupfervitriol ( . . Kilogramm Kupfervitriol und 

. Kilogramm "gelöfchten Kaltes auf je 100 Liter Wafjer) zu 
beſprihen ſind. 


Dieſe Beſpritzung ift vom Tage . . bis zum 

— vorzunehmen, widrigenfalls die Ge: 

meindeverwaltung unter eigener Leitung und auf Koſten der Intereffenten 
die Bejprigung vornehmen lafien mwırd. 

Im Falle, dab innerhalb des feitgefegten Termined die Kolonnen In 

den von ihnen bearbeiteren Weingärten die Beiprigung nit vornehmen 

follten, find die Eigentümer der —— —“ ermächtigt die Be⸗ 


jprigung innerhalb der darauffolgenden en Tage durchzuführen, nad 


deren erjolglofem Verlaufe die Gemeindeverwaltung berechtigt ift, die Be— 
fprigung auch in den Weingarten der Kolonnen vorzunehmen. 

Die Gefamtflächhe, welche zu beiprigen ift, betragt . . Heltare 

. Ur Weingärten und zur Vornahme der Beſpribung 

find außer den” Beiprigungsapparaten und dem Kupfervitriol der Privaten 
bei der Gemeindeverwaltung zu — ran — — 
— — und . . ; Kilogramm Kupfer- 
vitrio 

Der Erjat der Koften für die Bornahme der Beiprigung durch bie 
Gemeindeverwaltung wird bemeijen werden nad) folgendem, vom Gemeinde— 
rate genehmigten 


Tarif: 
für je ein vreteno (oder motika oder . )= a 
Quadratmeter, je nad der Entfernung und Lage der. Grundftüde, und 


zwar: 
in J — fl. — kr. 
BE: er ne ee en ee ee Des 
in . . . . “ “ . * “ fl. — fr. 


(Laut Verordnung der Sinifterien de3 Innern und des Handels 
1. Sept. 1895, RGBl. Nr. 142, ijt die Verwendung von Weinlaub, 
welches mit Kupfervitriollöfung befprengt wurde, jowie von anderen 
in gefundheitsfchädlicher Weife verunreinigten Pilanzenblättern, zur 
unmittelbaren äußeren Umhüllung von Nahrungs» und Genußmitteln 
verboten und find Übertretungen dieſes Verbotes, fofern fie nicht 
unter das allgemeine Strafgejeg fallen, nad) der Minijterialverord- 
nung 30. Sept. 1857, RGBl. Nr. 198, zu beftrafen.) 
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Galizien. 
Gefeh 17. Februar 1885, 


(LEBT. Nr. 41), 
betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und ſchädlicher Difteln. 


8 1. Feder Eigentümer, Befiger, Pächter oder Verwalter eines 
Grundſtückes ift verpflichtet, Die Kleeſeide, auch Flachsfeide genannt, und 
fämtliche jchädliche Aderdifteln auf den in feinem Befige, feiner In— 
habung oder Verwaltung befindlichen Grundftüden in einer ſolchen Zeit 
zu vertilgen, wo diefe Pflanzen noch nicht zu blühen oder zu reifen 
beginnen. 

82, Sollte jemand der obigen Berpflihtung in der vor— 
gefchriebenen Zeit nicht nadhlommen, fo hat der Gemeinde», beziehungs- 
weile Gutsgebietövorfteher ihn hiezu aufzufordern und ihm einen ent- 
fprechenden Termin zu beftimmen, nach erfolglofer Verſtreichung dieſes 
Termines aber die Vertilgung der Kleefeide und ber Aderdifteln auf 
Koften des Säumigen zu veranlaffen. 

5 3. Im legteren Falle unterliegt der Säumige einer Geldftrafe 
bon 50 Fr. bi3 2 fl. und im Wiederholungsfalfe bis 5 fl., bei Zahlungs- 
unfähigfeit aber einer Arrejtitrafe von 1 bis 3 Tagen. 

Die Geldftrafen fließen in den Armenfonds der betreffenden 
Gemeinde, 

S 4. Gegen die Gemeindemitglieder erfennt auf Strafe im über» 
tragenen Wirkungsfreife der Gemeindevorjteher in Gemeinjchaft mit 
zwei Beifigern (Gefchworenen), hingegen gegen die Gemeindevorjtands- 
mitglieder, den Gut3gebiet3vorfteher und die auf dem Gut3gebiete wohn» 
haften Parteien die politifche Bezirksbehörde. 

Diejes Erkenntnis ift dem Berurteilten entweder in fehriftlicher 
Ausfertigung zuzuftellen oder in der Gemteindeamtsfanzlei in Gegen» 
wart zweier Zeugen mündlich kundzumachen. 

Im legteren Falle ift die Kundmachung und der Tag derfelben ins 
Protokoll aufzunehmen und dortjelbft von zwei Zeugen zu bejtätigen. 

$5. Die Berufung gegen das Straferfenntnis kann binnen 
8 Tagen nad) der Zuftellung, beziehungsweife Kundmachung desjelben 
mündlich oder jchriftlic an die politifche Bezirf3behörde im Wege ber 
Gemeindevorjtehung, rejpeltive an die £. k. Statthalterei im Wege der 
politiichen Bezirfsbehörde eingebracht werden. — Gegen zwei gleich“ 
lautende Erfenntnijfe findet eine weitere Berufung nicht ftatt. 

8 6. Die E. k. Gendarmerie, das Feldihup- ſowie das Straßen- 
auflihtöperfonale find von Amts wegen verpflichtet, jede wahrgenommene 
Übertretung diefes Gejege3 dem Gemeindevorftande, und fall der Ge— 
meindevorfteher felbit fich diefer Übertretung ſchuldig gemacht Hat, ber 
politiichen Bezirlsbehörde anzuzeigen. 

7. Wird die Handhabung diefes Geſetzes durch die Gemeinde-, 
beziehungsweiſe Gutsgebietsvorſteher vernachläfjigt, fo hat die politifche 
Bezirksbehörde die geeigneten Maßnahmen zu treffen und einen folchen 
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Gemeinde», beziehungsmweife Gutsgebietsvorſteher mit einer in ben Be— 
zirksfonds fließenden Geldftrafe von 5 bis 10 fl. zu belegen. 

8 8. Diefes Gefeg tft in jedem Jahre zweimal, und zwar Mitte 
März und Anfang Juni feitens der Gemeinde» und Gutögebietövorfteher 
zu verlautbaren. 

8 9. Die Statthalterei hat im Einvernehmen mit dem Landes» 
ausfchuffe und nad) Einholung des Gutachtens der Landwirtichafts- 
gefellfchaften die erforderliche Belehrung zur Durchführung dieſes Ge- 
jeße3 und bezüglich der Art und Weife der Vertilgung ber Kleeſeide 
und der Uderdijteln zu erlaffen. 

10, Mit dem Vollzuge dieſes Gefeges find Mein Aderbau- 
ninifter und Mein Minijter des Innern beauftragt. 


Verordnung der k. k. Statthalterei in Galizien 


20. Auguft 1885 (LEBT. Nr. 42), über die Durchführung des Landes— 
gejeges 17. Februar 1885, betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und 
der Aderbdiiteln. 


Auf Grund des $ 9 des Landeögefebes 17. Yebr. 1885, betreffend 
die Bertilgung der Kleeſeide und der Wderdifteln, wird von Der 
f. £, Statthalterei im Einvernehmen mit dem Landesausfchuffe und 
nach Einholung de3 Gutachtens der Landwirtichaftsgefellichaften nach— 
ftehende3 verordnet: 


8 1. Den Gemeinde» und Gutögebietsvorjtehern liegt die Pflicht 
ob, die Beftimmungen de3 obigen Geſetzes ſowie die in der vorliegenden 
Belehrung enthaltenen Weifungen über das Vorgehen bei der Ver— 
tilgung der Kleeſeide und der Aderbifteln zweimal im Jahre, und zwar: 
Mitte März und Anfang Juni in ortsüblicher Weife zu verlautbaren. 


A. Bertilgung der Aleeſeide. 


8 2, Un jenen Stellen, wo die Kleefeide fich zeigt, müffen alle 
dafelbjt vorfommenden Pflanzen und ebenjo jene Pflanzen, weiche ſich 
im Umfreife, und zwar mindejtend 30 Zentimeter über die von der 
Kleefeide überfponnenen Pläße vorfinden, mit der Sichel dicht an ber 
Erde abgefchnitten und in Haufen zufammengemworfen werden. Alsdann 
bededt man folhe Pläße mit einer diden Schichte von fußlang ge- 
fdmittenem Stroh oder, wo folche3 mangelt, mit einer Hinreichenden 
Menge von Spänen oder Reifig und verbrennt auf diefe Art die ab» 
gefchnittene Kleejeide und Kleepflanzen, worauf die betreffenden Stellen 
jorgfältig umzugraben find. 

8 3. Die Befiger, Pächter’oder Verwalter der Grundjtüde haben 
die oben befchriebene Vertilgung bis fpäteftens nach dem erſten Klee— 
chnitte vorzunehmen. Es empfiehlt fich jedoch, ſchon zur Herbitzeit den 
Stoppelklee und im folgenden Frühjahre die Kleefelder aufmerkjamit 
zu übergehen und Die etwa vorgefundene Kleeſeide auf die genannte 
Weiſe zu vernichten. 
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8 4. Nach Beendigung des erften Sleejchnittes hat der Gemeinde», 
beziehungsweije Gutögebietövorfteher mit Beiziehung zweier Vertrauens- 
männer alle Grundjtüde, auf welchen die Kleejeide vorfommen fann, 
zu begehen, die mit Kieefeide überfponnenen Pläge zu fennzeichnen, 
jodann die Bewirtjchafter der betreffenden Grunbdjtüde mit Berufung 
auf den $ 2 des Geſetzes zu beauftragen, damit dieſelben die Bertilgung 
der Kleejeide längftens binnen 14 Tagen ausführen. 

8 5. Nah Ablauf der beftimmten Frift ift der Gemeinde», be- 
ziehungsmweife Gutsgebietsvorjteher verpflichtet, fich von der Vollziehung 
des obigen Yuftrages zu überzeugen, im widrigen Falle aber die Ber- 
tilgung der Stleejeide auf Koften des Säumigen zu veranlaffen. Gegen 
die Säumigen hat der Gemeindevorfteher im Sinne der $$ 3 und 4 
des Geſetzes vorzugehen, Hingegen hat der Gutsgebietsvorſteher die Fälle 
folder Säumigfeit der politijchen Bezirksbehörde anzuzeigen, welche 
ein entfprechendes Erkenntnis hinausgeben wird. 


B. Bertilgung der Aderdifteln. 


8 6. Das einzige Mittel, abgefehen von forgfältiger Uder- 
beftellung und Verwendung reinen Saatgutes, ift dad gründliche Aus— 
jäten der Aderbijteln. Mit Beginn des Frühjahres, wo die Dijtel- 
pflanzen noch klein find, hat Die Vertilgung derjelben Durch entiprechend 
tiefes Ausſtechen mittel3 Hade ftattzufinden — bei den bereit3 größer 
geworbenen Pflanzen würde durch das Ausftechen oft mehr gejchabet 
al3 genüßt, weil auf diefe Art die Difteln nicht mit der Wurzel ent- 
fernt werden könnten und in diefem Falle ift das Ausziehen ber Difteln 
famt der Wurzel geboten. 

Bald nad) einem ergiebigen Regen fann das Ausziehen ohne große 
Mühe mit der Hand gefchehen. 

8 7. Nach den oben gegebenen Andeutungen hat die Bertilgung 
der Ackerdiſteln von Seiten der Bewirtjchafter im Frühjahre jtatte 
zufinden und muß dieſe Tätigkeit jo lange fortgejegt werden, al3 Die 
Bertilgung der Difteln ohne Beihädigung der ſich entwidelnden Kultur« 
pflanze tunlich ift. 

8 8. Bei Gelegenheit der erjtmaligen Verlautbarung des Gejehes 
im Monate März find die Bewirtfchafter von dem Gemeinde», be» 
ziehungsweife Gutäsgebiet3vorfteher aufzufordern, das Ausjäten Der 
Aderdifteln während der Frühjahrsperiode vorzunehmen. 

8 9. Dem Gemeinde», beziehungsweife Gutögebiet3vorfteher Tiegt 
auch die Verpflichtung ob, während der Zeitperiode vom Beginne des 
Monates April bis Mitte Mai ſich zu vergemwiffern, ob dieſer Auf- 
forderung Folge gegeben wurde, hiebei die Säumigen auf bie Be- 
ftimmungen der 8$ 2 und 3 des Geſetzes eindringlid aufmerffam zu 
machen, und fall3 diefe Erinnerung erfolglos bliebe, im Sinne des $ 5 
der gegenwärtigen Verordnung vorzugehen. 

$ 10. Sollten zur Erntezeit größere Mengen von Aderbifteln in 
ben Getreidefeldern dennoch vorfommen, fo hat ber Gemeinde, be- 
jiehungsmweife Gutögebietsvorftcher ftrenge darauf zu achten, daß Die 
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Difteln nach dem Schnitte oder Abmähen des Getreide auf bem Felde 
verbleiben und daſelbſt verbrannt werden. 

In feinem Falle dürfen die auf dem Felde zurücdgebliebenen Difteln 
auf die Feldiwege, Feldftege und Raine geworfen werben, weil von da 
aus ber Same dieſes läftigen Unkrautes durch die Erntewägen, womit 
da3 Getreide vom Felde eingeheimft wird, allerwärts Verbreitung finden 
würde. 

8 11. In Gegenden, wo auf den Brachjeldern die Diſteln in 
großer Menge fich zeigen und das Ausjäten derjelben bedeutende Koften 
erheifchen würde, fowie auf Privat- und Gemeindehutwelden ift bie 
Diftel abzumähen, in Haufen zufammenzumerfen und durch Verbrennung 
zu vertilgen, und muß diefer Borgang fo oft im Jahre wiederholt 
werden, damit diefe fchädliche Pflanze nicht zur Blüte, viel weniger 
aber zur Reife gelange. 

8 12, Die Bertilgung der Aderdifteln auf Gemeindewegen obliegt 
den Gemeinden, hingegen auf Bezirks-, Landes⸗ und Ararialſtraßen 
jenen Behörden, welche die betreffenden Straßen durch ihre Organe 
verwalten. 


Krain. 
Gefek 11. Februar 1883, 


LED. Nr. 10, 
betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und anderer Unkräuter. 


8 1. Die Kleefeide, auch Teufeldhaar ufw. genannt — Cuscuta — 
ift auf Adern jeder Art, fowie auf Wiefen, Weiden, Aderrainen, Weg- 
rändern, Eifenbahndämmen und anderen Grundftüden durch die Befiger, 
beziehungsweife Nubnießer oder Pächter diefer Grunditüde, längſtens 
bi zu Beginn der Blüte zu vertilgen. 

8 2, Wird auf einem Grundjtüde die Kleefeide im blühenden 
Buftande angetroffen, jo hat der Gemeindevorfteher die im $ 1 vor- 
geichriebene Bertilgung der Kleeſeide unverzüglih auf Koften ber 
ger Befiger, beziehungsweife Nußnießer oder Pächter, vornehmen 
zu lajjen. 

$ 3. Der Landespräfident ift berechtigt, nah) Anhörung von 
Sadperftändigen und mit Zuftimmung des Landesausfchuffes im Ver— 
ordnungswege die zwedentiprechende Befeitigung aud) anderer al3 ber 
im 8 1 bezeichneten Unfräuter zu verfügen, wenn folche Unfräuter durch 
die Verbreitungsfähigkeit ihres Samens Nutzpflanzen ſchädlich find und 
u Gegend in einer für die Bodenkultur gemeingefährlichen Weiſe 
auftreten. 

Unter fegterer Borausfegung kann der Landespräfident die gleiche 
Anordnung Hinfichtlic folher Pilanzen treffen, melde — ohne Nutz— 
pflanzen zu fein — verbreitungsfähigen und Nußpflanzen fchädlichen 
Pilzen als Träger dienen. 

8 4. Der Landespräfident hat nad Einvernehmung des Landes- 
ausſchuſſes die erforderliche Belehrung zur Durchführung der im $ 1 
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und eventuell auf Grund des $ 3 angeordneten Bertilgung und Aus- 
rodung zu erlafjen. 

5. Übertretungen der Beftimmungen des $ 1, fowie der auf 
Grund des $ 3 erlaffenen Anordnungen find von dem Gemeinde» 
vorjtande nad) Maßgabe des $ 58 der Gemeindeordnung an ben Schuld- 
tragenden mit einer für Armenpflege in die Gemeindelaffe fliegenden 
Gelditrafe von I—10 fl. oder im Falle der Zahlungsunjähigfeit mit 
Arreſt von 6 bis 48 Stunden zu ahnden. 

Das Straferlenntnis ift der Partei entweder mittels fchriftlicher 
Ausfertigung und Zuftellung gegen Empfangsbeftätigung, oder mündlich 
in der Gemeindelanzlei in Gegenwart zweier Zeugen fundzumachen. 

Im legteren Falle ift die Kundmachung und der Tag berfelben 
bon ben Zeugen auf dem Straferfenntniffe zu bejtätigen. 

6. Gegen das Straferkenntnis geht die Berufung, melde 
binnen 8 Tagen nad) erfolgter Kundmachung desjelben beim Gemeinde» 
vorftand einzubringen ift, an die politifche Behörde. 

P Er zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine weitere Berufung 
ni tt. 

8 7. Die in den 88 1 und 2 enthaltenen Beltimmungen dieſes 
Geſetzes find nebſt der nach $ 5 gegen jäumige Bejiger, Nußnießer und 
Pächter zu verhängenden Strafe zweimal in jedem Jahre, und zwar 
zu Beginn der Monate Mai und Auguft, durch bie Gemeindevorfteher 
zu verlautbaren. 

8 8. Der politifchen Bezirksbehörde liegt e3 ob, Darüber zu 
wachen, daß die Beftimmungen dieſes Gefeges von ben Gemeinden ihres 
Bezirkes genau befolgt werden. 

Wenn Gemeindevorfteher die Vollziehung dieſes Geſetzes unter- 
laffen, oder wenn Gemeinden den ihnen al3 Grundbejigern, Nutznießern 
oder Pächtern gemäß $ 1 und eventuell 3 obliegenden Verpflichtungen 
nicht nachkommen, fo hat die politifche Bezirksbehörde auf Koften der 
betreffenden Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen. 

9. Die k. k. Gendarmerie, fowie das zum Scuße einzelner 
Bweige der Landesfultur beftimmte Auffichtsperfonale find verpflichtet, 
jede wahrgenommene Übertretung Diefes Geſetzes dem Gemeindevorjteher, 
und wenn dieſen ſelbſt ein Verſchulden trifft, der politiſchen Bezirks— 
behörde anzuzeigen. 

8 10. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der Aderbauminifter 
und der Minifter des Innern beauftragt. 


Verordnung des Landespräfidenten in Krain 
29. April 1883, 3. 480 Pr. zum Landesgejeße für Krain 11. Februar 
1883 (LGBL. Nr. 10), enthaltend die Belehrung zur Durchführung der 
im & 1 dieſes Geſetzes angeordneten Bertilgung der Kleeſeide. 
(LIEB. Nr. 11.) 
In Ausführung des $ 4 des Lanbdesgejeges für Krain 11. Februar 
1883, LEGB. Nr. 10, wird auf Grund der Erläſſe des k. k. Aderbau- 
minifteriums 14. Febr. 1883, 3. 2075, un) 2. März 1833, 3. 2664, 
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nad Einvernehmung de3 krainiſchen Landesausfchuffes zur Durchführung 
der im 8 1 de3 zitierten Geſetzes angeordneten Bertilgung der Kleefeide 
die nachfolgende Belehrung erlafjen: 

Um die Kleefeide und die mit ihr verwandten anderen Seidearten 
zu vertilgen, mit der Aussicht, daß fie nicht wiederfehrt, ift e3 notwendig, 
fich) gegenwärtig zu halten, daß, wenn die Seide aud) nur auf den ober- 
irdifchen Teilen der Pflanzen fchmarogt, fie dennoch) ganz nahe am 
Boden hinzieht und an den Pflanzen haftet. 

Dort, wo e3 fi) um eine Vertilgung der Seide auf perennierenden 
Pflanzen, 5. B. Klee, Wiefen, Weiden ufw. handelt, ijt die erfte Methode 
die, daß man die fämtlichen bejallenen Pflanzen ganz fcharf am Boden 
abjchneidet oder, was noch ſichever it, fie, nachdem man fie abgemäht hat, 
mit einem Stoßeifen oder mit einer flachen Hade fo abitößt, daß man 
mit der Pflanze eine Heine Schichte Boden mitnimmt, alfo dieſelbe 
Arbeit ausführt, wie fie der Gärtner macht, wenn er 3. B. Wege vom 
Unfraut jätet. 

Dabei ift e3 unbedingt notwendig, daß man etwa 2 Fuß über Die 
Grenze de3 von der Kleeſeide fichtbar befallenen Fleckes hinausgreift, 
weil die Seide immer einzelne Fäden ausjendet, welche am Boden 
zwifchen den Pflanzen hinfriechen, und welche die Seide erhalten, wenn 
man nicht in der angegebenen Weife vorgeht. 

Ebenſo ift e3 notwendig, daß, wenn die abgefchnittene Seide vom 
Telde mweggetragen wird, um am beiten verbrannt zu werden, nichts 
von ihr auf dem Felde verloren geht, denn jedes Stengelftüd der Seiden— 
pflanze vermag eine neue Pflanze und damit eine neue befallene Stelle 
zu erzeugen. Daß die ganze Manipulation vor der Samenbildung vor 
fich gehen muß, ift felbftverftändlich und liegt aud) im Sinne bes Geſetzes. 

Die Methode des Abſtoßens der mit Seide befallenen Pflanzen 
hat den großen Vorteil, daß die Nährpflanzen, 3. B. der Klee, wieder 
ausjchlagen und das Feld ſich neuerdings vollfommen fchlieft. Ihre 
Anwendung ift gewöhnlich nur dort rentabel, wo die von ber Seide be- 
fallenen Stellen nicht zu groß find. 

Wo man auf Reproduftionen der Pflanzen feinen Wert legt, da 
fann man verjchiedene Methoden anwenden, die das Gemeinfame haben, 
daß fie mit der Seide auch die Nährpflanzen vernichten. Die einjachite 
Methode ift die, daß man die befallenen Pflanzen, und zwar aud) wieder 
um 2 Fuß über die fichtbare Grenze derSeide hinausgehend abmäht, die 
Seide dom Felde entfernt und dann die Stelle ziemlich tief umfticht, 
worauf eine neue Anfaat, 3. B. mit einem ſchnellwachſenden Gra3, ftatt- 
finden fann. 

Man kann auch Schwefelfäure, Salzfäure, Eifenvitriol uſw. an— 
menden, wodurch die Seide mit den Pflanzen getötet wird, worauf man 
die ganze Maffe eingräbt. In manchen Gegenden wird auf den be- 
fallenen Stellen auch Stroh ausgebr itet und angezündet, wodurch bie 
Pflanzen zu Grunde gehen; auch hier folgt dann das Umftechen der 
a denn auf ein Ausfchlagen der Pflanze ift nicht mit Sicherheit zu 
rechnen. 

Iſt das Feld ſchon ganz mit Seide bededt, dann find die ge- 
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nannten Mittel, weil zu Eoftfpielig, nicht mehr ausführbar, und man 
fann dann verfuchen, ob nicht vielleicht durch ein ſcharfes Abweiden 
durch die Schafe das Feld gerettet werben fann, und wenn Died auch 
nicht nüßt, bleibt nicht3 anderes übrig, als da3 Feld umzupflügen. 

Wenn e3 ſich um Bertilgung von Seide auf einjährigen Pilanzen, 
3. B. der Seide auf dem Lein (Cuscuta epilinum) oder der Seide auf 
Widen (Cuscuta europea) handelt, da genügt e8, die befallenen Pflanzen 
aus dem Boden herauszuziehen und zu vernichten, Damit fein Seiben- 
famen gebildet werden fann. 

Dei diefem Anlaſſe wird den Grundbefigern, Nußnießern und 
Pächtern in ihrem eigenen Intereſſe nod) die Verwendung von ſeide— 
freiem Samen, beſonders Eleefeidefreiem Kleejamen, empfohlen. 


Mähren. 
Gefek 9. Dezember 1883, 


(LEBT. Nr. 2 ex 1885), 
betreffend die Bertilgung ber Kleefeide und Aderbiftel. 


8 1. Alle Eigentümer, Befiger und Fruchtnießer von Grund» 
ftüden, beziehungsmweife deren Bädter oder Bewirtjchafter find ver» 
pflichtet, die Kleefeidenpflanze (Cuscuta trifolii) und die Aderbijtel 
(Cirsium arvense) auf den in ihrem Beige oder ihrer Bewirtichaftung 
befindlihen Grundftüden jeglicher Art und Kultur, auf ihren Rainen, 
Wegen, Uferrändern, Dämmen, einfchließlih der Eifenbahndämme, 
Gräben, Wiejen, Hutungen und Weiden bergeftalt rechtzeitig zu ver» 
tilgen, daß diefelben nirgends in blühendem oder reifem Zuſtande vor- 
gefunden werden. 

8 2. Wo die Kleefeide und die Aderbdiftel nicht vor vollendeten 
Blütenftande von dem BVBerpflichteten vertilgt werden, hat ber Gemeinde» 
vorftand nach ergangenem, erfolglos gebliebenem Auftrage zur Ber- 
tilgung derſelben in angemefjen furzer Frift Die Vertilgung derjelben auf 
Koften des Säumigen zu veranlaffen. 

8 8. Außerdem ift gegen die Säumigen eine Geldftrafe von 
1 bi3 3 fl. und im Wiederholungsjalle bi3 10 fl., bei Zahlung3unfähig- 
feit aber eine Arreftitrafe von 12 bi3 48 Stunden zu verhängen. 

Die Gelditrafe fließt in den Landeskulturfonds. 

8 4 Das GStraferfenntni3 ift von dem Gemeindevorfteher in 
Gemeinfchaft mit zwei Gemeinderäten zu fällen und der Partei entweder 
fchriftlich zuzuftellen oder derjelben in der Gemeindelanzlei in Gegen- 
wart zweier Zeugen kundzumachen. 

In legterem Falle ift die erfolgte Kundmachung und ber Tag der- 
jelben von den Zeugen auf dem Strafakte zu bejtätigen. 

8 5. Die Berufung gegen das Erkenntnis des Gemeindevor- 
ftandes geht an die politifche Bezirksbehörde und iſt binnen drei Tagen, 
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vom Tage der Kundmachung, beziehungsweiſe Zuftellung be3 angefochtenen 
Erfenntnifjes an gerechnet, beim Gemeindevorftande ſchriftlich oder 
mündlich einzubringen. 

& — zwei gleichlautende Erkenntniſſe findet eine weitere Berufung 
nicht ſtatt 

8 6. Das Feldſchutz-, ſowie das Straßenaufſichtsperſonale, dann 
die k. k. Gendarmerie find verpflichtet, jede wahrgenommene Über- 
tretung dieſes Geſetzes dem Gemeindevorftande, und falls diefen felbit 
ein Verſchulden dabei trifit, der politifchen Bezirksbehörde anzuzeigen. 

8 7. Wird die Handhabung diejes Geſetzes durch die Gemeinden 
vernachläſſigt, oder entjprechen dieſelben nicht ben ihnen al3 Grund» 
befiger obliegenden Berpflichtungen (88 1 und 2), fo hat die politische 
Bezirksbehörde die erforderliche Abhilfe zu jchaffen. Die Unterlafjung 
der dem Gemeindevorftande in dieſem Geſetze vorgezeichneten Obliegen- 
heiten ift von der politifchen Bezirf3behörde mit Ordnungsftrafen von 
5 bi3 10 fl. zu Gunften des Landeskulturfonds an den fchuldtragenden 
Perjonen zu ahnden. 

8 8. Diejes Gefeß ift in jedem Jahre zweimal, und zwar Ende 
Februar und Ende Mai, feiten3 der Gemeindevorjtände auf ort3übliche 
Weije zu verlautbaren. 

8 9. Der Statthalter hat nach Einvernehmung des Landes- 
ausſchuſſes die erforderliche Belehrung zur Durchführung der durch die 
vorftehenden Beftimmungen angeordneten Bertilgung der Kleeſeide- und 
Aderdiftelpflanzen zu veranlaffen. 

8 10. Mit dem Vollzuge dieſes Gefeßes find die Minifter des 
Innern und des Aderbaues beauftragt. 


Verordnung des k. k. Statthalter in Mähren 


9. Jänner 1885, LEBT. Nr. 3 ex 1885, über die Durchführung des 
Geſetzes 9. Dez. 1883, LGB. Nr. 2 ex 1885, betreffend die Vertilgung 
der Rleefeide und Aderbiitel. 


Am Grunde des $ 9 des Geſetzes 9. Dez. 1883, LEBT. Nr. 2 
ex 1885, betreffend die Bertilgung der Kleefeide und Aderbiftel, finde ich, 
re a de3 mähriſchen Zandesausfchuffes, zu verordnen, 
wie folgt 

0 Das Gefeh 9. Dez. 1883, LEBL. Nr. 2 ex 1885, be- 
treffend die PVertilgung der Kleefeide und Ackerdiſtel, ift durch den 
Gemeindevorftand zweimal im Jahre, und zwar Ende Februar und Ende 
Mai, auf ortsübliche Weife zu verlautbaren, wobei neben den oben 
genannten gefeglichen Bezeichnungen die ort3üblichen einzufchalten find. 


A, Bertilgung der Kleefeide (Cuseuta trifolil). 


8 2. An jenen Stellen, wo die Kfeefeide fich zeigt, müffen mit 
der Sichel in erweitertem Umfreife, d. i. mindeſtens 50 Bentimeter über 
die von der Seide überſponnenen Plätze hinausgreifend, alle Pflanzen 
dicht an der Erde abgejchnitten und zufammengeworfen werben. 
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Alsdann gibt man auf die folchergeftalt behandelten Plätze eine 
die Schichte von fußlang gefchnittenem Stroh, oder wo ſolches mangelt, 
eine hinreichende Menge von Spänen, Reifig uf. und verbrennt damit 
die mit der Sichel abgejchnittenen Kleepflanzen und Kleefeibeteile, worauf 
die betreffenden Stellen forgjältig umzugraben find. 

8 3. Die Befiger oder Bewirtfchafter haben die oben befchriebene 
Vertilgung bis fpäteftens nach dem erften Kleeſchnitte vorzunehmen. 

Es empfiehlt ſich jedoch, jchon zur Herbitzeit den fogenannten 
Stoppelflee und im folgenden Jahre die Kleefelder und alle im $ 1 des 
Geſetzes genannten Grundbeitandteile aufmerffam zu übergehen und Die 
etiva vorgefundene Kleeſeide auf die genannte Weiſe zu vernichten. 

8 4 Nah Beendigung des erjten Kleefchnittes hat eine Ge— 
meindelommiffion ſowohl Die Kleefelder, wie auch alle im $ 1 des Ge- 
feßes bezeichneten Grundjtüde zu begehen. 

Diefe Kommiſſion kennzeichnet Die noch mit Kleefeide überfponnenen 
Plätze und hat fodann die Bewirtfchafter ber betreffenden Grundftüde 
mit Berufung auf den $ 2 des Geſetzes zu beauftragen, die Vertilgung 
der Kleeſeide längſtens binnen 14 Tagen vorzunehmen. 

8 5. Nach Ablauf der gegebenen Frift ift der Gemeindevorfteher 
verpflichtet, fih von der Vollziehung de3 Auftrages Gewißheit zu ver— 
Ichaffen und gegen die Säumigen nad) $ 2, eventuell 3 und 4 des Ge- 
ſetzes vorzugehen. 

8 6. Sollten jedoch Felder auf unverhältnismäßig vielen Stellen 
und in einem folchen Maße von diefem Unfraute überwuchert fein, daß 
die gründliche Bewältigung besfelben nicht mehr mit Beftimmtheit 
borausgefegt werden kann und der Klee-Ertrag in feinem richtigen Ver— 
hältnifje zu dem möglichen Schaden ftünde, jo find diefelben, wie e3 
rückſichtlich der einzelnen Plätze vorgeſchrieben ift, ganz umzuadern 
und zu behandeln. 

Über die Notwendigkeit diefer Mafregel hat bie zur Begehung 
ber Kleefelder und ber im 8 1 des Geſetzes bezeichneten Grundſtücke be» 
ftimmte Gemeindelommiffion zu entjcheiden. 

8 7. Da die Kleefeide im Ausfaatjahre des Klees in ber Regel 
feine bedeutende Entwicklung hat, ja häufig fo ſchwach ift, daß fie ganz 
überfehen wird, hat die Begehung der frisch bebauten Kfeefelder zum 
Bmwede der Auffindung der Kleefeide durch die angeführte Gemeinde» 
kommiſſion jchon im Herbfte ftattzufinden und ift im Frühjahre, behufs 
Auffindung der etwa bei der früheren Begehung überjehenen Stellen 
zu wiederholen. 

Zu diefem Zwecke wird den Grunbbefigern zur Pflicht gemacht, 
ben Kleebau rechtzeitig dem Gemeindevorftande anzumelden. 


B. Bertilgung der Aderbdiftel (Cirsium arvense). 


8 8. Das einzige Mittel, abgefehen von forgfältiger Ader- 
beftellung und Verwendung reinften Saatgutes, ift da3 gründliche Aus- 
jäten ber Aderdiftel. Sind die Diftelpflanzen zeitig im Frühjahre noch 
Hein, jo können Diefelben durch Ausftechen entfernt werden, doch fo, 
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daß der Ausſtich ziemlich tief ftattfindet; bei den bereit3 größer ge» 
worbenen Pflanzen wird durch da3 Ausftechen oft mehr geichabet ala 
genügt, weil die Diftel meift nur mangelhaft zum Ausjtiche gelangt. 
Hier ift da3 Ausziehen der Diftel famt der Wurzel geboten. Bald nad) 
einem ausgiebigen Regen kann das Ausziehen ohne große Mühe mit der 
Hand gefchehen. | 

8 9. Nach den oben angegebenen Andeutungen hat die Vertilgung 
der Nderdiftel von Seiten der Bewirtichafter im Frühjahre ftattzufinden 
und muß fo lange fortgefegt werden, al3 e3 die weiter fchreitende Ente 
wicklung der Kulturpflanze zuläßt. 

8 10. Bei Gelegenheit der erjtmaligen Verlautbarung des Ge- 
fees, Ende Februar, find die Bewirtichafter von der Gemeindevorſtehung 
aufzufordern, da3 Ausjäten der Aderdiftel während der Yrühjahrs- 
periode vorzunehmen. 

8 11. Während der Zeitperiode von Mitte April bi3 Mitte Mai 
hat ſich die Gemeindevorftehung zu vergewifjern, ob diefer Aufforderung 
Folge gegeben wurde, und im Unterlaffungsfalfe auf die Beitimmungen 
der 88 2 und 3 des Gefeges eindringlich aufmerkſam zu machen. 

8 12, Sollten zur Erntezeit größere Mengen von Aderdijteln in 
den Getreidefeldern dennoch vorfommen, jo hat die Gemeindevoritehung 
jtreng darauf zu achten, daß die Difteln nach dem Schnitte des Getreides 
auf dem Telde verbleiben und dafelbft durch Verbrennung vertilgt 
werben. 

In feinem Falle darf geduldet werben, daß die auf dem Felde 
zurüdgebliebenen Difteln auf die Feldwege uf. geworfen werben und 
von da aus durch die Erntewägen der Same diefes läftigen Unfrautes 
alferwärt3 Verbreitung finde. Die Bertilgung der auf Gemeindewegen 
porfommenden Difteln obliegt Der Gemeinde. 


Öfterreich unter der Enns. 
Gefek 2. Jänner 1885, 


LGBl. Nr. 31, 
behufs Hintanhaltung und PVertilgung der Schmarogerpflanze Kleeſeide 
(Cuseuta). 

8 1. Die Seidenpflanze (Kleeſeide, Cuscuta) ift von den Be- 
figern, beziehungsweife Nutznießern oder Pächtern der Grundftüde, auf 
welchen dieſelbe fich zeigt, zu vertilgen. 

8 2, Der Gtatthalter hat nah Einvernehmung des Landes- 
ausfchufjes die erforderliche Belehrung zur Durchführung der ange» 
orbneten Bertilgung zu erlaffen. 

8 3. Der Gemeindevorfteher hat barliber zu wachen, daß bie im 
$ 1 erwähnten Perjonen ihrer dafelbft normierten Verpflichtung genau 

mmen. 

Die politifche Bezirlsbehörde hat zu veranlafien, daß dieſes Geſetz 
zweimal im Jahre, und zwar Anfang Mai und Anfang Auguft, durch 
die Gemeindevorfteher verlautbart werde. 


Geſ. Sig. VII/2. Feldſchutzgeſetz. 31 
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8 4. Gegen die Befiber, beziehungsweife Nußnießer oder Pächter 
von Grundftüden, auf welchen die Seidenpflanze in blühendem oder ab» 
geblühtem Zuftande vorgefunden wird, hat die Gemeinde eine in den 
Lolalarmenfonds fließende Geldftrafe bis 10 fl. und im Falle der 
Bahlungsunfähigkeit eine Arreftitrafe bis zu 48 Stunden zu verhängen. 

Bleichzeitig hat der Gemeindevorfteher die Veranftaltung zu treffen, 
daß die Befeitigung der Sleefeide durch Ausjchneiden und Verbrennen, 
forwie durd tiefes Umgraben der mit der Seidenpflanze bejtandenen 
Flecke auf Koften der Säumigen ausgeführt werde. 

85. Wird die Voilziehung diefes Gefeßes durch die Gemeinden, 
beziehungsweije die Gemeindevorjteher vernachläſſigt, oder entjprechen 
die Gemeinden nicht den ihnen als Grundbefigern, Nußnießern oder 
Pächtern gemäß $$ 1, 3 und eventuell 4 obliegenden Verpflichtungen, 
fo hat die politische Bezirtsbehörde auf Koften der betreffenden Gemeinde 
die erforderliche Abhilfe zu treffen. Die Unterlaffung der den Ge— 
meinden, beziehungsweije den Gemeindevorjtehern in dieſem Gejete vor- 
gezeichneten Verpflichtungen wird von der politifchen Bezirfsbehörde 
an dem betreffenden Gemeindevorjteher mit einer in den Lofalarmen- 
fonds fließenden Ordnungsitrafe bis zu 10 fl. geahndet. 

8 6. Das Straferfenntnis ift der Partei entweder in fchriftlicher 
Ausfertigung gegen Empfangfchein zuzuftellen oder in Gegenwart zweier 
Zeugen mündlich fundzumadhen. 

Über Verlangen der Partei ift in diefem Falle die Kundmachung 
und der Tag derjelben von den Zeugen auf dem Gtraferfenntnifje zu 
bejtätigen. 

8 7. Gegen das nad) $ 4 gefällte Straferfenntnis geht die Be— 
rufung, welche binnen drei Tagen nad) der Kundmachung oder Zu— 
ftellung des Straferfenntniffes beim Gemeindevorfteher fchriftlich oder 
mündlich einzubringen iſt, an die politifche Bezirksbehörde. Gegen zwei 
gleichlautende Erfenntnifje findet eine weitere Berufung nicht ftatt. 

S8. Die f. E Gendarmerie, fowie das zum Schuhe einzelner 
Zweige der Landesfultur beftimmte Wachperjonale find verpflichtet, jede 
wahrgenommene Übertretung dieſes Gejeßes dem Gemeinbevorfteher, und 
wenn diejen jelbjt ein Verſchulden trifft, der politifchen Bezirksbehörde 
anzuzeigen. 

3 9. Mit dem Bollzuge diefes Geſetzes find der Aderbauminifter 
und der Minifter de3 Innern beauftragt. 


Verordnung des Statthalters in Öfterreich unter 
der Enns 


5. März 1883, 3. 9811 (LEBT. Nr. 46), betreffend die Durchführung 
des Landesgeſetzes 2. Jänner 1883 behufs Hintanhaltung und Ver— 
tilgung der Schmarogerpflanze Kleeſeide (Cuscuta). 


Im Örunde des $ 2 des Gefepes 2. Jänner 1883 (LG. u. VBl. 
Nr. 31), betreffend die Hintanhaltung und Vertilgung der Schmaroger- 
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pflanze Kleefeide (Cuscuta) finde ih nad) Einvernehmung des nieder- 
öfterreichifchen Landesausſchuſſes nachſtehendes zu verordnen: 


8 1. Die Gemeindevorſteher find verpflichtet, die Beſtimmungen 
de3 bezogenen Geſetzes und insbefondere der gegenwärtigen Belehrung, 
mit welcher das einzuhaltende Vertilgungsverjahren vorgezeichnet wird, 
zweimal im Jahre, und zwar Anfang Mai und Anfang Auguft, im 
Gemeindegebiete zu verlautbaren. 

8 2. Behufs PVertilgung der Kleefeide müfjen an jenen Stellen, 
wo fich diefelbe zeigt, mit der Sichel in erweitertem Umkreiſe, das ift 
mindeſtens 30 Zentimeter über die von der Seide überſponnenen Pläße 
hinausgreifend, alle Pflanzen dicht an der Erde abgefchnitten und zu— 
jammengeworfen werden. Alsdann gibt man auf die folchergeftalt be» 
handelten Plätze eine dide Schihte von — — Stroh, 
oder, wo ſolches mangelt, eine hinreichende Menge von Spänen, 
Reiſig ufw. und verbrennt damit die mit der Sichel abgeſchnittenen 
Kleepflanzen- und Sleejeideteile, worauf die betreffenden Stellen jorg- 
fältig umzugraben find. 

S 3. Die Befiger oder Bemirtfchafter von Gründen haben bie 
im $ 2 bejchriebene Bertilgung bi3 fpätejtens nach dem erften Klee— 
ſchnitte vorzunehmen. 

E3 empfiehlt ſich jedoch, ſchon zur Herbitzeit den fogenannten 
Stoppelflee und im folgenden Frühjahre die Kleefelder und fonftigen 
Srundftüde aufmerkfamft zu übergehen und die etwa vorgefundene Klee— 
jeide auf die genannte Weife zu vernichten. 


5 4 Nach Beendigung des erjten Sleefchnittes hat von dem 
Gemeindevorfteher unter Beiziehung zweier VBertrauendmänner behufs 
Ermittlung, ob dem Geſetze vollfommen Rechnung getragen wurde, eine 
Begehung jämtlicher Grundftücde, auf welchen Kleefeide vorkommen fann, 
ftattzufinden. 

8 5. Wird bei diefer Begehung die Kleefeide in blühendem oder 
abgeblühten Zuſtande vorgefunden, jo hat die Gemeinde gegen bie 
Thuldtragenden Beſitzer, beziehungsweife Nutznießer oder Pächter der 
bezüglichen Grundftüde in Gemäßheit des $ 4 des Geſetzes über die 
Kleefeide 2. Jänner 1883 da3 Amt zu handeln. 

8 6. Im Falle einer eventuellen Berufung gegen die Verfügung 
des Gemeindevorftehers ijt da3 Strafregifter, beziehungsmweife unter 
Anſchluß der Beſchwerdeſchrift mit Beichleunigung an die politische 
Bezirksbehörde einzufenden. 
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Stetermarf. 
Gelek 9. Zäünner 1882, 


LGBl. Nr. 10, 


betreffend die Vertilgung von Kleeſeide, Aderbiftel, de Sauerborn- (Ber- 
berigen:) und bes Kreuzbornftrauches. 


8 1. Die Sleefeide, auch Flachsfeide, Teufelszwirn, Teufels- 
haar uftv. genannt, ift auf Aderländereien jeder Art, fowie auf Wieſen, 
Weiden, Aderrainen, Wegrändern, Eifenbahndämmen und anderen 
Grundftücden durch die Beſitzer, beziehungsweife Nutznießer und Pächter 
dDiefer Grundftüde zu vertilgen. 

Desgleichen haben alle Beſitzer, beziehungsmweife Nubnießer oder 
Pächter die Verpflichtung, mit allen geeigneten Mitteln die Aderbiftel 
und Baummiftel zu vertilgen, jorwie die Ausrottung de Sauerborn- 
(Berberigen)ftrauches und des Kreuzdornes an ben Rainen und über- 
haupt bis auf 100 Meter Entfernung von der Grenze der Getreide- 
felder vorzunehmen. 

(Diefe Faffung erhielt der $ 1 durch das Geſetz v. 8. März 1904, 

LOB. Nr. 59.) 

8 2, Wenn auf Grundftüden die im $ 1 zur Bertilgung be» 
zeichneten Gewächſe und insbefondere Kleefeide im Stande de3 Auf- 
blühens oder Reifens, ferner die Aderdiftel haufen» oder herbenmweife 
oder über das ganze Aderland in dem oben genannten Stande vor— 
gefunden, endlih der Sauerdorn oder Sreuzdorn an Rainen oder 
überhaupt in der Nähe der Getreidefelder angetroffen werben, fo hat der 
Gemeindevorfteher die Veranftaltung zu treffen, daß dieſe Gewächſe fo- 
gleich befeitigt werden, zu welchem Ende die Befiger, beziehungsmweife 
Nutznießer oder Pächter (Bewirtichafter) aufzufordern find, die im 8 1 
vorgefchriebene Bertilgung in angemefjener Frift fo gewiß vorzunehmen, 
widrigenjall3 diefelbe auf Koften der Beſitzer, Nutznießer oder Pächter 
vorgenommen und Die hiezu Aufgeforderten überdied mit einer in den 
Lokalarmenfonds fließenden Gelditrafe bi3 zu 10 fl., oder im Falle der 
Bahlungsunfähigfeit mit Arreft bis zu 48 Stunden beftraft werben 
würden. 

3 3. Der politifchen Bezirksbehörde Tiegt e3 ob, darüber zu 
wachen, daß die Beitimmungen dieſes Geſetzes von den Gemeinden ihres 
Bezirkes genau befolgt werben. 

8 4. Das Straferfenntnis ift der Partei entweder in fchriftlicher 
Ausfertigung gegen Empfangjchein zuzuftellen, oder aber berjelben in 
Gegenwart zweier Zeugen in der Gemeindefanzlei mündlich kund— 
zumachen. In diefem alle ift die gefchehene Kundmachung und ber 
Tag, an welchem diefelbe erfolgte, von den Zeugen auf dem Straf- 
erfenntnijfe zu beftätigen. 

8 5. Gegen das Gtraferfenntnis des Gemeinbevorfteherd geht 
die Berufung, welche binnen 14 Tagen nad der Kundmachung oder 
Buftellung des Straferfenntnifjes beim Gemeindevorfteher fchriftlich oder 
mündlich einzubringen ift, an die politifche Behörde. 
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Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine meitere Be— 
rufung nicht ftatt. 

8 6. Mit dem Vollzuge diefes Gefeges find der Aderbauminifter 
und der Minifter bed Innern beauftragt. 


Verordnung des fteiermärkifchen Kandesausfchufles 


1. Juni 1882, LEB. Nr. 27, über die Durchführung des Landes— 

gejeges 9. Jänner 1882, LGBl. Nr. 10, betreffend die VBertilgung der 

Kleeſeide, Aderdiftel, de3 Sauerdorn⸗ (Berberigen-) und des Sreuz- 
dornſtrauches. 


8 1. Das Geſetz 9. Jänner 1882, betreffend die Vertilgung der 
Kleefeide, der Ackerdiſtel, des Sauerdorns und Kreuzdornſtrauches, ift 
durch den Gemeindbevorfteher zweimal im Jahre, und zwar Anfang 
April und Anfang Juni, zu verlautbaren, wobei neben den oben ge- 
nannten Bezeichnungen bie ort3üblichen einzufchalten find. 


A, Bertilgung der NAleefeide, Cuscuta trifolii (Babingt.). 


8 2. An jenen Gtellen, mo die Kleeſeide fich zeigt, müſſen mit 
ber Sichel in erweitertem Umfreife, d. i. mindeſtens 30 Zentimeter über 
die von der Seide überfponnenen Plätze hinausgreifend, alle Pflanzen 
dicht an der Erde abgeschnitten und zufammengeworfen werben. 

Alsdann gibt man auf die folchergeftalt behandelten Pläge eine 
dide Schichte von fußlang gejchnittenem Stroh, oder, wo ſolches mangelt, 
eine hinreichende Menge von Spänen, Reifig ufw. und verbrennt Damit 
die mit der Sichel abgefchnittenen Kleepflanzen- und Kleeſeideteile, 
worauf die betrejfenden Stellen forgfältig umzugraben find. 


3 3. Die Befiger oder Bewirtichafter haben die oben bejchriebene 
Bertilgung bi3 fpäteftend nad) dem eriten Kleefchnitte vorzunehmen. 
E3 empfiehlt fich jedoch, fhon zur Herbitzeit den fogenannten Stoppel- 
fee und im folgenden Yrühjahre die Kleefelder und alle im $ 1 des 
Geſetzes genannten Grundbeitandteile aufmerkfam zu übergehen und bie 
etwa vorgefundene Kleeſeide auf die genannte Weife zu vernichten. 


8 4. Nach Beendigung de3 erften Sleefchnittes Hat eine Ge— 
meindelommifjion jowohl die Kleefelder, wie auch alle im $ 1 des Ge— 
jeßes bezeichneten Grundftüde zu begehen. Dieſe Kommiſſion fennzeichnet 
die noch mit Sleefeide überfponnenen Plätze und hat fodann die Bewirt- 
Ichafter der betreffenden Grundftüde mit Berufung auf ben $ 2 des 
Geſetzes zu beauftragen, die Bertilgung der Kleefeide längſtens binnen 
14 Tagen vorzunehmen. 

8 5. Nach Ablauf der gegebenen Frift ift der Gemeinbevorfteher 
verpflichtet, fi) von der Vollziehung de3 Auftrages Gewißheit zu ver- 
elle und gegen die Säumigen nach $$ 2 und 4 des Geſetzes vor- 
zugehen. 
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B. Bertifgung der Aderdiftel, Cirsium arvense (L.). 


8 6. Das einzige Mittel, abgejehen von forgfältiger Ader- 
beftellung und Verwendung reinften Saatgutes, ift da3 gründliche Aus- 
jäten der Aderdijtel. Sind die Diftelpflanzen zeitig im Frühjahre noch 
fein, fo können diefelben durch Ausftechen entfernt werden, doch fo, 
daß der Ausjtich ziemlich tief jtattfindet, bei ben bereit3 größer ge- 
twordenen Pflanzen wird durch das Ausftechen oft mehr gejchadet ala 
genüßt, weil die Diftel meift nur mangelhaft zum Ausftiche gelangt. 
Hier ift das Ausziehen der Difteln famt der Wurzel geboten. Bald nach 
einem ausgiebigen Regen kann das Ausziehen ohne große Mühe mit 
der Hand gejchehen. 

7. Nach den oben gegebenen Andeutungen hat die Bertilgung 
der Aderdijtel von Seiten der Bewirtjchafter im Frühjahre ftattzufinden 
und muß fo lange fortgefeßt werden, als e3 die weiterjchreitende Ent- 
widlung der Kulturpflanze zuläßt. 

$ 8, Bei Gelegenheit der erftmaligen Verlautbarung bes Geſetzes, 
Anfang April, find die Bewirtfhafter von ber Gemeindevorftehung auf- 
zufordern, dad Ausjäten der Aderdijtel während der Frühjahrsperiode 
vorzunehmen. 

8 9. Während der Beitperiode vom Beginne de3 Monats April 

bis Mitte Mai hat fich die Gemeindevorjtehung zu vergemifjern, ob 
diefer Aufforderung Folge gegeben wurde, und im Unterlafjungsfalle 
we Beftimmungen des $ 2 des Geſetzes eindringlich aufmerkſam zu 
machen. 
S 10. Sollten zur Erntezeit größere Mengen von Aderdifteln in 
den ®etreidefeldern dennoch vorfommen, fo hat Die Gemeindevorftehung 
ftrenge darauf zu achten, daß die Difteln nad) dem Schnitte des Getreides 
auf dem Felde verbleiben und daſelbſt duch Verbrennung vertilgt 
werden. 

An feinem Falle darf geduldet werden, daß die auf dem Felde 
zuridgebliebenen Dijteln auf die Feldivege uf. geworfen werden und 
bon da aus durch die Erntewägen der Same dieſes läftigen Unfrautes 
allerwärts Verbreitung finde. Die Vertilgung der auf Gemeindewegen 
vorfommenden Dijteln obliegt der Gemeinde. 


C. Bertilgung des Sauerdornes (Zerberitzenſtrauches, Berberis vul- 

garis (L.) und der Areuzdorn-, Rhamnus-Arten (R. Br,), insBefondere 

von Rhamnus frangula (L.). Glatter Wegdorn, Saulbaum, Yulver- 

born und von Rhamnus cathartiea (L.), gemeiner Wegdorn, Hirſch- 

dorn, Purgierdorn, Sireuzdorn (die Dornen Bilden mit den Äften ein 
Kreuz). 


8 11. Die genannten Sträucher find nicht nur an Rainen und 
in der Nähe der Getreidefelder, fondern auch bi3 auf eine Entfernung 
bon 100 Metern von den Getreidefeldern entfernt ſamt den Wurzeln 
auszugraben. 

$ 12. Die Aufnahme der auch nad) ber Berlautbarung, Anfang 
April, an den Rainen und in der Nähe der Getreidefelder fich vor— 


Steiermarf. 487 


jindenden Sauer» und Kreuzdorne hat durd) die im $ 4 erwähnte Ge- 
meindelommijjion bei Begehung der Kleefelder ftattzufinden. 

Die Säumigen find zur Ausgrabung aufzufordern und haben nad 
abgelaufener Auftragsfrift gegen die Läffigen die Strafbejtimmungen 
de3 Geſetzes nad) SS 2 und 4 in Wirkſamkeit zu treten. 


Verordnung des fteiermärkifchen Kandesausfchuffes 
vom 29, DEtober 1904, 


mit welcher im Einvernehmen mit der f. E. jteiermärkischen 

Statthalterei anläßlich der mit dem Geſetze vom 8. März 

1904, 26. u. VBl. Wr. 59, erfolgten Ausdehnung der 

Bejtimmungen des Geſetzes vom 9. Jänner 1882, LG. u. 

VBl. Nr. 10, auf die Baummiftel die Durchführungsper- 

ordnung des jteiermärfiichen Landesausſchuſſes vom 1. Juni 
1882, 26. u. BB. Nr. 27, ergänzt wird. 


(LEBL. Nr. 91.) 


Bertilgung der Baummiftel. 

Die Baummiftel ijt das ganze Jahr hindurch, ins— 
befondere aber im blattlofen Zuſtande der Bäume jeitens 
der Objtzüchter, beziehungsweife Pächter von den Obſt— 
bäumen zu entfernen. 

Die Entfernung gejchieht: 

1. Durch das Abjchneiden der jchwächeren befallenen 
Afte, und zwar handtief unter dem Anſatze des Mijtelbujches, 

2. durch das Ausjchneiden des Miftelbujches jamt jeinen 
Wurzeln auf jtarfen Aſten und Bejtreihen der jo ent— 
tandenen Wunde mit heißem Steinfohlenteer. 

Die behandelten Wundjtellen find im Auge zu behalten 
und von allfällig neu hervorfommenden Meifteltrieben zu 
ſäubern. 

Auch die nächſtliegenden Waldbäume ſind öfters zu 
ſichten und von der Baummiſtel zu ſäubern, um der Ver— 
ſchleppung durch Vögel auf Obſtbäume vorzubeugen. 

Auf die genaue Durchführung des Geſetzes haben die 
Gemeindevorſteher zu dringen. Wird der Aufforderung des 
Gemeindeamtes zur Bekämpfung der Miſtel binnen vier 
Wochen nicht Folge geleiſtet, geſchieht die Bekämpfung 
durch das Gemeindeamt, beziehungsweiſe, falls auch dieſes 
untätig iſt, durch den Bezirksausſchuß auf Koſten des 
ſäumigen Beſitzers oder Pächters. 


Nachtrag. 


Gelek vom 4. April 1906, 


wirffam für die gefürjtete Grafſchaft Görz und 
Gradiska, betreffend die Bertilgung der Kleejeide und 
anderer Unfräuter. 


(Dieſes Geſetz murde mährend des Drudes dieſes Bandes 
Tanktioniert, die Berlautbarung dieſes Gejeges ift bisher nicht erfolgt.) 


8 1. Die Befiger, beziehungsmweije Fruchtnießer oder 
Pächter von Grundjtüden, auf welchen die Kleefeide auftritt, 
jind verpflichtet, dieſelbe zu vertilgen. 

Die Statthalterei kann mit Zuſtimmung des Landes- 
ausschuffes im Verordnungswege auc noch andere jchädliche 
Unfräuter den Beftimmungen Diejes Gejeges unterwerfen. 

S 2, Der Statthalter hat im Einverftändniffe mit dem 
Landesausihuffe die erforderliche Verordnung zur Durch» 
führung der angeordneten Bertilgung zu erlajjen. 

83. Es iſt Pflicht der Bürgermeifter darüber zu 
wachen, daß die im $ 1 bezeichneten Perſonen der in 
diefem Paragraphen ausgejprodhenen Verpflichtung ge= 
nauejtens nachkommen. 

S 4 Gegen die Befiter, Fruchtnießer oder Pächter 
jener Grundjtüde, auf welchen das Vorhandenfein der Klee- 
jeide in blühendem Zujtande oder Si abgeblüht feſtgeſtellt 
werden jollte, Hat der Bürgermeijter in Gemeinjchaft mit 
zwei Gemeindeabgeordneten ($ 57 der Gemeindeordnung 
vom 7. Wpril 1864, LEBT. Nr. 8) Gelditrafen bis zu 
gmanzig Kronen zu verhängen, welche bei Zahlungsunfähig- 
eit in eine entjprechende Arreſtſtrafe bis zu achtundvierzig 
Stunden umzuwandeln find. 

Die Gelditrafen fließen in einen zu errichtenden be- 
jonderen Landesfulturfonds. 
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Sfeichzeitig mit der Verhängung der Gelditrafe hat die 
Strafbehörde für die Vornahme der Arbeiten zur Vertilgung 
der Kleefeide auf den Grundjtüden des Fruchtnießers oder 
Pächters auf Koften desjelben Vorſorge zu treffen. 

Wenn Gemeinden als —— Fruchtnießer oder Pächter 
von Grundſtücken den Anordnungen dieſes Geſetzes nicht 
entſprechen oder wenn ein Bürgermeiſter oder Gemeinde— 
abgeordneter ſich eine ſolche Ubertretung zu ſchulden kommen 
läßt, ſteht die Strafamtshandlung der politiſchen Bezirks— 
behörde zu. 

8 5. Das Straferkenntnis iſt der Partei ſchriftlich zu— 
zuſtellen. 

8 6. Gegen die im 8 4 vorgeſehenen Straferkenntniſſe 
ift die Berufung an die politische Bezirfsbehörde und, wenn 
diefe jelbjt das Straferfenntnis in erjter Inſtanz gefällt 
hat, an die Statthalterei zuläffig, welche Berufung binnen 
drei Tagen, vom Tage der Zuftellung des Straferfenntniffes 
an gerechnet, bei jener u einzubringen iſt, welche in 
erjter Inſtanz entfchieden hat. 

Gegen zwei gleichlautende Erfenntnifje findet eine 
weitere Berufung nicht jtatt. 

8 7. Die Außeradtlaffung der nad) diefem Gefete den 
Gemeinden, beziehungsmweife den Bürgermeiftern zufommen- 
den behördlichen Verpflichtungen wird von der politischen 
Bezirksbehörde nad) $ 95 der Gemeindeordnung geahndet. 

8. Die f. f. Gendarmerie, fowie die im Sinne des 
Geſetzes vom 18. März 1876, LEBT. Nr. 11, beitellten Feld- 
hüter haben Übertretungen diefes — den Bürgermeiſtern 
zur Anzeige zu bringen. Inſofern die Übertretungen einem 
Bürgermeiſter oder Gemeindeabgeordneten zur Laſt fallen, 
haben die eben genannten Organe die Anzeige unmittelbar 
der politiſchen Bezirksbehörde zu erſtatten. 

8 9. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Mein Acker— 
bauminifter und Mein Minifter des Innern beauftragt. 


Alphabetiſches Wegifter. 


(Die beigefügten Bahlen bedeuten Seiten dieſes Bandes.) 


A. 


Abraupen, Verpflichtung hiezu 
in Böhmen 389, Buko— 
wina 392, Görz-Gradiska 
397, Iſtrien 400, Kärnten 
402, Krain 404, Mähren 
407, Niederöſterreich 411, 
Salzburg 415, Sclefien 
419, Steiermarf 422, 
Tirol 426, Trieft 430, 
Vorarlberg 431. 

Abſchreibung der Grundſteuer, 
ſ. Grundſteuer. 


Abzeichen des Verſonals zum 
Schutze der Landeskultur 
in Böhmen 40, Buls- 
wina 41, Dalmatien 42, 
Galizien 44, Görz-Gra— 
disfa 46, Sitrien 47, 
Kärnten 48, Rrain 49, 
Mähren 51, Niederditer- 
reih 52, Oberöſterreich 
54, Salzburg 55, Schlefien 
56, Steiermarf 58, Tirol 
59, Vorarlberg 61. 

Ackerdiſtel (eirsium arvense), 
Verpflichtung zur Ver— 
tifgung derjeiben in Bus 


fowina 467, Galizien 472, 
474, Mähren 478, 480, 
Steiermarf 484, 486. 

Afterrüfielläfer (Attalabus 
bacchus), Berpflihtung 
zur Vertilgung Ddesjelben 
in Sitrien 400, Trieſt 
430. 


Alpenpflanzen, deren Schuß 
in Görzr Gradista 160, 
Krain 207, Niederöfter- 
reih 63, Salzburg 63, 
Steiermarf 252, Tirol 
271, Vorarlberg 23. 

Aspidiotus  perniciosus 
(San Aoje- Scildlaus), 
Borichriften zur Ver— 
hütung der Einſchleppung 
386. 


Aurikel (primula auricula), 
deren Schuß in Nieder- 
öfterreich 63. 

= der Hinfichtlich der 

Neblaus in Betracht 
fommenden Gegenjtände 
336, 

Ausnahmen von 

verboten 329, 


Auzfuhr- 


Bayern — Edelweiß. 


B. 


Bayern, Übereinfommen we- 
en Verhütung von Feld— 
——— an den Landes— 
grenzen 78. 


Baummiſtel, Verpflichtung 
zu deren Vertilgung in 
Steiermark 484, 487. 

Beeidigung des Wachper— 
ſonales zum Schutze der 
Landeskultur, Erforder— 
niſſe hiefür 62. 

— beſondere Vorſchriften für 
Böhmen 88, Bukowina 
102, Dalmatien 116, 
Galizien 6, Görz-Gradiska 
9, Iſtrien 14, Kärnten 
185, Krain 201, Mähren 
18, Niederöſterreich 27, 


Oberöſterreich 22, Salz-⸗ 


burg 31, Schleſien 231, 
Steiermart 244, Tirol 


262, Trieft 276, Vorarl- 


berg 36. 


Beginftigungen und Unter- | 


ftügungen anläßlich der 


Reblausichäden 317-329. 


Berberigenitraud) (berberis 
vulgaris), Verpflichtung 
zu dejjen Bertilgung in 
Steiermarf 484, 486. 

Beitätigung des Wachper- 
ſonales zum Schuße der 
Landeskultur, j. Beeidi- 
gung. 


Bienen, Vorſchriften über 


deren Haltung in Görze 


Gradisfa 156, Kärnten 
192, Mähren 211, Nieder: 
öjterreich 64. 
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Blagayſcher Seidelbaft (daphne 
blagayana), deſſen Schuß in 
rain 207 

Blutlaus (schizoneura lani- 
gera), Verpflichtung zu 
deren Bertilgung in 
Niederöſterreich 412—415. 

IERBEHEFGENBNUINANFANRNE 


Bosnien Herzegowina, Be— 
ftimmungen über das 
Vorgehen bei Feldfreveln 
in, 126. 


6. 


Cirsium arvense, j. Yder- 
diitel. 

Cypripedium calceolus 
(Frauenjchuh), deſſen 
Schutz in Niederöſterreich 


63. 
Cuscuta, ſ. Kleeſeide. 


D. 


Daphne blagayana (Seidel— 
baſt), deſſen Schutz in 
Krain 207. 

Doryphora decemlineata 
(Koloradofäfer,, Vor— 
Ichriften über deſſen Ab— 
wehr 385, 386. 

Durchfuhr von Bodenerzeug- 
nilien 350 


E. 


Edelweiß (Cnaphalium leonto. 
podium), Beſtimmungen 
zu deſſen Schutz in Görz— 
Gradiska 160, Krain 207, 
Niederöſterreich 63, Salz— 
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burg 63, Steiermarf 252, 
mn 271, Borarlberg 


Eidesformel für das Feld— 
jhußperjonal 77, in 
Böhmen 9, Bulomwina 


109, Dalmatien 126, 
Galizien 142, Görz- 


Gradista 156, Sitrien 174, 
Kärnten 192, Krain 207, 
Mähren 225, Schleſien 
238, Steiermart 251, 
— 269, Vorarlberg 


Einfriedungen, Verpflichtung 
zu deren Inſtandhaltung 
in Tirol 260, 

Einfuhr der Hinfichtlich der 
Neblaus in Betracht fom- 
menden Gegenftände 337, 
345, 346. 

Eiſenbahn, deren Betreten 
jeitens des zum Schutze 
der Zandesfultur beftellten 
Wacperjonales 3—5. 

Engerlinge, Verpflichtung zu 
deren Bertilgung, 
Maifäfer. 

Entihädigungen bei Maß— 
regeln zur Neblausbe- 
kämpfung 298, 303. 


F. 


Feldfrevel, Beſtimmungen 
über das Vorgehen in 
Bayern 78, Bosnien— 
Herzegowina 126, Kroa— 
en 2. 128 

reußen 77, Sachſen 

Feldhüter, Flurwächter 62, 

Feldmäuſe, deren Bekaͤmpfung 


Eidesformel — Hausdurchſuchungen. 


in Böhmen 435, Galizien 
439, Niederöfterreich 446, 
Schleſien 455, in den 
ee Grenzgebieten 


Feldichusgefeß für Böhmen 
80, Bukowina 96, Dalma- 
tien 109, Galizien 130, 


Görz- Gradisfa 142, 
Sitrien 161, Kärnten 
178, Krain 194, Mähren 
211, Schleſien 225, 


Steiermarf 238, Tirol 
258, Trieft 271, orarl- 


berg 281. 
Feldſchutzperſonale, deſſen 
Rechte und Pflichten 1 
bis 13. 
Flurwächter 62. 
Alurenpolizei 73. 
Frauenſchuh (cypripedium 
calceolus), deſſen Schuß 
in Niederöfterreich 63. 


G. 
Gemeindefraktionen in Dal— 
matien, deren beſondere 
Haftung für Feldſchäden 
114, 115, 124, 125. 
Grumditener, deren Abjchrei- 
bung für phyllorerierte 
— 313—317, 


329, 
Grundjtenerfreiheit für Neu— 
ne von Wein 


Hausdurchſuchungen ſeitens 
des Wachperſonals zum 
Schutze der Landeskultur 


= 


Herzegowina — Maikäfer. 


Herzegowina, Beitimmungen 
über dad Vorgehen bei 
Feldfreveln in, 126. 


J. 

Inſekten, landwirtſchafts— 
ſchädliche, ſ. Abraupen, 
Afterrüſſelkäfer, 
Blutlaus, Kolorado— 
käfer, Maikäfer, Reb— 


laus, San Joſé— 
Schildlaus. 
Jagdrecht und Feldgut 72, 
K. 


Kartoffel, deren Einfuhr aus 
Nordamerika 385. 

Kennzeichnung des — 
perſonales zum Schutze 
der Landeskultur in 
Böhmen 40, Bufomwina 
41, Dalmatien 42, Gali- 
zien 44, Görz-Gradiska 
46, Sitrien 47, Kärnten 
48, Krain 49, Mähren 
51, Niederöjterreich 52, 
Dberöjterreih 54, Salz— 
burg 56, Schleſien 57, 
Steiermarf 59, Tirol 60, 
Vorarlberg 61. 

Kervenitendel- (Ophrys)arten, 
deren Schuß im Nieder— 
öfterreich 63. 

Kleefeide (cuscuta), Beftim- 
mungen über deren Ber- 
tilgung in Böhmen 459, 
Bufowina 464, Görz- 
Gradiska 488, Galizien 
472, Krain 475, Mähren 
478, Niederöfterreich 481, 
Steiermark 484. 
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Kohlröschen (nigritella an- 
gustifolia, nigra, rubra), 
dejien Schu in Nieder- 
öfterreich 63. 

Koloradofäfer  (doryphora 
decemlineata) 385. 

Kompetenz zur Beltrafung 
von Beſchädigungen und 
Berlegungen des Feld— 
gutes 71, 72. 

Krenzdorn _(rhamnus cathar- 
tica), Berpflihtung zu 
deſſen WBertilgung in 
Gteiermarf 484, 486. 

Kroatien-Slawonien, Beitim- 
mungen über das Vor— 
gehen bei Feldfreveln in, 
128. 


Kronenwährung, deren Eine 
führung 

Kupfervitriollöfung, Ver— 
bot der Verwendung des 
mit ihr bejprengten Wein- 
laube8 zur Umbüllung 
von Nahrungsmitteln in 
Dalmatien 471. 


L. 


Landeslommiſſionenfür Wein- 
bauangelegenheiten in 
Böhmen 362, Dalmatien 
355, Krain 359, Mähren 
363, Niederdfterreic 365, 
Steiermart 367, Tirol 
370. 


M. 


Maikäfer, Verpflihtung zu 
deren Bertilgung in 
Böhmen 389, Bulomwina 
392, Görz-Gradisfa 397, 
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Kftrien 400, Kärnten 402, 
Krain 404, Mähren 407, 
Niederdjterreih411, Salz- 
burg 415, Schleſien 419, 
Steiermart 422, Tirol 
426, Triejt 430, Vorarl- 


berg 431. | 
Maulwurf, Verbot des 
Fangens Desjelben in 
Tirol 426. 
Mänje, Verpflihtung zu 


deren Bertilgung im 
Böhmen 435, Galizien 
439, Niederöjterreich 446, 
Schleſien 455, in den 
ungariichen Grenzgebieten 
455. 

Mänfebazillug, 
Borichriften, betreffend 
deſſen Bezug aus dem 
Auslande 435. 


N. 


Nigritella angustifolia, 
nigra, rubra, deren Schuß 
in Niederöfterreich 63. 


D. 
Obſtbäume, deren Schuß, |. 
Inſekten. 
Ophrysarten, deren Schutz 
in Niederöſterreich 63. 


P. 
Peronospora viticola (Re— 
benmehltau),Berpflichtung 
zu Vorkehrungen zum 
Schußedagegen in Böhmen 
462, Dalmatien 468. 
Phylloxera vastatrix, j. 
Reblaus. 








Löfflerſcher, 


Maulwurf — Reblaus. 


Pfändung von Tieren durch 
das Feldſchutzperſonal 5. 
— in Böhmen 90, Bufomwina 


103, Dalmatien 118, 
Galizien 138, Görz— 
Gradisfa 151, Sitrien 


169, Kärnten 186, Rrain 
202, Mähren 219, Scle- 
jien 233, Steiermarf 246, 
Tirol 264, Trieft 277, 
Vorarlberg, 289. 

Preußen, Übereinkommen 
wegen PBerhütung von 
Feldfreveln an den Landes— 
grenzen 77. 


Primula auricula, ſ. 
Aurifel. 
N. 
Nanpen, Verpflichtung zu 


deren Vertilgung, ſ. Ab— 
raupen. 

Raupenleim, deſſen Zollbe— 
handlung 435. 

Nebenmehltau, j. Perono- 
spora. 

Nebeniteher (rinchites be- 
tuleti), Verpflichtung zu 
deiien Bertilgung in 
Dalmatien 396. 

Nebenverfehr 331. 

— bejondere Vorjchriften für 
Böhmen 354, Tirol 380. 

Reblaus, Maßregeln gegen 
deren PBerbreitung 296 
bis 307, 336—352. 

— Begünftigungen und Un- 
terſtützungen 317—329. 

— Gewährung von Darlehen 
und Vorſchüſſen 321. 

— Gebührenerleichterung für 
Darlehen 325. 


Neblaus — Vorſchüſſe. 


Reblaus, Grundſteuerabſchrei— 
bung 313—317, 329. 

— Örundjteuerfreiheit 
Neuanpflanzungen 327. 

— fachliche Beiräte 332. 

— internationale Konvention 
336. 

— Verfehrsvorjchriften auf 
Grund der Konvention 
342, 

Rhamnus cathartica, ſ. 
Kreuzdorn. 

Rinchites betuleti, Reben 
jtecher, Verpflichtung zu 
deſſen Vertilgung in 
Dalmatien 396. 


S. 

Sachſen, übereinkommen we— 
gen Verhütung von Feld— 
freveln an den Landes— 
grenzen 79. 


San Joſé-Schildlaus (dory- 


phora decemlineata),Bor- 
ichriften zu deren Ver— 
tilgung 386. 
Sanerdornitrand) 
vulgaris), 


(berberis 


Steiermart 484, 486. 

Seidelbait, Blagayicher (daphne 
blasayana), Schuß desjelben 
in rain 207. 

Stawonien, Beitimmungen 
über das Borgehen bei 
Teldfreveln in, 128. 

Stalldiinger, verrotteter, Ber- 
fehrserleichterungen be» 
züglich desjelben in Kärn- 
ten 358, Küftenland 361, 
Tirol 384. 


für | 


Verpflichtung | 


zu Ddejjen Bertilgung in 


| 
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. 


Teufelshaar, ſ. Kleeſeide. 

Treſter, Verkehrserleichterun— 
gen bezüglich desſelben in 
Kärnten 358, Küſtenland 
361, Tirol 354. 


N. 


Unfräuter, ſ. Aderdiftel, 
Baummiftel, Ber- 
berigenftraud, Klee— 
jeide, Kreuzdorn. 


V. 


Vegetabilien, Verkehrserleich— 
terungen bezüglich der— 
ſelben in Kärnten 358, 
Küſtenland 361, Tirol 
384. 

Verhaftungen durch das Wach— 
perſonal zum Schutze der 
Landeskultur 3, 4. 

Verkehr mit  bewurzelten 
Neben 331. 

— bejondere Vorſchriften in 
Böhmen 354, Tirol 380. 

Berfehrserleihterungen für 
Vegetabilien, Stalldünger, 
Weinlejetrauben u. Trejter 
in Kärnten 358, Küften- 
land 361, Tirol 384. 

Verzeichniſſe über den Stand 
der Pflanzgärten und den 
Abſatz der Wurzelreben, 
Verpflichtung zu Deren 
Führung in Tirol 382. 

Borihüffe, Darlehen zur 
Wiederheritellung der 
dur Die Reblaus zer- 
jtörten Weingärten 321. 
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W. 


Wachperſonale zum Schutze 
der Landeskultur, deſſen 
amtliche Stellung 1—6. 

— Erfordernijje zu deſſen 
Beeidigung, |. Beeidi— 


ung. 

— Boricriften iiber deſſen 
Kennzeihnung, j. Kenn» 
zeichnung 

Wanderbienenweide in Görz- 
Gradiska 156, Kärnten 
192, Niederdjterreich 64, 
Mähren 211. 

MWeidefrevel in Bosnien- 
Herzegowina 126, Kroa- 
tien-Slawonien 128. 

Weideverbote zur Hintan- 
haltung von Feldichäden 
in Böhmen 83, Bufowina 
98, Dalmatien 111, Ga- 
fizien 132, Görz-Gradiska 
144, Sftrien 163, Kärn— 
ten 181, Krain 196. 
Mähren 213, Schleſien 
227, Steiermarf 241, 
Tirol 261, Trieft 264, 
Vorarlberg 

Weingärten, Abjchreibung der 
Grundſteuer, j. Grund- 
jteuer. 





MWachperfonale — Zollämter. 


Weingartenordnung fürftrain 
208. 


Weinlefetranben, Berfehrs- 
erleichterungen bezüglich 
derfelben in Kärnten 358, 
Küftenland 361, Tirol 
384, 


Weinlefe, Vorichriften über 
die Zeit Hiefür im 
Bukowina 99, Dalmatien 
113, Görz-Gradiska 146, 
Sitrien 164, Kärnten 
182, Rrain 197, Mähren 
214, Vorarlberg 284. 

Weinanpflanzungen, neue, 
Grundfteuerfreiheit der— 
felben 327. 

Winzerordnung für Gteier- 
mark 252. 


3. 


Biegen, beiondere Vorſchriften 
in Betreff derjelben in 
Görz - Gradisfa 145, 
Iſtrien 174. 

Zollämter für die Einfuhr 
der Hinfichtlich der Reb— 
laus in Betradt kom— 
menden Gegenftände 345, 
346, 


Shronologifdes Regiſter 


der in diefem Bande enthaltenen oder Bezogenen Geſetze, Verordnungen, 
Grkenntniffe und Gntfheidungen. 


(Die nach dem Buchſtaben ©. —c8 Zahlen bedeuten Seiten dieſes 
andes. 





1775 
April 8. GeſSlg. v. J. 1774 
bis 1776, Bd. 7, 
AhPat., Nr. 1680, 
1886, 
März 3. ProvGS.f. Dalm., 
GubKdm., Nr. 29, 
©. 114, 115, 124. 
1842, 
April 28. PolGS., Bd. 70, 
HKD. Nr. 54, 
©. 72, 77. 
1844, 
Mai 14. PolGS., Bd. 72, 
D. Nr. 64, 
.: 18, 18. 
Suli 13. Gubſedm. f. Görz- 
Gradiska, 3. 7507, 
©. 145, 178. 
1848, 
Febr. 8. PolGS., Bd. 76, 
HKD. Nr. 12, 
18.78, 
1851, 
Nov. 16. MB., RGBl. Nr.1 


ex 1852, ©. 3. 


1852, 
Mai 27. 


Nov. 13. 
1855, 


of. 2. 


1857, 


Juli 1. 


1860, 
Jän. 30. 


Sept. 11. 


1862. 


Oft. 27. 


1864, 


April 28. 


Geſ. Sig. VIIY/2. Feldſchutzgeſetz. 


en _ Nr. 
HOME, 8. 22.011, 
MErkl. RGBl. Nr. 
176, ©. 69, 72. 
MB., RGBl. Nr. 
124, ©. 1. 

MB., RGBl. Nr. 
28, ©. 62. 

ERL. f. rain, 
Nr. 43, 


©. 
s 334, ss 26.473, 
; —— f. Tirol, 


LGBl. 
S. 73. 


Geſ. RGBl. Nr.87, 
S. 3, 5. 


Nr. 80, 


FME., 8. 9173, 
©. 2. 
32 
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1867. 


April 7. 


„168. 


„29. 


1869. 


März 5. 
Juli6. 
Aug. 29. 


1870. 


April 30. 


„30. 


„ 80. 


„30. 


„30. 


13. 


. Sei. f. 


Chronologifches Regiſter. 


MIZE., 
3. H2/MI., ©. 
64, 73 


en 

65, 73. 
nos f. ObH., 
LGBl. _Rr. 18, 


©. 

Statthrd. f. M., 
SGB. Nr. 16, 
©. 65, 73. 


Mähren, 
LGBl Nr. 4 ex 
1869, ©. 411. 


. &ei. f. Steiermarf, 


LGBl. Nr. 5 ex 
1869, ©. 422. 


Ben „RGBl. Nr.27, 
NgJE., 3. 8565, 
©. 74. 

MIC, 8. 11.027, 


Se. f. Bukowina, 
LOB. Nr. 22, 
©. 392. 

Sei. f. Schlefien, 
LOB. Nr. 33, 
©. 419. 

Se. f. Görz-Grad., 
KGB. Nr. 24, 
. 897. 

f. Mähren, 
a 


f. Böhmen, 


ED. f. 


April 30. 
„30. 


Nov. 30. 


1871, 


uni 24. 


1872, 
Jän. 


Sf. 
An 


©. 
. Gel. f. 


. el. f. 


LGBl. Nr. 38, 
©. 389. 

Geſ.f. Tirol, LEBL. 
Nr. 38, S. 429. 
Gef. f. Vorarlberg, 
LGBl. Nr. 40, 
©. 431. 


DIE, 8. 3770, 


f. Krain, 
Nr. 21, 
S. 4 


338, 2. 3989, 
; N f. Tirol, 


LGBl. 
76. 


Nr. 68, 


Sitrien, 
LOB. Nr. 45, 


S. 400. 
SltaithKd.f. Küſten- 


land, 8. 9590, 
©. 145. 
Gef. f. Kärnten, 
LGBl. Nr. 55, 
©. 402. 


AMELL, 8. 3139, 
8.1. . 


. Gel. f. Salzburg, 


LEBT. 
©. 415. 


Nr. 8, 


.Geſ., RGBl. Nr. 


84, ©. 1, 6. 


3. Geſ., RGBl. Nr. 


119, ©. 2, 5. 


Tirol, 
LOB. Nr. 34, 


©. 426. 


Chronologifches Negiiter. 
 IME., 8. 19.119, | Juli 6. 


Suni 27 
Oft. 14. tet d. OL8G. 
Wien, 3. 14.113, 
&. 75. 
1875. 
Jän. 13. Gef. f. Mähren, 
LEH. Nr. 12, 
©. 211 
„. 17. Geſ. F rain, 
LGBl. Nr. 8, ©. 
194, 210. 
März 28. Gef. f. Vorarlberg, 
LGBl. Nr 18, 
©. 281. 
„28. Gel. f. J 
LGBl. Nr. 22, 
©. 178, 
April 3. Geſ., RGBl. Nr. 
61, ©. 296, 329. 
„ 29 AMV., RGBl. 
Nr. 73, ©. 385 
Sunt 30. Gel. f. Schleiien, 
LOB. Nr. 21, 
©. 225. 
Aug. 5. Gef. f. Bulowina, 
LEBH. Nr. 21, 
S. 96. 
— 7. AMErl., 3. 6754, 
©. 74, 
Ok. 12. Gel. f. Böhmen, 
LGBl. Nr. 76, 
©. 80. 
1876, 
März 18. Gef. f. Görz- wg 
disfa, LGBl. 
11, ©. 142. 
April 17. MB, RGBl. Nr 
65, ©. 64. 
Mai 28. Gel. f. Iſtrien, 
LGBl. Nr. 18, 
©. 161. 


| 





runs 





17, 


. Bel. 
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Geſ. f. Salzburg, 
— Nr. 27, 
. 416. 

Sei. f. Galizien, 

LIEB. Nr. 28, 

©. 130. 


. AMErt., 8. 7807, 


©. 75 


. MIE., 8. 18.284 


ex 1876, ©. 81. 


. BOSC, 8. 310, 
©. 72, 83. 

ARE. 8. 9330, 
©. 231. 

. BEHE,, 


8. 1494, 
S. 216, 223. 


. Gel. f. Galizien, 


LGBl. Nr. 2 
1879, ©. 141. 
., 3. 35.834, 


exX 


; en 3. 934, 
Ä Ge N Görz⸗ Gra⸗ 


diska, LGBl. Nr. 
13, S. 156. 


BE, 8. 1470, 
©. 87, 88. 

. AMVB , RGBl. Kr. 
29, S. 332. 

DÖRE, 3. 4605, 
©. 2, 67. 

. Ge]. 2 Borariberg, 


LSB. Nr. 44, 
©. 285. 
f. Böhmen, 
LGBl. Nr. 78, 
©. 459. 


32* 


. Gef. f. Steiermarf, 
Nr. 


©. 484. 
i =: I Dalmatien, 
. Nr. 


. AMKD., 


Geſ. f. 


Chronologifches Regiiter. 


. AMErl., 8. 8810, 
©. 382. 


. MED., RGBl. Nr. 


105 ex 1882, ©. 
836, 343, 350. 


LGBl. 10, 


a 18, 


©. 
. Gel. 1 Trieft, LGBl. 
Nr. 13, ©. 271 


A en B- 1604, 


i Sir, LandAusſch. 
f. Steierm., LGBl. 


Nr. 27, ©. 485. 
RGBl. 


. AML. ‚REBL. Nr. 


170, ©. 345. 

NiedH., 
LOB. Nr. 31, 
©. 481. 


— f.Krain, LGBl. 
Nr. 10, ©. 475. 


; — 8. 2471, 
©. 2 


, — f. a 
er nn 


‚©. 29 
Er f. NiedO., 


LGBl. 
S. 482. 


Nr. 


März 12. 
April 29. 


Mai 1. 
Nov. 11. 


2 — Nr. 
34, ©. 34 


ERR,. * — 
LE. Nr. 11, 


Sei. f. Iſtrien, 
LGBl. Nr. 11 ex 
1884, ©. 168, 


k ag 8.13.478, 
©. 69. 
. StatthB.f.Sftrien, 


86Bl. 
S. 178. 


Nr. 12, 


. StattHR. f. Mähr., 


LED. Nr. 3 ex 
1885, ©. 479. 


. Rd.d. Triefter Ma- 


er F a 16.739, 


5 — „RGBl. Nr. 


Baltsien, 
LEG. Nr. AM, 


e Böhmen, 
LOB. Nr. 41, 


. Kärnten, 
Nr. 12, 
192. 


April 14. 
Juni 27. 


Aug. 


„ 20. 


Aug. 


12. 


. Gel. 


Ehronologifches Negiiter. 
ı De. 21. 


Geſ.f. Trieſt, LEBT. 
Nr. 14, S. 430 
Geſ., RGEvl. Sr 
3 ex 1886, ©. 298, 
299, 302, 303, 
310. 
AMKd.,RGBl. Nr. 
115, S. 336. 
StatthV. f. Gal., 


LOB. Nr. 42, 

©. 473. 
un 

BUG) J 


©. 4 
5— 8.13.08, 
©. 64, 211 | 
dorẽ. ‚8.10.041, 
. FMB., RGBl. Nr. 


4 ex 1886, ©. 


307. 
.AMV.,RGBl. Nr. 


5 ex 1886, ©. 307, 
332. 


. Sei. f. ge, 


en 


. 63. 
a DIR RGBl. Nr. 
41, 


©. 345. 


5 Sei. f. Steiermart, 


LEBT. 
©. 252. 
er 


ri 


Nr. 26. 
Iſtrien, 
S. 


f. Iſtrien, 
LGBl. Nr. 1 


’ 


©. 177. 
8. FME., 8. 25.598, 
©. 338. 





1887, 

März 18. 

Mai 29. 
„ ». 
„28. 
„29. 
20. 
„2. 
„29. 
„29. 
Fe 
— 2». 
FE 
„290 
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StatthE. f. Böhm., 
LGBl. Nr. 87, 
©. 460. 


Gel. f. Dalmatien, 

LGBl. Nr. 19, 

©. 396. 

Gef. f. Salzburg, 
DB. Nr. 16, 

. 55. 


f. Bulowina, 
Nr. 17, 
©. 41, 103. 
Seit DD, LGBl. 
Nr. 18, ©. 52. 
Gel. f. Sitrien, 
LGBl. Nr. 21, 
©. 47, 169. 

Bel. 2 Görz⸗Gra⸗ 
diska, LGBl. Nr. 
23, ©. 46, 130. 
Bel. f. Kärnten, 
LOB. Nr. 26, 
©. 48. 
Gef.f.Krain, LEBT. 
Nr. 28, ©. 49, 
201, 210. 

Sei. f. Dalmatien, 
LGBl. Nr. 28, 
©. 42, 117. 
Geſ.f. Tirol, LEBT. 
Nr. 31, ©.59, 263. 
Gef. f. Vorarlberg, 
LGBl. Nr. 32, 
©. 61, 289. 

Bei. f. Schlefien, 
LEB. Nr. 33, 
©. 56, 232. 


. Gef. f. Steiermarf, 


LEBH. Nr. 39, 
©. 58. 


. Gel. 


. Geil. f. 


Chronologiſches Regiſter. 
16. MEILE. 14.801, 
©. 396. 


f. Galizien, 
LSB. Nr. 42, 
©. 44, 136. 

NiedD., 
Nr. 42, 


©. 51, 218. 


Statthfd. f. Mähr., 


LSB. Nr. 

©. 52, 

LRRD. F. Schlefien, 
LGBl. Nr. 34, 
©. 57. 


76, 


LRV. f. Kärnten, 


en 
49. 


Nr. 27, 


i Statth®. FRIEedD., 


LGBl. Nr. 
©. 54 


46, 


; StatthR. f. Steier., 


LGBl. 
S. 59. 


Nr. 40, 


. StatthE. f. Tirol, 


8. 15.727, ©. 60, 
61. 


. StattHB.f. Iſtrien, 








LOB. Nr. 22, 
©. 48. | 

. Statth®. f. Görz- | 
Gradiska, LGBl. 
Nr. 24, S. 46 

.StatthKd. f. ObH., 
LOB. Nr. 25, 
©. 53. 

LRV. f. Bufowina, 
LGBl. Nr. 28, 
©. 42. 

.StatthKd.f. Dalm., 
LGB. Nr. 34, 
©. 43. 


Nov. 


28. 


29. 


StatthB. f. Gal., 
SGB. Nr. 65, 
©. 45 


AND. . Sal;bura, 
en Nr. 28, 


.StatthV. f Gal., 


LGBl. 
©. 45. 


Nr. 54, 


. StattHB.}. Böhm., 


106.711 ex 
1887, &.459, 461. 


AMLBELL., 


8. 10.828, ©. 304. 


. AUMB., REBL.NT. 


149, ©. 336, 343. 
MB., RGBl. Nr. 
170, ©. 346. 


. MB, en Nr. 


Nr. 22, ©. 


. MED, RGBl. Nr. 


16 ex 1890, 
338, 347. 


©. 


. MB., RGBl. Nr. 


54, ©. 346. 


ME., .. Nr. 


100, ©1 


’ StatthR. Ldalm. 


LGBl. Nr. 14, 


©. 44. 
. StatthHd. |. Dalın., 


Nov. 28. 


15%, 


Sün. 24. 
März 1. 
Mai 4. 
Juni 15. 


—W—— 
Suli 6. 
Aug. 15. 


Nov. 24. 


1891, 


Febr. 11. 
„ 1. 


. AMSD., 


Chronologiſches Negifter. 


LOB. Nr. 13, 
©. 72, 110, 126. 
BEHE., 8. 3202, 
©. 12, 83. 


AMB., RGBl. Nr. 
17, ©. 348. 
MLB., REBL. Nr. 
34, ©. 302, 331. 
MB., REBL. Nr. 
91, ©. 435. 


Geſ., RGBl. Nr. 


142, S. 296, 329. 
Geſ., RGBl. Nr. 


143, S. 306, 307, 


310. 

FMV., RGEBl. Nr. 
144, ©. 306, 307, 
310. 

LRV. f. Salzburg, 
LOB. Nr. 21, 
©. 418. 


MB., RGBl. Nr. 
208, ©. 346. 


Geſ.f. ObO. LEBT. 
Nr. 11, S. 22, 65. 
Geſ. f. Vorarlberg, 
LOB. Nr. 18, 
S. 36, 237, 29. 


. FMV., RGBl. Nr. 


67, S. 311, 312. 


. Geſ.f. Dalm. LGBl. 


Nr. 19, ©. 468. 
RGBl. 
Nr. 85, ©. 386. 


Gef. REBL. Nr. 


150, ©. 317. 


- FMB., RGBl. Nr. 


157, ©. 317, 320. 


. DOGHE., 8.10.1587, 


©. 137, 141. 











Juli 


Dez. 29. 


1892, 
Jän. 22. 
Febr. 21. 


„ 


März 28. 


Suni 10. 


7 
Aug. 2. 
7 
4 


1894. 
April 22. 


21. 
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Gef. f. Dalmatien, 
LGEBl. Nr. 3 ex 
1892, ©. 125. 


AMd., RG6Bl. 
Nr. 25, ©. 336. 
LAD. f. Schleſien, 
LSB. Nr. 20, 
€. 455. 

LRV. f. Schleſien, 
LGBl. Nr. 21, 


LGBl. 
S. 131. 


Nr. 44, 


. MV., RGBl. Nr. 


112, ©. 346. 
Geſ., 
126, ©. 84. 


. Sef.f. Tirol, LEBL. 


Nr. 24, ©. 271. 


. Gef. f. Galizien, 


LGBl. Nr. 74, 
©. 6, 134, 142. 


AMV.,RGBl. Nr. 


100, ©. 296, 329. 


LRV. f. Kärnten, 


L6GBl. 
S. 358. 


Nr. 37, 


.StatthKd.f. Küſten— 


land, LGBl. Nr. 
39, ©. 361. 


.StatthKd. f. Tirol, 


LGBl. 
S. 384. 


Geſ. f. Mähren, 
LOB. Nr. 51, 
©. 221. 


Nr. 39, 


10. 


17. 


26. 


. Geſ., 


Chronologiſches Negifter. 


. Statth2. f. Dalm., 


LEH. Nr. 10, 


; Gef, RGBl. Nr. 


139, ©. 317, 329. 


MR,, REBL. Nr. 


235, ©. 346. 


. MB, RGBl. Nr. 


121, ©. 435. 
RGBl. Nr. 


138, ©. 319, 320. 


. MV., RGBl. Nr. 


142, ©. 471. 


. MB., RGBl. Nr. 


173, ©. 346. 


. Gel. f. Görz⸗Gra— 


disfa, LEBT. Nr. 
10, ©. 9, 130, 
148, 156. 
AMErL, 3. 5380, 
©. 435. 


. StattHB.7.Böhm., 
Nr. 20, ı 


Statthſed.f. Böhm., | 
LEBT. 


LGBl. 
©. 435. 


Nr. 26, 
©. 437. 
StatthKd. f. Gal., 
LGBl. Nr. 21, 
©. 442, 


. Se. f. Mähren, 
53, | 


LEH. Nr. 
©. 18, 216, 225. 
Gef. f. Görz-Gra- 


disfa, LOB. Nr. 


19, ©. 160. 








uni 5. 


. ı Sept. 18. 


Nov. 8. 


Dez. 22. 
1897. 


April 17. 


1898, 


Jän. 14. 
3. 
April 20. 
16. 


Mai 


„80. 


17. 
„28. 


a 
LGB 


Gef. f. Bufowina, 
ar Nr. 24, 


& 
St f.Bufomina, 
LOB Nr. 25, 


wien „8. 26. 841, 


StatthV. f. Gal., 
LEB. Nr. 20, 
©. 439. 


. MB., RGBl. Nr. 
22. 
Juni 19. 


100, ©. 346. 
MV., REBL. Nr. 
101, ©. 332, 365, 
VEHE., 3. 3490, 
©. 116. 


FMV., RGBl. Nr. 
36, S 


AMT, REBL.Nr. 
54, ©. 386. 


Gef. rl Böhmen, 
LIEB. Nr. 37, 
©. 462. 
3 8428, ©. 387. 
eſ.f.Krain, LEBT. 
Nr. 28, ©. 207. 
Gef. f. Steiermarf, 
LEBH. Nr. 46, 
©. 252. 


. Gef. f. Steiermarf, 
er 


Nr. 5l, 
©. 2 
1 NiedO.. 
Nr. 44, 
S. 


1899. 


Jän. 2. 
. MB, RGBl. Nr. 


Febr. 


März 6. 


April 21. 


Juli 
Aug. 


Sept. 
Okt. 


EijendMEHL., 


4, 
. Gei. 


18. 


. 18. 


. Sig. VIII. 


Chronologiſches Regiſter. 
StatthV.f. Nied., 


Nr. 45, 


8. 
6280, S. 5. 


.MV., RGBl. Nr. 


171, ©. 346. 


. ME,., RGBl. Nr. 


200, ©. 346. 


. MB, RGBl. Nr. 


208, ©. 333. 


AMErL, 3.26.496 
ex 1898, ©. 455. 


48, ©. 346, 
Sei. f. — 
er Nr. 8, © 


au. RGBl. Nr. 
97, S. 346. 
IMR,., RGBl. Nr. 
145, ©. 347. _ 
Niedöſt. 


San Nr. 72, 


©. 412. 
. Kaif®., RGBl. Nr. 


176,©.73,84,301. 


RB. Nr. 
S. 126. 
LGEBl. 
S. 438. 
StatthV.f. NiedO., 
LGBl. Nr. 73, 
©. 414. 


Nr. 72, 


StatthV. f. Tirol, 


LOB. 
©. 372. 


Nr. 14, 








— — — — — — 


.StatthKd.f. Dalm.,, 
18, 


StatthKd.f. Böhm.,, 


April 30. 


Mai 


Mai 
Aug. 25. 
Nov. 22. M 


1901. 


März 9. 
Juli 2. 
‚ Sept. 11. 


Nov. 22. 


Febr. 5. 
April 4. 


n 


Suni 11. 
Juli 


Feldſchutzgeſetz. 


22. 


Ge. f. 


Sei, 
10. 


21. 


-] 


MB., RGBl. 
128, ©. 346. 
MB, RGBl. 
159, ©. 346. 

ME. RGBl. 
200, S. 346. 


DOSE, 8. 1806, 


©. 3 

Base. 8. 5321, 
©. 391. 

DIR. RGBl. Nr. 
145, ©. 346 

Sei. f. Nievo,, 
LGBl. Ne. 90, 
©. 27, 65. 
Iſtrien, 
LGBl. Nr. 10 ex 
1902, ©. 14, 166, 
168, 174. 


.StatthKd.f. Dalm., 


LEHL. Nr. 3, ©. 
72, 110, 128. 


. MB., RGBl. Nr. 


30, ©. 332, 367. 
MB., RGBl. Nr. 
32, ©. 332, 370. 
Sei., ROLL. Nr. 
87, ©. 306, 314. 
NEBL. Nr. 
136, S. 319. 

FMV., REBL Nr. 
92, ©. 325, 326. 


FMV., RGBl. Nr. 


88306,314315. 
MV., RGBl. Nr. 
110, ©. 332, 355. 
AMB., RGBl. Nr. 
137, ©. 319, 321. 


. AME., 8. 23.837, 
©. 30. 


32r* 
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Juli 


Sept. 9. 


April 20. 


. MV., 


MV., 
239, ©. 332, 359. 
9. Geſ.f. Tirol, LGBl. 


. MV., 


.MV., RGBl. 


Chronologiſches Regiſter. 
Juni 


29. MV., RSSL, Nr. 


169, S. 346. 
ML,, REEL Nr. 
184, ©. 346. 


. Stattb®. f. Tirol, 


LIDL. 
©. 376, 


Nr. 
380. 


31, 


. MB, RGBl. Nr. 


206, ©. 331, 380. 


ME. Tirol, LEBT. 


Nr. 6 ex 1903, 

S 380. 

ROBL Nr. 
. 332, 363. 

MOB Nr. 


238, 


Nr. 13 ex 1903, 
S. 258. 


. StatthB. f. Tirol, 
LSB. Nr. 8, ©. | 


RGBl. Nr. 
14, 


3832. 


30, ©. 10, 
19, 23, 27, 32,37. 
Kr. 
31, 6.10, 15, 19, 
23, 27, 32, 37. 


. StatthB. f. Tirol, 


L6Bl. 
S. 270. 


Nr. 14, 


.MV., RGBl. Nr. 


61, ©. 331, 354. 


MB. f. Böhmen, 


LOB. Nr. 70, 
©. 354. 

FMV., RGBl. Nr. 
91, ©. 307, 310, 
313. 


Aug. 
Nov. 


' 1904. 
| Jän. 


| März 





‚ 1906. 





April 


« 


5. 
12. 


8. 


a 
©. 
j Loge; 3. 9818, 


MV., RGBl. Nr. 
128, ©. 332, 368. 
LRV. f. Schlefien, 
LGBl. Nr39, 5,57, 


. MB., RGBl. Nr. 


178, S. 346. 


. MV., RGBl. Nr. 


240, ©. 332, 352. 


. Gel. f. Vorarlberg, 


LGBl. Nr. 18, 
©. 29. 
Sei. f. Steiermarf, 
LGBl. Nr. 59, 
©. 484. 


. BEHE., 3. 3259, 
©. 260. 
. Gel. f. Steiermarf, 


LGBl. Nr. 57, 
©. 238. 
8. 4472, 


; . — f. 


4. 


.Geſ. f. 


Steiermark, LGBl. 
Nr. 91, ©. 487. 


. AMErT. ‚3.33.969 


ex 1904, ©. 115. 
NiedH,., 
LEB. Nr. 67, 
©. 62, 63. 


. MB, RGBl. Nr. 
19. 


173, ©. 346. 
MB., ROB. Nr. 
179, S. 346. 


Geſ. f. — 
diska, S. 4 
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